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Vorwort

Das vorliegende Buch Ist In den Jahren 1988-1990 im Rahmen der Programmgruppe
"Mensch-Umwelt-Technik" des Forschungszentrums JOUch entstanden. DIese sozlal­
wissenschaftlich orientierte Gruppe hat sich 1988ein Forschungsprogramm gegeben,
dessen wesentliches Ziel die Analyse der Bedingungen, Probleme und Möglichkeiten
der Kommunikation Ober technikbedingte Risiken Ist.

Angesichts des vielfältigen Gebrauchs und der oft unklaren Konturen des Risiko­
Begriffes Jn der wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Risiko-Debatte stellte sich
die Gruppe die Aufgabe, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Risiko-Kom­
munikation in verschiedenen, kontrovers diskutIerten Technikbereichen zu untersu­
chen. Dazu wurden Experten in den Bereichen Gentechnik, Chemie, Kerntechnik,
Informations- und Kommunikationstechnik sowie im Bereich Klima beauftragt, das
Problem der Risiko-Kommunikation in Ihrem jeweiligen Bereich In einer Expertise
aufzuarbeiten und zusammenfassend darzustellen. Diese Expertise wurde In der
Programmgruppe MUT ausführlich diskutiert und einem systematJschen Vergleich
unterzogen.

Dieses Buch präsentiert die Ergebnisse; zum einen die fOnf Expertisen selbst, zum
anderen drei vergleichende Analysen zu Themen, Akteuren und Strategien der RJ­
siko-Kommunlkatlon. Wir hoffen, daß das Buch selbst einen Beitrag zur Verbesse­
rung der wIssenschaftlichen und gesellschaftlichen Kommunikation Ober Risiken lei­
stet.

Wir danken den Autoren der Expertisen fOr Ihre Geduld und ihre Kooperation sowie
Herrn Hans Ulrlch Stegelmann und Frau Waltraud Freler~Linder für dJe Bearbeitung
des Manuskripts.

Jüllch, Im November 1990

Helmut Jungermann
Bernd Rohrmann
Pater M. Wledemann
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1. Technik und Risiko als Konfliktfeld

Der Begriff "Risiko" ist in den letzten Jahren zum Symbolbegriff der Krise Im Ver~

hältnls der Gesellschaft zu Wissenschaft und Technik geworden. Es geht dabei In
erster Linie um gesundheitliche, ökologische und wJrtschaftliche Risiken, aber auch
um Gefahren für die psychosoziale Situation des IndIviduums und für die politische
Verfassung der Gesellschaft. Beispielhaft selen die Diskussionen um Kraftwerke,
Chemikalien, neue Medien, Datenschutz und Gentechnik genannt.

Man kann dies als ReaktJon auf eine Zunahme realer Risiken in der tndustrleaasell­
schart Interpretieren, wie es z.B. aECK (19B7) getan hat. Danach hat die Erzeugung
und VerteJlung von Risiken hochentwickelter Produktivkräfte eine neue, dominante
Bedeutung gewonnen. Das Bewußtsein für Risiken Ist entsprechend gestiegen. An­
gesichts der neuen Qualltät der Risiken (z.B, Nicht~Wahrnehmbarkeit von Strahlung,
Langfristigkelt von Folgen, Unmöglfchkelt experimenteller ÜberprOfung von Großsy­
stemen, Schwierigkeit von WahrscheinlIchkeitsaussagen) wird gleichzeitig die Aus­
einandersetzung aber Risiken Immer schwieriger und heftiger.

Man kann das gesteigerte RIsiko-Bewußtsein auch mit LUHMANN (1990) als das Er­
gebnis einer technologischen EntWicklung sehen, in der quasi natürliche Gefahren
zunehmend in Risiken dadurch transformiert werden, daß Entscheidungsmög­
lIchkeiten und speziell Gefahrenabwehrmöglichkeiten geschaffen werden, die vorher
nicht gegeben waren. Danach könnte das Risiko-Bewußtsein also steigen, auch wenn
dle technologische Entwicklung selbst relativ ungefährlich wäre oder sogar die reale
Gefährdung verrfngerte.



Man kann die Risiko-Diskussion schließlich auch Im Sinne von DOUGLAS &
WILDAVSKY (1982) als ein Moment der Veränderung einer politischen Kultur lnter­
pretleren, die notwendige Vertrauensvorgaben und Verhaltenssicherheiten .nicht
mehr gewährleisten kann. An den Ängsten, die In einer Gesellschaft zirkulieren, ist
nach ihrer Auffassung erkennbar, auf welchen Werten sie beruht. Diese Werte lenken
ab von den Gefahren etwa des Zusammenbruchs der Weltwirtschaft, des Krieges,
des Zigarettenrauchens oder der Röntgenstrahlen und betonen Gefahren wie die der
Umweltverschmutzung, der Strahlenverseuchung oder des Profltstrebens. Nicht jede
Gefahr wird zum Anlaß eines Streites, sondern jene Gefahren werden herausge­
hoben, ·aus denen sich eine Moral des Risikos gewinnen läßt, d.h, fOr die sich
Schuldige finden lassen.

Ob sich nun die Risiken selbst verschärft haben, ob sich (nur) unser Blick fOr Risiken
geschärft hat, oder ob beldes - teils unabhängig, teils abhängig voneinander - ge~

schehen 1st: Beobachtbar Ist jedenfalls In den wesentlichen Industriestaaten eine
sich um die technik-bedingten Risiken drehende, heftige und breite Auseinanderset­
zung. Ihre Konturen sind längst unscharf geworden. War es zu Beginn der siebziger
Jahre beim "Pfadfinder Kernenergie" noch vergleichsweise einfach ein Streit zwi­
schen wissenschaftlich-technischen Experten und politisch motivierten Bewegungen
aber die Sicherheit bzw. Unsicherheit von Kernkraftwerken, so haben sich Inzwi­
schen Konflikte zwischen unterschiedlichsten Gruppen Ober unterschiedlichste
Aspekte In unterschiedlichsten Technikfeldern entwickelt. Was die Bewertung der
hier angesprochenen (GroB~)Technologlen so schwierig macht, Ist deren Komplexität,
Dynamik, Intransparent und Reichweite. Ebenso besteht über Wertmaßstäbe, über
Verfahrensweisen und Ober die angemessenen gesellschaftlichen Institutionen der
Technikbewertung vielfach Dissens.

Auch die SItuation In der Bundesrepublik Deutschland zeigt, daß keine
Technikentwicklung oder Entscheidung über den Einsatz einer Technologie In einer
pluralistischen und demokratischen Gesellschaft ohne ausführllcheDlskusslon der
Vor- und Nachteile, ohne systematische Abwägung der Chancen und Risiken mehr
auskommt.

2. Die Risikoformel als Problemfeld

Eine zentrale Rolle in den Auseinandersetzungen um die Technik spielt der Begriff
"Risiko" selbst. Ganz allgemein Ist mit "Risiko" die Möglichkeit eines Schadens oder
Verlustes gemeInt, der mehr oder minder wahrscheinlich und unterschiedlich be­
deutsam sein kann. Allerdings herrschen ganz unterschiedliche Auffassungen dar­
aber, welche Risiken akzeptabel bzw. zumutbar sind und welche nicht.

Oft sind es gerade nlcht diejenigen Risiken, vor denen sich Laien am meIsten fürch­
ten, die aus der Sicht von Experten die größten sind. Unter diesen Bedingungen Ist
es schwierig, Politik am Ziel der kollektiven Daseinsvorsorge zu orientieren. Jede
politische Entscheidung wird umstritten sein, denn sie berührt SIcherheitsbedarfnisse
der Barger, Forschungsinteressen von Wissenschaftlern, ökonomische Interessen bis
hin zu Fragen der wirtschaftlichen, sozialen und politischen Entwicklung der Gesell­
schaft. Sicherhe1ts~ und Vorsorgemaßnahmen auf dem einen Gebiet legen Mittel fest,



die auf anderen Gebieten dann nicht mehr zur VertOgung stehen. Sollen diese
Ressourcen dort eingesetzt werden. wo nach dem Urteil der Experten die größten
Gefahren für Gesundheit und Umweltschutz bestehen, oder sollten vorrangig Pro­
bleme In Angriff genommen werden, die In der breiten Öffentlichkeit die größten Be­
sorgnisse hervorrufen?

Die dabei getohrten Diskussionen Ober technik-bedingte Risiken sind meist für alle
Beteil1gten unbefriedigend: sie lösen oft rationale Irritation und emotionale Erregung
aus. Dies gilt nicht nur für das schon "klassische" Thema Kernenergie, sondern auch
~ Je nach Aktualität ~ für Themen wie Psychopharmaka, Computer am Arbeitsplatz,
Retortenbabys, MOlIverbrennung, Lagerung toxischer Chemikalien oder Waldsterben.
Ein Hauptgrund für die Schwierigkeiten Ist wohl darin zu sehen, daß die Betelllgten
je nach Wissen und Wertvorstellungen beim gleichen Gegenstand Ober unterschled­
I1che Dinge - und das heißt aneinander vorbei - reden.

Es hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß verschiedene gesellschaftliche Gruppen
dem Begriff 'Risiko' ganz unterschiedliche Bedeutung geben (siehe z.B, EDWARDS
& v. WINTERFELDT, 1987; JUNGERMANN & SLOVIC, 1990). Zusätzlich zu den basalen
Komponenten. Ausmaß und Wahrschelnl1chkelt von Schäden fließt z.B, In die Risiko­
bewertung ein. Inwieweit die Gefahrenquelle bekannt und verstehbar ist oder aber
Ungewlßhelt und Angst auslöst, ob das Risiko freiwillig Obernommen wurde und
beeinflußbar erscheint oder nicht, welches Katastrophenpotentlat ein Schadensfall
hat, welche ökologischen Folgen gegenwärtig oder zukOnftlg zu besorgen sind und
schließlich, ob Nutzen und Risiken 'gerecht' verteilt sind und wie sie gegeneinander
aufgewogen werden.

Entsprechend lassen sich ein "Intuitives" (eher qualitatives) Risiko-Konzept des Laien
und ein analytisches (eher quantitatives) Risiko-Konzept des Technikers
kontrastieren; darüber hinaus werden auch bel verschiedenen Technologien unter­
schiedliche Risiko-Begriffe verwandt (z.B. Risiko des Unfalls In einem Kraftwerk vs.
Risiko einer sozialen Wissenskluft durch die neuen Informationstechniken): und so­
gar Innerhalb einer einzelnen Technologie - nämlich der Nukleartechnologle - hat
sich der RIsikobegriff Innerhalb von 15 Jahren erheblich gewandelt (vgl. KOLLERT
1990). Ganz sicher wird das probablllstische Risikokonzept (wie es vorrangig In den
Naturwissenschaften und der Versicheru ngsmathematik entstand) der komplexen
RIsikodebatte nicht gerecht.

Aus al1 dem dürfte deutlich geworden sein, daß nicht nur die Kontrolle und Beherr­
schung technologiebedingter Risiken ein Problem ist, sondern auch die Kommu­
nikation Ober gesundheitliche, ökologische, wirtschaftl1che und gesel1schaftl1che RI­
siken. Die Beispiele dafür sind zahlreich:

• Wie sind die Anwohner eines Chemiebetriebes Oberdas Verhalten bei Stör- und
Katastrophenfällen zu informieren? Wann und in welcher Form sollte Informiert
werden? Wie können Panik einerseits und Sorglosigkeit andererseits vermieden

werden?
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• Wie Ist auf Befürchtungen und KrItik von Anliegern einer geplanten
MQllverbrennungsanlage einzugehen? Welche Informationen sollten zugängl1ch
gemacht werden?

• Wie können die Risiken erklärt werden, die von zlvll1satorlscher oder natorllcher
Radioaktivität ausgehen. insbesondere Konsequenzen mit extrem geringeren
Wahrscheinlichkelten?

• Wie können Gefahren verdeutlicht werden. ohne daß die Bevölkerung zusätzlich
verunsichert wird? Welchen Stellenwert sollten Bevölkerungsmeinungen bei der
Entscheidung Ober den Bau einer solchen Anlage haben?

• Welche Möglichkeiten gibt es, um die Bevölkerung zu einem verantwortungsbe­
wußten Umgang mlt Wasser, Energie und Abfall zu bringen? Welche Kommu­
nikationsprogramme slnd unter welchen regionalen Bedingungen bei welchen
Teilen der Bevölkerung erfolgreich?

• Wie kann die Öffentlichkeit bel Entscheidungen Ober den Bau einer
gentechnischen Anlage bete1l1gt werden? Sind solche Betelllgungen der Öffent­
lichkeit immer machbar? Wie können dabei Konflikte zwischen verschiedenen
1ntsressenqruppen gelöst werden?

• Wie können die Gefahren, die mit KlImaveränderungen verbunden slnd und die
dafür verantwortllchen Ursachen deutlich gemacht werden? Wie läßt sich hlerfOr
das ProblembewuBtseln erweitern und das Verständnis der komplexen Zusam­
menhänge fördern?

Diese Fragen verweisen zugleich auf unterschiedliche Beteiligte solcher Kommu­
nikationsaufgaben: auf Verursacher, 'Exponierte, Experten, die Interessierte Öffent­
lichkeit, die Verwaltung sowie die Medien und die Politik.

Zwischen al! diesen "Akteuren" wird Ober Technologlen und deren Chancen und RI­
siken kommuniziert, wenn auch teils nur indirekt Ober die Medien vermittelt. Zu­
gleich bestehen beträchtliche Kommunikationsprobleme. und zwar nicht nur zwi­
schen Experten auf der einen SeIte und der Öffentlichkeit auf der anderen Seite,
sondern auch innerhalb der verschiedenen Akteursgruppen, so etwa zwischen Ex­
perten unterschiedlicher wissenschaftlicher Dlsz[plinen. Ebenso gibt es Probleme
und Konflikte zwischen verschiedenen administrativen InstItutionen. Beispiele dafOr
sind die Diskussion um das Gefahrenpotential von DIoxinemissionen aus
MOJlverbrennungsanlagen, das Toxtkologen anders bewerten als chemiker, oder die
Grenzwertsetzung fOr Strahlungsgefahren (hier sei an die Konfusion der Behörden
nach der Chernobyl-Katasfrophe erinnert). '

Die angedeuteten Konflikte (siehe dazu ausfOhrllcher Kap, 8 in diesem Band) sind
deswegen bedeutsam, weil es schließlich darum geht, durch Informatlonsaustausch
zwIschen Betellfgten bzw. Betroffenen, Experten und den politischen EntscheIdungs­
trägern zur Lösung von Konflikten, zumindest aber zu einem kooperativen Umgang
mit Entscheidungen Ober Risiken zu kommen.



3. Kommunikation über Risiken als Forschungsfeld

Die sozialwissenschaftliche Analyse der Bedingungen und Schwierigkeiten und Ver~

besserungsmöglIchkeiten der Kommunikation Ober Risiken bildet ein eigenes For­
schungsfeld, für das sich die Bezeichnung Risiko-Kommunikation durchgesetzt hat.

Risiko-Kommunikation betrifft dabei alle Kommunikationsprozesse, die sich auf die
Identlflzlerung, Analyse, Bewertung sowie das Management von Risiken und die da­
fOr notwendigen Interaktionen zwischen den Beteiligten beziehen.

Dieses Forschungsgebiet - die Menge der theoretischen, emplrlschan und prak­
tischen Fragen - läßt sich als dreidimensionale Problemstruktur verstehen: die an­
gesprochenen Problemstellu ngen beziehen sich

• auf verschiedene RIsikothemen, z.B, psychologische, soziologische, ökologische
oder ethische Fragen;

• auf verschiedene Technikbereiche, z.B. Energietechnik, Gentechnologie oder
I&K-Technlk, sowie

• auf verschiedene Akteure der Kommunikation, z.B. Wissenschaftler, Borger,
Journalisten.

Im einzelnen lassen sich folgende Zielsetzungen unterscheiden (COVELLO et alt
1986, PLOUGH & KRIMSKY 1987):

• Die Analyse des Risiko-Verständnisses sowie der Risiko-Bewertungen von un­
terschiedlichen Interessengruppen:

• eine verbesserte Vermittlung und Erklärung von Risiko-Informationen;

• die Entwicklung von geeigneten Maßnahmen zur Information der Öffentlichkeit In
Krlsen- und Katastrophenfällen;

• die Entwicklung von Maßnahmen zur Veränderung von risikobezogenen Verhal­
tensweisen sowie

• die Konzeption von Konfllktlösungsansätzen bei Auseinandersetzungen Ober
technikbedingte Risiken und verbesserte Partizipation der Betroffenen.

Untersuchungen zur Risiko-Kommunikation sind In den letzten Jahren vor allem in
den USA, aber auch In den EG-Staaten durchgefahrt worden. Veröffentlichungen wie
das Sonderheft der Zeitschrift 'Selence, Technology, Human Values' Ober RIsIko­
KommunikatIon (1987), die Proceedings verschiedener Tagungen/Workshops (u.a.
COVELLO et al, 19ß9, JUNGERMANN et al, 1988, LEISS 1989) sowie die Publikation
des NATIONAL RESEARCH COUNCIL der USA (1989) bezeugen das rasch gewach~

sene Interesse und die regen ForschungsaktlvlUlten (O'RIORDAN et alt 1989).

Speziell in den USA spielt dabei die Gesetzgebung zu Emergency Planning und
Communlty "Rlght to know" eine Wichtige Rolle. Danach sind Firmen, die als beson­
ders gefährlich eingestufte ChemiekaHen herstellen, verarbeiten oder lagern, var-
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pflichtet, staatliche und lokale SIcherheitsbehörden mit Informationen Ober Art und
Menge der Chemikalien sowie über chemische Abfälle und etwaige Unfälle zu un­
terrichten. Diese Informationen sind auch der ÖffentlichkeIt zugängllch; außerdem
haben Anwohner das Recht, diese Informationen von unabhängigen Institutionen
überprüfen zu lassen.

In den EG-Staaten hat die 1982 verabschiedete Seveso-Direktlve (eine Rahmenricht­
linie) einen ähnlichen Einfluß gehabt. Sie legt u.a. fest, ob die Anwohner von gefähr­
lichen Chemieanlagen, die von Unfällen betroffen sein können, über Sicherheitsvor­
kehrungen und über das Verhalten bel Unfällen zu informieren sind. In den
Niederlanden, In Frankreich, Italien und Großbritannien fOhrte dies zu empirischen
Studien Ober geeignete Verfahrenswelsen der Notfall-Information.

Zumindest konzeptionell wird aber auch In der Bundesrepublik Deutschland die Be­
deutung der Risiko-Kommunikation zunehmend hervorgehoben. So weist das Gut­
achten des Rates von Sachverständigen zu Umweltfragen darauf hin, wie wlchtlg die
gesellschaftllche AuseInandersetzung mit den Risiken und Chancen neuer Techno­
loglen ist (DIERKES und FlETKAU 1987). Auch ln dem 1990 vorgelegten Sondergut­
achten "Altlasten" des Rates wird dieser Standpunkt betont: "Nach Auffassung des
Rates handelt es sich bel dem gesamten ProbJemherelch der Altlasten um gesell­
schaftliche Lasten, Entscheidungen und Risiken, die nur In öffentlichen, das heIßt
politisch organisIerten Prozessen bewältigt werden können. Die Aufgabe von Wis­
senschaftlern besteht darin, durch Information und Aufklärung, Insbesondere durch
die Erarbeitung von Bewertungskriterien und ihre Erläuterung, den allgemeinen poli­
tischen W11Iensbildungsprozeß zu unterstOtzen und zu fördern". (Rat von Sachver­
ständigen für Umweltfragen, 1990, 222)

Um praktische Verbesserungen der Risiko-KommunikatIon zu ermöglichen, sInd so­
wohl Arbeiten zur Konzeption von Kommunikation Ober Risiken, empirische Unter­
suchungen von TechnikkonflIkten und RIsikodebatten als auch die praktische An­
wendung und ÜberprOfung von Verfahren zur Verbesseru ng der
Risiko-Kommunikation erforderlich. Zugleich Ist ein Interdiszlpl1närer Ansatz not­
wendig, in dem Erkenntnisse aus sozlalwlssenschaftllchen und technischen Dlszlp­
linen zusammengefOhrt werden.

4. Analyse und Vergleich der Risiko-Kommunikation In verschiedenen
Technikbereichen

Die sozialwissenschaftlIche Beschäftigung mit dem Rlslko leidet - zumindest In der
BundesrepublIk Deutschland - unter zwei Problemen.

Zum einen Ist die Auseinandersetzung sehr allgemein, wenn nicht sogar pauschal:
zu schnell kommt man auf Grundsätzliches: z.B, BECK (1986), der technische Risiken
zu der gesellschaftsprägenden Kraft stilisiert und von der RIsikogesellschaft spricht,
ohne einmal klar zu deflnleren. was er denn mit dem Begriff "Rlslko" meint. VLEK und
STALLEN (1980) zeigen dagegen, daß schon In der fachwissenschaftllehen Diskussion



um technische RisIken ganz verschiedene Konzepte eine Rolle spielen. Eine syste­
matische Untersuchung, welche Risiko-Themen In den unterschiedllehen Technik­
feldern erörtert werden und mit welchen Risikokonzepten dabei gearbeitet wird, ist
unserer Auffassung nach deshalb von besonderer Wichtigkeit.

Zum anderen findet sich In der fachwissenschaftlichen Diskussion eine Fixierung auf
die GegenObersteIlung von "subjektiven" und "objektiven" Risiken, d.h, auf die Ab­
weichungen von Lalen- und Expertenbeurteilungen. Dabei wurde lange Zelt unter­
stellt, daß LaienbeurteIlungen Irrational, weil subjektiv sind. Gegenwärtig scheint
sich eher eine entgegengesetzte Bewertung durchzusetzen: ExpertenurteIle werden
entwertet (BECK 1986), als "verzerrt" und weniger rational beurteilt und den Laien
zuweilen eine höhere, weil "ganzheitliche" Rationalität attestiert.

Konflikte Ober Risiken exlstleren aber nicht nur zwischen Laien und Experten; sie
sind auch für die Beziehungen zwischen anderen Akteuren bestimmend: so für Ex­
perten und Gegenexperten, fOr Epidemlologen und Ingenieurwissenschaftler, fOr Po­
I1tlk und Verwaltung, Wissenschaft und Verwaltung sowie für Unternehmungen und
Politik.

Zur Klärung dieser belden, hier nur kurz skizzierten Probleme ist es sinnvoll, die
Analyseperspektive zu erweItern. Zum einen Ist die Risiko-Kommunikation in unter­
schiedlichen Technikfeldern zu untersuchen und zum anderen sind die spezIfischen
Problemsichten und Lösungsstrategien der verschiedenen Akteure zu erfassen. Es
gilt also, die "EiswOste der Abstraktlon" zu verlassen und Risiko-Konflikte Im Detail
zu untersuchen.

Erst derart empirisch begrOndete Analysen bieten eine Chance, Wege und Mög­
lichkeiten aufzuweisen, wie die KommunikatIon Ober technische Risiken erleichtert
werden kann: welche Konsenschancen bestehen, ob Konflikte Oberden Umgang mit
Technologlen begrenzt werden können und welche Verfahren sich anbieten, Ent­
scheIdungen Ober Risiken demokratisch zu gestalten.

FOr eine vergleichende Analyse sind vor allem solche Technikfelder Interessant, die
im Zentrum gesellschaftlicher Kontroversen stehen, die bedeutsam für die tech­
nische, wirtschaftliche, soziale und ökologische Zukunft sind und In denen eine
exemplarische Analyse verallgemeinerbare Einsichten versprechen.

Dazu gehören die Energietechnik, insbesondere die Kernenergie, die Informatlons­
und Kommunlkatlonstechnologlen, die Blo- und Gentechnik sowie die chemische In­
dustrie. Ein weiteres, stärker globales und zukunftsbezogenes Problemfeld der Ri­
slko-Kommunlkatlon sind die KlImagefahren.

Vergleichende Analysen zur Risiko-Kommunikation In diesen Bereichen sind In
Deutschland (unserem WIssensstand nach auch In den anderen EG-Ländern sowie in
den USA) nicht vorhanden. Deshalb hat die Programmgruppe Mensch-Umwelt­
Technik In Kooperation mit weiteren Wissenschaftlern den derzeitigen Wissensstand
aufgearbeitet. FOr diese Analyse wurde ein Leitfaden entwickelt, der die folgenden
Fragestellungen umfaßt:

• Welche Risiken werden (Im betrachteten Technfkfeld) gesehen und diskutiert?
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• Wie wird der Begriff "Risiko" dort benutzt, welche Interpretationen erfährt er?

• Ober welche Risiken und auf welcher Inhaltlichen Ebene gibt es wesentliche
Auffassungsu nterschiede?

• Zwischen welchen Gruppierungen bestehen Konflikte und welche Rolle spielen
die verschiedenen Akteure?

• Worauf lassen sich gegebene Kontroversen vorrangig zurückführen?

• Gibt es Ansätze zur Thematlslerung von Risiko-Kommunikation und Versuche zu
Ihrer Verbesseru ng?

• Weist die Diskussion in der BundesrepublIk Besonderheiten gegenaber der In­
ternationalen Diskussion auf?

• Erscheint eine sozialwissenschaftlieh orientierte, aber Interdisziplinäre For­
schung zu Problemen der Risiko-Kommunikation Im betrachteten Technikfeld
sinnvoll?

• Welche Themen bzw. Probleme bedOrften besonderer Beachtung?

• Bei welchen Institutionen könnte Bedarf und Interesse an entsprechenden Er­
kenntnissen bestehen?

Es Ist so möglich, einen Obergreifenden Bezugsrahmen zu entwickeln. In dem sowohl
die Spezifika als auch die Gemeinsamkeiten der Risiko-Kommunikation In den ver­
schledenen TechnIkfeldern genauer bestimmt werden können.

Nachstehend werden zunächst die fOnf verschiedenen TechnIkfeldern abgehandelt.
Van den DAELE berichtet Im Kapitel 2 aber das Problemfeld Gentechnologie. Im Ka~

pitel 3 wird von PETERS die Risiko-Kommunikation im Bereich der Kernenergie dar­
gestellt. UTH befaßt sich Im Kapitel 4 mit der KommunIkation Ober ChemierIsiken. Im
5. Kapitel analysiert HENNEN dIe Rlslko-Komrnuntkatlon Im Bereich der
I&K-Technologlen. Kapitel 6 von FRANKENBERG schließlich gilt den Risiken. die von
KlImaveränderungen ausgehen.

Danach folgen drei komparative Analysen, JUNGERMANN arbeitet die zentralen The­
men und Konflikte der RisIko-Kommunikation In den verschiedenen Technik- und
Problemfeldern heraus; ROHRMANN beschreibt die Rolle der verschiedenen Akteure;
WIEDEMANNerörtert deren Strategien und verdeutl1cht dabei dIe zentralen Probleme
der Risiko-Kommunikation.
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1. Hintergrundprobleme: Die Überlastung der Risikothematik

1.1 Widerstände gegen neue Technik und RIsikothematik

Die Auseinandersetzung um die Risiken der Gentechnologie Ist das jOngste Glied
einer Kette gesellschaftlicher Auseinandersetzungen um moderne Technik, die seit
gut zwei Jahrzehnten mit zunehmender Intensität die polltrsche Diskussion bestim­
men. Die Tatsache, daß diese Auseinandersetzungen politisch die Form von RisIko­
kritik hatten, hat auch analytisch und theoretisch das 'Risiko' zentral fOr die Inter­
pretation des Widerstandes gegen Technik gemacht. So kennzeichnet etwa BECK
1986 die gegenwärtige Gesellschaft als 'RIsikogesellschaft, weil die Abwehr globaler.
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klassenübergreifender Gefährdungen der menschlichen Existenz zum zentralen
Strukturproblem geworden sei. EVERS/NOWOTNY 1987 sehen das SchlOsselproblem
der gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklung Im Umgang mit Unsicherheit, die
(u.a.) durch den Verlust des Hintergrundvertrauens In die Nützlichkeit der offenbar
unaufhaltsamen technischen Dynamik erzeugt wird. Diese Diagnosen sind zutreffend,
aber unvollständig. Zweifellos wachsen sowohl die objektiven Gefährungen durch die
Resultate der wissenschaftlich-technischen Zivilisation, wie auch die Sensibilität der
Bevölkerung für diese Gefährdungen. Es trifft auch zu, daß der technische Fort­
schrittsoptimismus frOherer Epochen seit langem einer tiefen und stabilen
Ambivalenz gegenOber der Technik gewichen lst, die Jede Nutzenerwartung mit der
BefOrchtung unabsehbarer Gefahren verknOpft (1) Die wachsende Kritik an den Risi­
ken der Technik spiegelt jedoch Widerstände, die Ober die Abwehr von Gefahren

hInausreichen.

Die Kritik an der Technik spiegelt, wie am Beispiel der Antikernkraftbewegung ge­
zeigt worden ist (KITSCHELT 1984), zum einen grundsätzliche Vorbehalte gegen
Wertorlentierungen, die in unserer Gesellschaft technische Modernlslerung kulturell
begünstigen, etwa der Utilitarismus, der Pragmatismus oder der 'Instrumental
activlsm' des typischen Geschäftsmannes (PARSONS 1968. 411ff,). Die Kritik spiegelt
zum anderen klassischen Themen politischer Konflikte. wie die Ungleichheit der
Machtverteilung, mangelnde Mitbestimmung der Betroffenen, die Irrationalität von
ledigllch an Maßstäben der Kapitalverwertung orientierten Prozessen der
Ressourcenverwendung und den Streit um die Ziele wünschenswerter gesellschaft­
licher Entwicklung. Vor allem aber ist der Widerstand gegen neue Technik ein Pro­
test gegen die Überwältigung durch Innovationsprozesse, die lrgendwo In der Ge­
sellschaft Inszeniert werden und dann die natOrlichen und sozialen
Lebensbedingungen umwälzen, ohne daß man eine Steuerung oder Kontrolle erken­
nen kann, geschweige die Betroffenen Ober das, was Ihnen geschIeht, Irgendwie
mitentscheiden könnten. Technikkritik Ist zugleich Forderung nach politischer Hand­
lungsfählgkelt gegenüber technischer Dynamik· eine Forderung, die sich etwa auch
in Klaus von DOHNANYls Bekenntnis niederschlägt, daß die Politik bisher der mo·
dernen Gentechnologie, der kOnstJlchen Intelligenz oder der Neurobiologie nur mit
Steuerungsinstrumenten, die einem Postkutschenzeitalter entsprechen, entgegen­
treten könne.

Die Einwände gegen die Gentechnologie richten sich mit änmlcner Bandbreite wie
bel der Kernenergie ebenfalls nicht nur gegen manifeste SIcherheitsprobleme, son­
dern auch gegen die ethische Zulässlgkeit der Technik Oberhaupt, gegen Ihren dro­
henden Mißbrauch und gegen soziale, politische und kulturelle Fehlentwicklungen,
die mit ihrer Hilfe eingeleitet werden könnten (so im einzelnen unten zu Frage 2.2).
Und wie im Fall der Kernenergie besteht die Tendenz, die unterschledJlchen Motive
und Ansprüche der Kritik möglichst vollständig In der Rislkothematlk unterzubringen.

FOr diese Tendenz slnd elne Relhe von Gründen verantwortlich

•
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Risikoargumente haben besonderen politischen 'appeal/·Sle sind in hohem Maße
konsensfähig. Sicherheit Ist ein anerkannter Grundwert (ZAPF 1987) und der
Forderung nach besserem Schutz vor den Gefahren einer Technik kann man
ernsthaft nicht Widersprechen.



• Ansprüche auf Sicherheit schlagen In der Goterabw~gung gegenaber
konkurrierenden Ansprachen auf die Einfahrung oder Nutzung neuer Technik
durch. Die moderne differenzierte Industriegesellschaft sichert die Möglichkeiten
Innovatorischen Handeins, einschließlich der Möglichkeit. von gegebenen tech­
nischen Optionen auch Gebrauch zu machen, durch die Gewährung Individueller
Freiheitsrechte (Gewerbe- und Berufsfreiheit, Forschungsfreiheit, Recht auf Ge­
sundheit, Selbstbestfmmung) auf der Ebene der Verfassung wertmäßIg ab. Diese
Garantien stehen jedoch unter dem Vorbehalt, daß von der Nutzung der Rechte
keine Gefahren für andere In der Verfassung ebenfalls geschOtzte Rechtsgpter
ausgehen dürfen,

• Gefahrenabwehr und Gefahrenvorsorge sind etablierte und unbestritten legitime
Ziele staatlicher Politik, dIe auch weitreichende Eingriffe in Individuelle Rechte
und Interessen rechtfertigen.

• Unter dem Gesichtspunkt eines "Grundrechts auf Sicherheit" (lSENSEE 1983) ha­
ben Betroffene einen Anspruch auf staatlichen Schutz vor Gefahren, den sie not­
falls auch gegen abweichende parlamentarische Mehrheitsentscheidungen vor
dem Verfassungsgericht einklagen können.

• RisikodefinItionen sind keine festen vorgegebenen Größen. Sie sind in der Ge­
sellschaft ausgehandelte kulturelle Tatbestände. Was als relevante Unsicherheit,
als Gefahr oder Schaden gilt, hängt von selektiven Wahrnehmungen und
Senslbilltäten ab und kann 'durch AUfklärung und Protest verschoben werden
(DOUGLASI WILDAVSKY 1982).

Diese GrOnde erklären, warum Widerstände gegen neue Technik, auch die oft funda­
mentalen Einwände sozialer Bewegungen, vorzugsweise als Rlsikokrltlk polltlsch
operationallsiert werden. Sie erklären auch, warum die Auselnandersetz.ung Ober
Risiken Immer zugleich als Auseinandersetzung Ober die Semantik des RIsikobegriffs
gefahrt wird. Im Ergebnis wird diese Strategie aber immer nur teilweise Erfolg haben.
RisikodefInitionen lassen sich nicht beliebig verschieben. In den Definitionen, die
sich schließlich durchsetzen Jassen, sind die unterschiedlichen Einwände gegen die
Technik und die daran geknüpften PolItIkansprüche nur unvollkommen abgedeckt.
Diese Situation stellt die Risiko-Kommunikation vor eine letztlich unlösbare Proble­
matlk: Sie Ist mlt Widerständen gegen die Technik konfrontiert, die tn den definierten
Risikoproblemen nicht auftauchen, aber als Motive wIrksam bleiben. Jede noch so
zweIfelsfreie Verbesserung der Rlslko-Kornrnunlkatlon, also auch eine einwandfreie
Regelung, kann allenfalls die definierten Probleme lösen, nicht die Motive for den
Widerstand gegen die Technik aufheben.

Im folgenden sollen zweI Aspekte dieser Problematik näher erläutert werden: Zu­
nächst wIrd das Auftreten ethisch begrOndeter Fundamentalkritik an der Gentechno­
logie zum Thema gemacht. Diese KrItik Ist eines jener Oberschießenden Motive für
den Widerstand gegen die Technik, die die RisikothematIk übarlaqern, ohne durch
sie abgedeckt zu sein. (1.2) Danach werden die Grenzen der Verschiebbarkeit von
Risikodefinitionen und die Grenzen regulativer Politik zur Kontrolle von Risiken dis­
kutiert. (1.3)



1.2 Kulturelle Spannungen: Kontingenzerhöhung vs. Fundamentalisierung

Die Entwicklung der Gentechnologie ist begleitet gewesen von fundamentalen
ethischen Einwänden gegen die Zulässigkeit einer solchen Technik überhaupt. Den
Wissenschaftlern wurde Hybris und der Versuch, "Gott zu spielen" vorgeworfen. Soll
der Mensch überhaupt berechtigt sein, die Formen des Lebendigen, die die Evolution
in Jahrmillionen geschaffen hat, nach seinem Willen und Entwurf zu rekonstruierten?
(SINSHEIMER 1976) Das Sondervotum der GRÜNEN zum Bericht der ENQUETE-KOM­
MISSION (1987, 336,352) beschwört einen letzten Rest der Achtung vor der Heiligkeit
des Lebens. Lebendiges soll nicht lediglich nach Brauchbarkeitskriterien zerstückelt
werden können. Die totale Verkünstlichung der Natur ist ein Sakrileg. Die Motive der
Achtung vor der Natur und des Respekts vor 'Natürlichkeit' sind nicht lediglich Re­
likte überlebter religiöser Epochen, sondern lebendiges, wenn auch meist unter­
gründiges Thema unserer Kultur. Als solches spielen sie eine Rolle für die Entwick­
lung der Akzeptanz jeder Technik, die die Perspektiven bisheriger 'Verkünstlichung'
der Natur dramatisch erweitert.

Man kann in unserer Kultur zwei widersprüchliche Tendenzen konstatieren, von
denen die vorherrschende, offizielle als 'Kontingenzerhöhung', die gleichsam in den
Untergrund gedrängte Gegenströmung als 'Fundamentalisierung' charakterisiert
werden kann (vgl. Abbildung 1). Beide Tendenzen repräsentieren unterschiedliche
Naturauffassungen, Moralkonzepte und Wissensformen.

Kontingenzerhöhung bedeutet allgemein die Übersetzung von Wirklichkeiten in
Möglichkeiten, von Handlungsgrenzen in Handlungsoptionen, von Substanzen in
Funktionen und von absoluten Werten in bloße Präferenzen. Kontingenzerhöhung ist
ein Grundzug der modernen Kultur schlechthin. In ihr konvergieren die
Trivialisierung der Wahrheit in der positiven Wissenschaft, der pragmatische und in­
dustrielle Zugriff auf die Natur als bloße Sache und die Abstraktion der Moral zu
Freiheitsrechten autonomer SUbjekte.

Mit der modernen Wissenschaft hat sich ein Wahrheitsbegriff durchgesetzt, dessen
Geltungskriterium das erfolgreiche Operieren in der Natur, das Experiment ist. Dieser
Wahrheitsbegriff hat Naturerkenntnis unwiderruflich von Offenbarung getrennt und
gleichzeitig die Differenz zwischen der Erklärung und der Beherrschung der Natur
eingeebnet. Die positiv gewordene Wissenschaft liefert objektive, aber insofern
'triviale' Erkenntnis, als sie nur noch Basis einer universell einsetzbaren Technik,
nicht aber sinnstiftend für menschliches Handeln sein kann. Dementsprechend ist die
Natur als der Gegenstand dieser Erkenntnis auch nicht mehr wie vor der Neuzeit ein
"ethisch sinnvoll geordneter Kosmos" (WEBER 1972, 564). Sie ist bloße Materie. Die
Veränderung dieser Natur durch den Menschen wirft daher auch keine moralischen

•
Fragen auf. Die Phänomene, die uns umgeben, sind für BACON, den frühen
Propagandisten von Wissenschaft und Industrie, nur ein 'Warenlager der Dinge', aus
dem wir uns als Ressource für unsere Zwecke bedienen können. Der
Entmoralisierung der Natur entspricht die Subjektivierung der Moral. Im Weltbild der
bürgerlichen Gesellschaft wird die Person des Menschen zum alleinigen Träger der
Wert- und Sinnhaftigkeit der Welt. Autonomie wird der höchste Wert, und inhaltliche
moralische Bindungen des Verhaltens werden tendentie·1I durch Freiheiten ersetzt,
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nur begrenzt durch die Verpflichtung, die sich aus der Achtung der Freiheit auch aller
anderen ergeben (vgl. VAN DEN DAELE/KROHN 1982).

Kontingenzerhöhung ist der Kern der kulturellen Rationalisierung und
'Entzauberung', die Max WEBER (1982,594) als das Wesen der Moderne beschrieben
hat. Auf der Ebene der Sozialstruktur entspricht ihr die Differenzierung der Gesell·
schaft zu verselbständigten Teilbereichen (Wirtschaft t Wissenschaft, spezialisierte
Berufe, usw.) die sich in relativer Eigenständigkeit voneinander entwickeln. Zusam­
men mit der normativen Verankerung innovativer Freiheitsräume durch den mo­
dernen Verfassungsstaat sichert diese Struktur, daß ständig soziale Träger
konstitutiert werden, die Motive und Mittel haben, den Prozeß der
Kontingenzerhöhung weiter zu treiben. Ein Ende ist nicht abzusehen.

Die gegenläufige Tendenz der 'Fundamentalisierung' stellt dem Ressourcenkonzept
von Natur einen remoralisierten Naturbegriff entgegen, erneuert gegenüber der Moral
der Freihelt absolute, gleichsam mit Tabucharakter versehene moralische Forde­
rungen und wertet nicht-objektivierende Erkenntnisweisen als Mittel des WeItzu­
gangs auf.

Die Relevanz der FundamentaJisierungstendenz wird deutlich, wenn wir die Anwen·
dung der Gentechnologie auf den Menschen betrachten. Auf einige der sich hier ab­
zeichnenden Optionen reagieren wir mit einhelliger Ablehnung, ja mit Abscheu. Nach
dem im Frühjahr dieses Jahres im Bundeskabinett verabschiedeten Entwurf für ein
Embryonenschutzgesetze sollen gewisse Manipulationen an der menschlichen
Keimbahn, die Konstruktion von Mensch-Tier..Hybriden und die Erzeugung von
Embryonen unter teilweise extrem hohen Strafen (bis zu 5 Jahren Gefängnisl) gestellt
werden (BMJ 1986). Die parlamentarische Versammlung des EUROPARATES 1982
plädierte für ein Menschenrecht auf ein "genetisches Erbe, in das nicht künstlich
eingegriffen worden ist". Mit solchen Regelungen wird versucht, der 'Natürlichkeit'
des Menschen Anerkennung als ein geschütztes Rechtsgut zu verschaffen. Offenbar
wird das Artifizielle, die Technisierung des Menschen und die darin liegende Abwei­
chung von der gewohnten biologischen Normalität schon als Bedrohung von
Menschlichkeit empfunden. Dafür ist der in diesem Zusammenhang übliche schnelle
Rekurs auf die 'Würde des Menschen', die als oberster Verfassungswert Widerspruch
und Relativierung nicht mehr zuläßt, ein Indikator (BENDA 1985t VITZTHUM 1987).

Einer der Grande für die tiefe Beunruhigung durch die technischen Möglichkeiten der
Gentechnologie dürfte darin liegen, daß der Geltungsgrund unserer moralischen
Ideen vom Menschen als Person berührt wird. Zwar sind diese Ideen normativ, d.h.
sie können grundsätzlich kontrafaktisch durchgehalten werden. Aber sie haben ern­
pirische WeltbezOge. Sie unterstellen die selbstverständliche Geltung gewisser An­
nahmen Ober die Natur des Menschen. Sie beruhen auf einem Wissen davon, was
der Mensch Ist, auf common sense-Theorien über die Daseinsweise des Menschen
als Leib, Ober die mit seinem Leben typischerweise verknüpften Bedürfnisse, Kom..
petenzen, Leidensfähigkeiten usw. (2).

Eben diese kulturellen Selbstverständlichkeiten beginnt die Wissenschaft gegenwär"
tig zu beseitigen, indem sie auch die menschliche Natur radikal kontingent macht.
Die bisherigen Formen der Fortpflanzung, die normale genetische Ausstattung,
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Abbildung 1: Elemente der 'Kont1ngenzerhöhung' und der 'Fundamentallslerung'

Stoffwechsel, Körperform und Artenschranken werden verfügbar oder drohen, ver­

fügbar zu werden. Die Ethislerung der menschlfchen Natur Ist die Reaktion auf diese

neue Situtation. Die Integrität und Kontlnultät dieser Natur Ist nicht mehr schlechthin

gegeben. Sie muß durch eine Moral der Achtung vor der Natur gegen mögliche
technische Veränderung geschatzt werden. Diese Moral hat substantialIstische Zage.
Sie postuliert absolute Grenzen des Handelns, die nicht durch berechtigte Interessen

oder GOterabwalgung Oberspielt werden können, sondern dJe menschliche Natur in

den Status der Unantastbarkeit, des gleichsam Helllgen rockt,
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Man kann die Morallslerung der menschlichen Natur auch soziologIsch deuten als
den Versuch, die steigende Kornplexltät unserer Lebensverhältnisse überschaubar
zu halten und das Aufbrechen Immer neuer Handlungs- und Entsche[dungszwänge
abzuwenden. Die Notwendigkeit, den Menschen vor der Überflutung durch
Kontingenz zu bewahren, Ist ein gängiger Topos der InstltutJonentheorle (etwa bel
GEHLEN 1961, 7Off.). Normalerweise kann man dafür auf die kulturellen Ordnungen
(Institutionen und Traditlonen) vertrauen, die Handlungssituationen vorstrukturieren,
für grundsätzliche Fragen Immer schon verläßliche Antworten bereithalten und Im
übrigen die Menge der Themen, die noch verhandelt und entschieden werden muß,
auf ein erträgliches Maß reduzieren. Nimmt man die Notwendigkeit einer solchen
Entlastung ernst und stellt gleichzeitig In Rechnung, daß In modernen Gesellschaften
die Orientierungsleistungen kultureller Institutionen eher abnehmen, so wird die
Wende zur Natur Verständlich. Natur Ist eine Metapher für das. was aus sich selbst
gilt, sich selbst erhält und einer Rechtfertigung weder bedarf noch fähig Ist. Die Natur
bietet eine stabiles Gegengewicht zur übermäßigen Beweglichkeit aller sozialen und
kulturellen Bezüge (vgl. dazu näher VAN DEN DAELE 1987, 355ff.).

Der Versuch, eine Moral der,Achtung vor der Natürlichkeit der Natur durchzusetzen,
betrifft In erster linie die menschliche Natur. Aber er Ist keineswegs auf diese be­
schränkt. Forderungen nach 'Frieden mit der Natur' (MEYER-ABICH 1984) und nach
einer 'ökologischen Ethik' (TAYLOR 1981) mobilisieren moralische MotJve und
IntultJonen der Ehrfurcht vor dem Leben und des 'respect for nature', die sich auch
auf andere Mit-Lebewesen und die In der Natur vorhandene Vielfalt der Ökosysteme
erstrecken. Diese Motive und lntuttlonen sind zum Tell In unseren Natur- und Tier­
schutzregelungen wirksam geworden. Und sie werden auch virulent etwa in den
Diskussionen darüber, welche nützlichen TIergebIlde man gentechnisch konstruieren
darf und ob man höhere Lebewesen patentieren können soll.

Es Ist kaum zu prognostlzJeren, welche Dynamik Fundamentallslerungsmotlve in
unserer Gesellschaft künftig unter dem Eindruck etwa von Umweltkrisen, Polltlkver­
sagen und möglichen negativen Erfahrungen mit neuen Technologlen entfalten
könnten. Es Ist aber absehbar, daß dJese Motive gegenwärtig dJe offizielle Kultur
kaum affizieren werden, und daß sie auf der Ebene der Technlkregulterung syste­
matisch frustlert werden.

Zum einen Ist die Forderung nach einer Ethislerung der Natur nur schwer damit ln
Einklang zu bringen, daß In unserer Kultur die Deflnltionsmacht für das, was als Natur
gilt, praktisch an die Wissenschaft abgegeben ist. So wird etwa die kulturell sicher­
lich bedeutsamste NatürlichkeltsdefinJtlon, das Konzept der körperlichen Gesundheit,
mehr und mehr von der Biologie übernommen: In Form von Sollwerten für Zustände
und Entwicklungsverl~ufe des menschlichen Organismus. Noch In der Kritik an dro­
henden wissenschaftlich-technischen Rekonstruktionen des Menschen bedienen wir
uns wissenschaftlicher BegrifflIchkelt, um die Natur zu kennzeichnen, die wir zu be­
wahren wO nschen: Genotyp, Zufallsrekombination, Hormonhaushalt, Speziesbarrie­
ren usw. bie Wissenschaft aber begreift menschliche Natur wie alle Natur im Kontext
von Möglichkeiten. Auch Artefakte und Rekonstruktlonen sind natürlich. Entspre­
chendes gilt für die wissenschaftlichen Deflnitionen von Ökosystemen. Das
ästhetisch und normativ aufgeladene Naturverständnis, das etwa In unserem' Ver-
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hältnis zum Leib und zur erlebten Umwelt zum Ausdruck kommt, läßt sich In wis­
senschaftlichen Definitionen nicht unterbringen. (3)

Zum anderen kann man sich in unserer Kultur zwar auf 'Tabus' berufen, sofern sie
(noch) gelten. Aber man hat kaum Aussicht, neue Tabus einzufahren und zu vertei­
digen. (Vgl. auch BAYERTZ 1988) Die Forderung nach Achtung vor der NatOrl1chkelt,
die Unantastbarkeit der gegebenen Natur, maßte als Norm gegen Interessen und
Ansprüche durchgesetzt werden, die in unserer Kultur ebenfalls prima facie als legi­
tim gelten, vor allem Ansprache auf Gesundheit und Selbstbestimmung. Insbeson­
dere medizinische Zwecke haben bisher noch immer neue Technisierungen des
menschlichen Körpers legitimiert und das Undenkbare denkbar gemacht, etwa
Kunstherzen oder die Verpflanzung von tierischen Organen In Menschen. Dem Inter­
esse der Kranken, solche Techniken zu nutzen, können die Gesunden schlecht die
Forderung nach Natarllchkelt entgegenhalten. Die Nutzung der Technik wird Tell des
Rechts auf Gesundheit. In ähnl1cher Welse wird die technische Option der tn-vttro­
Befruchtung In die Anspruche kinderloser Paare auf Selbstbestimmung integrIert.
Die kategorIsche Ablehnung solcher EIngriffe ohne RücksIcht auf dle Zwecke und den
Nutzen bleibt eine mögliche Haltung. Aber sie wird kulturell in den Bereich der pri­
vaten moralischen Überzeugungen abgedrängt, die im Rahmen des herrschenden
Wertpluralismus 'zugelassen' sind, jedoch nicht gesamtgesellschaftlIch verbindlich
werden. Es Ist absehbar, daß auch die einhel1ige Ablehnung der Manipulation an der
menschlichen KeImbahn in Zukunft nach diesem Muster kulturell 'entschärft' werden
wird. Ob man diese letzte Schranke der Natürlichkelt des Menschen antasten soll,
wird man der privaten Moral des Einzelnen Oberlassen, wenn erst einmal die tech­
nischen Voraussetzungen fOr sichere Korrekturen Im Genom des Menschen ge­
schaffen worden sind und eine plausible medizinische Indikation auftaucht (vgl. EN­
QUETE-KOMMISSION 1987, 184ff., VAN DEN DAELE 1985, 19Off.).

Um Schranken fOr technische Eingriffe in die Natur aufzurichten und gegen abwei­
chende Interessen und AnsprOehe durchzusetzen, genogt es nicht, die Verletzung
der NatOrlichkelt geltend zu machen. In aller Regel muß man nachweisen, daß andere
In der Gesellschaft fraglos geltende Werte bedroht sind: also etwa die Kindesinter­
essen bel der Zeugung durch ln-Vitro- Befruchtung, die Selbstbestimmung kom­
mender Generatlonen bel der Keimbahnmanipulation oder dIe Stabilität unserer
ökologischen Lebensgrundlagen bel der Rekonstruktion von Arten und Ökosystemen.

Motive der FundamentaJlslerung, die In die Krltlk der Gentechnologie eingehen,
werden sich gesamtgesellschaftlIch nur dann zur Geltung bringen lassen, wenn sie
sich zugleich auch noch auf Gesichtspunkte der Gefahrenabwehr und Gefahrenvor­
sorge berufen können. AUßerhalb dieses LegitImationsschirmes können sIe nur zum
privaten ROckzug aus dem Trend zur Kontingenzerhöhung fahren (man macht per­
sönlich gewisse Dinge nIcht mIt und nImmt bestimmte Techniken nicht In Anspruch).
Sie haben dem durch die Gentechnologie vorgezeichneten weiteren Verlust an 'na­
tOrllcher' Natur wenig entgegenzusetzen. Es gibt (bislang Jedenfalls) Im polltlschen
System - trotz Wlssenschaftspolltlk und trotz des faktischen staatlichen Monopols ror
viele Infrastrukturvoraussetzu ngen technischer Innovationen - keIne Handlungs­
ebene, auf der man unabhängIg vom Schutz vor drohenden Gefahren regeln könnte,
welche Technik In der Gesellschaft verfOgbar sein soll und wie sich das VerhältnIs
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zur Natur entwickeln soll. Weder kann man sich In einer differenzierten Gesellschaft
ein politisches containment für Technikgenese vorstellen, das schon die Entstehung
von Optionen kontrolliert, noch Ist es Aufgabe des Gesetzgebers zu entscheiden, ob
'man' eine Technik Oberhaupt braucht oder ob man mit ihr leben sollte. Wenn aber
fundamentale Kritiken an der Gentechnologie politisch nur aussichtsreich sJnd, so­
fern sie an die Kritik von Risiken angeschlossen werden können, dann muß die Exi­
stenz von Motiven der FundamentaJisierung zu einer Dramatisierung und Intensivie­
rung der RIsikokritik führen.

1.3 Oie Grenzen der semantischen Flexibilität von 'Risiko' und die Grenzen
regulativer Politik zur Kontrolle von Risiken

Die Akkumulation negativer Folgen etablierter Techniken, eine wachsende
SenslblllUlt für die Risiken technischer Dynamik und eine veränderte Bewertung der
ErträglIchkelt von möglichen Schädigungen lösen eine Welle von politischen Reak­
tionen zur TechnJkreguJlerung aus. Die meisten dieser Reaktionen Oberschreiten das
klassische Feld der Gefahrenabwehr zum Schutz etablierter individueller und öffent­
licher Rechtsgüter nicht: Sicherheits-, Arbelts- und UmweltschutzaUflagen, Zulas­
sungsverfahren. (4) Sie haben jedoch In einigen Fällen zu wesentlichen Einschrän­
kungen von bislang akzeptierten Freiräumen für die Entwicklung und Einführung
neuer Techniken gefOhrt und zur Neudefinition dessen, was als relevantes, regulle~

rende Eingriffe rechtfertigendes Risiko gelten kann. Das wichtrgste Beispiel Ist der
Übergang von der Gefahrenabwehr zur Gefahrenvorsorge und zum Schutz vor
hypothetischen Rlslken,

Nach der ModelJvorstellung des liberalen Rechtsstaates bedeutet die Legitimation
des Innovatorischen Handeins in Forschung und Wirtschaft, daß politische Ein­
schränkungen (sprich: polizeiliche Eingriffe) grundsätzlich vom Nachweis einer kon­
kret bestehenden Gefahr abhängig sind. Nach diesem Modell könnte ein hinrei­
chender Schutz der Gesundheit und der Umwelt nicht gewährleistet werden. Unser
Wissen Ober die Auswirkungen neuer Techniken Ist so lückenhaft, daß wir, wenn wir
warten müßten, bls eine konkrete Gefahrenprognose und -diagnose möglich Ist,
häufig erst reagieren könnten, nachdem das Kind schon in den Brunnen gefallen ist.
Sicherheit setzt voraus, daß schon der bloße Gefahrenverdacht Vorbeugung recht­
fertigt und erzwingt.

Reaktionen auf Gefahrenverdacht haben eine gewisse Tradition. Man denke an die
üblJchen Sicherheltszuschläge bel der Festsetzung von Baustandards {DlN-Normen}
und von Grenzwerten für die Einwirkung von Stoffen. So wird beispielsweise im Arz­
nelmlttelberelch auch ohne konkrete Anhaltspunkte die fOr den Menschen Zulässige
Dosis regelmäßig nochmals um den Faktor 100niedriger angesetzt als die Dosis, die
sIch Im Tierversuch als 'ungefährlich' erwiesen hat. Die jüngere Rechtsentwicklung
unterstreicht - unter dem polltlschen Druck wahrgenommener Folgeschäden und
wachsender Ambivalenz der Bevölkerung gegenüber der Technik • die LegitimItät
gefahrenunabhängiger RIsikovorsorge. Das Atomgesetz beispielsweise schreibt die
Minimierung der von atomaren Anlagen ausgehenden Strahlung vor. Dabei "müssen
auch solche SchadensmöglIchkeiten in Betracht gezogen werden, die sich nur des­
halb nicht ausschließen lassen, well nach dem derzeitigen WIssensstand bestimmte
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Ursachenzusammenhänge weder bejaht noch verneint werden können und daher In­
soweit noch keine Gefahr, sondern nur ein Gefahrenverdacht oder ein '8esorgnlspo­
tentlai' besteht." (5)

Die SlcherheltsrichtHnlen fOr die Gentechnologie, dIe seit Ende der 70er Jahre in den
meisten Ländern elngefOhrt wurden, folgen demselben Muster. Sie reagieren (u.a.)
ebenfalls auf bloB hypothetische, also möglicherweise bestehende, aber nicht kon­
kret nachgewiesene Gefahren. Auslöser war die BefOrchtung, eine Neukombination
von genetischem Material könne in ganz unvorhergesehener Welse zur Entstehung
von für den Menschen gefährHchen neuen OrganIsmen fahren. Es wurden vorbeu­
gende Schutzmaßnahmen verfagt, obwohl fOr das Bestehen eines solchen Risikos
empirische Anhaltspunkte und Vorstellungen Ober einen möglichen Kausalmecha­
nismus nicht vorlagen.

Die Sicherheitsauflagen zu m Schutz vor den hypothetischen Gefahren der
Genmanipulation wurden von vielen Wissenschaftlern heftig bekämpft (vgl. BMFT
1979, VAN DEN DAELE 1982. näher unten zu Frage 2.6). Sie sind nie gerichtlich aber­
prüft worden. Aber es Ist damit zu rechnen, daß sie diesen Test überstanden hätten,
ReaktIonen auf hypothetische Gefahren sind legitimer gesellschaftlicher Anspruch
und geltendes Recht. Sie signalisieren eIne vorsichtige Umkehr der Beweislasten für
Gefahren von Innovationen. Zumindest wenn eine völllg neue Technik eingefOhrt
wird. für deren Absctültzung angemessene Vergleiche In bisheriger Erfahrung fehlen,
kann die Freiheit der Innovation davon abhängig gemacht werden, daß die Unge­
fährllchkelt der neuen Technik plausibel gemacht werden kann. (ENQUETEKOM~

MiSSiON 1987, 285) Staatliche Regulierung kann nicht nur an Gefahren selbst an­
setzen, sondern auch an der Gefahr, Gefahren nicht zu erkennen.

Es gibt weiterreichende Versuche, die in der Gesellschaft akzeptierten Definitionen
von Gefahren zu verändern und auf diese Weise die Grenzen legitimer und notwen­
diger staatlicher Technikkontrolle in Bewegung zu bringen. So wlrd etwa gefordert,
dIe Schadensdimensionen auszudehnen, an denen Folgenverantwortung fOr die Eln­
fOhrung neuer Techniken zu messen Ist. BerOckslchtlgt werden sollen nicht nur
Schäden an klassischen Rechtsgatern, wIe Leben, Gesundheit, öffentliche Sicherheit
und (neuerdings) ökologische Lebensgrundlagen, sondern Im Rahmen einer weltge­
faBten 'SozlalverträglfchkeltsprOfung' auch Beeinträchtigungen der sozialen, poli­
tischen und kulturellen Strukturen der Gesellschaft, unerwünschte wlrtschafts-,
rechts- oder regionalpolItische Handlungszwänge und moralische Risiken (Vgl.
MEYER- ABICHI SCHEFOLD 1986, 22ft., ROSSNAGEL 1984). AngesIchts der unver­
meidlichen Erkenntnis- und Prognoseschranken hinsIchtlich der Folgen sollen neue
TechnIken an Meta-KrIterien der Vorsicht gemessen werden, wie Reversibilität, Feh~

Jerfreundllchkelt, VerzIcht auf Großprojekte oder Einbau in sich selbsterhaltende
Kreislaufprozesse der Natur. JONAS (1979) verlangt, daß grundsätzlich der Jeweils
schlechteren Prognose der Vorrang gegeben und schon die Möglichkeit des MIß­
brauchs als hinreichendes Argument gegen die Nutzung einer neuen Technik akzep­
tlert werden solle.

RIsikokonzepte. Gefahrenwahrnehmung und Schadensbegriffe werden das Feld einer
'semantischen Politik', die versucht, möglichst alle als problematIsch empfundenen
Folgen neuer TechnIken und die heterogenen Motive des Technikwiderstandes, dIe
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an diese Folgen anknüpfen, der RisikothematIk zu subsumieren. Die Abbildung 2 re­
präsentiert das semantische Feld dieser Diskussionen und die Abstände der
thematisierten Probleme zu den klassischen Risiken für Leben und Gesundheit (sie­
he [m einzelnen unten zu Frage 2.2).
Über die Radlkallsierung der Risikothematik scheint es möglich, das etablierte Le­
gltlmatlonsmuster des technischen Fortschritts, das auf einem Ausgleich zwischen
Freiheitsgarantien für Innovatorisches Handeln und der Verantwortung für die Folgen
beruht, zugleich anzuerkennen und durch Neudeflnltlon seiner Elemente zu unter­
laufen. Offensichtlich stößt diese subversive Strategie jedoch auf Grenzen. Weder
kann man den Kreis von 'Gefahren' beliebig vergrößern, noch die vorbeugenden Si­
cherheitsmaßnahmen beliebig verschärfen, ohne unglaubwürdig zu werden. Die Ein­
bindung der Technikkritik In die RIsikothematik führt nicht nur zu Ihrer politischen
Mobilisierung, sondern auch zu Ihrer Kanallslerung und verfassungsrechtlIchen
'Zähmung'.

RIsikobehauptungen sind empirisch angreifbar. Sie mögen selten objektiv
quantlflzlerbar sein. Aber sie implizieren Kausalltätsannahmen, die im Prinzip
nachprüfbar und falsiflzlerbar sind. Zugegebenermaßen Ist der Vergleich des versl­
cherungsrechtHchen Produkts aus Schadensgröße x EintrittswahrscheinlIchkeit kein
zwingendes Kriterium für die Akzeptabilltät von Risiken und noch weniger ein Indiw

kator tor faktische Akzeptanz (vgl. WfLSONI CROUCH 19B7). Aber er bleibt ein krl­
tisches Argument. Die Ablehnung elner neuen Technlk fahrt eben nicht zu einem
Idylllschen Naturzustand, sondern zu einer alten Technik mit Risiken, die nicht not­
wendigerweise geringer sind und vielleicht gerade im L1~hte verfügbarer neuer AI­
ternatfven Inakzeptabel werden. SchlleBHch können die Immer besseren wissen­
schaftlichen Methoden zur Erfassung von Risiken paradoxerweise auch deren
Brisanz wieder verringern. Der Umstand, daß eine Chemlkal1e sich im Test als
krebserzeugend erweist, wird relativiert, wenn derselbe Test ein Krebsrisiko min­
destens derselben Größenordnung In einer Reihe von natorlichen täglichen Nah­
rungsmitteln nachweist (AMES 1987).

Man kann der Kritik an RIsikobehauptungen nicht einfach durch Ausweitung des Ge­
fahrenbegriffs ausweichen. Nicht alte Folgen einer Technik. die uns 'drohen', eignen
slch gleichermaßen zur Begründung von Kontrollansprüchen. Daß beispielsweise
die künstliche Fortpflanzung Partnerschaftsdefinltlonen verändern, die Kommunika­
tIonstechnologie das Buch als Medium der Kultur entwerten oder die Apparateme­
dizin ein reduktlonletlsches Menschenbild durchsetzen könnte, sind keine
Gefahrenszenarien. die auf konsensuelJe politische Reaktionen w und auf verfas­
sungsrechtrlcha Deckung - rechnen können. In welchem Sinne Ist es eigentlich eine
Gefahr, daß sich unter dem Einfluß technischer Mögilchkelten moralische Maßstäbe
verändern könnten? Sind wir verpfllchtet oder auch nur berechtigt zu verhindern, daß
zukOnftlga Generatlonen akzeptieren, was wir heute noch verwerfen, etwa medizi­
nische Forschung an menschlichen Embryonen?

Die Berufung auf bloß denkbare Gefahren und hypothetische Risiken ist im Bereich
der Gentechnologie, etwa bel der Freisatzung manipulierter Organismen, nach- wie
vor aktuell und legitim. Aber auch sie Ist nicht bellebig. SIe versagt spätestens dann,
wenn sie nichts Ist als die Warnung, daß bel der E.infOhrung einer neuen Technik lr-
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Abbildung 2: Das semantIsche Feld gegenwärtiger RIsikodiskussionen In
der Gentechnologie

gendetwas Unvorhergesehenes passieren werde. In diesem Sinne Ist alles, was man
ttJt (oder unterUIßt> hypothetlsch gefährllch. Ein Gefahrenverdacht muß begrDndet

sein. um vorsorgliche Eingriffe In die Technikentwicklung zu rechtfertigen. (6)
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Szenarien, In denen die Gefahr verheerender MIßbräuche einer Technik beschworen
wird, sind ebenfall nur bedingt geeignet, den politischen Zugriff auf diese Technik
auszuweiten. So wird etwa geltend gemacht, die ElnfOhrung der Mikroelektronik
könne den Weg zu einer Orwell'schen Totalerfassung aller gesellschaftlichen Kom­
munikation ebnen, oder die Gentechnologie werde schließlich In systematischer
MenschenzOchtung enden. Solche Szenarien setzen faktisch voraus, daß Handlungs­
weisen, die wir heute als Verbrechen bewerten, 'normal' werden könnten. Abgese­
hen davon, ob es plausibel Ist, dies anzunehmen, wäre es sicher nicht der bloßen
Existenz der technischen Möglichkeiten zuzuschreiben. Jn jedem Fall bleibt zu prü­
fen, ob zur Abwehr eines solchen Mißbrauchs der Verzicht auch auf jeden sonstigen
Gebrauch der Technik ein geeignetes, notwendiges und verhältnismäßiges Mittel
wäre. In der Regel besteht die Reaktion auf die MIßbrauchsgefahr In vorbeugenden
Kontrollen eben des MIßbrauchs selbst - Im Fall der Gentechnologie etwa im Verbot
jeder Manlpulation an der menschlichen Keimbahn. Dadurch wird aber der Gebrauch
der Technik Im Obrlgen gerade legitimiert.

Bel aller semantischen Flexibilität von Gefahren- und Schadensbegriffen bleiben
Eingriffe In die Technikentwicklung, die Oberhaupt noch mit dem Ziel der Risikovor­
sorge begrO ndet und von den Betroffenen eingefordert werden können, letztlich doch
begrenzt. RIsikovorsorge erlaubt keine Prüfung, ob Bedürfnisse, die sich in Individu­
ellen Präferenzen und Marktentscheidungen für die Gentechnologie artikulieren,
sinnvoll und wOnschenswert sind. Sie rechtfertigt In der Regel nicht den erzwun­
genen generellen Verzicht auf die Technik Oberhaupt und schon gar nicht mit dem
Argument, daß man die Technik eigentlich auch nicht brauche oder bessere Alterna­
tiven zur VerfOgung stOnden.

Weitergehender Regulierungsspielraum entsteht nur dort, wo der Kontext der Ge~

fahrenvorsorge verlassen wird und TechnIkkontrolle Mittel zur Steuerung der gesell­
Schaftlichen Entwicklung wird. Juristisch gesprochen: wenn staatliches Handeln von
einer ordnungsrechttlchen auf eine planungsrechtllche Grundlage umgestellt wird.
Eine solche Umstellung dOrfte das Konzept der 'SozlalverträgtlchkeitsprOfung' Im
Sinn haben. Die Frage Ist, ob es zulässig wäre (abgesehen davon, ob es politisch
durchsetzbar wäre) die Gentechnologie einer weitgefaßten PrOfung der 'Sozfalver­
trägllchkelt' zu unterwerfen.

Das Modell einer SozlalverträgllchkeitsprOfung ist zuerst fOr dIe zivile Nutzung der
Kernenergie vorgeschlagen worden. Dort ist es schon deshalb plausibel, weil diese
Technik wegen der evidenten Gefahren jeder Ihrer Anwendungen unter staatlichem
Monopol steht. Es gibt nach geltendem Recht keine Bedingung, unter der ein poten­
tleller Betrelber einen Anspruch auf dIe Genehmigung eines Kernkraftwerkes hätte
(§ 7 Abs, 2 Atomgesetz). Oie Nutzung der Technik kann aus jedem politisch zu defl­
nIerendem öffentlichen Interesse unterbunden werden, nicht nur, weil sie Leben,
Gesundheit und Sicherheit gefährdet, sondern auch, weil sie energiepolitische Alter­
nativen blockiert, wirtschaftliche MachtkonzentratIon begOnstlgt, die Gewerkschaften
schwächt, zu hohen Kontrollaufwand erfordert, die nachfolgenden Generationen
festlegt oder auch einfach unverhältnismäßig teuer Ist.

'SozialverträglIChkeit' In einem so welten Sinne ist zunächst einmal ein Kriterium
konstruktiver TechnologiepolItik. Es prOft neue Techniken am Maßstab aller öffent-
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lichen Interessen. Das ist möglich, soweit die Nutzung einer Technik rechtlich oder
faktisch verstaatlicht Ist - weil nur der Staat als Nachfrager in Betracht kommt oder
staatliche Förderung und Infrastrukturvorleistungen Voraussetzungen der Nutzung
sind. Die Frage ist aber, wie welt das Kriterium der Sozialverträglichkeit gegenOber
Techniken durchsetzbar ist, die durch privates Handeln, etwa durch professionelle
Praxis oder aber Märkte e[ngefOhrt werden können und denen der Staat rE;lguUerend
gleichsam hinterherlaufen muß.

Die Gentechnik gehört zu diesem Typus von Technik, ebenso wie belsplelswejse
neue Werkstoffe, automatische Maschinen, Laserdrucker, Unterhaltungselektronik
und ln-vitro·Befruchtung. In all diesen Fällen fehlt ein dem Atomrecht entsprechender
staatlicher Handlungsspielraum. Selbst wo die Einführung solcher Techniken von
staatlicher Zulassung abhängig Ist, haben Interessenten In der Regel eInen Rechts­
anspruch auf die Nutzung, sofern bestimmte Grenzen gewahrt werden. Die Definition
dieser Grenzen muß als Grundrechtseinschränkung gerechtfertigt werden. Solche
Einschränkungen sind verfassungsrechtlich auch zur Wahrung öffentlicher Interes­
sen, nicht nur ZUIJ1 Schutz klassischer Individueller Rechtsgoter möglich. Dabei Ist
der Eingriffsspielraum u.a. vom Verfassungsrang des betroffenen Grundrechts ab­
hängig. Bel der Beschränkung der BerufsausObung etwa ist er sehr viel größer als
bei der Beschränkung des Rechts auf Gesundheit - etwa durch das Verbot der Nut­
zung medizinischer Techniken. (8)

Zweifellos können wachsende Ansprüche an staatliches Handeln In allen Bereichen
der Zukunftsvorsorge den Kreis der öffentlichen Belange, die man gegen private An­
sprüche auf Techniknutzung Ins Feld fahren kann, erwertern. Ob sie dazu fUhren
könnten, daß die oben aufgefl.lhrten Techniken im Ergebnis nach dem Modell der
Atomtechnik staatlichem Planungsermessen unterstellt werden, Ist dIe Frage. So gä­
be belspletwelse gegenwärtig vermutlich keine verfassungsrechtlIche Legitimation
fOr eine Kontrolle Oberdie Kommunikationsmedien, um die Entstehung 'elektronisch
vermittelter Lebensformen' In der Gesellschaft zu unterbinden. (9) Die Sozialverträg­
lichkeit einer Technik kann nicht Im PolItikfeld der Risikovorsorge thematisiert
durchgesetzt werden. Aber die Risiken einer Technik können (wie Im Fall der Kern­
energie) der Grund sein, die Technik zu verstaatlichen. Dieser Fall könnte auch bel
der Gentechnologie eintreten. Ein staatHches Monopol fOr bestimmte Nutzungen der
Gentechnologie, etwa durch Freisetzung manipulierter Mikroorganismen, ließe sich
rechtfertigen, falls sich RIsIken, dIe man bislang nur hypothetIsch annimmt, als re­
alistisch und In Bezug auf Ihr Schadenspotential erheblich erweisen sollten. In
diesem Fall wäre es dann auch möglich. den Einsatz der Gentechnologie von belie­
bigen, politisch zu definierenden NOtzllchkeltsvoraussetzungen abhängig zu machen.
Ob es allerdings ausreichend Ist, auf das nicht auszuschließende, undeflnlerte theo­
retische Restrisiko jeder Gentechnologie-Nutzung zu verweisen (WINTER 1986, 595),
ist zweifelhaft. Die verfassungsrechtl1che Grenze wäre sicher dort erreicht, wo Rest­
risIken so abstrakt sInd, daß man unter Berufung auf sie praktisch Jede
Techniknutzung In staatliches Ermessen stellen könnte.
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2. Beantwortung der Fragen

(Vorbemerkung: Die Antworten wiederholen zum Teil Gesichtspunkte, die In den Ab­
schnitten 1.1 ~ 1.3 behandelt worden sind. DIes wurde In Kauf genommen, um die
Antworten vollständig zu machen und Verweise nach oben zu verrnelden.)

2.1 Wird der Begriff des Risikos im Bereich der Gentechnologie benutzt,und
welche Definition oder Interpretation erfährt er?

Die öffentliche Auseinandersetzung um die Gentechnologie begann 1973 mit der
Thematlsferung von sozusagen klassischen Risiken der SicherheIt tOr das Leben und
die Gesundheit des Menschen und für die ökologischen Lebensgrundlagen. Die FI­
xierung der Debatte auf Probleme der Sicherheit ist frOh kritlslert worden. Sie wurde
als Versuch der Wissenschaftler angesehen, die Thematislerung komplexerer Pro­
b!eme.abzuwehren und die Regulierung der gentechnischen Forschung freIzuhalten
etwa von der grundsätzllchen Frage. ob eine Technik, die die Fundamente des Le­
bens und der Evolution wIllkOrIich verfOgbar macht, Oberhaupt moralisch vertretbar
Ist, von der Forderung, alle möglichen sozialen und kulturellen Folgen der Anwen­
dung der Technik zu berfJckslchtlgen und von der DIskussion, ob solche Folgen
wünschenswert selen. Dieser Abwehrversuch war erfolgreich. Nach der Konferenz
von Asilomar 1974 wurden In allen Ländern Richtlinien erlassen, die unbeschadet
aller weiteren Diskussionen um die Gentechnologie jedenfalls die Fortsetzung der
Genforschung unter gewIssen vorbeugenden Sicherheitsauflagen erst einmal
geWährleisteten.

Die weiteren gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Gentechnologie
blieben der Sache nach nicht auf RIsikothemen beschränkt. Das gilt jedenfalls, wenn
man daran festhält. daß 'Risiko' im Kern die Wahrscheinlichkeit eines Schadens für
in der Gesellschaft akzeptierte Werte oder RechtsgOter bedeutet. Die Themen, die in
diesen Auseinandersetzungen verhandelt werden, sind:

• Gefahrenpotentiale der Gentechnologie selbst, insbesondere die mit der
genetischen Manipulation von Lebewesen verbundenen Risiken für die mansch­
liche GesundheIt und die Umwelt

• Fehlentwicklungen In Politik und Gesellschaft, die durch dIe Anwendung der
Gentechnologie befördert werden: falsche Prioritäten Im Gesundheitswesen, die
Verschärfung der Abhängigkeit der Länder der Dritten Welt von den westlichen
lndustrteländem, die Durchsetzu ng genetischer Ideologien und eines
reduktlonlstlschen Menschenbildes usw.

• GrenzOberschreltungen (Tabuverretzungen) durch die Gentechnologie, mit der
der Mensch sich zum Herrn Ober die Evolution aufschwingt und auch die Formen
der lebendigen Natur, einschlleßllch seiner eigenen, nur noch als Ressourcen
der Manipulation ohne Eigenwert konzipiert

• Kontrollverlust ~ die politische Ohnmacht der Gesellschaft gegenüber der In ihr
inszenierten Dynamik von Wissenschaft und Technik. Diese Dynamik ist ein zen­
trater Faktor sozialen Wandels, von den Optionen privater LebensfOhrung, Ober
die Produktions- und Arbeitsstrukturen bis hin zu Wertmustern und normativen
Maßstäben. Polltisches Handeln läuft dieser Dynamik weitgehend reaktiv hinter-
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her. Es fehlen geeignete Instltutionen und Verfahren, Ober die man sie begrenzen
und steuern könnte.

In diesen Themen spiegeln sich zusammenhängende, aber unterschiedliche
Problemdimensionen der Technikentwicklung. Sie liefern daher an sich auch unter­
schiedliche BegrCmdungen fOr Einwände oder Widerstände gegen die Gentechnolo­
gie; Risiken, politische Präferenzen, moralische Vorbehalte, Partizipationsansprache
usw. Tatsächlich wird jedoch dle öffentliche Auseinandersetzung um die Gentechno­
logie von der RIsikothematik dominiert. Es besteht eine Tendenz. WldersUlnde gegen
die Gentechnologie soweit wie möglich unter die RisikothematIk zu bringen und po­
litische Handlungsanspruche mit staatlicher Gefahrenvorsorge zu begrOnden. Folge
dieser Tendenz Ist eine steigende Beweglichkeit des gesellschaftlichen Bedeu­
tungsfeldes des Risikobegriffs. Zwar bleibt die 'Wahrscheinlichkeit eines Schadens'
der Kern des Begriffs, aber Im Obrigen wird versucht, die Gefahrenwahrnehmung zu
beeinflussen, Schadensbegriffe umzudefinieren und Zurechnungskriterien und Be­
weislasten zu verschieben. Die Auseinandersetzung um die Risiken der Gentechno­
logie ist daher zugleich eine Auseinanderssetzung um dIe Definition dessen, was
noch als ein relevantes Risiko zu gelten hat. Die Fronten dieses semantischen
Kampfes sind:

• die Ausdehnung des Schadensbegriffs von der Beeinträchtigung klassischer
RechtsgOter, wie Leben und Gesundheit und (neuerdings) der ökologischen Le­
bensgrundlagen auf die 'Unverträglichkeit mit wesentlichen sozialen politischen
und kulturellen Strukturen unserer gegenwärtigen gesellschaftlichen Verfaßthelt

• dIe DramatIsierung hypothetischer Risiken, als die Möglichkeit eines Schadens,
der gerade deshalb eintreten kann, weil unsere Voraussicht der Folgen und damit
auch der eventuellen Gefahren der Anwendung neuer Technik grundsätzlich be­
grenzt ist

• die Erweiterung der Zurechnung von MIßbräuchen bei der Anwendung einer
Technik unter dem Gesichtpunkt des 'Wehret den Anfängenl"

Die bevorzugte Operatlonallserung aller politischen Einwände gegen die Gentechno­
logie In der RIsikokritIk macht zwar die Risikobegriffe komplexer und bisweilen diffus.
Aber sie ermöglicht umgekehrt auch die Bearbeitung, Rationalisierung und
Kanalfslerung dieser Einwände auf der Ebene von Rislkokregelung und Risiko-Kom­
munikation. Die Vorschläge der ENQUETE-KOMMISSION 1987 sind typisch tor den
Versuch, die Gentechnologie mit SIcherheitsauflagen und Mißbrauchsverboten In die
sozusagen normalen Bahnen der politischen Regulierung und die bekannten Kon­
flikte um die Durchsetzung und Kontrolle solcher ReguJlerung gegenOber gesell~

schaftllchen Interessengruppen zu steuern. Zwar gibt es keine Garantie dafür, daß
nicht Jede durchgesetzte Regelung als unzureichend krltlslert und durch Verschär­
fung der SIcherheitsanforderungen beantwortet wird. Aber solche Kritik hat ihre ei­
genen Probleme. Selbst wenn man einräumt, daß Rlslkodeflnltlonen sozial und kul­
tureli 'konstruiert' sind (vgl. DOUGLAS/WJLDAVSKY 1982), so Ist doch Ihre
semantische Flexlbllltät nicht unbegrenzt. RIslkobehauptu ngen Implizieren
Kausalannahmen, dIe Jedenfalls Im Prinzip auch widerlegbar sein können. Und sie
verlieren Ihre politische Suggestfvltät, sobald sie Gefahrenszenarien beschwören, die
mit dem Einsatz der Technik nur noch sehr mittelbar verbunden sind oder an Unsl-
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cherhelten und Unwägbarkelten anschließen, die auch sonst für alle unsere Hand­
lungen (und Unterlassungen) gelten.

Nun gilt keineswegs, daß die Kritrk an den Risiken der Gentechnologie überwiegend
den Risikobegriff bis an die Grenzen der Glaubwürdigkeit strapaziert. Aber die Ver­
suchung dazu liegt besonders In den Bereichen nahe, In denen 'härtere' Risikothe­
men durch plausible Regelungen der Gefahrenabwehr, durch die genauere Kenntnis
der Kausalzusamrnenhänqe oder auch einfach durch die politische Erschöpfung der
die Kontroverse tragenden Akteure erledigt zu sein scheinen. '

2.2 Welche Risiken werden im Bereich der Gentechnologie gesehen und
untersucht?

'Gentechnologie' Ist ein Sammelbegriff für eine Reihe von Verfahren und Methoden,
die Im Prinzip überall anwendbar sind, wo es um die Untersuchung, Änderung und
Nutzung von Lebensvorgängen geht. Die folgende Tabelle von RisIken In der Gen­
technologie kann nur Beispiele der möglichen Anwendungen im BereIch der
BiotechnIk und BIomedizin aufnehmen. Aufgeführt werden Fälle, die in der Öffent­
lichkeit Diskussionen ausgelöst haben und an denen sich verschiedene Typen von
Risiken illustrieren lassen.

Anwendungsber~che

GENFORSCHUNG

experimentelle Neukomblnatlon
von genetischem Material im
Labor, Arbeiten mit ZeIlkul­
turen und Infektiösen oder
krebsauslösenden AgenzIen

dlskutlerteRisIken

unbeabsichtigte und unvorher-
sehbareErzeugung neuer patho-
gener Organismen aus der Rekom­
bJnation von nicht-pathogenem
AusgangsmaterlaI, epidemIsche
Verseuchung der Bevölkerung
(oder von Nutztieren) durch neue
Organismen, für die es keIne
Immunantwort gibt

GesundheItsschäden des Personals
und weiterer Kontaktpersonen durch
aus Zellkulturen freigesetzten
endogenen VIren oder durch InfektIon
mit verwendeter DNA, etwa Onkogenen.

Verseuchung der Umweltdurch neu­
kombInIerte OrganIsmen, die aus dem
Labor entweichen und sich unter
natürlichen Umweltbedingungen
etablieren und ausbreiten
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GENTECHNISCHE PRODUKTION IN
GESCHLOSSENEN FERMENTERl'J

biotechnische Nutzung von
neukombinierten OrganIsmen
in großem Maßstab, z.B. zur
Umwandlung von Rohstoffen.
zur Erzeugung von
körpereigenen Substanzen
als Pharmaka oder von neuen
Impfstoffen

FReiSETZUNG GENETISCH
MANIPULIERTER MIKROORGA­
NISMEN ODERVIREN

Z.B. Optimierung von BakterJen­
stämmen ZUm biologischen Abbau
von Schadstoffen In Abwässern
oder Veränderung der Toxizität
von Viren zur Schädlungskon­
trolle In der Landwirtschaft

LANDWIRTSCHAFT

Z.B. ZOchtung neuer ertrag­
reIcher Pflanzensorten und
Tierarten oder Entwicklung
von herbizidresistenten
Nutzpflanzen, die durch den
Einsatz von HerbIzIden nicht
geschädigt werden und daher
das Spektrum der zur Unkraut-
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Verseuchung der Umwelt durch
neukombinierte Organismen bel
Unfallen

Gesundheitsschäden des Personals
durch Kontakt mit neukombinierten
Organismen oder genettschem
Material (Infektlonen. Allergien)
unvorhergesehene Prozesse Im
Fermenter: Änderungen der
verwendeten Organismen, Entstehen
toxischer Stoffwechselprodukte

unkontrolllerte Ausbreitung der
manipulierten Organismen in der
Umwelt und Zerstörung bestehnder
ökologischer Systeme und Gleich­
durch Verdrängung bislang
etablierten Arten

Gesundheitsgefahren für Menschen
und Schadlgung nützlicher Lebe­
wesen durch Kontakte mit den
manipulierten Organismen

horizontaler Gentransfer: Übertra­
gung des experimentell eingefOgten
genetischen Materials auf beliebige
andere Organismen. für die möglichen
AuswJrkungen weder getestet, noch
vorhersagbar sind; Gefahr der Ent­
stehung neuer oder der Veranderung
des WIrtsbereichs bekannter Schad­
organismen

Fortsetzung des Trends zu Immer
weniger noch lelstungsfllhlgeren
Sorten und Arten mit der Folge
genetischer Verarmung und hoher
Anfälllgkelt für neue Schad linge
und Krankheiten

zunehmender Einsatz von chemischen



kontrolle einsetzbaren HerbI­
zide vergrößeren

PHARMAKA UND IMPFSTOFFE

z.a. Erzeugung körpereigener
Substanzen (lnterferonel En­
orphlne) In fllr klinische
Zwecke ausreichenden Mengen
Kultur

z.B. neue LebendJmpfstoffe
(durch dJe KombJnation des
genetischen Materials, das
zur Immunisierung verwandt
wird, mll Vektoren, die den
Menschen Infizieren: Vakzi­
nlastrategle)

GENETISCHE DIAGNOSTIK

z.8. die Prognose zukOnfllger
behandelbarer oder unbehandel­
barer Erkrankungen und An­
fällIgkelten fllr Krankheiten
und Umweltgifte aus gene­
tischen Anlagen

pnanzenschutzmltteln und Tlermedl~

kamenten mit Belastungen ror
Gewässer, Boden und Nahrungsmittel

RationalIsierungsdruck und
Beschleunigung des 'Strukturwandels'
vom bäuerlichen Famllienbetrleb zur
J\grolndustrie

Verfllgbarkelt von neuen persönlich­
keitsverändernden Drogen, Zunahme
des DrogenmIßbrauchs, Entstehen
einer manlpulatlven Kultur

unvorhersehbare und an Tfermodelle
nicht testbare Nebenwirkungen

Unterstützung der Symptombehandlung
und einer 'Reparaturmedizin', die
die gesellschaftlichen Ursachen von
Erkrankungen ausblendet

Frelsetzung rekomblnlerter OrganIs­
men, Gefahr der Entstehung neuer
virulenter Erreger

genetische Diskriminierung und
Selektion von betroffenen Indivi­
duen auf dem Arbeitsmarkt und bel
Versicherungen .

FOrderung von Tendenzen zur Zwangs­
präventlon, zumindest von Zwangs­
InformatIon Ober die genetischen
Risiken für dJe eigene Gesundheit und
die zukOnftlger Kinder

Datenschutzprobleme und Persönlich­
keltsverletzungen durch genetische
Ausforschung; sozialer und politischer
Druck auf Frauen, sich pränataler
Diagnostik zu unterziehen: Tendenzen
zu staatlicher Zwangseugenik (Eu­
thanasie Im Mutterleib); Ausbreitung
ungehemmter 'Wunschklndmentalltät' und
abnehmende Bereitschaft das Leben
behinderter Menschen zu akzeptieren
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GENTHERAPIE

MILITÄRISCHE VERWENDUNG
TERRORISMUS

VorbereItung privater oder staatlicher
MenschenzOchtung. fließende Übergänge
von der Korrektur defekter Gene zur
OptimIerung menschlicherErbanlagen
nach willkürlichen Zwecken

Förderung eines reduktlonlstlschen
Menschenbildes: Menschliche Natur
als Ressource und Experimentierfeld

Eröffnung neuerFronten des ROstungs­
wettlaufs; Möglichkeiten krimineller
Verwendung, etwaterroristische
Drohung mit neukonstruierten
pathogenen Mikroorganismen

Tabelle1: Anwendungsbereiche und Risiken der Gentechnologie

Die folgende Matrix (Tabelle 2) ordnet die unterschiedlichen fOr die einzelnen An­
wendungsbereiche diskutierten RIsiken schematisch nach Schadensformen und
WahrscheinlIchkelten. Gleichsam vor die Klammer gehört das Risiko, daß die Technik
wegen Inhärenter Probleme nicht funktioniert oder obsolet wird. Es könnten sich
beispielsweise gentechnisch produzierte körpereigene Substanzen als so nebenwir­
kungsreich oder giftig erweisen, daß sie schon deshalb als Pharmazeutika ausschei­
den. Ein anderes Beispiel wäre etwa die mangelnde Stabilität von zu
ZOchtungszwecken Obertragenen Genen (Harbizfdreslstenz, Schädlfngsresistenz
usw.), die zum schnellen Verlust der gewOnschten Merkmale In der Generationen­
folge führen wOrde. In diesen Fällen besteht das Risiko darin, daß das technische Ziel
letztlich verfehlt wird und der Aufwand vertan Ist. Da dann weitere Folgen In der Re­
gel nicht zu erwarten sInd, erübrigen sich RlslkoClberlegungen und -bewertungen. Die
hier aufgefOhrten Schadensformen betreffen mögliche Folgen funktionierender Gen­
technologie. Es werden unterschieden: dIe Verletzung grundlegender RechtsgOter,
soziale und politische Fehlentwicklungen und kulturelle Verfallsprozesse.

Auf der Senkrechten sind Gesichtspunkte aufgeführt, nach denen Schadensereignis­
se unterschieden werden können: normale, jederzeit erwartbare Folgen der Anwen­
dung der Gentechnologie, Folgen, dIe nur eintreten, wenn unbeabsIchtigt (Unfall)
oder beabsichtigt (Mißbrauch) SIcherheitsauflagen, Anwendungsverbote etc.
durchbrochen werden, die der Kontrolle der von der Gentechnologie ausgehenden
Gefahren dIenen und schließlich hypothetJsche Risiken, von denen man annImmt,
daß sie mit dem Einsatz der Gentechnologie verbunden seln könnten, ohne Art und
Mechanlsmus des möglichen SchadensablaUfs präzisieren zu können. Im letzteren
Fall handelt es sich eigentlich um das RisIko, die Risiken nicht zu kennen.

Eine Klassifikation der Risiken der Gentechnologie nach dlesem Schema enthält
verborgene Wertungen, SIe geht ImplJzlt davon aus, daß die verschiedenen RIsiko·
typen der GentechnologIe In unterschIedlicher Welse zugerechnet werden und daher
auch die Frage, ob eIne Beschränkung oder ein Ausschluß der Nutzung der Gen-
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Verletzung grundlegender soziale undpolitische Fehlent- lrullurdlerVerfall und kultu-
RechtsgDler wicklungen rcJJer Wandel

Fofgen des Gesundheitsschäden im Im Gesulldhelt!iberelch Verbreitung
Wormalbetrlebs Labor und bei der Produktion Tendemen zu pr;l'lenli'lCffi redllklionistischer Konzepte
der GT durch Kontakt mit Zwang, zumindestin Form und technischer Einstellungen

pathogenem oder toxischen von Zwangslnformalion Ober gegenüber der menschlichen
Malerial: Infektionendurch genetische Risikenror die el- Natur, einschließlich der
verwendete Organismen(oder gene Lebensl'Uhrung und die Merkmll!e von Persönlichkeit
aus Zcllkulturen freigesetzte fortpßanzung Drogenkonsumals zuneh-
endogene Viren). Allergienl funktionswandelllrztlichen mendnormales Verhallen
Autcimmunkrankhelten Handelnsr von der Heilung schrittweise Gewöhnung an
dureh hoehwirksame biolo- betroffener Patientenzur so- genetische Optlmierungen des
gisehe Produkte. Krebsdurch zialen Kontrolle(noch)ge- Menschen, beginnend etwa
Infektionen mlt genetischem sunder Bevölkerung mit der Übertragung von
Material

In der Sozlalpollrlk
Krankheitsresistenzen

Umweltschäden und lokale
tlkologische Destabilisierung Ideologieder 'Lßsung' des
durch unkcntroülerte Aus- Behindertenproblems durch
breitung und unvorherseh- genetische Selektion, Sehwll-
bare WcchselwirkungenJrei· chung der Solidarltllt mit be-
ßest12.tcr Itkombinietter hinderten Menschen
grganismen in natürlichen Ausbreitungeiner unge-
Okosystemen . hemmten

'Wunsehkindmentalitllt' mit
immer weitergehenden selek-
tlonsansprOchen'in Bezugauf
die 'Normalitllt' der gebo-
renen Kinder
zunehmende genetische Aus-
forschung und gesellSl:baft-
liehenach genetischen An-
lagen(Arbeitswelt,
Versicherung)

fit der LAndwlrt!ichajt
l1nterstül.Zung desTrends zu
extremer Spezialisierung und
Intensivierung der Produk-
t100: Fomeuung der
Verdränguog bäutrlicher
Landwirtschaft br, Entwick-
lung neuer Blowaj!en und
genetischer Rüstungswettlauf

Folgen von Un- Gesundheitsschllden und
j(JlIelt und Miß- Umweltschäden beiBruch des
brtiuchen der physikalischen Containment
GT (s.o.)

genetischer TerrorJsmus Dro-
hung mit absichtlich er-
zeugtenneuenpathogenen
Orgmismen

hypothetische Gesundheitsscbllden (Epide- systematische gesellschaft-
Risiken mlendurch neue pathogene liehe Differenzierung nach

Organismen,die unbeabsleh- genetischen Merkmalen,
tlgt und un'lorhersebbar aus genetische Ausforschung oh.
der Itekomblnation nicht· ne Datensehul.Z
pathogenen~enetischen Ma- staatliche Zwangseugenik:
terlalsentste en Zwangzur Abtreibung be-
Verseuchung der Umwelt hinderter Föten,
durch die unkcntrclllene Zwang$Sterllisation und
Ausbreitungvon unvcrherge- Euthanasie behinderter
sehenenneuenOtganlsmen Menschen
mit unvorhersehbaren Eigen- gesellschaftliche Entwertung
schalten,diedurch oor Frauen zu Produktions-
Genaustauschmit gezieltoder maschinenfür 'qualitlUskon-
durch Unfallfreigesetzten trollierte' Nachkommen
rekomblnierten Organismen staatliche Menschen-
entstehen zllchlungsprognmme

(Orwell, strahlenresinente
Soldaten)

Tabelle 2: Risiken der Gentechnologie nach Typen (Schadensformen)
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technologie mögliches, notwendiges und akzeptables Mittel der Abwehr drohenden
Schadens ist, verschieden zu beantworten ist.

Wenn man nicht die Verletzung von Rechtsgatern, etwa Eingriffe In das Leben oder
die Gesundheit oder Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes, sondern soziale und
politische Fehlentwicklungen geltend macht, etwa falsche Prioritäten In der Ge~

sundheltspol1tlk, die Gefährdung der Solidarität mit Behinderten, die Förderung des
Trends zur Agrolndustrie auf Kosten der bäuerlichen Landwirtschaft etc.• operiert
man mit einem schwächeren Schadensbegriff. Zwar können u.U. solche Fehlent~

wicklungen mittelbar ebenfalls zur Verletzung fundamentaler, In der Gesellschaft un­
bestritten geltender Werte führen - wenn es nicht gelingt, sie zu korrigieren oder zu
kompensieren. Unmittelbar bedeuten sie häufig nur die Vereitelung von Präferenzen
fOr wünschbare Entwicklungen, für die man konsensuelle Deckung In der Gesellschaft
nicht ohne weiteres erwarten kann. Im übrigen sind solche Fehlentwicklungen meist
Trends, die unabhängig von der Anwendung der Gentechnologie bestehen, also
durch diese weder ausgelöst werden, noch durch Regulierung der Gentechnologie
nennenswert korrigiert werden können.

Das Risiko des MIßbrauchs Ist mit jeder Technik verbunden und ihr zuzurechnen.
Die Frage kann allenfalls sein, wie weit man den Gebrauch einer Technik einschrän­
ken soll und kann, um Ihrem Mißbrauch vorzubeugen.

Von kulturellem Verfall oder Wandel sollte man sprechen, wenn man das Risiko Im
Auge hat, daß die normatlven Schranken der Technikanwendung überhaupt zusarn­
menbrechen und MIßbräuche massenhafte, z.B. staatliche Praxis werden
(Zwangseugenik nach natlonalsozlallstlschem Muster), oder wenn man annimmt,
unter dem Eindruck der Möglichkeiten der Gentechnologie könnte, was heute noch
als eindeutig wertwidrig begriffen wird (etwa MenschenzQchtung), mehr und mehr als
in Wahrheit unproblematisch und legitim angesehen werden. Im ersten Fall wäre die
Gentechnologie sicher nicht kausal Iür das Durchbrennen der normativen Siche­
rungen in der Gesellschaft und die Verheerungen, die unter solchen Bedingungen
angerichtet werden können, sind nicht entscheidend von der VerfQgbarkelt gerade
der Gentechnologie abhängig - wie die Geschichte zeIgt. Im zweiten Fall Ist dIe Fra­
ge, unter welchen Umständen die Möglichkeit eines kulturellen Wandels, der dIe In
der Gesellschaft akzeptierten Standards des moralisch Richtigen und Vertretbaren
verschiebt, Oberhaupt als Risiko (=Schadenswahrschelnlichkelt) begriffen und einer
Technik zugerechnet werden kann.

Die Berufung schHeßlfch auf bloß hypothetische Risiken Ist heute unter dem Ge­
sichtspunkt einer mögJlchst effektiven Gefahrenvorsorge (Reaktion schon auf den
Gefahrenverdacht) Im Prinzip zugestanden. Unklar kann nur sein, welche Anhalts­
punkte fOr mögflche Gefahren man fordert, um hypothetische RisIken gegen dIe Im­
mer mögliche Warnung, daß Irgendetwas Unvorhergesehens passieren kann, abzu­
grenzen.

Die In den Abstufungen dieser Matrix enthaltenden Wertungen sind umstritten. Aber
den durch die Matrix gebildeten unterschiedlichen Typen von Risiken wird In den öf­
fentlichen DiskussIonen um die Gentechnologie wenigstens Implizit durch die Diffe­
renzierung von Argumenten Rechnung getragen.
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2.3 Gibt es Meinungsunterschiede über die Risiken der Gentechnologie?

RIsikoargumentationen verknüpfen empIrische Befunde und Annahmen Ober oft sehr
komplexe tatsächliche Zusammenhänge mit sozialen Wertungen und bIeten daher
praktlsch beliebige Ansatzpunkte für Meinungsunterschiede. Bestehen die behaup­
teten RIsiken? Sind dIe antizipierten SchadensmöglIchkeiten realistisch? Wie wahr­
scheinlich slnd sie? Lassen sie sich empirisch testen? Sind Tests zuverlässig und
prognostisch aussagekräftig? Sind theoretische 'Restrisiken' und grundsätzliche
Grenzen unserer ErkenntnismöglIchkeiten als relevante Risiken In Betracht zu zie­
hen? Sind hypothetische Risiken zu berOckslchtlgen? Welche mittelbaren Folgen,
mögliche Verwendungen etc, sind einer Technik noch als Risiko zuzurechnen? Sind
SIcherheitsmaßnahmen und Mißbrauchsregelungen mögHch und verläßlich?

Meinungsunterschiede Ober Risiken können In dieser Situation sowohl Ursachen wie
Folgen von Kontroversen Ober eIne Technik sein (vgl. auch Frage 2.5). Und ob sIe
auftreten oder verschwinden, hängt nicht nur vom Zustand und der Entwicklung
unseres empirischen Wissens ab, sondern ebenso von der Legitimität Innovatori­
schen Handeins In der Gesellschaft, vom Vertrauen in politische InstitutIonen und
deren Handlungsfähigkelt oder von der Mobilisierung bzw. Erschöpfung
technikkritischer sozialer Bewegungen.

In der Thematlslerung von RIsiken der Gentechnologie hat es In den letzten 10
Jahren Verschiebungen gegeben:

• von den Problemen der Sicherheit der Technik hin zu den sozlaten, politischen
und moralischen Impllkatlonen Ihrer Verbreitung In der Gesellschaft .

• Innerhalb der SIcherheitsprobleme von hypothetischen RIsiken mit katastro­
phalem Schadenspotential zu nachweisbaren Gefahren mit meist begrenztem
Schadenspotentfal

• Innerhalb der Diskussion um hypothetische Risiken von den Gefahren der Arbeit
Im Labor oder der Produktion in geschlossenen Anlagen zu den Gefahren der
Frelsetzung manipulierter Organismen oder Viren In die natürliche Umwelt

Die stärkere Thematlslerung der Folgen verschiedener Anwendungen der Gentech­
nologie hat dIe Mefnungsunterschlede hinsichtlich der Risiken sIcher nicht verringert,
sondern eher erhöht. Aber sie hat deren Status und Fokus verändert. Unterschied­
liche empirIsche Annahmen, Prognosen und Einschätzungen zu den Folgen der
Gentechnologie-Anwendung konvergieren mit den UnsIcherheiten und Bewertungs­
probteman, die für die JewelJlgen Handlungsfelder Oberhaupt bestehen: Führt die
ElnfOhrung neuer Hochleistungssorten In der Landwirtschaft zu weiterer genetischer
Verarmung In der ZOchtung oder Im Anbau? BeschleunIgt sie die Konzentration der
Produktlon In großen agro-Industrlellen Komplexen? Steigert oder verringert der
Einsatz von herbizidresistent gemachten Nutzpflanzen den Einsatz ehernleeher Pffan­
zenschutzmittel? Erhöht Produktlvltätsstelgerung In der WIrtschaft der Industrieländer
unter den gegebenen Bedingungen zwangsläufig dle Misere der Länder der Dritten
Welt? Ist die SolidarItät mlt behinderten Menschen durch die Verbreltunq- der
pränatalen Diagnostik gefährdet? Hat diese Solidarität In den letzten Jahrzehnten
eher zu- oder abgenommen? Kann man Tendenzen zur Manipulation der mensch-
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lichen Natur mit gesetzlichen Maßnahmen wirksam entgegentreten? Ist Wettrüsten
unvermeidlich?

Risikodiskussionen werden durch die Verteilung auf die verschiedenen Anwen­
dungsbereiche der Gentechnologie differenziert und 'normalisiert'. Sie können in den
leweiligen Handlungsfeldern unabhängig voneinander abgearbeitet werden (wofür
das Spektrum der von der Enquetekommission vorgeschlagenen DetaHregelungen
ein Beleg Ist), ohne die generelle Frage zu provozieren, ob Gentechnologie über­
haupt eine geselischaftHch vertretbare technische Option ist (vgl. aber zu Fragen 2.5
u.2.6).

Letztere Frage hat sich insbesondere Im Hinblick auf die möglichen SicherheitsrisI­
ken der Gentechnologie gestellt. Am Anfang der Debatte stand die Frage, ob es
denkbar sei, daß durch genetische Manipulation In unvorhersehbarer Welse aus an
sich harmlosen Organismen gefährliche human- oder tierpathogene Krankheitserre­
ger werden könnten, die sich, einmal dem Labor entwichen, Ober die ganze Welt
verbreiten und katastrophale Opfer fordern wOrden. Die Möglichkeit einer solchen
Gefahr blieb hypothetisch. Diese 'Hypothetlzltät' ist jedoch von anderer Art als die
der Risiken der Kernkraft (HÄFELE 1974), wo es darum geht, daß man die empirische
Häufigkeit des Eintritts eines der Art und der Kausalität nach bekannten Schadens­
ereignisses (Kernschmelze) nicht Im trial-und error-Verfahren austesten kann. Bel
der Gentechnologie gab es keine Beispiele für die vermutete Gefahr, und man konnte
keinen Mechanismus demonstrieren, wie sie zu realisieren wäre. Oie .Warnung vor
der Gentechnologie spiegelte in diesem Fall nicht die Kenntnis von Gefahren, son­
dern die Unkenntnis darüber, ob es Gefahren dieser Art gibt und das Risiko, das In
solcher Unkenntnis liegt. DIeses Risiko bleibt Im Prinzip unbestimmbar. Genau des­
halb lehnten viele Wissenschaftler dIe Berücksichtigung solcher Risiken Oberhaupt
ab. Andere dagegen plädierten gerade mit ROcksicht auf diese Unbestimmbarkelt ror
einen totalen Verzicht auf gentechnische Eingriffe. Die gleichsam letzte Runde dieser
Auseinandersetzung wurde in einer Anhörung des BMFT 1979 ausgetragen.

Die SIcherheitsrichtlinien, die In der zweiten Hälfte der 70er Jahre in den meisten
Ländern erlassen wurden, steuerten einen Mittelweg. Sie ermöglichten die Fortset­
zung der Genforschung unter Auflagen, die geWährleisten sollten, daß rnanlputlerte
Organismen nicht aus dem Labor entweichen können. Dazu mußten physikalische
Einschlußbedingungen beachtet werden (physikalisches contalnment), und als
Empfängerorganismen fOr die Übertragung fremder Gene durften nur zugelassene
Sicherheitsstämme verwendet werden, die außerhalb des besonderen Milieus der
Laborbedingungen nicht Oberlebens- und konkurrenzfähig slnd, (RICHTLINIEN 1978)

Inzwischen sind die SIcherheitsprobleme der Gentechnologie, soweit es um For­
schung im Labor und Produktion In geschlossenen Anlagen geht, ebenfalls ein StOck
weit 'normalisiert' worden. Das Szenario der unvorhersehbaren Erzeugung eines
gefährlichen KIllerorganismus aus AusgangsmaterialIen, die weder pathogen noch
toxisch sind, wird nur noch selten beschworen. Diskutiert werden Qberwlegend Ge­
fahren, für deren Bestehen es klare Indizien gibt oder die Jedenfalls Im Prinzip gete­
stet werden können. Der aus diesen Gefahren drohende Schaden Ist meist begrenzt.
In der Regel steht die Gesundheit des Labor- bzw. Produktionspersonals auf dem
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Spiel. SIcherheitsmaßnahmen gegen solche Gefahren lassen sich definieren. Als
'normalisiert' In diesem Sinne betrachte ich etwa Probleme der folgenden Art:

•

•

•

•

Können beim Arbeiten mit Zellkulturen endogene Viren freigesetzt werden und
"reichen die Sicherheitsmaßnahmen aus, Infektionen des Personals zu vermei­
den?
Kann durch eine versehentliche Infektron mit genetischem Material (sog. nackter
DNA oder Oncogenen) bei den Betroffenen Krebs ausgelöst werden?
Kann der Kontakt mit körpereigenen biologisch hcchaktlven EIweißstoffen
Autoimmunkrankheiten auslösen?
Sind die Sicherheitsmaßnahmen beim Umgang mit Mater/al aus pathogenen
Organismen oder Viren (insbesondere Retr/viren) ausreichend?

Diese Sicherheltsprobleme sind gravierend und in vieler Hinsicht ebenfalls umstrit­
ten. (vgl. dazu KOLLEK u.a, 1986 einerseits, ENQUETE-KOMMISSION 1987, 194-213
andererseits; gegen die 'Erledigung' der Diskussion um dIe aus der Unbestimm­
barkalt von Gefahren resultierenden 'Restrisiken' der GentechnologIe auch KOLLEK
1988) Aber von den unterschiedlichen EinscMtzungen hängt nunmehr vielleIcht noch
ab, ob man die eine oder andere Anwendung der GentechnologIe unterläßt, bzw.
unter drastlsche Auflagen stellt, nicht mehr ob die Gentechnologie als Ganze Ober­
haupt zu verantworten Ist. (vgl. auch unten zu Frage 2.6)

Grundsätzliche Meinungsunterschiede bestehen dagegen nach wie vor hinsIchtlich
der möglichen Risiken einer gezlelten. Freisetzung genetIsch manipulierter
Mlkororganlsmen und Viren In die natürllcha Umwelt (zusammenfassend: ESA 1984,
HALVORSON u.a, 1985, NAS 1987). Die besondere Problematik liegt hier darin, daß
das biologIsche containment durch abgeschwächte Empfängerorganismen, das für
Labor- und Produktionsanwendungen der GentechnologIe immer als entscheidender
SIcherheitsfaktor gegolten hat, per deflnltlonem unanwendbar wird, Man kann also
nicht erst einmal vorbeugend verschärfte SIcherheitsauflagen definieren, unter denen
man eine ReIhe von Jahren experimentieren und Erfahrung darüber gewinnen kann,
ob vermutete Risiken sich bestätigen lassen. Freigesetzte Organismen müssen
robust und OberlebensfähIg sein und sich wenigstens bis zu einem gewissen Grade
in der Umwelt etablieren, um technisch wirksam zu werden. DIe möglichen
genetischen und ök.ologlschen Wechselwirkungen dieser Organismen mit ihren Um­
welten sind aber unmöglich vollständIg zu testen und vorherzusagen. Über diesen
Sachverhalt besteht weitgehend Konsens. DIe MeinungsunterschIede beginnen bel
der Frage, ob es Möglichkeiten gibt. dIe bestehenden Ungewlßhelten zu reduzieren
und welche Konsequenzen aus Ihnen zu zIehen sind:

• Sind Äqulvalente zu einem biologischen containment auch bel der Frelsetzung
denkbar? Kann man die freizusetzenden Organismen so verändern, etwa durch
eingebaute SelbstvernIchtungsmechanismen, daß sie gleichsam ökologisch
entwaffnet werden? Wären solche Veränderungen stabil? WOrden sie evtl. Rlsl­
ken verringern?

• Sind die Risiken deutlich geringer, wenn nicht·pathogene Stämme als
Empfängerorganismen verwendet werden, wenn der Gentransfer auf Arten der­
selben Gattung beschränkt wird, wenn nIcht neue Gene elngesetz.t, sondern nur
normalerweise vorhandene herausgeschnitten werden (DeletIonsmutanten)?
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Sind die Risiken geringer oder vielleicht eher größer, wenn nicht Gene. die fOr
ein bestimmtes Produkt kodieren, sondern regulatorische Sequenzen Obertragen
werden?

• Kann man Oberhaupt Sicherheitsforschung definieren. um bestehende Risiken
abzuklären? Sind Testarqebnlsse aus Modellsystemen (Gewächshäusern) auf
natürliche Umwelten übertragbar? Kann man ökologische Risiken Oberhaupt nur
testen, indem man sie eingeht?

Vor diesem Hintergrund wird die Frage entscheidend, ob die Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen etwas grundsätzllch 'Neues' Ist oder ob sie
mit der Frelsetzung von Organismen verglichen werden kann, die mit klassischen
Methoden gezOchtet worden sind. (FOr letztere Position, siehe NAS 1987.22)

Zum Tell wird auf die jahrzehntelangen Erfahrungen mit der Frelsetzung von
selagierten Mikroorganismen, etwa von Rhizoblenstämmen zur DOngung Im GemO·
sebau oder von Baculoviren zur biologischen Kontrolle von Schadinsekten Im Obst­
anbau verwiesen und diese Praxis als eine Art Implizite SIcherheitsforschung für die
Frelsetzung In Anspruch genommen (BRILL 1985). Allerdings könnte dieser Ver­
gleich. selbst wenn er zulässig wäre, nur bedingt beruhigen. Die GeschIchte der
EinfOhrung neuer Pflanzen und Tiere In andere Ökosysteme bIetet viele Beispiele fOr
unbedachte oder unvorhersehbare Oberraschende Auswirkungen (SHARPLES 19B3,
SUKOPP 1986). Die ENQUETE-KOMMISSION (1987, 233ff.) hat daher aus der
Parallellslerung der Frelsetzung gentechnisch erzeugter und mit klassischen Metho­
den gezOchteter Mikroorganismen auch die Konsequenz gezogen, daß letztere
ebenfalls einer besseren Überwachung bedürfen. Insbesondere ist mit ökologischen
Problemen dann zu rechnen, wenn neu eingeführte Organismen 'exotisch' sind, also
in Ökosysteme gebracht werden. die In keiner Welse auf diese Organismen einge­
stellt sind, etwa keine natürlichen Feinde hervorgebracht haben. Unter ökologIschen
Bedingungen sind vIele gentechnisch modifizierte Organismen 'exotlschen' ver­
gleichbar, denn die Modifikationen betreffen häufig gerade die limitierenden Bedin­
gungen für die ökologische Rolle bisheriger Arten: etwa das Substrat von dem sie
sich nähren können, die Temperatur, die sie vertragen, Resistenz gegen bIsherige
FeInde etc, (COLWELL u.a. 1985).

Im Übrigen Ist aber die Parallellsierung gentechnisch veränderter und klassisch ge­
züchteter Organismen salbst umstritten (ESA 1984}. DIe Gentechnologie kann Ver­
bindungen zwischen den Genen von In der Evolution welt voneinander entfernten
Arten realisieren. Ein Gen f(lr das menschliche Wachstumshormon In coll-Bakterlen
geht zweifellos welt Ober alles hinaus, was klassische Züchtung kann, und Ist ver­
mutlich auch im Rahmen natürlicher EvolutIonsprozesse niemals probiert worden.
Vor allem aber können die freigesetzten Organismen die Ihnen Ilbertragenen
Fremdgene verlieren und an belIebige andere Stämme Obertragen. Welche
phl:lnotyplschen Veränderungen und ökologischen Folgen die Gene dabei hervorrufen
können, ist unvorhersehbar. Diesem Argument wird entgegengehalten, daß
Gentransfer In der Natur ohnehin ein häufIges Phänomen Ist. Auch In dieser HinsIcht
sei die Gentechnologie daher letztlich nIchts Neues und der mögliche Beitrag frei·
gesetzter manipulierter Pflanzen zu den ohnehin stattfindenden Austauschprozessen
seI zu vernachlässigen (BRILL 1985, 116),
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2.4 Frage: Zwischen welchen Gruppierungen gIbt es Konflikte und welche
Rolle spielen verschiedene Akteure?

Konflikte um die Gentechnologie sind bislang typlscherweJsa auf das Medium der
öffentlichen Meinung und die Institutionalisierten Verfahren politischer Regelung be­
grenzt. Auseinandersetzungen werden In Form von Veröffentlichungen, Kongressen,
Resolutionen, Anträgen, parlamentarischen InItiativen und gerichtlichen Interven­
tionen gefOhrt. Es fehlen die Aktionsformen, die etwa den Widerstan~ gegen die
Kernkraftnutzung, dle NachrOstung oder die Errichtung von Großanlagen, wie die
Startbahn West, gekennzeichnet haben: massive Demonstrationen mit zlvllem Unge­
horsam und militanten Handlungen bis hin zu poJltlschen Straftaten. Gelegentliche
Angriffe auf Objekte der Gentechnologie (etwa ein Einbruch In die genetische Bera­
tungsstelle der Universität MOnster, ein oder zwei Anschläge auf Genlabors, dIe dIe
Frauengruppe 'Rote Zora' verübt haben soll, die VerwOstung eines Versuchsfeldes
fOr die Freisetzung von MIkroben in Kalifornlen usw.) sind Ausnahmefälle geblieben
und haben jedenfalls nicht dazu gefDhrt, daß gentechnische Anlagen ähnlich bewacht
werden mOßten, wie kerntechnIsche.

Die vergleIchsweIse undramatfschen KonflIktformen mögen einerseIts daraus zu er­
klären saln, daß es bislang oder Oberhaupt an gentechnischen Großanlagen fehlt, an
denen sich demonstrative Handlungen, wie Blockaden, Sternfahrten, Besetzungen
u.ä., kristallisieren HeBen. Gentechnische Verfahren oder Produkte, die Oberall ver­
wendet werden können, eignen steh schlecht als Ziel von Demonstr~tionen. Am
ehesten könnte man sich noch Aktlonen gegen die Errichtung von gentechnischen
Produkt/onsanlagen vorstellen (Fall: InsulJnproduktIon bel Höchst). In diesen Fällen
aber wird häufig der eindeutig medizinische Zweck der bisher angestrebten Produkte
(Insulin. Interferon, Faktor VII, TPA) einer RadlkalJsierung des Protestes entgegen­
wirken. Tatsächlich scheint die geringe RadIkalität der Konfllktformen auch daraus
erklärbar zu sein, daß es angesichts der vielfältigen Anwendungsbereiche und
-formen der Gentechnologie zunehmend schwer fällt, allgemein und hinreichend un­
ambivalenten moralischen Widerstand gegen 'die' Gentechnologie schlechthin zu
mobilis/eren. Es Ist - um ein krasses BeispIel zu bilden ~ leIchter zu vermitteln. daß
man ein Raketendepot blockIeren soll, als daß man ein AIDS-Labor besetzen müßte,
Zwei unterschiedliche Arenen der Konflfkte um Gentechnologie mit unterschied­
lichen Themen und Akteuren zeichnen sich bislang ab:

1. Die Kritik an der Gentechnologie verteilt sich auf die verschiedenen Anwen­
dungsbereiche.

Involviert sind hIer vor allem Akteure, die politische und gesellschaftliche Fehl­
entwicklungen in diesen Bereichen thematisieren. Die Gentechnologie Ist Ge­
genstand des Protests, weil und sofern ;ie diese Fehlentwicklungen unterstützt.
Der Protest mag sich punktuell auf die GentechnologIe zuspitzen, aber er gUt Ihr
nicht als solcher und hängt auch nicht von ihr ab. Die Gentechnologie Ist Tell
eines umfassenderen, für die jeweiligen Akteure unterschiedlichen 'Syndroms'.
Initiativen von Behinderten bekämpfen genetische Beratung und eugenische Ab­
treibung, weil sie eine gesellschaftliche Abwertung des Lebens behinderter
Menschen befürchten. Teile der Frauenbewegung reklamieren, daß ln-vltro-
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Befruchtung und pränatale Diagnostik die Frauen (einschließlich Ihrer
Embryonen) zu ExperimenUerobjekten männlicher Wissenschaft und zur
Ressource von Bevölkerungspolitik degradieren. Naturschatzer wenden sich ge­
gen die Instrumentalislerung der Natur durch Patente für genetIsch manipul1erte
Pflanzen und TIere. Anhänger der Bauernopposition und des alternativen Land­
baus kritisieren die Konstruktion von neuen Hochleistungssorten und 'Superkü­
hen', die den Agrochemikalleneinsatz und die Verdrängung kleiner Betriebe
forcieren werden. Pestizidaktionsnetzwerke protestieren gegen herbIzidresi­
stente Nutzpflanzen. Gewerkschaftsvertreter lehnen genetische Tests an Arbeit­
nehmern ab. Dritte-Welt-Gruppen protestieren gegen den 'Export' gefährlicher
Experimente In dla unterentwickelten Länder usw. Die politischen Parteien en­
gagieren sich ebenfalls In verschiedenen dieser Kritikbereiche.

In keinem dieser Teilbereiche ist die Wende gegen die Gentechnologie so etwas
wie diffuse Angst von Laien gegen eine ihnen von Fachleuten aufgezwungene
technische Modernisierung. SIe beruht auf der KenntnIs, nicht auf der Unkenntnis
der TechnIk. Die Kritik atützt sich auf Gegenexperten, die häufIg 'dIssidente'
Wissenschaftler aus etablierten Wissenschafts- und Technlkinstltutionen sind.
Eine EskalatIon der Kritik an der Gentechnologie zu Protesten, Demonstrationen,
Käuferboykotten, Musterprozessen u.ä, ist jederzeit möglich.

Es fragt sich jedoch, ob die verschiedenen Krltlken an der Gentechnologie unter
einheitlichen Handlungszielen organisationsfähig sind. Die Forderungen der be­
teJligten Akteure zielen auf sehr unterschiedliche Polltlkfelder. Auf Kongressen
und mit Informationsdiensten (Gen-ethisches Netzwerk, Berlin) wird Ihre Koordi­
nation versucht. Das aber bleibt eine Integration kritischer Reflexion zu politisch
brisanten Themen, von der Gewalt gegen Frauen, Ober die Diskriminierung von
Behinderten, die Zerstörung der Umwelt und den Überwachungsstaat, bis hin zur
Ausbeutung der Dritten Welt. HandJungskoaJltionen entstehen aus dieser Koordi­
nation nicht ohne weiteres. Ob dle Summe der Proteste gegen dIe Gentechnolo­
gie Jemals wie beim Widerstand gegen die Kernkraft eine soziale Bewegung ge­
gen die Gentechnologie als solche hervorbringen wird, ist daher offen. BIslang
zeichnet sich eIne aktionsfähige EinheIt von BehindertenInitiativen, Frauengrup­
pen, BauernoppositJon, NaturschOtzern, Gewerkschaftern usw. jedenfalls noch
nicht ab. Am ehesten ließe sich eine solche Elnhelt noch In der Auseinanderset­
zung um die Sicherheit der Gentechnologie herstellen. Vermutlich wäre mit
massiven Konflikten zu rechnen, falls versucht wird, die Öffentlichkeit bel der
Freisetzung von manipulierten Mikroorganismen zu überrumpeln.

2. Umfassende Kritiken an der Gentechnologie als Ganzes werden zu PI/idoyers der
Gegenkultur und GegeniJlfentlichkelt entscMrft.

Detailkritiken an einzelnen Anwendungen der Gentechnologie lassen sich meist
problemlos in plausible, was nicht heißt erfolgreiche, Forderungen nach poli­
tischen Maßnahmen oder Regulierungen Obersetzen. Man denke an die Forde­
rung nach einem Verbot von KelmbahnmanlpulatJonen und Embryonenex­
perimenten, dIe ElnsprOche gegen die Genehmigung der Produktlonsanlage fOr
Humaninsulin bel Höchst oder das Votum des Forschunqs- und TechnofogieauS­
schusses des Europaparfaments gegen den Einsatz von Rfnderwachs-
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tumshormonen In der Landwirtschaft. Die Ablehnung der Gentechnologie als
Ganzes läßt sich offenbar nicht ähnlich polItisch operatlonaJlsleren. Jedenfalls hat
sich dle Forderung nach einem Moratorium fOr Gentechnologie oder nach einem
Ausstleg aus der Gentechnologie auch nicht annähernd als so zugkräftig erwie­
sen, wie etwa die Forderung nach Abschalten der Kernkraftwerke. Der Grund
dafOr Ist offenbar eIn unwiderstehlicher Zwang zur DifferenzIerung der Reak­
tionen gegenaber der Gentechnologie. Auch die GRÜNEN, die sich In Ihrem
Hagener Parteitagsbeschluß 1985 eindeutig auf die uneingeschränkte Ablehnung
der Gentechnologie festgelegt hatten, haben in Ihrem Sondervotum zum Bericht
der ENQUETE-KOMMISSION (1987,326) (und In späteren Diskussionen zur Alds~

Forschung) zumindest Wr den Gesundheitsbereich Ausnahmen zugelassen. In
den Parteien werden solche Differenzen bisweilen von den 'Experten' und Re­
präsentanten Obergeordneter Gremien gegen radIkalere Stimmungen an der Ba­
sis durchgesetzt. Das gilt auch fOr die SPP. Dort vertreten etwa die Aktivistinnen
der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen in Bezug auf dIe ln-vltro­
Befruchtung und die daran anschließenden Perspektiven der Gentechnik, ein­
schließlich pränataler Diagnostik deutlich radikalere Positionen, als sie auf der
Ebene des Parteivorstandes formulIert werden (SPD 1985).

Die DIfferenzierung und damit die partielle Akzeptanz der Gentechnologie, ist
bedingt durch die relative Entwarnung, die In Bezug auf die grundsätzlichen Si­
cherheltsprobleme gentechnischen Arbeltens Oberhaupt stattgefunden hat. Sie
würde möglicherweise In dem Moment entfallen, wo ein größerer Unfall (ein
Tschernobyl der Gentechnologie} die Existenz bisher unbekannter und unkon­
trollierbarer Gefahren beregen wOrde. Unter Voraussetzung der Entwarnung - wie
Immer sIe zustande gekommen sein mag (5. Frage 2.6) - verlieren die radikalen
Einwände gegen die Gentechnologie ihre poIltIsche Stoßkraft. Typischerweise
werden beunruhigende Fragen aufgeworfen, die unsere sozialen, politischen und
kulturellen Institutionen Insgesamt betreffen: Sollten wir unser Verhältnis zur
Natur nicht neu definieren? Brauchen wir neue Tabus? Sollten die Beweislasten
fOr Ungewlßhelten und unbestimmte Gefahren technischen Handeins neu vertellt
werden? MOssen wir unsere Werte verändern? Die Einwände bleiben bel aller
Eindringlichkeit oft moralische Appelle und Warnungen, Plädoyers fOr mehr
Sensibilität und Reflexion, kurz: eher Entfaltung von Problemstchten als
Propaglerung von Lösunqsvorschläpen, um deren Durchsetzung sich Konflikte
kristallisieren könnten. Die Radikalität der in dIeser Auseinandersetzung mit der
Gentechnologie aufgeworfenen 'Issues' steht In umgekehrtem Verhältnis zu de­
ren polltlscher Qperatlonallslerbarkelt.

Das besagt weder etwas Ober dte Berechtigung, noch Ober die Wirksamkeit
dieser Issues. Sie sind Ausdruck des wachsenden 'Unbehagens an der Kultur',
des Verdachts, daß dJe Instltutlonallslerte high-tech-Mentalltät, von der wir offIzi­
ell so Viele Lösungen unserer Probleme erwarten, Tell des Problems Ist. Es gibt,
welt Ober das Spektrum des eInschlägigen Flügels der GRÜNEN hinaus, eine
starke kulturelle Unterströmung, die zur Fundalmentallslarung der Probleme
unseres Umgangs mit moderner Technik drängt. In gewissem Sinne tritt die
'technologische Frage' an die Stelle der 'sozialen Frage' als zentrale Interpreta­
tIon gegenwärtiger gesellschaftrlcher und ökologischer KrIsen ~ mit der drarna-
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tischen Impl1kation, daß von der Lösung dieser Frage das Überleben, nicht bloß
die Gerechtigkeit abhängt.

Fundamentale Vorbehalte gegen die Gel\technologle, die als Symbol moderner
high-tech gilt, werden von unzähl1chen Akteuren In den Reflexionsinstanzen der
Gesellschaft thematisiert, auf Kirchentagen, Akademietagungen, Volkshoch~

schulkursen und Universitätsseminaren, In Grundsatzreferaten pol1trscher Par­
teien und sogar auf Festversammlungen der Wirtschaftsverbände. Offenbar ver­
mag auch die Erfahrung, daB, die Gentechnologie in Teilbereichen nicht nur
ohnehin kommt, sondern auch sinnvolle Leistungen zu bieten hat, die man Im
Bedarfsfall sicher ungeniert in Anspruch nehmen wOrde (etwa bei Produkten Im
Gesundheitsbereich), die Vorbehalte gegen die 'RIchtung als ganze' nicht we­
sentlich zu modifizieren. (Vielleicht werden sie durch das schlechte Gewissen
über die eigene Verstrickung sogar genährt.) Mit der Forderung nach Konsistenz
lassen sich die Reaktionen auf die Perspektiven der Gentechnologie jedenfalls
nicht wirksam kritisieren. Die Medien sind Im übrigen ein exakter Spiegel dieser
Inkonsistenz. In Ihnen werden nebeneinander sowohl die Leistungen der Gen­
technologie dargestellt und als mögliche Fortschritte bel der Lösung unserer
vielfältigen Probleme diskutiert, wie auch fundamentale Kritiken an diesem Fort­
schrittsmodell entfaltet.

Es spricht wenig dafOr, daß die kulturkritischen, philosophischen und mora­
lischen Widerstände gegen die wlssenschaftllch-tachnlsche Modernlslerung sich
im Fall der Gentechnologie zu einem politischen Konfllkt um die Fortsetzung oder
Einstellung der Genforschung und der Gentechnologie überhaupt organisieren
HeBen. Aber diese Widerstände dOrften die Suche nach geeigneten Instltutionen
der Technikfolgenabschätzung und der Risikovorsorge bel den einzelnen An~

wendungen der Gentechnologie zum politischen Dauerproblem werden lassen.
Und sie nähren die Konfllktbereltschaft in der Ausefnandersetzu ng um ange­
messene Regelungen der Gentechnologie in diesen Anwendungsbereichen.

2.5 Worauf lassen sich die Kontroversen über die Risiken der Gentechnologie
zurückführen?

Man kann den Gründen für Kontroversen Ober dIe Risiken der Gentechnologie auf
verschIedenen Ebenen nachgehen:

• auf der Ebene der Interessen der Kontroversen der Beteiligten, Insbesondere
auch des Interesses an der Kontroverse selbst

• auf der Ebene der Inhalte der Kontroversen, also der umstrittenen Sachverhalte
• und auf der Ebene der Verfahren, nach denen In unserer Gesellschaft bel beste­

hender Ungewlßheit legitime Entscheidungen Ober die Entwicklung und Anwen­
dung von Techniken getroffen werden sollen.

Die Interessen an Kontroversen um die Risiken der Gentechnologie sind
asymmetrisch verteilt. Überspitzt: Während die Betrelber am liebsten solche Kontro­
versen gar nicht zulassen würden, wOrden die Krltlker sie am liebsten niemals ba­
enden. Den Betreibern muß dle Rlslkontroverse aufgezwungen werden. Sie vsrsu-
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chen - jenseits der zwischen den Beteillgten letztlich unstreitigen Abwehr manifester
Gefahren - jedes weitere Zugeständnis In Form von Einschränkungen der
Techniknutzung abzuwehren. Die Krltlker hingegen suchen die Kontroverse. Sie se­
hen darin eine Chance, nicht nur SIcherheitsprobleme, sondern Oberhaupt Fehlent­
wicklungen In den Anwendungsbereichen der Technik auf die politische Tagesord­
nung zu setzen und Im gOnstlgen Fall gesellschaftliche Machtverteilung und
etablierte Vorurteilsstrukturen zu verändern (vgJ. zu Frage 2.1).

Diese Interessen liefern das Motiv dafür, RIsIkokontroversen Ober die Gentechnolo­
gie auszulösen und tendentlell beliebig In Gang zu halten. Sie erklären aber nlcht,
warum man damIt Erfolg haben kann. Warum ist der 'Einstieg ins Gen- Tech-Zeltalter'
(TAGESZEITUNG) nicht längst zu einer Frage der richtigen Verwendung öffentllcher
Gelder oder der wOnschenswerten gesellschaftlichen Entwicklung geworden, aber
die man sich genauso Im Rahmen des politischen 'Geschäfts' auseinanderzusetzen
hat, wie etwa Ober die Frage, ob man die Werftindustrie weiter subventionieren oder
sich an bemannter Weltraumfahrt beteillgen soll? Der Grund dafOr dOrfte in der
sachlichen Unabschlleßbarkelt von Risikokontroversen liegen, In Ihrer empirischen
Unentscheldbarkelt und normativer Offenheit.

Gentechnologie Ist die Rekonstruktion lebender einheiten, die sich anders als etwa
Kunststoffe selbständig vermehren und In der Umwelt ausbreiten können. Bel dem
Versuch, die mögllchen Folgen gentechnischer Eingriffe zu prognostizieren, stoßen
wir auf prinzipielle Wlssensgren:zen. Das gilt In gewisser Hinsicht sogar schon für den
Gentransfer selber. Angesichts der Komplexität von Lebensprozessen sind unerwar­
tete Wechselwirkungsn zwischen dem Obertragenen Gen und dem genetischen Hin­
tergrund des EmpfängerorganIsmus theoretisch jedenfalls nicht auszuschließen und
damit auch nicht unvorhergesehen phänotypische Auswirkungen des Obertragenen
Gens (ENQUETE-KOMMISSION 1987, 196). Der StreIt darüber, ob schon dieser Tat­
bestand Gefahrenverdacht begrOndet (vgl. DFG 1987, KOLLEK 1988),dOrfte empirisch
nlcht zu entscheiden sein. Ähnliches dOrfte for die möglichen WechselwIrkungen und
Folgen manipulierter Organismen in der natürllchen Umwelt gelten (etwa fOr die
Übertragung des aufgenommenen genetischen Materials auf andere Stämme oder fOr
die Veränderung der Populationsdynamik In vorhandenen Ökosystemen). Ob diese
Grenzen prinzipieller Natur sind, mag offen bleiben. Im jedem Fall bestehen sie beim
gegenwärtigen Stand der EntwIcklung der Ökologie, der Bodenbiologie und der
Evolutionstheorie.

Nun sind faktische und prinzipielle WIssensgrenzen angesichts der KomplexItät von
RIsikofragen nichts Neues (vgl. WEINBERG 1972, GRUPP 1979). Solche Grenzen be­
stehen auch tor dIe VoraussIcht von sozialen Folgen und MIßbräuchen der Gentech­
nologie, für dIe Frage, ob SIcherheitsmaßnahmen (etwa das biologische containment
In abgeschWächten Empfl:lngerorganismen) verläßlich sein werden) und definItIons­
gemäß für hypothetische Risiken. Man hat also man immer beliebig viele offene em­
pIrische Fragen, um RIsikokontroversen endlos weiterzutreIben, wenn man Interesse
daran hat. Aber es gibt Mechanismen, Kontroversen auch bel fortbestehenden Un­
gewlßhelten zu schließen. Man hat Regeln der Beweisrast rar Risiken. Man begrenzt
die Zurechnung von MißbrauchsmöglIchkeiten. Man verschiebt Reaktionen auf un­
absehbare Gefahren und sozlale Folgen In die Zukunft. Man verwirft dIe Fortsetzung
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empirischer Einwände als ad-hoc, beispielsweise wenn, was natürlich Immer möglich
Ist, einfach die Sensitivität etablierter Testverfahren bestritten wird, sofern sie ein
behauptetes Risiko nicht bestätigen. Vor allem aber vergleicht man die neue Technik
mit eingefCJhrten und offenbar gut handhabbaren Techniken. bel denen wir mit ähn­
lichen Ungewißhelten rechnen müssen. Schließlich kontert man die Berufung auf
bloß hypothetische Gefahren mit dem Hinweis. daß unabsehbare Folgen bel praktisch
allem Tun und Unterlassen zu erwarten sind. Im Obrigen mobilisiert man Vertrauen,
daß die Experten die Dinge 'im Griff' haben und manövriert die verbleibenden Kritiker
in die Rolle von Scharlatanen und Sektlerern.

Offenbar ist die Wirkung dieser Mechanismen jedoch nicht (oder nicht mehr) garan­
tiert. Zum einen erzeugt der Rekurs auf sie neue empirische Fragen. die man nicht
plausibel zurOckweisen kann, etwa die Frage, ob Gentechnologie wirklich bisheriger
Technik vergleichbar ist und In welchem Umfang sie nur wiederholt, was in der Natur
auch sonst geschieht usw. Zum anderen sind die Bewelslast- und Zurechnungsre­
geln, die 'normalerweise' RIsikodebatten beendbar machen sollten, selbst Ins Gere­
de gekommen. Sie gleichen die Innovationsfreiheit der an einer Technik lnteres­
sierten mit den SicherheltsansprOchen der von ihr Betroffenen nach einem Modell
aus, in dem Zelt und HandlungsmöglIchkeiten für nachträgliche Korrekturen an ein­
getretenen Folgen vorausgesetzt werden. Im Zweifel kann man fOr die Innovation
votieren. Dieses Modell hat angesichts der wachsenden 'Altlasten' früherer Innova­
tionen und der manifesten Unfähigkeit, auch nur auf die offenkundigsten Krisenphä­
nomene wirksam zu reagieren, seine Glaubwürdigkeit eingebüßt - und z\o1'ar welt Ober
den Kreis aktiver KritIker moderner 'hlqh-tech', HIntergrundvertrauen In technischen
Fortschritt Ist einer tlefen AmbIvalenz gewichen (vgl. BECK 1985, EVERS/NOVOTNY
19B7). In dieser SituatIon erscheint es plausibel und legItim, daß die Kritiker einer
Technologie nicht nur die manIfesten Risiken selbst thematisieren, sondern auch die
Begriffe von 'Risiko', die verherrschenden Schadensdefinitionen. die bisher akzsp­
tierte Rangordnung von RechtsgOtern, Werten und InnovatorIschen FreIheiten und die
geltenden Regeln des Umgangs mit unvermeIdlichen Restunsicherheiten in Frage
stellen.

Die Chance. der Ausuferung der RIsikokontroversen um die Gentechnologie einfach
mit 'vertrauensbildenden' beruhigenden Expertenurtellen entgegenzuwirken, ist
ebenfalls gering. Der Nimbus und damit auch das manlpulatlve Potential der Experten
sind nicht zuletzt in der Auseinandersetzung um die Risiken der Kernenergienutzung
auf der Strecke geblieben. Schließlich Ist die Frage, ob Parlamente, Zulaasunqsbe­
hörden und Gerichte Aussicht haben, Kontroversen um Risiken der Gentechnologie
durch autorisierte Entscheidung zu beenden, solange sie selbst nach eben den Mo­
dellen und Mustern entscheiden. die In der Kontroverse zur Diskussion stehen. Viel­
fach dOrfte auf solche Entscheidung nur Erschöpfung des Widerstands, nicht
Akzeptanz des Ergebnisses folgen.

Als Fazit Ist festzuhaltsn: Kontroversen um die RIsiken der Gentechnologie haben
ihre Ursache weder in AufklärungsdefIziten bel den Kritikern, noch sind sie durch
einfache Regelung nach bewährtem Muster zu beWältigen. SIe beruhen auf den tat­
sächlichen mit dieser Technik verbundenen Ungewlßheiten und auf eIner sich ab­
zeichnenden. durch Krisenbewußtsein und Wertwandel unterstOtzten Revision bls-
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herJger Modelre des Umgangs mit Technik und ungewissen Folgen. Die Frage ist,
worin unter solchen Voraussetzungen Möglichkeiten gesehen werden könnten, die
Kontroverse zu 'rationalisieren', bzw. Rlslko-Kommunlkatlon zu verbessern.

2.6 Gibt es Ansätze ;zur Thematlslerung und Verbesserung der
Risiko-Kommunikation?

Wenn der Umgang mit den Risiken neuer Techniken eines der SchlOsselprobleme
der gegenwärtigen Entwicklung Ist, dann Ist es schon ein Fortschritt der
Rlslkokommunkatlon, daß eine Kontroverse Ober die RIsiken Oberhaupt In Gang
kommt. Erst die Kontroverse macht die Probleme der Technik transparent, tnvotvtsrt
dJe Interessen der Beteillgten und der Betroffenen und erzeugt Spielräume, bisherige
Routlnen des RIsikomanagements zur Disposition zu stellen. Mit dleser Aussage
ergreift man ParteI Innerhalb der Kontroverse. Nicht die ausufernde Krltlk an der
Technjkentwlcklung in der Gegenwart Ist Grund für die Krise unserer ZIvilisation,
sondern das Fehlen wirksamer Kritik In der Vergangenheit. Die Verbesserung der
RisIko-Kommunikation kann daher nur darin bestehen, dle Kontroverse fruchtbar zu
machen, so daß in Ihr gesellschaftliche Lernprozesse ablaufen können.

Kommunlkatron Ober die Risiken der Gentechnologie hat es in den letzten 15 Jahren
In unterschiedlichen Formen und rnlt unterschiedlichen Beteiligungen gegeben: es
gab Stellungnahmen von WlssenschaftJervereinigungen und Forschungsförderungs­
organlsatlonan, von WIrtschaftsverbänden, Gewerkschaften und Betroffenengruppen,
es gab Fachkonferenzen und KritIkerkongressen mJt Experten und Gegenexperten,
unzähligen Anhörungen in Parlamenten und bel Regierungen und eine Enquetekom­
mission des Deutschen Bundestages. DIe Frage Ist natürllch, wer aus diesen Kom­
munikationen etwas lernen können soll, wenn gilt, daß

• gemeinsame Bezugsrahmen fehlen, weil nIcht nur zur Diskussion steht, ob be­
stimmte RisIken bestehen, sondern auch, wie man Risiken Oberhaupt deflnleren
soll, was eine akzeptable 'SIcherheItsphIlosophie' ist, ob die InstltutlonalJslerten
Polltlkprozesse legitim sind usw,

• die Parteien der Kontroversen sich mit unbegrenztem Idaologieverdacht gegen­
Überstehen. Die Befürworter der GentechnologIe werden verdächtigt, daß sie die
Kritik mundtot machen wollen und jede RisIko-Kommunikation nur als einen lä­
stigen Umweg betrachten. um möglichst schnell die Akzeptanz der Technik
durchzudrücken. Den Krltlker unterstellt man. daß sie sich mit weniger als dem
völllgen Verzicht auf dle Gentechnologie Ja ohnehin nlcht ZUfrieden geben wer­
den.

Zur Reslgnatlon besteht jedoch kein Anlaß. Rlslkokontroversen sind diskursive
Kontexte, die den Beteiligten gewissen Regeln aufzwingen. In ihnen sind die Argu­
mente, nicht die Interessen der Kontrohenten Thema. Wer dIe 'eigentlichen' Interes­
sen des anderen zum Punkt macht, - etwa einwendet, diesem käme es ja In Wahrheit
gar nicht darauf an, RIsikobehauptungen zu prüfen, denn wenn man die eine wider­
legt habe, erfinde er sowieso eine neue - der verletzt die Regeln der Kontroverse.
Wie jede Kornrnunlkatlon Ist auch RisiKo-Kommunikation zugleich Metakommuni­
kation. Man kann einwenden, der andere diskutiere nicht offen oder gehe auf Argu-
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mente nicht ein (vgl. die Klagen gegen den Stil der ENQUETE-KOMMISSION Im
Sondervotum der GRÜNEN 1987. 318). Nur daß der andere Interessen habe, ist kein
Einwand. Interessen hat Jeder. Wer (freiwillig oder erzwungen) In RIsikokontroversen
involviert Ist, läßt sich auf die Bewertung von Inhalten (empirische Triftigkelt von
Aussagen, normative Akzeptabllität von Handlungen) ein. Und nichts garantiert, daß
das Ergebnis dieser Wertung den eigenen Interessen entspricht. Die Wertungen slnd
Prozesse mit Vielen Akteuren, von denen keiner das Ergebnis kontrollieren kann. Es
mag sein, daß die auf einem Hearing geladenen Experten ihre wechselseitigen Ein­
wände beliebig so 'hindrehen' können, daß sie von nichts Oberzeugt werden. Das
gleiche muß jedoch nicht gelten fOr die Parlamentarier, die aus dem Hearing
SchlOsse ziehen sollen, für die Gerichte, die die vorgebrachten Argumente und die
daraus gezogenen SchlOsse OberprOfen, für die Presse, die das Hearing. die Maß­
nahmen der Parlamente und die Gerichtsurteile kommentiert usw.

Im folgenden gehe ich zunächst der Frage nach, ob Kontroversen Ober die Risiken
der Gentechnologie zu Ergebnissen fOhren können, die so etwas wie kollektive
Lernprozesse (MILLER 1986) darstellen. Dafür kann die Regulierung und teilweise
Deregullerung von hypothetischen Gefahren der Gentechnologie im Labor als Bei­
spiel dienen. (a) Danach behandle Ich Defizite der gegenwärtigen Risiko-Kommu­
nikation. (b) Und schl1eßl1ch gehe Ich auf einige Probleme der Legitimation von poli­
tlschan Entscheidungen ein, die am Ende von RisIkokontroversen stehen müssen. (c)

(8) Lernprozesse?

SIcherheitsauflagen zur Abwehr von Gefahren, die man noch gar nicht genau be­
stimmen kann, galten vielen Wissenschaftler als unlogisch und schlechthin irrational
(vgl. STARLINGER, SHYBALSKlln BMFT 1979)."Shits, crooks, and incompetents" war
denn auch das bOndige Urteil Von Nobelpreisträger J. Watson Ober die Kritiker der
Genforschung (VAN DEN DAELE 1982). Gleichwohl wurden solche Auflagen eine
Zeitlang Standard. In den RIchtlinIen für dIe Genforschung wurde die Beweislast fOr
die Risiken technischer Innovation anders als bislang üblich verteilt. Wer nicht die
Ungefährllchkeit der Technik darlegen kann, muß mit vorbeugenden SicherheItseIn­
schränkunqen rechnen. In einer Formulierung der ENQUETE-KOMMISSION (1987,
285): "Bel der Einführung einer neuen Technik, für die es an schon etablierten Pra­
xisbereichen fehlt, an denen man sich orientIeren könnte, muß es ausreichen, daß
eine ungewöhnliche Unsicherheit Ober die mögl1chen (hypothetischen) Gefahren be­
steht und daß der denkbare Schaden erhebl1ch ist".

In den letzten Jahren hat es nun einen schrittweisen Rückzug von dieser
Bewelslasturnkehr gegeben. Die SIcherheitsauflagen sind sukzessive reduziert wor­
den. Begründet wurde dies damit, daß gezlelte SIcherheitsexperimente, die Fort­
schritte der Genetik und vor allem mllUonenfaches weltweites Experimentieren mit
genetischen Manipulationen gezeigt hätten, daß die ursprOngllchen weitreichenden
Befürchtungen vor ganz neuen unbekannten Gefahren ungerechtfertigt sind. Die Tat­
sache, daß ein Organismus gentechnisch modifiziert Ist, gilt daher nicht mehr als
hinreichendes Indiz Iür seine potentielle Gefährlichkeit (NAS 1987,22, DFG 1987).
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Wenn diese Entwicklung ein Lernproz.ess Ist, was sichert, daß dieses Lernen nicht
pathologisch ist? Ist die Deregullerung der Gentechnologie bloB der Sieg der Indu­
strie- und WIssenschaftlerlobby, die ihre Interessen durchdrückt, sobald eine
profitable Verwertung der Gentechnologie In grelfbare Nähe rOckt? Oder Ist sie um­
gekehrt endlich die Gesundung von den bisherigen Irratlonalltäten, nämlich vom
"cycla of anxlety, sterile debate, and bureaucratlc regulation" (DAVrS 1984,4)?

Die Antwort auf dJese Fragen hängt von der Bewertung der Prozesse, nicht von der
Analyse Ihrer sozialen Dynamik ab. Es Ist nicht entscheidend, ob die ganze Regulie­
rung der Gentechnologie nur In Gang gekommen ist, weil auf der Konferenz von
Asllomar einige Panikmacher unter den GenetIkern In Zusammenarbeit mit den an­
wesenden Juristen dle Mehrheit der anwesenden Wissenschaftler in dla Enge ge­
trieben haben. Auch nicht, ob umgekehrt die heutige Entwarnung fOr die
hypothetischen Gefahren der Gentechnologie darauf zurückzuführen Ist, daß die Kri­
tiker zunehmend Schwierigkeiten hatten, für Ihre Positionen Foren in den fahrenden
Journalen und auf Fachkonferenzen zu finden (WRIGHT 1986). Die Rationalität der
Ergebnisse von Diskursen hängt nlcnt davon ab, ob sie 'sozlal konstruiert' slnd, - das
Ist selbstverständlich der Fall - sondern davon, ob sie zu verteidigen sind. Und hier
scheint der wesentliche Punkt zu seln, daß es sowohl rational war, bel einer revolu­
tionär neuen Technik, SIcherheitsauflagen zu verfOgen, um noch unbekannten Ge­
fahren vorzubeugen, wie es auch rational ist, solche Auflagen zurückzunehmen,
wenn sich nach 15 Jahren Erfahrung mit der Technik Anhaltspunkte für die Existenz
solcher Gefahren nicht gezeIgt haben.

Nun kann man nach wie vor auf bestehende 'Restrisiken' verweisen. Zwar mag bis­
her aus der Rekombination harmloser Agenzien nichts Gefährllches entstanden sein.
Aber wir haben keine Garantie, daß so etwas Oberhaupt unmöglich Ist. Und was bls­
her nicht passiert ist, könnte ja morgen eintreten. Im Obrigen slnd unsere Definitionen
von 'pathogen' und 'toxisch' unklar und dIe verfügbaren Tests nur In Grenzen
verläßlich. Theoretisch könnte sogar die Frelsetzung ganz weniger an sich harmloser
Rekomblnanten (mit der man trotz containment immer rechnen muß) dramatische
Folgen haben. Man unterstelle etwa, daß:

• dIe rekomblnanten Organismen dIe Obertragenen Gene an In der natürlichen
Umwelt etablierte Stämme weitergeben

• diese Gene bel den EmpfängerorganIsmen zu unerwarteten phänotypischen
Ausprägungen fahren

• diese Ausprägungen fOr den Menschen gefährlich sind und
• den Empfängerorganismen elnen SelektionsvorteIl verschaffen, der zu ihrer

massenhaften Verbreitung Im ökosystem führt,

Solche überlegungen erwecken jedoch beim gegenwärtigen Disusslonsstand den
Eindruck von ad-hoc-Elnwänden, Sie machen teils Punkte geltend, auf die man Immer
ausweichen kann (etwa: Testgrenzen), telts stützen sie sich auf bloße Denkbarkeiten.
fOr die trotz jahrelangen Experlmentlerens empirische Anhaltspunkte ausgeblieben
sind. Auch fOr die Summe solche Denkbarkelten läßt sich wenig mehr zur BegrOn~

dung anfahren, als daß sie Jedenfalls auch nicht logisch zu widerlegen ist. Es fragt
sich daher. ob es In diesem Fall Sinn macht zu sagen, daß das Risiko eines ka­
tastrophalen Schadens sehr gering sein mag, aber nicht gleich Null Ist. So wie das
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Risiko, daß ein Reaktor durchschmilzt, weil die SIcherungssysteme ausfallen, eben­
falls vielleicht gering, aber jedenfalls nicht gleich Nu11 Ist (KOLLEK 1988, 114). Anders
als bel der Kernkraft ist nämlich bei dem obigen Gentechnologie-Szenario auch die
Annahme eines katastrophalen Schadenspotentials bloß hypothetisch. Man weiß, daß
ein Reaktorkern durcl\schschmelzen kann. Aber man weiB nIcht. ob aus harmlosen
Rekombinanten im Labor aber eine Kette von genetischen Austauschprozessen In
der Umwelt ein gefährlicher Organismus entstehen kann.

Oie Deregulierung der hypothetischen Gefahren der Gentechnologie für den Aus­
gangsfall der Übertragung nicht-toxischer und nicht-pathogener DNA auf SIcherheits­
stämme im Labor erscheint In dieser Situation als ein rationales Verfahren - und nicht
etwa als der schließllche Sieg der Verwertungsinteressen der Betrelber Ober die 51­
cherlieitsbedOrfnlsse der Allgemeinheit.

(b) Defizite gegenwärtiger Risiko-Kommunikation

Die Rationalität der Risiko-Kommunikation ist an ihrer Dlskurslvltät zu messen. Ar­
gumentationen müssen fortsetzbar und öffentlich sein, Bewertungen überprüfbar und
wiederholbar. Diese Bedingungen sind allerdings schwer zu gewährleisten. Die Ver­
suchung Ist groß, statt zu argumentieren, Interessen durch geschicktes Akzeptanz­
management einerseits oder durch die Mobilisierung von Ressentiment andererseits
durchzusetzen. Allerdings trifft die BefOrworter neuer Techniken angesichts der krl­
senhaften EntWicklung der Gesellschaft heute faktisch eine Art 'Vorlelstungspfflcht'.
Man nimmt es Ihnen (zu recht) mehr Obel, wenn sie versuchen, die Öffentlichkeit zu
manipulieren, als den Kritikern, wenn sie auf Ängste und Vorurteile setzen. Aus
dieser Sicht sind folgende Defizite der gegenwärtigen Kommunikation Ober die Risi­
ken der Gentechnologie zu konstatieren:

Der schrittweise Rückzuq von den anfangs strikten SIcherheitsauflagen fOr die Gen­
technologie wird von vielen WIssenschaftlern benutzt, um das am Beispiel der
RichtlinIen vorexerzierte Modell der Reaktion auf bloß hypothetische RIsIken
retrospektiv zu demontieren.

Dievorsichtige undvorlilufige Bewelslastverschfebung für unbekannte Gefahren Istein
Innovatives lnstrurnent, um die Elnmhrung neuer Technik politisch akZeptabel und die
behauptete Verantwortung der Wissenschaft glaubwordlg zu machen. Dieser Gewinn
darf nicht wIeder verschenkt werden. Die Tatsache, daß SIcherheitsauflagen wieder
zurUckgenommen werden, belegt nJcht, daßsie Immerschon Irrational waren, sondern,
daß die politischen Prozesse hinreIchend flexibel sind, um zu geWährleisten, daß vor­
läufigeeinschränkungen nicht grundlos verewIgt werden.

Es gibt starke Widerstände dagegen, bel der ReguIJeru ng der Frelsetzung
gentechnisch manipulierter Mikroorganismen und VIren Oberhaupt vorbeugende Re­
aktionen auf hypothetische Risiken In Betracht zu ziehen.

Solche ReaktIonen könnten in der Praxis ein MoratorIum bedeuten. Ähnlich wie bel der
Genforschung Im Laborwürde zunächst unter 'containment' die WIssensbasis erweItert
werden, um evtl. bestehende Risiken zu Identinzieren. Um dies abzuwehren, wird



versucht, das Bestehen von Risiken mit allgemeinen, etwa aus der Evolutionstheorie
deduzIerten Theoremen zu bestreiten. Etwa: Was Immer der Mensch konstruiere, sei
Im Laufe der EvoluUon schon von der Natur probIert worden. Oder: Ein neukonstruierter
Organismus sei notwendigerwelse gegenüber schon Im Ökosystem etablierten Im
NachteIl. Man zieht andere Meta-Argumente heran,etwa: Die Gentechnologie mache Im
Prinzip dasselbe, wie die Natur auch. Oder sie sei nichts Neues gegenOber der klas­
sIschen ZQchtungstechnik. Der Status solcher Allgemeinheiten Ist zweifelhaft. Diese
sollten daher nicht die experImentelle PrOfung der Risiken (unter möglichen Sicher­
heltsauOagen) ersetzen. (COLWELL 19BB)

DIe SIcherheitsforschung muß gefördert und aufgewertet werden, um die Informa­
tlcnsbasls der Risiko-Kommunikation gezielt zu erweitern.

Die Bundesregierung hat 19B6 ein entsprechendes Programm konzipiert. Notwendig Ist
eine verstärkte EInbindung der Ökologen in dle RIsikoforschung. Es Ist Irritierend, daß
sowohl die Befilrworter, wie die Kritiker der Frelsetzung die mögliche Rolle
ökologischer SIcherheitsforschung eher herunterspielen. Die einen, weil sie angesichts
der schwierigen Extrapolation von Modellversuchen auf die realen Verhältnisse In
Ökosysteme, solche Experimente für OberOOsslg halten, die anderen weil sie aus den­
selben Gründen, jede Frelsetzung ohnehin für zu gefährlich halten. Beldes kann keine
Rechtfertigung dafOrsein, das mögliche Wissen nicht auch wirklich zu erzeugen.

Die oben (zu Frage 2.2) beschriebene 'Normallslerung' der RisIken impliziert, daß
man die Gentechnologie nunmehr etabliert und gegebenenfalls dann SIcherheItsauf­
lagen erläßt, wenn sich Irgendwelche Anzeichen tar konkrete Gefahren zeigen. Tat­
sächlich sinkt aber gerade durch die Etablierung die FähigkeIt. solche Anzeichen

wahrzunehmen.

Der zunehmende Einbau der Gentechnologie In 'Apparate', also hierarchische Orga­
nisationen fördert die selektive Wahrnehmung von Chancen und Gefahren und er­
schwert RisikokritIk, die ja In der Regel mit den Organlsatlom:lelen Interferiert.
(DOUGLAS/WiLDAVSKY 1982) Um der eingebauten Tendenz zur Risikoverschleierung
entgegenzuwirken, sollte daher Risikoforschung nicht nur als Annex zu Institutionen,
die die Gentechnologie zugleich fördern und betreiben. eingerichtet werden
(NegatIvmodell: Reaktorsicherheit). Zu denken ware an die gezlelte Förderung von
wissenschaftlichen Gegeninstitutionen (Öko-Instltut In der BundesrepublIk), deren Auf­
gabe es geradezu ware, Im Sinne einer 'adversary sclence' kritische Einwande zu for­
mulieren, denen nachzugehen sich lohnen würde. Darüberhinaus sollte
Technikfolgenforschung (TA) an Instituten mIt einiger Distanz zu den BetreIbern der
Gentechnologie dauerhaft und kontInuierlich etabliert werden,

Mit der Deregullerung der Gentechnologie wird zum Tell versucht, auch zur Position
zurückzukehren, daß schon die Versicherung der maln-stream Wissenschaft. man
habe alles Im Griff, ein hinreichender Ausweis für die Sicherheit der Gentechnologie

Ist.

Es sind Tendenzen erkennbar, die ReIhen Jetzt gleichsam wieder zu schließen. Dazu
gehört, daß Kritiken an der Triftigkelt von als klassisch geltenden Sicherheitsexperi­
mente nicht aufgegriffen werden (vgl. SHIBATANI19B6), daß mögliche Experimente zur
Klärung von konkreten RIsIken etwa beim Arbeiten mit sog. Onkgene und mit DNA für
UberflUsslg gehalten werden (BARTELS 1906, Kollek 19B6), daß eine Wolke von Ge-
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helmhaltung die Krebserkrankungen der Genforscher am Pasteurlnstitut in Paris um­
gibt usw, Auf diese Weise verspielt die Gentechnologie Ihren durch die Geschichte
Ihrer Regelung erworbenen Kredit. Der Preis rar die Befreiung von Rücksichten auf
unbeKannte Gefahren ist, daß man Hinweise auf konkrete Gefahren ernst nimmt und
angeboteneExperimente dazu durchführt, FrelUch setzt dies voraus, daß die etablierten
Wissenschaftlernicht schon In Panik geraten, wenn vielleicht zum wiederholten Male
Fragen thematisiert werden, die sie als ausgestanden betrachten, weil sie befllrchten,
daß allein die Zulassung solcherExperimenteals Eingeständnis bewertet wird, daß an
befürchteten Risiken doch etwasdran ist.

(c) Legitlmationsbedingungen rar Entscheidungen unter Ungewlßheit

Die Dlskursivltät von Rlslko-Kornrnunlkatlon In der Gesellschaft (einschließlich TA,
Hearings, Beteiligung Betroffener usw.) ist sicher die zentrale Legitirnationsbedln­
gung fOr Entscheidungen Ober die Risiken, also: Zulassungen, Verbote, Moratorien,
SIcherheitsauflagen etc, Besondere Probleme stellen sich aber, weil:

• Jede Entscheidung zugleich der Abbruch einer prinzipiell noch offenen DiskUs'
slon ist und zwar, was die empirische Abklärung der Risiken angeht, wie was die
adäquaten Zurechnungs- und Bewertungsmaßstäbe betrifft

• die Erwartungen an die 'Qualität' solcher Entscheidungen steigen. Die
Gentechnologie-Regelung müßte den Beweis erbringen, daß wir nicht dieselben
Fehler wie bei früheren InnovationsschOben machen und gegenOber Technlkdy'
namlk politisch handlungsfähIg geworden sind

• eine Regelung, salbst wenn sle als Reaktion auf die diskutierten RIsiken akzep­
tabel ist, Immer noch die die RIsikokritIk Oberlagernden weitergehenden Motive
des Widerstandes gegen die Gentechnologie frustlert.

Die jahrelangen Auseinandersetzungen um die Risiken neuer Techniken haben ein
für die Legitimation von Entscheidungen wichtIges allgemeInes Ergebnis gehabt: Es
wird zunehmend schwieriger zu leugnen, daß bel der ElnfOhrung neuer Technik Im­
mer nicht aufhebbare Ungewlßheiten Ober die Folgen, dle Wirksamkeit von Sicher­
heltsmaßnahmen und Ober die Art der Risiken, dle mit der Technik verbunden sein
können, bestehen bleIben. Jede Einfllhrung einer Technik ist ein Experiment mit nIcht
vollständig vorhersagbarem Ausgang. Immer wird es Oberraschende Folgen, Unfälle
und Verletzungen von Regeln geben. Das Problem besteht also darIn, Legltimatlon
für 'Experimente' zu bekommen, deren Ausgänge nicht auf das Labor beschränkl
sind, sondern in dIe Gesellschaft und die Umwelt hineinwirken. In den Auseinander­
setzungen um dIe GentechnologIe werden verschiedene Lösu ngsstrateglen for
dieses Problem verfolgt:

1. Man verweist darauf, daß ohnehin vieles von dem, was wir tun (oder bewUßt
unterlassen) den Charakter eines 'Experiments' mit der Umwelt oder der Gesell­
schaft hat.

Ungewlßhelten Ober die Folgen und möglicherweise unbekannte RIsiken bestehen
nlcht nur bel der ElnfUhrung einer Technik, sondern auch bel Ihrer Abschaffung
(Abschalten von Kernkraftwerken), Sie bestehen vor allem bei gestaltenden poli­
tischen Eingriffen In komplexe gesellschaftliche Zusammenhänge (Wlrtscl1afts1en­
kung, Städeplanung, BIldungsexpansion etc.). Wir lösen Immer Evolutfon aus' oft



gerade dadurch, daß wir sie verhindern wollen. Aus dieser Sicht können ungewIs­
se Folgen und 'Restrisiken' als solche kein hinreichender Grund sein, eine Technik
nicht einzuführen,

2. Man beruft sIch darauf, daß schließlich irgendwann entschieden werden muß.
Und dann gIbt es keine Alternative zu den nach unserer Verfassung begrDndeten
Zuständigkeiten: parlamentarische Mehrheiten, Verwaltungsermessen, die
Grundrechte des Wissenschaftlers, der eine Technik entwickelt und die des
Unternehmers und anderer, die die Technik nutzen wollen.

Solche formalen Positlonen enthalten verallgemeinerte Wertungen darüber, wer
durch sein Handeln In der Gesellschaft dem Rest der Gesellschaft Folgen aufbür­
den und Evolution mit neuen Ungewißhelten In Gang setzen darf. AllerdIngs wIrd
in den Auseinandersetzungen um neue Techniken nur mit einer gewissen 'Dellka­
tesse' auf formale Entscheidungskompetenzen gepocht. Es Ist die Frage, ob die
Verfahren und Rechte, dIe wir bislang entwickelt haben - so unverziehtbar und le­
gitim sie sein mögen - dem Problem, wie neue Technik In die Gesellschaft Inte­
griert werden kann, gerecht werden. So können etwa private FreiheitsgarantIen,
die Individuelle Lebensführung vor dem Zugriff öffentlicher Gewalt schützen sollen,
kaum zugleich das adäquate Modell f[Jr die Autonomie der Forschung und der
technisch-wirtschaftlichen Innovation sein, die unsere Lebensbedingungen Insge­
samt tangieren und neue Risiken In großem Stil schaffen. Auch die Legitimität der
politischen Entschel~ungsverfahren steht zur DIskussion. EntscheIdungen über
kontroverse Risiken müssen Im Bewußtsein getroffen und verteidigt werden, daß
dabei Fehler gemacht werden können, die Ihrerseits unbestimmbare Auswir­
kungen haben werden. Das Demokratieprinzip verlangt, daß solche Entschei­
dungen Von denen getroffen werden, die auch die Konsequenzen der Fehler zu
tragen haben. Ob dazu das PrinzIp der MehrheitsbIldung In Repräsentativsystemen
die einzige und hInreichende Lösung ist, ist die Frage.

3. Der Nutzen der Technik wird dramatisiert. Insbesondere wird die medizinische
Nützflehkelt der Gentechnologie (Blutgerlnnnungsfaktoren, Gewebeplasminogen­
Aktivator, Dlagnostlka, Aids-Forschung) von den BefDrwortern extensiv ausqe­
spielt.

Macht man die NUtzlIchkelt der Gentechnologie, nicht Ihre (relative) Ungefahr­
IIchkeit zum Angelpunkt Ihrer Akzeptanz, etabliert man zugleich die Erwartung, daß
die Zulassigkelt neuer Technik vom NachweIsIhrer Nützlichkeit abhänpen soll. Nun
ist 'NUtzllehkelt', wie die Diskussionen der Wohlfahrtsökonomie zeigen, eine
schwer zu definierende Größe. Aber es gibt Beispiele für die PrUfung neuer Tech­
niken nach politisch definierten Kriterien der Nutzlichkelt, etwa die PrUfung der
Wirksamkeit neuer Arzneimittel oder des sog. landeskulturellen Werts neuer Sor­
ten In der Landwirtschaft. Die ENQUETE-KOMMISSION (1987, 235) hat vorge­
schlagen, zumindest für den Bereich der Frelsetzung von Mikroorganismen und
Viren, dle NotwendIgkeIt und WirksamkeIt des vorgeschlagenen Verfahrens, sowie
die Existenz von alternativen technischen MöglIchkellen zu prüfen, bevor eine Zu­
lassung In Betracht kommen kann.

Die Durchsetzung dieses PrinzIps als LegitImatIonsvoraussetzung fOr die Über­
nahme der mit der neuen Technik verbundenen Ungewlßheiten und RestrIsiken
würde politische und rechtliche Diskussionen auslösen, die viele der heute dlsku-



tlerten Freisetzungen (herbizidresistent gemacht Pflanzen, ölfressende Bakterien
auf den Weltmeeren) wqmöglich nicht Oberstehen würden,

4. Es gibt gewisse Anzeichen dafür, daß Entscheidungen Ober die Anwendung von
Gentechnologie. artstatt formale Zuständigkeiten auszuspielen. auch In kom­
plexen Verhandlungssystemen gefunden werden können, in die die Gegner der
Technik irgendwie einbezogen werden.

Es wäre sicher übertrieben, hier von einer Tendenz zu sprechen. Meist haben
solche 'Verhandlungen' noch den Charakter von DIskussionsveranstaltungen,
Hearings usw. im Vorfeld von Entscheidungen. Auch setzt es einiges
Sanktionspotentlal der Gegner der Technik voraus (die Chance, Proteste zu mo­
bilisieren und Zulasungsverfahrenzu verzögern), um die Betreiber zu veranlassen
sich auf die 'Risiken' solcher Verhandlungssysteme Oberhaupt einzulassen. Denn
In diesen Ist der Kreis der Themen und möglichen Einwände nur diffus um­
schrieben und ständig erweltarbar. Und Verhandlungssysteme sind nicht nur ein
möglicher Weg, Entscheidungen Ober die Anwendung der Gentechnologie durch
die PartizIpation der KrItiker zu legitimieren. SIe sInd auch ein Vehikel,
Technlkwiderstand erst richtig zu krlstail1sleren und Ihm ein sichtbares Forum zu
geben.

Verhandlungssysteme sind Ihrerseits Legitimationseinwänden ausgesetzt. Ihre
Zusammensetzung kann undemokratlsch oder inkompetent sein. Sie können be­
nutzt werden, um die RechtsgaranUen, die mit formalen Verfahren verbunden sind,
durch 'Mauschelei' auszuhebeln. Gleichwohl steilen sie eine der wenigen poli­
tischen Innovationen dar, Ober die die Legitimation von Entscheidungen Ober neue
Technik verbessert werden können. Als Beispiel mag man sich vorstellen, die Fir­
ma HOECHST hätte bei der Planung ihrer lnsullriproduktlon anstatt die Öffent­
lichkeit (und die Behörden) mit dem angeblichen Versuchscharakter der geplanten
Anlage zu manipulieren, die vorgesehenen SIcherheitskonzepte mit der örtlichen
BOrgerinttlative, dem Betriebsrat und der Berufsgenossenschaft 'ausgehandelt',
prOfbare Einwande zum Gegenstand gemeinsamer Experimentegemacht, an einer
öffentlichen Dokumentation der Debatte mitgearbeitet usw.,

2.7 Welche Besonderheiten weist die Diskussion um die Risiken der
Gentechnologie In der BRD gegenüber der Internationalen Diskussion auf?

Die Debatte ist in der eRD intensiver und umfassender als in vergleIchbaren Ländern
(USA, Japan, Großbritannien, FrankreIch). Das hat dazu gefDhrt, daß KrItiker der
Gentechnologie in aller Welt der BRD eine gewisse Vorreiterrolle zuschreiben und
erwarten, daß hier beispielhafte Regelungen der Gentechnologie durchgesetzt wer­
den können. Unterschiede zu anderen Ländern dOrften aber größtenteils auf elne
bloße Zeitverschiebungen bel der Thematlslerung der Gentechnologie zurückzutüh­
ren seln. Daneben gibt es Unterschiede der lnstltutionallslerung und der politischen
Kultur der Kritik.

Die ENQUETE-KOMMISSION und die begleitenden Hearings, Konferenzen und ParIa­
mentsaktivitäten haben In vieler Hinsicht wiederholt. was etwa In den USA mit· den
Arbeiten der 'Presldent's CommJsslon for the Study of Ethical Problems In Medlelne

and Biomedicai and Behavloral Research' und den Reports des Office of Techno1ogy



Assessment bis in die frühen 19BOer vorexerziert worden war. Allerdings Ist im Er­
gebnis die Diskussion In der BRD deshalb die modernste und die letzte, die alle
Aspekte der Gentechnologie-Kritik noch einmal bündelt,

Einen 'tlme~lag' gibt es In der BRD beim Übergang von sehr politIsierten und globalen
Thematlsierungen der Gentechnologie zu wIeder eher professionalisierten (zwischen
den Wissenschaftlern und den BOrokratien ablaufenden) Regelungsdebatten einer­
seits und zur Differenzierung der Kritik nach einzelnen Anwendungsbereichen der
Gentechnologie (vgl. zu Frage 2.3) andererseits. Die Reprofesslonallsierung und die
Differenzierung der Debatte lassen sich In den USA gut zeigen. SIcherheitsprobleme
sind gleichsam zurOckverlagert in die Arena zwischen Environmental Protectlon
Agency, Food and Drug Administration, Office of Recombinant DNA Activitles usw.
und den WIssenschaftlerorganisationen (etwa die National Academy of Selenees)
unter Einschluß wIssenschaftlicher Aktivisten und Kritiker. Andere Probleme werden
In den jewelllgen unterschiedlichen PolItikfeldern thematisiert (biologische Waffen,
Herbizidresistenz, genetisches Screening), ohne noch zu einer Gesamtkritik der
Gentechnologie zusammengefaßt zu werden (vgl. etwa dIe Aktivitäten des Committee
for Responslble Genetlcs, Boston).

Eine strukturelle DIfferenz der Risikodiskussion In der BRD Im Vergleich zu anderen
Ländern liegt in der besseren Institutlonalisierung von TechnikkritIk 1m allgemeInen
durch die GRÜNEN, sowie in der Verankerung der Gentechnologie-Kritik in der
Frauenbewegung. Die Etablierung technikkrItischer Themen auf Parlamentsebene
zwingt auch die anderen ParteIen, diese Themen Immer wieder selbst aufzugreifen.
Diese Instltutionallslerung sichert gleichsam die Stabilität der politischen Debatte von
RIsikothemen bls zur nächsten Krise (Ozonloch, CO2-Aufheizung), die neues
Protestpotential erzeugt.

Eine weitere Eigenart der bundesdeutschen Diskussion 1st die besondere Persistenz
von grundsätzlichen Einwänden gegen die Gentechnologie Oberhaupt. Diese Ein­
wände verhindern, daß die Gentechnologie als eigenständiges Thema In den Rege­
lungsproblemen der verschiedenen Anwendungsbereiche 'verschwindet'. Allerdings
fahren diese Einwände auch zu einer Überbetonung moralischer Fragen (etwa der
Genmanipulation am Menschen oder der Embryonenforschung), deren Regelung
symbolische Bedeutung bekommt. Im ErgebnIs wlrd dadurch die Öffentlichkeit eher
von wlrtschaftllch und polltlsch viel gravierenderen anderen Anwendungen der Gen~
technologie abgelenkt. (In der Frauenbewegung etwa fOhrt die Orientierung am
Grundsätzlichen zu hohen polltlsehen Investitionen In den In der Praxis längst verlo­
renen Kampf gegen die neuen Befruchtungstechniken (ln- vitra-Befruchtung) Ober­
haupt.) Ein Seltenaspekt des Trends zum Grundsätzlichen ist die Weigerung, Resul­
tate von Regullerungsdebanen schließlich irgendwie hInzunehmen. Standessen
werden sIe Immer nur als Niederlagen InterpretJert und durch Radlkallslerung der
KritIk an den Prozessen der Regulierung beantwortet. Ganz anders reagIert in der
Regel die amerika nische Kritik. Jeremy RIFKIN etwa, den man als eine Eln-Mann­
Soziale-Bewegung gegen die Gentechnologie In den USA bezeichnen könnte, schöpft
alle rechtlichen und politischen Verfahren des Widerstands aus und sieht genau darin
seinen eigentlichen Beitrag und seine Chance, zur Verbesserung der Regelung der
Gentechnologie beizutragen.

51



Man kann davon ausgehen daß die Gentechnologie-Debatte In allen Ländern zuneh­
mend reprofessionalislert und nach den unterschledllchen Anwendungsbereich dif­
ferenziert wird. Zusätzlich wird die Gentechnologie immer mehr durch International
koordinierte Sicnerheitsrichtllnien, Patentregelungen usw. geregelt werden, die nur
noch schwer polltisch zu thematisieren sind. Ob die BRD unter diesen Vorausset­
zungen ihre Sonderstellung Clber längere Zeit behaupten kann, erscheint zweifelhaft.
Gewisse PIlotfunktionen könnte sie haben, wenn sie zu Regelungen fahrt. die auch
In anderen Ländern neue politische DISKussionen kristallisieren.

2.8 Welche Themen sollte sich eine so:dalwlssenschaftllch orientierte
InterdiSZiplinäre Forschung über die Auseinandersetzung um RisIken der
Gentechnologie stellen?

Relevante Forschungsprojekte sollten an der 'Tiefenstruktur' der RisikokonflIkte an­
setzen:

• an der überlagerung der Kritik an den Risiken der Gentechnologie durch Motive
des fundamentalen Widerstandes gegen die technische Modernlslerung der le­
bendigen Natur und

• an den LegItimationsdefiziten der Mechanismen und Verfahren. nach denen Ent­
scheidungen Clber die Entwicklung und Integration neuer Techniken in die Ge­
sellschaft erzeugt werden.

Ohne umfangreiche Vorarbeiten. die vor allem auch den Stand der Forschung In den
einzelnen Disziplinen erheben, Ist es nicht möglich. hierzu eInzelne Fragestellungen
zu präzisieren und Vorschläge für die Entwicklung entsprechender empirischer In­
strumente zu machen. Man könnte an Projekte der folgenden Art denken:

1. Konzepte der Krise und Anspruche an eIne Polltlk, die technischen Wandel In der
Gesellschaft gestaltet.

Hier wäre dJe Valenz von Naturkonzepten, Insbesondere von solchen der 'leben­
digen' Natur fOr Deutungs~ und SInnstrukturen In der modernen Industriegesell­
schaft zum Gegenstand zu machen. Solche Konzepte, sowIe Ansprüche auf 'Na­
türlichkeit' und die solchen Ansprüchen zugrundelIegenden moralischen Ideen
dOrften eIne wichtige Variable zur Erklärung der Problemwahrnehmung, des Kr!­
senbewußtseins und der Anforderungen an eine Polltfk der Entwicklung und Re­
gUlierung im Bereich der Gentechnologie setn. Es geht darum, den speziellen 51.
cherheltsgewlnn zu bestimmen, den die Menschen aus der EInbettung In die Natur
ziehen. um die Probleme zu analysIeren, dIe aus der durch die Technik erzwun­
genen Dlstanzlerung oder 'Entfremdung' Von der Natur folgen.

Eine solche Untersuchung mUßte Forschungsansätze zum Wertewandel und zur
RIsikoperzeption verbinden. In jedem Fall mOßte eIne DatenbasIs gewählt werden,
auf der vor aller Polarisierung durch öffentliche Kontroversen Weltbilder, Natur­
vorstellunpen und ethische Konzepte erhoben werden können. Kontroversen
zwIngen häul1g dazu, unamblvalente und konsistente Positionen zu beziehen. Tat­
sachlich aber dürften die In der Bevölkerung wirksamen Wertungen durch hohe
Ambivalenz und geradedurch das Fehlen von Konsistenz gekennzeIchnet seIn.
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2. Spielräume staatlicher Politik zur Gestaltung von TechnlkentwJckJung

Die Schwierigkeiten mit der Akzeptanz der Gentechnologle Hegen u.a, daran, daß
es elne offenkundige Diskrepanz gibt zwischen den Problemen, die In der Risiko­
kritik thematisiert werden und den Problemen, die durch Regelungen gleIchsam
politisch abgearbeitet werden. Akzeptanzerhöhung hängt davon ab, daß die
Handlungsfähigkelt der Politik gegenllber technischer Dynamik als eine wesent­
liche Variable sozialen Wandels erhöht wlrd,

Zu untersuchen wären In elnem Projekt, das jurIstische und soziologische Frage­
stellungen verbindet, die tatsächllchen SpielrAume restriktiver und konstruktiver
TechnikpolitIk anhand von Beispielen. der Gentechnologie. Dabei sind Insbeson­
dere die Übergange von Gefahrenvorsorgekonzepten zu Planungskonzepten für
die TechnikentwIcklung zu Identifizieren und die Rolle Informeller polttlscher
Mechanismen, etwa Verhandlunqssysteme,zu bestimmen. Ein Randproblemwäre
die mögliche Operatlonalislerung von Konzepten der 'Verantwortung gegenllber
der Natur' und der Grenzen von Technisierung Im Recht.

Stellt man die Frage nach möglichen Projekten speziell im Hinblick auf die For­
schungsstrategle einer entsprechenden Arbeitsgruppe an einer Großforschungs­
anstalt, so sollte man auch ungewöhnliche Designs ins Auge fassen.
DIskutlerbar erscheint:

3. Experimentelle Workshops zur Risiko-Kommunikation Im Bereich der Gentech­
nologie

Dabei könnte man Befllrworter und Kritiker der Gentechnologie. sowie Vertreter
der unterschiedlichen Regelungsinstanzen unter kontrollierten Bedingungen
Zwangen zur Explikation und Verhandlung von RIsikothemen unterwerfen und die
dabei ablaufenden Prozesse gruppendynamisch. spleitheoretisch etc, auswerten.
Mögliches Projektziel wäre es, die Funktionsbedingungen. Legltlmatlonsleistungen
und Grenzen von unterschiedlichen Dlskursformen und Verhandlungssystemen zu
erforschen.

Solche ExperJmente' könnten mit 'Rollenspielern' oder aber mit den an den
RIsikokontroversen wlrkllch Beteiligten ablaufen. In jedem Fall aber wären sie
von reallstlschem Entscheidungsdruck entlastet. Eine Stufe näher an reali­

stischen Bedingungen wären:

4. Modellversuche zu partlzlpatlver RIsikoregelung Im BereJch der Gentechnologie

Man könnte, analog etwa zu gewissen Vorhaben Im Programm 'Humanislerung der
Arbeit', an ausgewählten Beispielen Verhandlungssysteme bilden, die die AUfgabe
hätten. unter realistischen Bedingungen Risiken in IHnzeinen Anwendungsbe.
reichen der Gentechnologie modellhaft zu regeln. Ziel Ist es dabei, konsensuetl
neue Formen der Regelung zu entwickeln und zu erproben, die unter den gegen­
wärtlgen rechtlichen Voraussetzungen nlcht crzwlngbar wären oder gerade weil
sie erzwungen wären, auf Zustimmung nur schwer rechnen könnten. Kandidaten
für solche Modeilvorhaben gibt es viele, von der Ausgestaltung der Arbeltsstcner­
hell und der Entsorgung gentechnischer Produktion, Oberdas Monltorlng von SI·



cherheitsexperlmenten zur Freisetzung, bis hin zum Datenschutzprogramm
genetischer Beratungsstellen.

Anmerkungen

1. Vgl. die früheren Umfragen der Kommission der EUROPÄISCHEN GEMEIN­
SCHAFTEN 1977. 36ff. 66% der Befragten glaubten, daß die Wissenschaft, abge­
sehen von mlHtärischen Anwendungen) 'gefährltche Folgen' haben könne. Diese
Auffassung tenten 70% derjenigen, die zugleich die Wissenschaft als einen
Hauptfaktor zur Verbesserung des Lebens betrachteten. Neuere Umfragen be­
stätigen die ambivalente Einstellung. Speziell zur Gentechnologie, siehe etwa:

2. Clifford GEERTZ beschreibt die wechselseitigen BegrOndungsverhältnlsse von
normativen Überzeugungen und empirischen Weltbildern für die Reltglon. In Ihr
slnd "menschliche Handlungen auf eine kosmische vorgestellte Ordnung abge­
stimmt und umgekehrt die BlIder der kosmischen Ordnung auf den menschlichen
Erfahrungsbereich projlzlert". Normative Ideen haben den Charakter von "not­
wendigen Lebensbedingungen, wie sie von einer In bestimmter Welse
strukturierten Welt vorgegeben werden, als reiner common sense angesichts der
unveränderlichen Gestalt der Wirkllchkeit" (1983, 47f.). Diese wechselseitige Ko­
ordlnierung und Bestätigung von moralischem Ethos und Weltauffassung dOrfte
in einer Hinsicht mit der Säkularisierung der Wertideen und dem Entstehen em­
pirischer Wissenschaft untergegangen sein: Wir suchen keine moralischen Be­
stätigungen mehr für unsere KosmologIen. Damit Ist aber nicht zugleich auch die
Objektivierung unserer morallschen Ideen durch den Bezug auf Weiterkenntnis
entfallen. Diese Ideen deflnleren nach wie vor Formen sinnvollen Lebens, sinn­
voll in der gegebenen empirischen Welt. Nur richten sich die WeltbezOge In
unserer Moral weniger auf den Kosmos Insgesamt, als vIelmehr auf die Natur des
Menschen.

3. Konsequenterwelse Ist daher die Forderung nach einer Norm der NatOrlichkelt
etwa bel den sozialen Bewegungen mit mehr oder weniger fundamentaler Kritik
an der kulturellen Dominanz der modernen Wissenschaft und der Suche nach
alternativen Formen einer methodIschen Naturerkenntnis verbunden. Vgl. VAN
DEN DAELE 1987a

4. Zur Durchsetzung solcher Auflagen In den technischen Regelwerken (Normen
und Richtlinien) vgl. ROPOHUSCHUCHARDT/LARUSCHKAT 1984, 23: Zwischen
1970 und 1977 wuchs die Zahl der sicherheitsrelevanten Regeln von 216 auf Ober
600.

5. BundesverwaltungsgerIcht zu §7 Absatz 2, Nr.3 Atomgesetz, Urteil vom
19.12.1985 (Wyhl), Band 72, 300ff., 315 Nach dem BundesImmissionsschutzgesetz
sInd Beschrt:lnkungen fOr den Ausstoß von Schadstoffen - also möglicherweise
sehr erhebJtche Eingriffe In dIe InvestltJonsentscheldungen der Unternehmen ~

auch zulässig, um Restrisiken zu vermindern, dIe "auf den noch IQckenhaften
Kenntnissen Ober die SchädlichkeIt bestlmmter Immissionen, Ihre LangzeItwIr­
kungen, sowie mögliche synergistische Effekte beruhen." Es reicht, daß "hinrei­
chende Grande fOr die Annahme bestehen, daß Immissionen möglicherweise zu
schädlichen UmwelteinwIrkungen führen." Bundesverwaltungsgerfcht zu §5 Nr.2
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Bundesimmissionsschutzgesetz, Urteil vom 17.2.1984 (Fernheizwerk), Band 69,
37ff., 43 Nach §23 Satz Chemikaliengesetz von 1980 kann die Verwendung eines
Stoffes schon dann verboten werden, wenn nur ein Verdacht besteht ("tatsäch­
liche GrOnde für die Annahme"), daß er gefährlich ist (Vgl. allgemein OSSENBÜHL
1986).

6. Vgl. OSSENBÜHL 1987, 166. Was eine hinreichende BegrOndung Ist, Ist um
stritten. Es reicht beispielsweise, daß ein Stoff Im TIerexperiment Krebs auslöst,
auch wenn Krankheitsfälle beim Menschen bislang nicht nachgewiesen sind
(Formaldehyd). Ebenso reicht ein Verdacht aufgrund bloß theoretischer Überle­
gungen und Berechnungen, nicht dagegen eine Im Prinzip falsifizierbare, aber
mit gegenWärtigen Mitteln unOberprOfbare theoretische Gefahrenannahme ver­
einzelter MIndermeinungen in der Wissenschaft, Bundesverwaltungsgericht 1985
(Anm.5). Das Bundesverfassungsgericht hatte die Verpflichtung (nicht die Be­
fugnis) des Gesetzgebers zu prOfen, den Borger mit absoluter Sicherheit vor
allen möglichen, also auch noch gar nicht erkennbaren Gefahren technischer
Anlagen zu schOtzen. Es verneinte eine solche Verpflichtung, weil sie "weithin
jede staatllche Zulassung der Nutzung von Technik verbannen" würde. Band 49,
89ff. (143), Beschluß vom 8.8. 1978 (Kalkar)

7. Das Gegenargument. daß solche Verbote erfahrungsgemäß Obertreten werden,
zieht nicht, denn es kann gegen Jede Kontrolle, mithin auch das Verbot der
Technik erhoben werden. .

8. Die BerufsausObung kann beschränkt werden, wenn 'vernünftlqe Erwägungen
des AJlgemelnwohls' dies zweckmäßig erscheinen lassen, die Berufswahl dage­
gen nur, wenn dies zum Schutz von Oberragend wichtigen GemelnschaftsgOtern
zwingend erforderlich Ist. Bundesverfassungsgericht, Entscheidungen Band 7,
377,399ff.

9. Die Frage einer 'rechtlichen Bewältigung der Gefahren' solcher Lebensformen
diskutiert DÄUBLER 1986, 47
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1. Einleitung

Die Kommunikation Ober die Risiken der Kernenergie ist zu einem wichtigen Tell·
thema innerhalb der politischen und sozialwissenschaftlichen Behandlung des Kern­
energiekonflikts geworden. Von einer "Pfadfinder-Rolle" der Kernenergie (HÄFELE
1975) läßt sich auch im Hinblick auf die Entwicklung neuer Kommunikatlonsstrukturen
- etwa zwischen Experten und Gegenexperten - sprechen. Lange Zelt wurde die ge­
sellschaftliche Kernenergiekontroverse unter dem Gesichtspunkt betrachtet, daß es
den Kernenergieexperten zwar gelungen sei, Kernenergie sicher zu machen, daß es
ihnen aber nicht gelungen sei, die breite Öffentlichkeit von der Sicherheit der Kern­
energie zu überzeugen. Ansätze In verschiedenen Ländern, wle der "Borgerdialog
Kernenergie" in der 6undesrepublik, die "'Informationskampagne Kernenergie" in
Österreich oder auch - wenngleich berelts reflektierter - die "Breite Soziale Debatte
Ober Energiepolitik" In den Nlederlanden (vgl. Kapitel 5.5), gingen Implizit von der
Annahme aus, daß die Kernenergle~ontroverseIm Kern ein Kommunikationsproblem
sei und daher auch durch elne Verbesserung der Kommunikationsprozesse (d.h.
"Aufklärung" der Öffentlichkeit) entschärft oder sogar gelöst werden könne.

Die vorliegende Arbeit geht davon aus, daß die vorwlssenschaftllche Annahme, die
Akzeptanzprobleme der Kernenergie beruhten auf einem lnlormationadeflzlt, letztlich
unbegründet ist. Zwar gibt es ein großes Wissensgefälle zwischen den Kernenergie­
experten und der breiten ÖffentlIchkeit, doch deuten empIrische Untersuchungen
(vgl. HENNEN und PETERS 1990, 21-24) darauf hIn, daß In der Bevölkerung ein er­
höhter Wissensstand keIneswegs mit einer erhöhten Kernenergieakzeptanz einher
geht. Auch das Interpretatlonsmuster "Wlssenschafts- und Technlkfetndlichkeit" greift
bel der Erklärung der Kernanergiekontroverse zu kurz, da die Gegner der Kernener­
gie in zunehmend professioneller Welse (was sich beispielsweise In der Gründung
der sog. "alternativen" Forschungsinstitute ausdrückt) unter ROckgriff auf wissen­
schaftliche Argumentation gegen dle Kernenergie opponieren und als Alternativen
zur Kernenergie keIneswegs einen Verzicht auf Technik, sondern eine andere Art von
Energletechnologle (z.B, Solarzellen, Einsatz von MikroelektronIk zur ratronellen
Energleverwendungj propagieren.

Die Darstellung Ist orientiert an etner Reihe vorgegebener Fragen (vgl. die EinleJtung
in diesem Band), dIe mit der Zielsetzung formuliert wurden, dIe Expertisen zu einer
Reihe von TechnofogJebereichen miteInander verglelchen Zu können. Die damit
verbundene ThemensteIlung lrnpllzlert, daß dle vorliegende ArbeIt keine vollständige
Darstellung der Kernenergiekontroverse sein kann und auch die Schwerpunkte der
Darstellung anders setzt als es bel einer Isolierten Betrachtung der Fall sein würde.
So wird beispielsweise den "materIalen" KernenerglerlsJken ein verhältnIsmäßig
großer Raum eingeräumt, obwohl Im weiteren.Verlauf der Arbeit argumentiert wIrd,
daß diese konkreten Risiken oftmals nur austauschbares "SpielmaterIal" für das
Austragen der Kontroverse, nicht aber selbst wirklich Gegenstand der Kontroverse
sind. In höherem Ausmaß als In anderen technologIschen Kontroversen (z.B. um
Chemierisiken, Gentechnologie und Informatlons- und Kommunlkationstechnologlen)
Ist die Kernenergle In einen gesellschaftspolftlschen KonfIJkt um die Zukunft der
IndustrJegeselJschaft verwickelt. Dieser Konflikt dominiert die Kernenergiekontro­
varse, ohne Ihn allerdings vollst~ndrg zu determinieren.
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Die vorllegende Arbeit legt den Schwerpunkt der Betrachtung auf die KommunIka­
tionsprozesse. So blelben beispielsweise Fragen der politischen Regulation, der
Machtkonstellationen zwischen den Akteuren und der Risikowahrnehmung durch die
Bevölkerung weitgehend ausgeklammert. Weiter wird bel den KommunIkationspro­
zessen dJe Aufmerksamkeit vor allem auf solche gerichtet, die die "RisIken" der
Kernenergie zum Gegenstand haben. Individuelle Einstellungen. politische Haltungen
und Entscheidungsprozesse von Akteuren sind aber ebenfalls von den wahrgenom­
menen Nutzenaspekten beeinflußt. Schließlich wird auf die detaillierte Darstellung
ideologischer Motivbündel (z.B. FortschrittsIdeologie auf Seiten der Karneneralebe­
fOrworter, "alternatlve" Gesellschaft auf Seiten der Kernenergiegegner) verzichtet,
die als Randbedingung auch die Kommunikationsprozesse mit beeinflussen.

2. Risiken der Kernenergie

Im Zusammenhang mJt der Kernenergle1 werden eine Vielzahl sehr unterschiedllcher
Risiken diskutiert. Außer direkten Sicherhelts- und GesundheItsrisiken von Kern­
kraftwerken und anderen kerntechnischen Einrichtungen im Normalbetrieb und bei
Störfällen werden beispielsweise die Gefahr des Mißbrauchs von Spaltmaterial fOr
rnllltärlsche oder terroristische Zwecke (Prollferations-Problematlk) und potentielle
Gefahren für die Gesellschaft ("'Atomstaat"') thematisiert. Auch ökologische Risiken
wie die Auswirkungen der Abwärme auf Gewässer oder der Einfluß von radioaktiver
Strahlung2 auf Ökosysteme spielen In der RIsikodIskussion eine Rolle.

Die Darstellung der KernenerglerisJken In diesem Kapitel erfolgt ohne jegliche In­
haltllche Bewertung. Ob ein genanntes Risiko ein "wirkliches Risiko" darstellt oder
nicht, soll und kann hier nicht entschieden werden. Und In vielen Fällen Ist diese
Frage empirisch auch kaum entscheidbar (zur Frage hypothetischer RisIken vgl.
Kapitel 4.2). Aus konstruktivistischer Sicht Ist bereits die analytische Unterschei­
dung von wahrgenommenem und tatsächlichem Risiko ein verfehlter Ansatz, da Ri­
siken Immer sozial konstruiert seien (vgl. DOUGLAS und WILDAVSKI 1982). Auch
Jobst Conrad hat auf die Wertabhängigkeit von "RIsiken" hIngewiesen. Er meInt zu
Recht. RIsiken selen keine objektiven Tatbestände, die unabhängig von Meinungen
der Menschen bestehen. Was als eln Risiko angesehen werde, sei auch eine Frage
von Werten. (CONRAD 1988, 38) Selbst Innerhalb der sonst eher technokratlsch ori­
entierten sicherheitswIssenschaftlIchen "Communlty" wird diese Einsicht zunehmend

Die vorliegende Darstellung beschrankt sich auf die Nutzung der Kerntechnik fIlr die
Wärme- und Stromerzeugung, schließt also beispielsweise alle rnllltärlschen Anwen­
dungen aus. Auch werden kerntechnische Anwendungen Im Bereich der Medizin (Dia­
gnose undTherapie), der Haltbarmachung von Lebensmitteln, derQualltatskontrolle In der
Technikusw. nicht betrachtet.

2 In einem physlkallsch strikten Sinn gibt es keine "radioaktive strahlunq", sondern nur
"ionisierende strahtuna", die ihren Ursprung In der Radioaktivität bestim.?1ter Substanzen
hat (vgl. BORSCH 1989). Wir werden Im folgenden Jedoch weiterhin - in Uberelnstlmmung
mit dem allgemeInen Sprachgebrauch - von radioaktiver Strahlung reden und meinen da­
mit die ionisierende Strahlung, die bel radioaktiven Prozessen entsteht.



formuliert. So meinte beispielsweise Wolfgang KrOger, Professor am Fachbereich
Sicherheitstechnik der Universität/Gesamthochschule Wuppertal, 1988 auf dem IX.
Internatlonalen Sommer-Symposium der Gesellschaft fOr Sicherheitswissenschaft In
Mainz:

"Es gibt eben nicht 'das Risiko', das aus den verschiedensten - dann gern als lrratlonal
gekennzeichneten - GrUnden 'akzeptIert'oder 'abgelehnt'wird. Vielmehrgibt es- wenn
die Sicherheitswissenschaft ordentliche Ergebnisse bereitstellt, eln mehr oder weniger
gut bekanntes Spektrum von möglichen Veränderungen Infolge einer Techniknutzung.
Erst dessen Bewertung (Hervorhebung im Original) erlaubt es, von einem Schaden zu
sprechen und Oberhaupt ein Risiko zu definieren." (KRÜGER 1988, 185)

Wir wollen an dieser Stelle keine erkenntnistheoretische Diskussion zwischen
empiristischen und konstruktivistischen Positionen führen. Es genOgt uns zu betonen,
daß mit der Benennung eines Risikos als "Risiko" kein eigenes Urteil daraber ver­
bunden ist, ob es sich dabei um eine "reale" (objektive) Gefahr handelt. Aus unserem
Bllckwinkel handelt es sich dabei vielmehr um eine "reale" Befarchtung. Kriterien
der Aufnahme eines "Risikos" in unsere Darstellung sind seine Bedeutung in Risiko­
untersuchungen, In der kernenergiekritischen Literatur und in der politischen oder
öffentlichen Diskussion.

Die verschiedenen RIsikoaspekte, die sich aus diesem Gefahrenpotential der Kern­
energie ergeben, werden in sehr unterschiedlichen Kontexten und "sclentltlc
communities" behandelt. Die Vermeidung von Störfällen und die Begrenzung von
Störfallfolgen etwa 1st eng mit dem Entwurf und der IngenieurmäßIgen Konstruktion
von Kernreaktoren verbunden. (Sinngemäß gilt das gleiche fOr andere kerntech­
nische Anlagen und Geräte wie Wiederaufarbeitungsanlagen, Zwlschen- und Endla­
ger, Anreicherungsanlagen, Brennelementfabrlken und TransportbehlJ.lter.) Probabi­
listische Risikostudien werden von Sicherheitswfssenschaftlern durchgefOhrt.
Fragen der Wirkung radioaktiver Strahlung auf Mensch und Umwelt werden von einer
biomedizinisch orientierten "scientific communlty" aufgegriffen. Proliferations-Rlsfken
wiederum stehen in einem sehr politisch geprägten Kontext und gesetlschaftspoll­
tische Konsequenzen werden von Juristen, Geistes- und Gesellschaftswissenschaft­
lern thematisiert.

Eine systematische Darstellung und Diskussion der KernenergierIsiken wird durch
diese Heterogenität professioneller Herangehensweisen erschwert. Nicht eInmal der
Begriff "Risiko" wJrd Immer verwendet; bel der Behandlung sozlopolltlschen "Risi­
ken" spricht man stattdessen beispielsweise von fehlender "Sozialverträgllchkelt".
Ungeachtet der jeweils spezifischen Terminologie bel der Behandlung der verschie­
denen mit befOrchteten negativen Auswirkungen der Kernenergie zusammenhän­
genden Fragen lassen sie sich unter einer verallgemeinernden Perspektive doch
unter dem RIsikobegriff fassen. Dabei werden wir In Übereinstimmung mit dem all­
gemeinen Sprachgebrauch Immer dann von "Risiken" sprechen, wenn es um Schä­
den geht, deren Eintreten nicht konsensual Völlig außer Frage steht, sondern mit
einer gewissen Unsicherhell verbunden Ist oder Ober deren Eintreten oder NIchtein­
treten es Meinungsverschiedenheiten gibt. Schäden lassen sich aus sozfaJwissen­
schaftlicher Sicht deflnieren als Verletzungen von Werten wie Leben Gesundhell,
Eigentum usw. (Zum Risikobegriff vgl. auch Kapitel 3.) ,
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Innerhalb der Kontroverse um die Kernenergie spielen die Risiken eine zwar wich­
tige aber natorllch nicht die einzige Rolle. Risiken sind definitionsgemäß mit Unsi­
cherheit behaftete Schadenserwartungen; neben den Risiken splelen In der Kommu­
nikation aber noch die rnlt Sicherheit zu erwartenden Schäden und Kosten sowie die
(mit Gewißheit eintretenden bzw, erhofften aber ungewissen) Nutzen der Kernenergie
eine Rolle, dJe in der vorliegenden Darstellung, die sich primär mit der Kommunlka­
tran von "Rlslken" befaßt, nur am Rande gestreift werden können.

DJe Literatur Ober die Risiken bzw. - je nach Standpunkt - Ober die Sicherheit der
Kernenergie Jst unOberschaubar, selbst wenn man sich auf die an einen breiteren
Leserkreis gerichteten Darstellungen beschränkt. Es wäre auch kaum möglich, jeden
Aspekt der Darstellung mit Quellenangaben zu belegen. Die folgende Darstellung der
Risiken erfolgt daher Jm wesentlichen ohne detallJierte EInzeiverweise auf Quellen.3

2.1 Argumentationskontexte

In den Kommunikationsprozessen werden Risiken In aller Regel nicht isoliert bzw.
nach einer der Jm nächsten Unterkapitel erläuterten theoretisch fundierten Systema­
tiken behandelt, sondern Innerhalb von größeren Argumentationszusammenhängen,
die nicht unbedingt einer analytischen Systematik folgen, sondern eher an Wlr­
kungsketten orientiert sind. Bel der Diskussion um die Kernenergierisiken lassen
sich Im wesentlichen vJer unterschiedliche Argumentationskomplexe voneinander
unterscheiden, die im folgenden näher erläutert werden und die in den
Abbildungen 1-4 - notwendJgerwelse akzentuiert und vereinfacht - dargestellt slnd.4
Die vier Argumentatfonskomplexe sind:

1. Betrieb kerntechnischer Anlagen,
2. militärischer MIßbrauch und Terrorismus,
3. energiepoIlUsehe Konsequenzen und
4. gesellschaftspolItische Argumentation.

3 Unter anderem wurde folgende Literatur fllr die Darstellung der Kernenergierisiken aus­
gewertet: BORSCH, MONCH und PASCHKE 1988; GESSENHARTER und FRÖCHLlNG 1989;
HATZFELDT, HIRSCH und KOLLERT 1979; HELD 1986; KRAUSE. BOSSEl und
MÜLLER-REISSMANN 1980; KREUSCH und HIRSCH 1984; MEYER-ABICH und SCHEFOLD
1986: MÜNCH 1983: ROSSNAGEL 1983 und 1984; SCHEER u.a, 1986; SIEKER 1986. Die ge­
nannte LIteratur steht stellvertretend rar viele andere Publlkatronen. die aus unterschied­
Ilchen Perspektiven die Sicherheits-bzw. RIsikoprobleme der Kernenergiebehandeln, und
dOrfte einen einigermaßen umfassenden Überbllck Ober die diskutierten KernenergierisI­
ken errnögllchen,

4 Die Abbildungen lassen sich als "Vorschriften" zur Generlerung kernenergiekritIscher
RIsikoaussagen Interpretieren. Jedem durch Pfeile markierten Pfad entspricht eine
RisIkoaussage. (Bei der Benutzung dieses Schemas fOr Argumentationszwecke sei emp­
fohlen, hier und da ein wenig zu varIIeren und die Argumentation beispielsweise fOr eine
bestimmte Anlage wie z.a, dem "Schnellen BrOter zu spezifizieren, einzelne Zusammen­
hänge durch Beispiele rnlt "human touch" zu untermauern, und aufmerksamkeitswirksame
Schadens(unter)klassen wJe 2.B. "Aids" zu wählen.)



Neben der DIskussion allgemeiner Kernenergierisiken gibt es eine Diskussion von
spezifischen RisIken, die sich an einzelnen Anlagen oder Prozessen festmachen las·
sen. Die Behandlung von Risiken erfolgt also auf sehr verschiedenen Ebenen: auf
der Ebene einzelner Anjagen, dIe ja weItgehend technische Unikate darstellen, auf
der Ebene von Anlagentypen wIe z.B. des Typs "Kernkraftwerk" oder des Untertyps
"Leichtwasserreaktor", wobei dIe einzelnen Anlagen eines Typs (obwohl In der tech­
nischen RealisIerung verschieden) gemeinsame rlslkobegra ndende Konstruktions­
merkmale aufweisen, auf der Ebene von Prozessen (z.B, Transport) oder auf der
Ebene des Gesamtsystems "Kernenergie". Es Ist aus praktlschen GrOnden erforder~

lieh, die RisIken auf einer mittleren Ebene der VerallgemeInerung darzustellen. Das
hier angelegte Kriterium für die Wahl der Betrachtungsebene ist die Bedeutung. die
die entsprechenden Risiken für Komrnunlkationsprozesse auch auBerhalb enger
Expertenzirkel haben. Nachfolgend werden zunächst dIe allgemeinen Argumen~

tationsschemata erläutert. die dann teilweise im Hinblick. auf konkrete RIsikoquellen
Inhaltlich ausgefOllt werden.

2.1.1 Betrieb kerntechnischer Anlagen

Ein naheliegendes KlassifIkationssystem Iür die differenzierte Darstellung von Kern­
energierisiken nach der RIsikoquelle stellen die eInzelnen "Stationen" des
Brennstoffk.relslaufs der Kernenergie dar. Das Kernenergiesystem, so wie es heute
In der BundesrepublIk reallslert bzw. geplant ist, setzt sich Im wesentlichen aus fol­
genden Prozessen bzw. entsprechenden Anlagen zusammen:

• Uranabobau und -aufbereItungS
• Urananrelcherung
• Brennelementfabrlkatlon
• Kernkraftwerke
• Zwischenlagerung der abgebrannten Brennelemente
• Transport radioaktiven Materials
• Wlederaufarbeltung abgebrannter Brennelemente
• Endlagerung

Beim Betrieb von kerntechnischen Gefahren gehen vor allem RIsiken vom In diesen
Anlagen vorhandenen Inventar an Spaltmaterial und radioaktiven Spaltprodukten aus.
Bel der Betrachtung der RisIken unterscheidet man gewöhnlich den "Normalbetrieb"
einer Anlage und "Störfälle" dieser Anlage. Bereits Im "Normalbetrieb" entweichen
kleine Mengen radIoaktiver Stoffe In die Umgebung und können potentiell zu Ge~

sundheltsschäden bel den In der Umgebung lebenden Menschen oder zu Schäden
an Ökosystemen führen. Besonders diskutiert wird In diesem Zusammenhang dIe
mögliche Anrelcherung von radioaktiven Isotopen In bestimmten Geweben von
Pflanzen und TIeren, wodurch sich beIspIelsweise Ober die Nahrungskette relevante
Konzentrat/onen an radioaktIven Isotopen In Agrarprodukten ergeben können.

5 Die Uranförderung und -aufbaeltung kann aus unseren Betrachtungen weItgehend ausge­
klammert werden, da die BundesrepublJk aufbereJletes Uran weitgehend aus dem Ausland
bezieht und diese Aspekte In der bundesdeutschen RlsJkodlskusslon daher keine große
Rollespielen.
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Das gesetzliche Schutzkonzept sIeht vor, daß selbst unter den unqünstlqsten Bedin­
gungen eine zusätzliche Strahlenbefastung von 0,3 mSv nicht OberschrItten werden
darf. Um diesen Grenzwert zu gewährleisten, werden den Betreibern kerntechnischer
Anlagen stoffspezifische Grenzwerte für dIe radioaktiven Emissionen vorgeschrieben.

Kernenergiekritiker sehen bereits in der radioaktive NIedrigstrahlung von kerntech­
nischen Anlagen im Normalbetrieb erhebliche Risiken und betrachten diese Strah­
lung beispielsweise als Ursache von Krebs, Klndersterbllchkeit und genetischen
Schäden beim Menschen - aber auch von genetischen Schäden in TIerpopulationen,
von Waldschäden 6 und sogar von Alds7 an. Gegen die solchen Aussagen zugrunde
liegenden epidemiologischen "Studien" sind jedoch gravierende Einwände erhoben
worden (vgJ. z.B. BORSCH, MÜNCH und PASCHKE 1988; PETROI..L 1989).

Durch Versagen von technischen EinrIchtungen wie zum BeispIel dem Ausfall von
Pumpen, dem Bruch von Rohrleitungen oder dem Defekt einer elektronischen
Steuerung kann es zu Betriebszuständen kommen, bel denen eine kerntechnische
Anlage außer Kontrolle gerät. Zwar wird durch ein gestaffeltes SIcherheitssystem
(zur SlcherheltsphllosophJe von Kernkraftwerken sIehe Kapitel 3) versucht, solche
Störfälle abzufangen, doch läßt sich die Möglichkeit eines Entwelchens von radioak­
tivem Material trotz aller ausgefellten Slcherheltselnrlclltungen nicht mit absoluter
Sicherheit ausschließen, Was in dem Begriff "Restrisiko" ausgedrockt wird.

Außer durch technisches Versagen können Freisetzungen von radioaktiven Stoffen
auch durch menschliches Versagen (u.U, In Verbindung mit einer technischen
Panne), durch Sabotage an der Anlage oder durch ungewollte äußere Einwirkung wie
Flugzeugabsturz, Erdbeben, GasexplosIon oder ähnliche Ereignisse eintreten. Auch
terroristische Angriffe auf kerntechnische Anlagen oder militärische Angriffe Im
Kriegsfall könnten eine Zerstörung der Anlage und als Folge eine Frelsetzung des

radloakttven Materials bewirken.

Nachfolgend wird versucht, einen kurzen und notwendigerweise unvollständigen
Überblick über die spezifischen Risiken zu gehen, die im Zusammenhang mit spezi­
fischen "Rlslkcquetten" eine Rolle spielen. Einen Überblick Ober diese anJagenspe­
zifIschen Risiken vermittelt die nachfolgende Darstellung sowie als Übersicht
Tabelle 1.

• Urananrelc:herung

Bel allen derzeit gebräuchlichen Anreicherungsverfahren (TrenndOsen-,
Zentrlfugen- und DIffusionsverfahren) wird das sehr toxische, chemisch aggres­
sive und explosIve Uranhexafluorid (UF6) verwendet, was Insbesondere Risiken
bel der Lagerung sowie dem Follen und L:eeren von Behältern mit sich bringt.

6 Diese Behauptung wurde von Günther Relchelt beispielsweise In der Zeitschrift ~NaturH
(Heft 3/1984) aufgestellt. 'Kritisch dazu äußerte sich Manfred PETROLL (1986).

7 So der amerIkanische Wissenschafller 8lernglass auf einer Veranstaltung der HGrllnen
H

In
Bremen (Bremer Nachrichten, Ausgabe vom 1,März 198B),
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• Brennelementfabrlkatlon

Auch bei der Brennelementfabrikatlon wird UFs verwendet, 50 daß sich auch hler
die bereits oben erwähnten RIsiken ergeben. Bel der Herstellung von
Brennelementen die Plutonium enthalten {sog. MOX-Brennelemente), entstehen
zusätzliche Risiken aus der Lagerung und Verarbeitung des "Ultragifts"
Plutonium, das erstens hochgiftig Ist und zweitens wegen seiner Im Vergleich ZU

Uran deutllch höheren RadioaktivItät (AlphapStrahlung) bel der Inkorporation

Strahlungsrisiken mit sich bringt.

• Kernkraftwerke

Lange Zelt Im MIttelpunkt der RIsikobetrachtung bel der Kernenergie haben die,
Kernkraftwerke gestanden. Hier werden Risiken sowohl des Normalbetriebs als
auch von möglichen Störfällen und Unfällen dlskutlart, Das SchadenspotentIal
einer kerntechnischen Anlage Ist u.a, abhängig von der Art und Menge des ra­
dloaktlven "Inventars". Besonders hoch ist das radioaktive Inventar von Kern­
kraftwerken, die bereits längere Zelt in Betrieb waren. In Kernkraftwerken Ist
auch ein besonderes prozeßtechnlsches Problem von Bedeutung, das in der
NotwendigkeIt einer KOhlung der Brennelemente besteht. Wegen der sog.
Nachzerfallswl:\rme ist eine (Not-)KOhlung auch nach Abschaltung der nuklearen
Kettenreaktion erforderlich, sonst droht die sog. Kernschmelze, dle eIne Zer­
störung des SIcherheItsbehälters zur Folge hätte.

Im Normalbetrieb emittieren Kernkraftwerke gerInge Mengen an radioaktiven
Stoffen mit der Abluft, die Ober einen Karnln geleitet wird, und mit Ihrem KOhl­
wasser. Ein weiteres Risiko des Betriebs von Kernkraftwerken Im Normalbetrieb
liegt In der Abwärme, die entweder Ober elne KOhlung durch Flußwasser oder
mittels Naß- oder TrockenkOhltOrme an die Umgebung abgegeben werden muß.8
Die Erwärmung der Umgebung durch Kernkraftwerke kann SChädliche
ökologische Folgen haben; so wurden beispielsweise Fischsterben 'Im Rhein be­
fClrchtet. Bel NaßkOhltQrmen wurde die Gefahr diskutiert, daß es zu verstärkter
Nebelbildung kommen könnte, was eine erhöhte Unfallgefahr, aber auch schäd­
liehe AUSWirkungen auf die LandwIrtschaft (Weinbau In Wyhl) haben könnte. Auch
der Transport von Krankheitserregern durch die KOhIschwaden wurde als Risiko
diskutiert,

Im Mittelpunkt der RIsIkobetrachtung bel den Kernkraftwerken steht Jedoch das
Risiko, das sich aus der Möglichkeit von großen Katastrophen ergibt. AbhängIg
vom iewelUgen Typ des Kernkraftwerks wurden Immer neue Szenarien diskutiert,

ß Die Abgabe von AbWärme aß die Umgebung Ist elne Eigenschaft aller Wärmekraftwerke,
alsoz.a, auch Von Kohlekraftwerken. Bel der Kernenergie Ist das Problem ledoch etwas
gravierender, Zum einen sind ln der Regel die Kraftwerkseinheiten bel KKW größer sind
als bel Kohlekraftwerken, so daß an eInem bestimmten Standort aUCh größere Abwär~
memengen anfallen, (DIes erschwert auch die Nutzung der Abwärme für Fernheizung
usw.) Zum anderen Ist der Wirkungsgrad von KKW gegenOber modernen Kohlekraft­
~rken letwas geringer, so daß sich bezogen auf dIe gleIche Menge an produziertem

rame oe etwas höherer Abwärmemenge ergibt.

66



•

•

•

von denen angenommen wurde, daß sie zu katastrophalen FreJsetzungen von
Radloaktlvltät fOhren könnten, Als Ursachen fOr solche Reaktorkatastrophen
wurden angenommen:

Störfälle im Reaktor selbst, z.B. der Bruch einer KOhimitteIleitung, durch
technJsche Störfälla, menschllches Versagen, oder bewußte Sabotage,
ungewollte äußere ElnwJrkungen auf das Kernkraftwerk, die zu einer Be­
schädigung des Reaktor-Containment führen können, wJe Flugzeugabstorze,
Gasexplosionen oder Erdbeben
gewollte äußere Einwirkungen auf das Kernkraftwerk, beispielsweise Im
Kriegsfall oder bel Angriffen durch Terroristen.

Ganz besonders kritisch wurde die Sicherheit des SNR 300 (Schneller BrOter in
Kalkar) diskutiert, dem Kernenergiekritiker u.a. wegen des als Nuklearbrennstoff
verwendeten Plutoniums, der geringeren "inhärenten Sicherheit", der Brenn­
barkeit des als KOhimittel eingesetzten Natriums, der hohen Leistungsdichte im
"Kern" und der Möglichkeit von nuklearen "Exkursionen" besondere Gefähr~

IIchkelt nachsagen. .

Zwischenlagerung

Risiken der Zwischenlagerung werden vor allem In der Mögllchkelt des
Containment- bzw. Behälterversagens bel äußeren Einwirkungen gesehen; d.h,
es wird befOrchtet, daß etwa bei einem Fluzeugabsturz oder einem Brand der
Anlage die In den Behältern gelagerten radioaktiven Stoffe die Umgebung vers­
euchen könnten.

Transport

Die RIsiken, die mit dem Transport radioaktiven Materials oder von
Kernbrennstoffen verbunden sind, sind natürllch teilweise abhängig von der Art
des transportierten Stoffes. Beim Transport von abgebrannten Brennelementen,
die große Mengen von hochaktiven Spaltprodukten enthalten, befOrchtet man
ähnlich wie bel der Zwischenlagerung.· daß die vewendeten Transportbehälter
durch äußere Einwirkungen, etwa bel einem Verkehrsunfall, beschädigt werden
könnten und damit radioaktives Material die Umgebung der UnglOcksstelle vers­
eucht.

Wlederaufarbeltung

Die Wlederaufarbeltung Ist - neben der Endlagerung - eine in den letzten Jahren
besonders stark diskutierte Quelle von Kernenergierisiken. Mit der Aufgabe des
Projekts einer Wiederaufarbeitungsanlage In Wackersdorf zugunsten einer Wie­
deraufarbeltung In Großbritannien und Frankreich bzw. zugunsten der
Entsorgungsstrategie der direkten Endlagerung hat die DiskussIon dieser Risiken
nachgelassen. Da die Risiken der Wlederaufarbeltung jedoch lange Zelt eine
große Bedeutung In der RIsikodiskussion sowohl der kerntechnischen
"Communlty", Im politischen Raum und In der ÖffentlichkeIt besessen haben.
selen sie hier trotzdem aufgefOhrt.
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Mit den Wiederaufarbeitungsanlagen wird ein hohes Rlsjk~ bereits ~m Normal­
betrieb verbunden. Man geht davon aus, daß diese Anlagen Im Vergleich zu KKW
höhere radioaktive Emissionen Im Normalbetrieb aufweisen und verweist dabei

belsplelswelse auf In Betrieb befindliche ausländische Anlagen.

RIsikoquelle Spezifische Risiken

Urananrelcherung - Umgang mit explosivem und toxischem UFe
- Anreicherungstechnlk sensibel im Hinblick auf die Weiter-

verbreitung von Kernwaffen
- Mögliche Erzeugung und Abzweigung von waffenfähigem

Spaltmaterial

Brennelement· - Umgang mit explosivem und toxischem UF6
fabrlkatron - Umgang mit hoch giftigem und radiologisch gefährlichem

Plutonium- Mögliche Abzweigung von waffenfähigem Spaltmaterial

Kernkraftwerke - Emission radIoaktiver Stoffe Im Normalbetrieb
- Abgabe von Abwärme an die Umgebung Ilber Kühltürme

oder Kllhlwasser
- Möglichkeit der Frelsetzung größerer Mengen an

Spaltprodukten bei technischen Störfällen oder äußerer
Einwirkung- Besonderes Unfallrisiko beim Schneiten Brllter aufgrund
geringerer Inhärenter Sicherheit und der Verwendung von
Natrium als KOhimittel

Zwischenlagerung - FreJsetzung radioaktiver Stoffe beim Containment bzw.
Behällerversagen z.B. aufgrund äußerer Einwirkung

Transport - Freisetzung radioaktIver Stoffe bei Unfällen oder
terroristlschen Anschlägen auf Transporte- Möglichkeit der Entwendung bombenlaugJJchen spaltma-
terlals

Wlederaufarbeltung - Hohe radioaktive Emissionen Im Normalbetrieb- Radioaktive Emissionen aufgrund von technischen stör-
fällen oder äußerer Einwirkung- ProlIferatIonsgefährdete Technik- Mögliche Abzweigung von bombentauglIchem Plutonium

Endlagerung - Unmöglichkeit der GeWährleistung elner Ober Jahrtau-
sende reichenden lsolatlon von Spaltprodukten von der
Biosphäre

- Frelsetzung radIoaktiver Stoffe während des Betriebs des
Endlagers aus den oberirdischen Anlagetelten- MlIltärischer Mißbrauch endgelagerten Plutoniums bel der
direkten Endlagerung

Tabelle 1: Spezifische Kernenergierisiken nach RlsikoquelJen

Aber auch das StörfaIJrJslko der WiederaufarbeItungsanlagen wird thematisiert.

So wird beispielsweIse argumentiert, bel der Wlederaufarbeltung könne es ZU

sog. "Kritlkallt!ltsunfällen" durch unvorhergesehene nukleare Kettenreaktionen

Während des Prozesses kommen, dIe die Anlage erheblJch beschädigen und u.U,
auch zur EmIssIon größerer Mengen an radloakttven Stoffen führen könnten.

SchlleßIJch entsteht ein Risiko auch aus der Möglichkeit von chemischen Explo-
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sionen in der Anlage mit der Folge einer Zerstörung von Filtereinrichtungen und
entsprechend erhöhter Emission von radioaktiven Stoffen.

• Endlagerung

Neben den Risiken aufgrund des Betriebs von Kernkraftwerken stellten In den
vergangenen Jahren die Risiken der Entsorgung der anfallenden hoch-, mlttel­
und schwachaktiven Abfälle einen vJeldlskutlerten Problembereich dar. Außer auf
die Wlederaufarbeltung konzentrierten sich die Betrachtungen vor allem auf die
Frage der Endlagerung hochaktiver Abfälle, die in einem Salzstock bel Gorleben
geplant ist.

Die Im Zusammenhang mit einem Endlager für hochaktlve Abfälle In Gorleben
diskutierten Risiken lassen sich In zwei Kategorien eintelIen: Risiken, die wäh­
rend der Betriebsphase des Endlagers auftreten, und Risiken, die nach dem Ende
der Betriebsphase noch welterbestehen. Diese Risiken ergeben sich aus der
Notwendigkeit, Ober einen Zeitraum von - Je nach angelegtem Kriterium und
endgelagerten Stoffen - mehreren hundert bis mehreren zehntausend Jahren die
eingelagerten radioaktiven Abfälle von der Biosphäre fernhalten zu müssen,

Während der Betriebsphase des Endlagers ergeben sich zunächst einmal alle die
Risiken, die den kerntechnischen Anlagen gemeinsam sind, d.h. also beispiels­
weise die Gefahr von radloaktlven Emissionen bel Störfällen oder äußeren Ein­
wirkungen. Davon sind vor allem die Anlagenteile betroffen, die oberirdisch an­
gelegt sind, beispielsweise Lagerbecken oder die Konditionierungsanlage, In der
die Spaltprodukte In Glas vergossen werden. Der "größte anzunehmende Unfail"
(GaU) Im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Endlagers liegt im WassereIn­
bruch in das Endlagerbergwerk, der eine ordnungsgemäße Schließung des End­
lagers unmöglich machen wOrde und dazu fahren könnte, daß radioaktive Stoffe
Ins Grundwasser geraten.

Zu den Risiken, die mit einem solchen Endlager In einem Salzstock auch noch
nach seiner Schließung verbunden werden, gehören beispielsweise mögliche
geologische Vorgänge, durch die die eingelagerten radioaktiven Stoffe an die
Oberfläche transportiert werden könnten. Wegen des langen Zeitraums der Ge­
Hlhrdung könnten kommende Generationen auch "vergessen", daß dort ein End­
lager mit radioaktiven Abfällen vorhanden Ist und dieses zufällig anbohren oder
dort ein Bergwerk errichten, wodurch sie In Kontakt mit den radioaktiven Stoffen
geraten würden,

Als Alternative zur Endlagerung nach Wiederaufarbeltung wurde und wird (nach
der AUfgabe des WAA·ProJekts in Wackersdorf verstärkt) auch die Möglichkeit
einer direkten Endlagerung von abgebrannten Brennelementen diskutiert. Diese
Option schließt einerseits die Risiken der Wlederaufarbeltung aus, schafft an­
dererseits aber neue Risiken dadurch, daß größere Plutoniummengen
endgelagert werden, wodurch sich die Gesamtmenge an endzulagerndem radio­
aktiven Inventar erhöht.
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Abbildung 1: Kernenerglerlslken I: 8etrleb kerntechnIscher Antaoen

2.1.2 Militärischer MIßbrauch und Terrorismus

Ein wichtiger RIsIkokomplex, der von Anfang an bel der zivilen Nutzung der Kernen­
ergIe eine Rolle splalte, Ist durch den tatsächlichen oder möglichen Zusammenhang
von ziviler und militärIscher Nutzung der Kernenergie gegeben. Sowohl nuk.leares
SpaltmaterIal (Insbesondere hochangerelcl1ertes Uran und Plutonium), das 'allge­
meine kerntechnische Know How als auch kerntechnische Anlagen wie
Anrelcherungsanlagen, Anlagen zur Herstellung von schwerem Wasser, Kernkraft­
werke und WIederaufarbeitungsanlagen lassen sich prlnzlplell auch rar mllitärlsche
Zwecke verwenden bzw. werden In den Kernwaffenstaaten auch fOr militärIsche
Zwecke verwendet.

DIe Herstellung von waffenfähigem Spaltmaterial Ist prinzipIell Ober zwei Wege mög­
lich: Ober die Anrelcherung von Natururan, wobei allerdings wesentllch höhere
Anrelcherungsgrade als beim ObHchen Reaktoruran errelcht werden mOsse"e , oder
aber die Wiederaufarbeitung von teIlweise abgebrannten Reaktor-Brennelementen,
In denen während des Einsatzes Im kernkraftwerk aus Uran durch Neutroneneinfang
Plutonium entstanden ist. Als im Hlnbl1ck auf die ProJiferatlonsrisiken besonders
sensible Anlagen sind

• Anrelcherungsanlagen
• Kernkraftwerke und
• WIederaufarbeitungsanlagen

anzusehen. Spezielle Reaktorlypen, die als Moderator "schweres Wasser"10 enthal­
ten, gestatten den Einsatz von unangereJchertem Natururan, so daß auch die Anlagen

9 Uran, das ~or den Einsatz ln kommerziellen Lelchlwasserreaktoren vorgesehen Ist, muß
auf ca. 3 Va angereichert seln. Das fUr Atombomben benutzte Uran weist dagegen
Anrelcherungsgrade von llber 9Q % auf. Ein klarer Schwellenwert

l
ab welchem

Anrelcherungsgrad Uran fOr den Bau,von Atombomben verwendet werden kann existiert
nlcht; vIelmehr kann ein geringer Anrelcherungsgrad durch eine besonders a~fwendlge
Konstruktion teilweise kompensIert werden.

10 H~Chweres Wasser
K

1stWasser, In dessen MotekGlen le zwei Deuterium-Atome enthalten
s nd. (Deuterium lst ein gegenGber dem ~normalen WasserstOff" schweres Wasserstoff-
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zur Herstellung von "schwerem Wasser" als proliferationsgefährdet anzusehen sind.
FOr die Entwendung von Spaltmaterial kommen zusätzlich auch noch die
Brennelementfertlgung sowie Transporte von Plutonium und hochangereichertem

Uran In Frage.

Mit der Deklaratlon der "atoms for peace" durch US-Präsident Elsenhower Im Jahr
1953 wurde gleichzeitig eine Nlchtverbreltungs-PoHtlk etabliert, die einerseits allen
Interessierten Staaten die zivile Nutzung der Kernenergie ermöglichen, andererseits
aber eine Welterverbreitung der Atomwaffen an Nicht-Kernwaffenstaaten verhindern
sollte. Instrumente zur Eindämmung dieses sog. Proliferations-Risikos waren zu·
nächst bilaterale Vereinbarungen zwischen den Gebern und Empfängern von kern­
technischem Know How und Anlagen, die Grandung der EURATOM, der von den an­
geschlossenen Staaten alle Eigentumsrechte an (zivilem) Kernmaterial !'Jbertragen
wurden, die Einrichtung der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEO) In Wien und
schließlich der "Atomwaffen-Sperrvertrag" von 1968,

An den ProlIferatIonsrisiken hat sich eine umfassende Risikoargumentation entzün­
det. Die ursprClngliche BefOrchtung war, daß sich Staaten Oberdie von Ihnen genutzte
zivile Kerntechnik Zugang zur rnlllärtscnen Nutzung der Kernenergie verschaffen
könnten. Insbesondere der Export kerntechnischer Anlagen In (poHtlsch weniger
stabile) Drittländer galt als ein hohes Risiko. Die Weiterverbreitung von Atomwaffen
würde, so befOrchtete man, die Internationalen Spannungen verschärfen und Im Falle
von Kriegen deren Ausmaß erheblich ausweiten.

Später kam dann auch die Betarchtung hinzu, daß sich Terroristen Spaltmaterials
bemächtigen und damit eine Bombe bauen oder wenigstens damit drohen könnten.
Selbst wenn nloht absolut gewiß sei, daß Terroristen Ober eine Bombe verfOgten,
könne der Staat angesichts des Katastrophenpotentials doch kein Risiko eingehen
und werde so lelcht erpreßbar. Von Robert JUNGK (1977) stammt eine Ausweitung
der direkten Risikoargumentation In diesem RIsikokomplex. Er befOrchtete als Reak­
tion auf die Risiken des militärIschen und terrorlstfschen MIßbrauchs eine Entwick­
lung der Gesellschaft hin zum "Atomstaat" - einem Staat, In dem persönJlche Frei­
heitsrechte unterdrOckt werden müssen, um dIe Sicherheit gewährleIsten zu können.
Drese Argumentation Ist dann u.a, von Alexander ROSSNAGEL (1983 und 1984) auf­
gegriffen und weltergefOhrt worden.

Zeitweilig wurde auch Intensiv die Frage erörtert, welche AuswIrkungen kernrech­

n~sche. Anlagen auf die Verteidigungsfähigkeit eines Staates haben könnten. Durch
die EXistenz von Zielen, deren Zerstörung selbst mIt konventionellen Waffen Auswlr­

k~ngen haben wOrde, dIe denen von Atomwaffen glichen, könne kein Staat mehr
srnan noch so "begrenzten" Krieg riskieren und sei damit gegenOber einem Angreifer
ohne Kernkraftwerke quasi verteidigungsunfähig.

Isotop mIt einem zusätzlich N t
MolekulargewIcht von 20 sta en eu ron Im Kern.) HSchweres Wasser" hat ein
höhere Dichte. tt 18 atomaren Masseelnhelten und entsprechend auch eine
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2.1.3 EnergiepolItIsche Konsequenzen

Während In den beiden vorgenannten ArgumentatIonskomplexen die Focusslerung
weitgehend exklusiv auf den Kernenergierisiken liegt, werden energiepolItIschen
Konsequenzen der Kernenergienutzung sowohl als Risiken als auch als Vorteile dis­
kutiert. In diesem Argumentationskomplex werden nicht nur die Risiken der Kernen­
ergie, sondern auch die Risiken eines Verzichts auf Kernenergie thematisiert.

Diese "Verzichtsrisiken" werden vor allem In der drohenden Verknappung von
energetischen Ressourcen, in der Abhängigkeit von den Öllieferländern und in den
Energlekostensteigerungen bei Verzicht auf die Kernenergie gesehen. die wiederum
Auswirkungen auf die Internationale Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft, den
Export, den nationalen Wohlstand und die ökonomischen Lebensbedingungen hätten.
Auch politische Spannungen wegen der Abhängigkeit vom Öl werden als Risiko eines
Kernenergieverzichts angeführt.

Andererseits werden auch energlepolltlsche Risiken mit der Nutzung der Kernener­
gie verbunden. Diese betreffen zum einen die Bindung volkswirtschaftlicher
Ressourcen durch die Kernenergie, die nach Ansicht mancher Kritiker zur Behinde­
rung langfristig gOnstlgerer Alternativen gefahrt habe. Häufig wird die Auffassung
vertreten, alternative Energien seien nur deswegen nicht anwendungsreIf, weil fast
die gesamten Forschungsmlttelln die Kernforschung geflossen selen.

Einen zweiten Bereich energiepolItischer Kernenergierisiken sieht man im Entstehen
neuer Abhängigkeiten. Eine zu weitgehende Abstatzung der Energieversorgung auf
Kernenergie könne zu Versorgungsengpässen bel der Energieversorgung fOhren,

BehInderung der
Bindung volks- entwicklung und
wlrt:duIftllcher Dltl'usIon langfrlstlg
Fmsourcen ------, bMserer A1temallVon
{F + E· K8pa%1tllt , (EnerglesplIlOn I
KnpIl4I) Regener. EnergIe)

Nutzung dor
l<emenorglo -----I

AbhängIgkeIt
der Stromvor­
aorgungvon
der Komenorglo
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Uranlleferanlen
undAnblotem
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Abbildung 3: Kernenergierisiken 111: Energiepolilische Konsequenzen
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wenn sich herausstelle, daß z.B. eine sichere Entsorgung nicht mehr gewäh.rlelstet
sei oder eine Abschaltung der Kernkraftwerke aus politlschen Granden, beispiels­
weise nach einem gröBerern Kernkraftwerksunfall, erfolgen müsse, Schließlich
meint man, daß zwar möglicherweise die Abhängigkeit von Ölförderländer~ sinke,
daß aber neue Abhängigkeiten von UranlIeferanten und Anbietern nuklearer Dienst­
leistungen" wie Wlederaufarbeltung entstehen könnten.

2.1.4 GesellschaftspolItische Argumentation

Unter dem von Klaus M. MEYER-ABICH {1979} geprägten Begriff von der (fehlenden)
"SozialverträglIchkeit" der Kernenergie hat In der BundesrepubHk Deutschland eine
Dtskusslon um die gesellschaftspolItischen Risiken der KernenergIe stattgefunden.
Die Argumentation, die Klaus M. MEYER~ABICH und Bertram SCHEFOLD (1986) Im
Rahmen Ihrer SozialverträglIchkeitsstudIe Im HInblick auf die gesellschaftspolItischen
Risiken entwickelt haben, Ist sehr tacettenrelch.n Auf den Punkt gebracht,
postulieren die genannten Autoren einen sachloglschen Zusammenhang zwischen
dem Energiesystem einer Gesellschaft und den übrigen Gesellschaftsbereichen:
bestimmte Energiesysteme selen nur mit bestimmten Wertsystemen und Gesell­
schaftsformen "kompatlbel", d.h. setzten diese voraus und stablllsierten sie. Und die
zur Kernenergie kompatible Gesellschaftsform sal die Industriegesellschaft klas­
slscnar Prägung mit Ihren negativen Konsequenzen von z.B. Ressourcen-Raubbau,
Umweltzerstörung und Undurchschaubarkeit der Entscheidungsprozesse.

Die Kernenergie muß sich als "Risiken" nach dieser Argumentation auch alle mög­
lichen negativen AuswJrkungen der mit Ihr kompatiblen Jndustrlegesellschaft zu­
rechnen lassen. Zu dlessn RisIken werden beispielsweise die gerInge Kontroiller­
barkett von Technik und Macht, geringe partlzlpatlve Chancen fOr die Bürger, die
Zerstörung der natürllchan Umwelt und das Vorhandensein von hohen technischen
SchadenspotentJaJen (GroßtechnoJogien) gerechnet. Aber auch soziale und
psychische Folgen wie dJe Entfremdung der Menschen von der Natur werden als in­
direkte Auswirkungen einer Kernenergienutzung gesehen. Schließlich wird im Rah­
men der SozialverträglIchkeitsdIskussion der Vorwurf erhoben, die Nutzung der
Kernenergie schaffe aufgrund der LangfristIgkelt der Gefährdungspotentiale
Irreversible Fakten, die ais Sachzwänge den Entschaldungssplelraum kommender
GeneratJonen einschränken könnten.

Ern zweiter, von der Sozialverträgllchkettsdlskusslon unabhllnglger Argumentations­
strang setzt bel dem seit den Anfängen der Kernenergienutzung weltweit und auch
In der Bundesrepublrk zu beobachtenden hohen Engagement des Staates bel der
Förderung der Kerntechnik an. Das hohe Engagement des Staates, der gegenaber
der Kerntechnik nicht nur als Kontrolleur und Regulator sondern als Förderer auf­
getreten sel, habe zum Entstehen eines undurchschaub~ren Jnteressen- und Macht­
blocks aus Staat Kernener I I d t I E' gen us r e, nergleversorgungsunternehmen und Kern-
forschung gefOhrt ("Atomlobby") Mit dl
d k tI h . iessr Interessenverflechtung sei ein Verlust an
emo ra sc er Kontroliierbarkeit der EntWICklungen In der KerntechnIk und der In

11 Vgl, z.B. die zusammenfassende Darstellung InMEVER-ABICH (19B6).
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Abbildung 4: Kernenergierisiken IV: GeseHschaftspolltlsche Konsequenzen

diesem Interessenblock einbezogenen Akteure verbunden. Dies wiederum gehe ein­
her mit einem Verlust an Vertrauen In den Staat, der von manchen als lnteressan­
vertreter pro Kernenergie und nicht als Im Interesse des Allgemeinwohl handelnde
Instanz angesehen werde.

Als Konsequenz der Vermengung der Funktionen von Förderung und Kontrolle der
Kernenergie ergebe sich einmal eine gerInge Effizienz staatlicher Kontrolle der
Kernenergie, ZUm andern aber auch eine VernachlässIgung der Förderung von Al~
ternatlven zur Kernenergie (rationelle Energienutzung, regenerative EnergIen).

2.1,5 Neuere Entwicklungen In der Rlslk~dlskusslon

In den letzten Jahren hat sich neben den oben beschriebenen "etablierten" Risiko­
feldern ein neuer Bereich entwickelt, der zumIndest teilweise auch Im Kontext der
Kernenergie~Rlslkodebatte eine Rolle spIelt - und zwar die Diskussion der Klimarisi­
ken aufgrund der hohen zivilisatorischen C02~Emlsslonen aus der Verbrennunq
fossiler Energieträger. Von einer ganzen Reihe von Autoren (z.B. HÄFELE 1989b,
HENSSEN 1988) wird die Kernenergie als zumindest partieller Lösungsbeitrag zur
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Entschärfun9 des C02~Problems angesehen, womit die Klimarisiken aUfgrun~ ~er
CO ~Emrss[onen gleichzeitig als Risiken eines Verzichts auf Kernenergie thematlslert
we~den. Dies wird von Kernenergiegegnern dagegen mit dem Argument bestritten,
daß ein Ausbau der Kernenergie zum Zweck der Verminderung der Emission an
CO gegenüber der Strategie rationeller Energieverwendung erstens energiewlrt­
sc;aftlich suboptimal sei und es zweitens zu lange dauern würde, bis sich die Er­

gebnisse der Kernenergle-Ausbaustrategle zeigten.

2.2 Systematische Klassifikation der Risiken

In der vorangegangenen Darstellung der Kernenerglerlsiken wurden die Risiken in
Ihrem Jeweiligen ArgumentatIonskontext beschrieben. Daneben Ist Jedoch auch eine
systematlsche Perspektivs möglich und im Hinblick auf dIe weitere DIskussion In
diesem Beitrag slnnvott, bel der die verschiedenen Risiken nach der Art des Risikos
klasslüzlart werden. Dabei lassen sich aus analytischer Sicht Klasslfikatlonssysteme
insbesondere durch die DIfferenzierung der belden Faktoren HSchadenHund "Uns!­
charhelt" In der RIsikodefInitIon gewinnen.

2.2.1. Schadensarten

Risiken lassen sich zunächst einmal nach der Art der potentiellen Schäden unter­
scheiden. Da ein Schaden seinerseits als Wertverletzung definiert wurde, stellt aln
Wertesohema glelchz.eltlg ein Klassifikationssystem fOr Risiken dar. Solche Wertesy­
steme slnd verschiedentlich entworfen werden. Speziell Im Hinblick auf Energiesy"
sterne haben Ralph L. KEENEY u.a, (1984) rnlt dem Verfahren der Wertbaumanalyse
einen umfassenden hierarchisch gegliederten "Wertebaum" entwickelt, der allerdings
für unsere Zwecke zu detailliert Ist. Hier sollen daher - In sehr loser Anlehnung an
diesen Wertebaum - nur folgende Kategorien unterschieden werden:

• ~echnlsche Schäden (Zerstörung von Komponenten oder einer Anlaqe)
• Ökonomische Schäden (betriebswirtschaftlIeh und volkswirtschaftlich)
• Gesundheitsschäden (einschließlich Todesfälle)
• Umweltschäden
• EnergiepolItIsche Fehlentwicklungen
• Gesellschaftliche Fehlentwicklungen
• Internationale Fehlentwicklungen (z.B, Kriegsgefahr)

Diese SchadenskategorIen lassen sich jedoch nicht als unabhängige Dimensionen
auffasse~: vielmehr gibt es zwischen Ihnen komplizierte und durchaus IntersubjektIv
~ttersc~ledIlCh aufgefaßte Zlel-Mlttel·Relationen, da sie nlcht Immer die Verletzung

etzter Werte repräsentieren. EIn Ingenieur beispielsweise mag einen technischen
SCfhfaden als Verletzung des Werts "ordnungsgemäßes FunktionIeren einer Anlage"
au assen; den Anwohner der A I I11' . n aga nteresslert ein technischer Schaden dagegen
:c~~~~~ ~~~b~~k ~Uf dl~ Bedrohung seiner SIcherheit. Ähnliches gilt fOr Umwelt~
deren lS~ eine jn~a~t:e~ st ~:ne Intakte Umwelt ein eigenständiger Wert; für den an­

seine Gesundheit und :~eWn~;blnf~Ofern von Bedeutung, als sle Voraussetzung fOr
o e inden Ist. AUch eine "gute Gesellschaft" Ist letzt~
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lieh nur Mittel zur Erreichung persönlichen WohlbefIndens, das sich beispielsweIse
In SIcherheIt, KonsummögHchkelten und individueller Freiheit ausdrückt, Kulturell
und subkulturell unterschIedliche Wertvorstellungen haben so Ihre Entsprechung In
der Deflnltton von Risiken.

Von einem logisch-systematischen Standpunkt aus ist dIe oben angefOhrte Liste von
relevanten Schadensdimensionen daher unbefriedIgend - sie repräsentiert jedoch
Aspekte, die In der professionellen Behandlung von Kernenergierisiken oder In der
pollttschen RIsikodiskussion als "Schaden"-Faktor im RisIkobegriff (vgl. Kapitel 3)
aufgefaßt werden. Unter Vernachlässigung der Im Zusammenhang mit der Keroen­
ergle weniger wichtigen ökonomischen Schäden (In der Regel werden auf volkswirt­
schaftlicher Ebene ja ökonomische Vorteile mit der KernenergIe verbunden), bel Be­
trachtung der technischen Schäden als Vorstufe von Schäden an Gesundheit und
Leben (da technische Schäden außerhalb der technischen Subkultur nur als Ursache
von Gesundheitsschäden eine Rolle spielen) gelangen wir zu einer Unterscheidung
von fOnf wesentlichen RIsikodimensIonen in der Kommunlkatlon Ober Kernenerglerl·
slken:

1. Gesundheitsschäden,
2. Umweltschäden,
3. EnergiepolItische Fehlentwicklungen,
4. Gesellschaftliche Fehlentwicklungen und
5. Internationale FehlentwIcklungen.

Tabelle 2 stellt In tabellarischer Form nach Schadenskategorlen gegliedert die we­
sentlichen KernenergIerisiken dar, die Im vorangegangenen Unterkapitel Im Zusam­
menhang diskutiert worden sind.

2.2.2 Arten von Unsicherheit

Außer nach der Art des befOrchteten Schadens lassen sich Risiken weiter danach
unterscheiden, aus welchem Grund Unsicherheit Ober das Eintreten des Schadens
besteht. Eine mögliche Form von Unsicherheit liegt Im Auftretenstochastischer oder
quast-stochastrscher Ereignisse, die IhrerseIts Schäden bewirken. Der Bruch einer
KühlmitteIleitung beispielsweise mag auf kleIne Materialfehler zurückzuführen seln,
von denen beim Herstellungsprozeß des Material eine gewIsse Anzahlent~tehen und
die normalerweIse nicht zum Bruch der Leitung fahren. Erst wenn zufällig mehrere
dieser statistisch verteilten Materialfehler sehr nahe beleinanderlJegen, mögen sle
sich zu einem großen makroskopischen Defekt vereinigen und zu einem Störfall füh­
ren. DIese Art von Unsicherheit Ist letztllch auf die quantenmechanIsche Un~chl:lrfe
zurückzUfOhren und solche Effekte lassen slch als "stochastisch" Im echten sinn auf­
fassen.
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Schadensart Allgemeine Kernenergierisiken

Bedrohung von G~ • Gellundheitllschäden und Todesfälle durch die radioaktiven
Emissionen kerntechnischer Anlagen(Normal betrieb und Störfälle)sundhelt und Sicher- • Vergrößerung des Schadensausmaßes Im Kriegsfall (kerntech-

helt nische Anlagen als "Ziele' feindllcherWaffen, WeiterverbreItung
von Atomwaffen)

• Vergrößerung des Schadensausmaßes bei terroristischen Anschlä·
gen (Anschläge aufkerntechnische Anlagen mit Frelsetzung radio-
aktiven Materials, Frelsetzung Von entwendetemradioaktiven Ma·
lerlal, Atombombenbau durchTerroristen)

• Technische Risiken mit Katastrophenpotentlal In der zur Kernener-
gie kompatiblen Gesellschaftsform

Umweltschäden • Ökologische Schäden durchdie radioaktiven EmIssionen kerntech-
nischerAnlagen .

• Ökologische Schäden durch die Abwärmevon Kernkraftwerken
• Tenden~ zur Umwel~er&törun9 In der zur Kernenergiekompatiblen

Gesellschaftsform

EnergiepolItIsche • Behinderung der Entwicklung und Diffusion langfristig besserer AI-
Fehlentwicklungen ternallven (Energiesparen, regenerative Energien) durch Bindung

volkswlrtschaftllcher Ressourcen durch die Kerneenergie
• KeineChancengleichheit tar langfristig bessereenerglepolltlsche

Alternativen zur Kernenergie wegen der lntereasenverüechtung
des Staates mit Kernenergieindustrie Und Kernforschung

• Versorgungsengpässe bel erforderlich werdenderAbschaltung der
Kernkraftwerke z.a, nachetner schweren Katastrophe oder bei
Schellern desEnlsorgullgskonzeptes

• Abhängigkeit Von Uranlleferanten und Anbietern nuklearer
"Dienstleistungen' (z.B, Wlederaufarbeltung)

Gesellschaftliche • Erpreßbarkelt des Staates durch Nuklearterrorlsten
Fehlentwicklungen • Einschränkung der Grundrechte als Schutzvor NUklearterrorlsmus

und -sabotage
• Oberwachungsstaat als Schutz vor NUklearterrorismus und -sabo-

tage
• Einschränkung der Verteldigungsfähfgkelt, da hohesSchadenspo-

tentIal bei Angriffen mit konvenllonellen Waffen auf kerntechnische
Anlagen möglich

• Geringe Kontroflierbarkeit von Technik, Industrieller undpolitischer
Macht In der zur Kernenergie kompatiblen Gesellschaftsform• Geringe partlzlpalive Chancen in der zur Kernenergiekompatiblen
Gesellschaftsform

• Hoher Grad an Entfremdung In der zur Kernenergie kompalibien
Gesellschaftsform

• Einschränkung der HandlungsmöglIchkeIt kommenderGenerationen
In der zur Kernenergie kompatiblen Gesellschaftsform• GerInge demokratische KontrolJlerbarkeit der 'Atomlobby" wegen
der lnteressenvernechtung von Staat, Kernenergieindustrie,

• Energieversorgungsunternehmen und Kernforschung
Verlust anVerlrauen In den Staat wegensalner Inleressenver-

• nechtung mit Kernenergieindustrie und Kernforschung
Geringe Effizlem: staatllcher Kontrolleder KernenergIe wegen der
Interessenvernechlung des Staates mit Kernenergieindustrie und
Kernforschung

InternatlDnale Fehlent. • Vergrößerung der Internationalen Spannungen und der Kriegsge-wicklungen
fahr durch WeIterverbreitung von Alomwaffen

Tabelle 2: Kernenergierisiken nach Schadensdimensionen

Quasi-stochastisch sind dageg E' I
K I'f. k en relgnsse, bel denen sich Im PrInzip zwar eine
g:~St:ßtett~ o~struleren läßt, dIese sich Jedoch praktisch nicht beliebig welt verfol-

mensch;ic~en~e~~I;:t~U:d: zu fahren. Ein Beispiel dafür sind etwa unbeabsichtigte
BedlenungSelnrlchtunge~ :d:rel:1Ablesen von Instrumenten, beim Betätigen von
ermitteln beispielsweise, wie hoch der Weitergabe von Informationen. Ergonomen

bel gegebenen Randbedingungen (Beleuchtung,
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Ausbildung des Beschäftigten, Design der Skala, Anordnung des Meßinstruments
usw.) die Fehlerquote beim Ablesen eines bestimmten Meßinstruments Ist und be­
handeln das Auftreten des Fehlers als stochastisches Ereignis. Dabei könnte man In
jedem Einzelfall versuchen, eine Kausalkette zu konstruieren: Der Beschäftigte, dem
die Fehlleistung unterlaufen Ist, mag nachts nicht gut geschlafen haben und deswe­
gen unaufmerksam sein. Der Grund dafür könnte sein, daß die Kinder seine Nacht­
ruhe gestört haben, well sie an Windpocken erkrankt sind. Sie sind an Windpocken
erkrankt, weil sie sich Im Kindergarten angesteckt haben. Sie gehen In den Kinder­
garten, weil seine Ehefrau und er der pädagogischen Theorie anhängen, daß Kon­
takte mit Gleichaltrigen fOr Kinder gut sind... An Irgendeiner Stelle muß man die
Betrachtung abbrechen, das Auftreten eines Ereignisses als "stochastisch" ansehen
und empirisch seine EIntrittswahrscheinlIchkeit bestimmen. Im folgenden werden
stochastische und quasi-stochastische Ereignisse daher nicht mehr unterschieden.

Läßt sich bel den stochastlschen Unsicherheiten noch mit empirisch bestimmbaren
und als relativen Häufigkeiten Interpretierbaren "WahrscheinlIchkelten" operieren, so
Ist dies bel den weiteren Formen VOn "Unsicherheit" nicht mehr der Fall. Da ist zu­
nächst einmal die Unsicherheit darüber, ob die wissenschaftliche Datengrundlage
und das Theoriegerüst verläßlich sind. Ein Druckfehler In einem Werk Ober die Be­
lastbarkeit von Stählen oder eine vorschnell verallgemeinerte Theorie Ober die
Aerodynamik neuartiger FlugzeugflOgei, ein Programmlerfehler in einem Programm
zur Slmulatlon des KOhikreislaufs In einem Reaktor können Im Extremfall zu einer
Katastrophe führen. Beispiele für diese Art von Risiken sind das GrubenunglOck in
Borken Im Jahr 1988, dessen Ursache eine von Experten vorher nicht für möglich
gehaltene Explosion von Braunkohlenstäuben war. Auch der Untergang der
"unsinkbaren" Tltanic Im Jahr 1912 gehört in diese Kategorie. Die psychologische
Forschung ist zu dem Schluß gekommen, daß Experten anfällig fOr das
"Overconfldence" genannte Phl:lnomen sind, Ihr eigenes Wissen um Zusammenhänge
und Daten zu Oberschätzen (z.B, SLOVIC, FISCHHOFF und LlCHTENSTEIN 1985), so
daßsich von dieser Seite her eine Bestätigung für die Relevanz dieser RIsiken ergibt.
Und schließlich gilt nirgendwo stärker als In der Wissenschaft der Satz "Die Wahrheit
von heute Ist der Irrtum von morgen". Jegliche wissenschaftliche Erkenntnis Ist mit
einem realen Risiko behaftet, falsch zu sein. Eine valide Quantlflzlerung dieser Art
von Unsicherheit ist allerdings ausgesprochen schwierig und es dOrfteschwer fallen,

. Intersubjektiv konsensfähige Kriterien dafür zu finden.

Die nächste Kategorie von Unsicherheit betrifft mangelndes Wissen über Daten und
Zusammenhänge. Insbesondere Ober komplexe und vernetzte Systeme, in denen die
einzelnen Bestandteile Ober verschiedene z,T. gegensinnig wirkende EInflußpfade
gekoppelt sind, Wirkungen sich erst mit einer Zeltverzögerung bemerkbar machen
und nichtlIneare Zusammenhänge wlchtlg sind, Ist verläßliches Wissen nur schwer
zu gewinnen. Der mögliche Einfluß der Emission von CO2 aus der Verbrennung
fossiler Energieträger auf das WeitklIma Ist eIn Beispiel für diese Art von Risiko.
Andere Beispiele für solche Systeme sind etwa komplexe technische Anlagen oder
euch soziale Systeme. Chartes PERROW (1984) hebt vor allem auf diese Art der Un­
sicherheit ab, wenn er davon spricht, daß Katastrophen In solchen Systemen unver­

meidlich sind.
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Insbesondere bel gesellschaftlich umstrittenen Risiken. wie den Kernenergierisiken,
spielt auch die Unsicherheit darüber, wie vsrtrauenswürdlq die Experten und die mIt
dem Umgang mit der RIsikoquelle oder Ihrer Kontrolle befaßten Personen und Orga­
nisationen sind, eine große Rolle. Subjektive Unsicherheit Ober die Höhe eines Risi­
kos mag also auch daraus resultieren, daß man ror möglich hält, aber nicht genau
weiß, ob nicht Experten, Politiker und BOrokraten - wider besseres Wissen und um
Ihre Posltlon durchzusetzen - die wissenschaftliche Wahrheit "verbiegen"•.

Schließlich gibt es auch noch "diffuse" Risiken, bel denen man nicht einmal die
Schadensdimension kennt. Es gibt genOgend Beispiele fOr negative Auswirkungen
von Stoffen oder technischen Anlagen, an die zum Zeitpunkt der Elnfilhrung noch
niemand gedacht hat. Asbest beispielsweise galt lange Zelt als ein Idealer, weil feu­
erhemmender Baustoff. Heute wissen wir um seine krebserregende Wirkung. Nie­
mand kann ausschließen, daß bel der ElnfOhrung neuer Substanzen oder Technolo­
gien Schadenspotentiale Obersehen werden - und vor allem gibt es keinerlei
MöglichkeIt, einen Gegenbeweis gegen die Möglichkeit des Übersehens von Scha­
denspotentlaien zu führen.

Zusammenfassend erhalten wir also ein KlassIfIkationsschema, das Risiken nach fUnf
grundlegenden Arten von Unsicherheit unterscheldetrs ;

1. Stochastlsche Ereignisse
2. möglicherweise falsches Wissen
3. fehlendes oder unvollständiges Wissen
4. fragwQrdlge Vertrauenswürdigkeit und Zuverlässigkeit von Experten, Polltrkern,

Bürokraten und Handhabern der Rlsikoquetre sowie
5. diffuse Unsicherheit

Nur bel der Unsicherheit aufgrund des stochastischen oder qeasl-stccnaettechen
EintrItts VOn Ereignissen läßt sich die entsprechende Wahrscheinlichkeit z.umlndest
begrlffJJch als Quotient von empirisch ermJttelbaren Häufigkelten (Anzahl der einge­
tretenen Ereignisse durch Anzahl der möglichen Ereignisse) auffassen.13 In den vIer
weiteren Formen von Unsicherheit lassen sich die entsprechenden Wahrscheln­
Ilchkelten dagegen auch begrlfflfch nur als "subjektive WahrscheinlIchkelten" Inter­
pretleren.14

12 e:ne wellere Art Von "Unslcllerhelt" läßt sich auf einer supra-IndIviduellen Ebene ldentlü­
ze1etren

t·
selb

l
st wenn alle Individuen subjektive GewIßheit Ober das Eintreten oder Nicht-

n re en EI\les Schadens besitzen k d üb d
I h I " I ann ar er och ein Mernungsstrelt bestehen, der

~l~r 1::oC~e~I~~~~:I~~~~:~~:~~~erhelt" aufFaSsen ließe. Diesen Gedanken werden wIr

13 Faktisch erfolgt die Ermltllun d t
zumTelt durch direkte Becb ght er ensprechenden Wahrschefnllchkelten auch hier nur
bei probabillstlschen RisiKo ~Cd[unglvoKn Hllungkelten. (Vgl. die Erliluterung des Vorgehens

s u en n apllel 3.2.)

14 "SUbjektive WahrscheinlIchkelten" lass
sehen, daß eine bestimmte Auss en steh als Maß fllr die (SUbjektIve) Gewlßhell an-
subjektiven Wahrschelnllchkeltenae;;eWdalhr Ist. In der Entscheidungstheorie werden diese

e Wahrschefnllchkelten der "klassischen" Wahr-
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Im Zusammenhang mit der Kernenergie spielen nun alle fOnf Formen der Unsi­
cherheit eine Rolle. Das Eintreten eines Reaktorstörfalls zum Beispiel wird als ein
stochastisches Ereignis betrachtet, das wiederum auf stochastische auslösende Er­
eignIsse zurackverfolgt werden kann. Insbesondere von Kernenergiekritikern wer­
den aber die anderen Unsicherheitskategorien bel der Bewertung des Kernenergie­
risikos Ins Feld gefahrt. So wird beispielsweise argumentiert, daß die
Entsorgungsfrage beim derzeltlgen Stand der Technik ungelöst sei und Ihre prinzipi­
elle Lösbarkeit keineswegs als sicher betrachtet werden könne (Risiken aufgrund
unvollständigen Wissens). Es wird darauf hingewiesen, daß sich Experten auch Irren
können und solche Fehler bel der Konstruktion, dem Bau, dem Betrieb und der
Risikoabschätzung durch Experten bel kerntechnischen Anlagen katastrophale Aus­
wirkungen haben könnten (Risiken aufgrund falschen Wissens). Und es wird In Frage
gestellt, ob die für die Sicherheit zuständigen Experten wirklich unvoreingenommen
und "objektiv" sind, oder ob sie nicht - aus eigenem Antrieb oder durch ihre Abhän­
gigkeiten gezwungen - gegen besseres Wissen die Öffentlichkeit Ober die Risiken
täuscliten (Risiken aufgrund der Unsicherheit aber die Vertrauenswardlgkelt von Ex­
perten). Schließlich spielen auch "diffuse" Risiken noch eine Rolle wenn beispiels­
weise befOrchtet wird, daß man noch gar nicht alle möglichen Schäden kennt, die
durch radioaktIve Strahlung verursacht werden können ("unabsehbare Konse­
quenzen").

3. SicherheitsphIlosophien und Risikobegriffe Im Bereich der
Kerntechnik

Explizit ausgearbeitete "Slcherheltsphllosophlen" exlstleren Im Bereich der Kernen­
ergie einmal für die technische Konstruktlon der kerntechnischen Anlagen mit ihren
SIcherheItseinrichtungen, zum andern auch Im Hinblick auf die Verhinderung ~~r
Proliferation von Spaltmaterial und kerntechnischen Anlagen. Der Begriff der SI­
cherheltsphllosophle" Impliziert, daß es unterschiedliche Strategien zur Erzielung
vonSicherheit, d.h. zur Reduzierung von RIsiken geben kann, die alternativ oder auch
komplementär eingesetzt werden können. So mag die eine "SIcherheitsphIlosophie"
beispielsweise darauf abzielen, die Eintrlttswahrschelnllchkeiten von Störfällen ge­
ring zu halten; eine andere "Philosophie" dagegen versuchen, bel eingetretenen
Störf~lIIen den Schaden möglichst klein zu halten. Auch verweist der 8~grlff darauf,
daß mit der Wahl einer Strategie zur Erhöhung der Sicherheit gleichzeitig eine be­
stimmte BetrachtungsweIse des Problems verbunden ist, dIe mit der Wa,hJ ~e.
sUmmter Störfall- und Schadenszenarien zusammenhängt. Unter dem Begriff. SI­
cherheltsphllosophle" werden schließlich auch die allgemeinen Prinzipien
zUsammengefaßt, die bel der Gestaltung von SicherheItsmaßnahmen und" -elnrlch:
tungen als Heurlstlken dienen, wie z.B. das Prinzip der Redundanz, des fall safe
UsW.15

Schelnltchkeltstheorle behandelt, d.h, es wird mit Ihnen so gerechnet als handele es sich
um die Grenzwerte von relatlven Häufigkelten stochastlscher Ereignisse, Das Konzept der
SUbjektiven Wahrscheinlichkeit Ist e.a In JUNGERMANN (1976, 61ft.) erläutert.

15 Zum Begriff "SlcherheltsphUosophle" vgl. RADKAU (1989, 9"1-94).



3.1 Deterministische SIcherheitskonzepte: Vom GAU zum HAccldent

ManagementH

Die Sicherheit von Kernkraftwerken16 beruht im wesentlichen auf dem sicheren Eln~

schluß des In Ihnen vorhandenen radioaktiven Inventars an Spaltstoffen und
Spaltprodukten. In einem Volumen von rund 3 m3 Im Reaktorkern ist eine Menge an
radioaktiven Stoffen enthalten, die im Falle der vollständIgen Freisetzung auf eln Vo­
lumen von rund 10.000 km • 10.000 km • 10.000 km17 verteilt werden müßte, um auf
eine tolerierbare Konzentration zu kommen (I-iÄFELE 1989a, 524).

Der sicherheitstechnIsche Umgang mit diesem gewaltigen Schadenspotential ließ
slch nicht mit dem traditIonellen IngenIeurmäßIgen Vorgehen von Versuch und Irrtum
rechtfertigen (vg1. z.B. HÄFELE 1989a, 518, HICKEN 1986,842). Stärker als In anderen
TechnologIebereichen entstand die NotwendIgkeIt eIner Antizipation von Unfallursa­
chen und Folgen technischer Störfälle. Bedingt durch dle begrenzte menschliche Er­
kenntnisfähIgkeit bestand elne AUfgabe darin. Sicherheit auch gegenOber unbe­
kannten Störfallauslösern und -verläufen zu gewährleisten - eine Aufgabe, die mittels
einer Reihe von als "Sicherheitsphllosophie" betrachteten allgemeinen PrinzIpIen
angegangen wurde, deren BewältIgung a prlorl jedoch prinzipiell nicht nachweIsbar
Ist. Auch bel der Kerntechnik spielt daher das Lernen aus Versuch und Irrtum eine
Rolle, was sich beispielsweise aus der der "Betriebserfahrung" zugewiesenen Be­
deutung ergibt (vgl. RADKA':J 1989, 91).

Die Diskussion um eine tragfähJge "SIcherheitsphilosophje" für den Bereich der
KerntechnIk Ist mit BegrIffen wIe dem der "Inhärenten Sicherheit", des "Sicherheits­
abstandes" und des "Größten anzunehmenden Unfalls" (GaU) verbunden. Unter
"Inhärenter Sicherheit" im Gegensatz zur durch aktive und passive SicherheItseIn­
rIchtungen geschaffenen Ingenieurmäßigen Sicherheit werden physikalische EIgen­
schaften der Reaktorkonstruktion verstanden, die bel Störfällen eine Schadensbe­
grenzung bewirken. Unter Inhärenter Sicherheit wird beispielsweise die Eigenschaft
von Leichtwasserreaktoren verstanden, daß bel einem Ausfall der KOhlung und
einem AnstIeg der Temperatur dle Kettenreaktion Im Reaktorkern aus physikalischen
Granden aufhört. Als Merkmal "Inhärenter Sicherheit" wird auch die bel kleInen Re­
aktoren u.U. denkbare Unabhängigkeit von eIner aktiven NotkOhJung betrachtet.

Die Philosophie des "Sicherheitsabstands" (RADKAU 1989, 97-99) beruht auf der
Vorstellung, daß sich die Schadensfolgen von Reaktorunfällen begrenzen lassen,
wenn man Reaktoren In möglichst menschenleere Gegenden baut. Als Extrem wurde
beispielsweIse die Möglichkeit dIskutiert, Kernkraftwerke als schwimmende Inseln
Im Meer zu errichten. Vergleichbar Ist die In der Bundesrepublik geführte Diskussion

16 Die folgende Erörterung bezieht sich hauptsächlich auf Kernkraftwerke weil hier die 51­
~he~heilsdlskusslon paradIgmatisch gefDhrt worden Ist. Abgewandelt auf die Beson­
jee;o~~te~n~e~~b~gen kerntechnischen Anlagen, vor allem Wlederaufarbeltung, erfolgte
heitsPhlloSOPhle

e".
ragung der am BeispIel der Kernkraftwerke erarbeitetenden "Sicher-

17 Das ist etwa dasVolumen der Erdkugel.

82



um eine mögliche unterirdische Bauweise VOn Kernkraftwerken als funktionales
Äquivalent zu der wegen der Bevölkerungsdichte der BundesrepublIk nicht
praktizierbaren Errichtung von Kernkraftwerken In dOnnbesiedelten Gebieten. '

Das Konzept des "Größten anzunehmenden Unfalls" war der Versuch, aus der un­
endlichen Menge denkbarer Unfallabläufe die Teilmenge von plausiblen Unfallabläu­
fen auszugrenzen, die man sicherheitstechnisch beherrschen wollte. Das Konzept
unterstellt, daß mit der Beherrschung des "Größten anzunehmenden Unfalls" gleich­
zeitig auch alle kleineren Unfälle beherrscht würden, Dies ist jedoch keineswegs
geWährleistet, weil es Störfälle sehr unterschiedlichen Typs geben kann. Man kam
daher rasch zur Definition einer Liste sog. AusJegungsstörfälle, die auch heute noch
Grundlage fOr die Ertellung von Errlchtungs- und Betriebsgenehmigungen für Kern­
kraftwerke sind (vgl. HICKEN 1986, 852-853). Den Grundgedanken dieser SIcher­
heitsphIlosophie formuliert BOCHMANN (1983,369-370) wie folgt:

"Das deterministische Konzept orientiert sich an den sogenannten Auslegungsstörfal­
len, die allgemein zu den schwersten Belastungen und entsprechend zu den höchsten
Bemessungsanforderungen an die SIcherheitssysteme filhren. Alle nfcht als Ausle­
gungsstörfälle betrachteten Ereignisablaufe werden als erledigt betrachtet. Insbeson­
dere Ereignisabläufe mit potentiell groBen Schadensfolgen, die zwar aus dem Erfah­
rungsbereich (noch) nicht bekannt sind, deren Auftreten undErscheinungsform jedoch
im Bereich der gedankltchen Konstruktion liegen und damit gewisse Möglichkeiten fOr
Vorkehrungen eröffnen, werden mit dem Etikett 'hypothetisch' versehen und In das
Reich der schieren Spekulatron verbannt."

Das heutige SIcherheitskonzept beruht auf einer Reihe allgemeiner PrinzipIen, die
zusammengenommen nicht nur die bei der Auslegung antlziplerten, sondern auch
weitere - nicht antizipierte - Störfälle beherrschen sollen. HICKEN (1986, 843-844)
unterscheidet drei Ebenen des SIcherheitskonzepts:

1. QualItätssicherung,
2. Inhärente SIcherheitseigenschaften der Konstruktion und
3. SIcherheitssysteme

Die QualItätssicherung hat dabei die AUfgabe sicherzustellen, daß die reale Anlage
auch mit dem Konzept Oberelnstimmt, das Grundlage der SlcherheltsOberlegungen
war. HÄFELE (1989a, 519) sieht Im möglichen Unterschied "zwischen Vorbild und
Konkretlslerung" eine Quelle von technischem Versagen. So muß beispielsweise
geWährleistet sein, daß die beim ingenieurmäßIgen Entwurf unterstellten Bala­
stungsgrenzen von Druckgefäßen von den letztlich real produzierten Geräten auch
eingehalten werden, daß die Kabel auch an den geplanten Steilen verlaufen, daß die
Verdrahtung der Steuereinrichtung korrekt erfolgt Ist oder daß die Pumpen den ge­

forderten Spezlflkatlonen genOgen.

Die Inhärenten SIcherheitseigenschaften der Konstruktion reduzieren die Anforde­
rungen an IngenIeurmäßIge SIcherheitssysteme. Die Sicherhel,t bel einem Rsaktor­
kern, der bel Änderungen seiner Geometrie aufgrund physlkallsche~ Gesetzmä­
ßIgkelten unterkritisch wird Ist weniger vom FunktiOnieren von
Abschalteinrichtungen abhängig .als bel einem Reaktorkern, bei dem sich durch
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Verformungen die Kritikalität erhöht. Reaktorkonstruktionen können sich erheblich
hinsichtlich Ihrer inhärenten SIcherheitseigenschaften unterscheiden. So wird ObU­
cherwelse kleinen Hochtemperaturreaktoren eIn höheres Maß an Inhärenter SIcher­
heit zugesprochen als den kommerziellen Leichtwasserreaktoren oder dem
"Schnellen Brflter" SNR-300 In Kalkar.

Bel den SIcherheitssystemen lassen sich passive und aktive Einrichtungen unter­
scheiden. Zu den passiven SicherheItssystemen zählen beispielsweise die "Barrie­
ren", die einen Austritt von gefährlichen Spaltprodukten aus dem Reaktor verhindern
sollen. Durch das MehrfachbarrierenprInzip soll erreicht werden, daß ein Austritt ra­
dioaktiver Stoffe nIcht bereits beim Versagen (z.B. Leck) einer eInzIgen Barriere er­
folgen kann. Insgesamt werden fOnf Barrieren aufgefOhrt, die die radioaktiven
spaltprodukte im Reaktorkern zurückhalten sollen (HICKEN 1986, 845-847):

1. dle Brennstoffmatrix,
2. das BrennstoffhOflrohr,
3. dasReaktordruckgefäß,
4. der SIcherheitsbehälter sowie
5. die StahlbetonhQlIe des Reaktorgebäudes.

Insbesondere die Beherrschung von nicht antizipierten Störfällen stellt die Sicher­
heltskonzeptlon vor ein schwIeriges Problem, Der Ansatz des "sicheren EIn­
schlusses" der Spaltprodukte (vgl. HÄFELE 1989a, 524) hat den großen Vorteil, eine
sehr unspezlfische Maßnahme zu sein, von der man annehmen kann; daß sie bei
einer Vielzahl von technischen Störfällen deren Folgen begrenzen hilft _ auch wenn
die Störfallabläufe vorher nicht im Einzelnen antizipiert worden sind.

Zu den aktiven Reaktorsicherheitssystemen zählen vor allem (vgl. HICKEN 1986,
848-851):

1. dasSchnellabschaltsystem,
2. die Not- und NachkOhisysteme und
3. das Notstromsystem.

~:~r~~i~c~~~s~~I~~~nie~ktl~er SIcherheitssysteme beachtet man eine Reihe von
'möglichst unterschi:dllc'hen

m
Se~n Funktionieren dieser Sicherheltssysteme unter

sind (vgl HÄFELE 1989a' HICKEtNrfallbedingungen sicherzustellen. Diese PrinzipIen
. ,1986, 847):

• das "Fall Safe""Prlnzip nach de b I
selbst In einen sichere'n Z t d

m
e m Auftreten einer Störung die Anlage von

. us an versetzt wlrd18
• die Redundanz von Slcherheltsmaß h I

Sicherheitseinrichtung weitere ide na men, damit Im Falle des Versagens einer
schung des StörfalJs geWäh I . t ntktsche oder äquivalente Systeme die Beharr­

reis en önnan,

18 Als Beispiel hJerfUr wird häUfig dl K
des Betriebs (elektro-)magnetlscheh O~SlrUktlon derSleuersläbe angefOhrt, die während
gung passiv In den Reaktorkern hlne~~r~~ez;~en sind und beim Ausfall der Stromversor­

nd dort die KettenreaktJon stoppen.
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• die Dlversltät von SIcherheitsmaßnahmen, d.h, die Konstruktion von zwar funk­
tional äquivalenten aber auf unterschiedlichen Mechanismen beruhenden Sy­
stemen, damit unter Störfallbedingungen, dIe einen bestimmten Typ von SIcher­
heitssystem unwirksam werden lassen, nicht gleichzeitig alle SIcherheitssysteme
ausfallen, und

• die räumliche Trennung von Maßnahmen, um im Falle partieller Zerstörung einer
Anlage In den noch intakten AnlageteIlen einsatzfähige stcherheltssystsme (z.B,
Notkahlsysteme) zur VerfOgung zu haben.

Eine Frage der "PhilosophIe" ist auch die nach der Rolle des Bedfenungspersonals
bel der Beherrschung von Störfällen. Hier stehen sich das Konzept einer möglichst
weitgehenden Automatisierung der Abläufe, zumindest in der ersten Phase nach
einem Störfall, und das Ermöglichen einer flexiblen Reaktion durch eine geschulte
BedIenungsmannschaft auf u.U. nlcht-antlzlplerte Störfallverläufe gegenaber. Relativ
neu Ist das Schlagwort von der "fehlerverzeihenden Technik", von dem MARTH (1985,
136) allerdings meint, daß es "weniger der Reaktortheorie als der Reaktortheologie
zu entstammen" scheInt.

Die klassische deterministIsche Behandlung der Sicherheitsproblematik ImpHziert
einen zweiwertIgen qualitativen RIsikobegriff, der zwischen den durch die Sicher­
heltsphllosophle determInistisch ausgeschlossenen StörfaJlverläufen (beherrschtes
Risiko) und dem praktisch vernachlässigbaren "Restrisiko" unterscheidet. Die Ent­
scheidung, was dem vernachlässlgbaren Restrisiko und was den nach der SIcher­
heitsphIlosophie beherrschbaren Störfällen und äußeren EInwirkungen zuzurechnen
ist, wird letztlich nicht nach einem expliziten und transparenten Kaikai sondern nach
dem "gesunden Ingenieursverstand" (RADKAU 1989, 104) getroffen bzw. unterliegt
zunehmend einem Verhandlungsprozeß zwIschen GenehmIgungsbehörde und Reak­
torkonstruktaur. Diese Unterscheidung zwischen "realistischen" und "unreali­
stischen" Störfallannahmen (RADKAU 1989, 104) stellt praktisch eine Implizite

Grenzwertbestimmung für das tolerlerbare Restrisiko dar.

Neuere Entwicklungen In der deterministischen Behandlung von ~,ernenerglerlsiken
stellen die unter dem Begriff "Accldent Management" diskutierten Uberlegungendar,
nIcht einfach die SIcherheItsanalyse mit den Ausregungsstörfällen abzubrechen,
sondern das "praktisch Unmögliche", den "Super-GaU"19 , als eingetreten anzuneh­
men und auch fOr diesen Fall Maßnahmen zur Schadensminimierung vorzusehen
(MAYINGER und BIRKHOFER 1988). Solche Überlegungen slnd verstärkt nach dem
Reaktorunfall von Harrlsburg und der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl ang~stellt
Worden Und mögen auch rnlt der Thematlslerung von aber die Auslegungsstörfälle
hInausgehenden schweren Unfällen In den (lm nächsten Unterkapitel behandel,ten)
probablllstlschen RIsikoanalysen ZU tun haben (vgl. RADKAU 1989, 102}. ~I~se
"Accldent Manaqement'-Dlskuaslon weicht den oben erwähnten dichtomen "RISlko~
begriff auf, Indem sie eine mittlere Kategorie zwischen den beherrschten, ~usle­
gungSstörtälle" und den nicht betrachteten "hypothetischen Störfallszenarlen ein-

19 Wenn der GaU der "Größle anzunehmende Unfall" Ist. dann lst der super-GaU ein Unfall,
der Ober diesen größten _sicher beherrschbaren - Unfall hinausgeht.
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fOhren: die Kategorie der zwar nicht völlig beherrschten Störfälle, bel denen jedoch
Maßnahmen zur Schadensbegrenzung vorgesehen und möglich sind.

Konkret heißt das, daß man das Szenario eines Kernschmelzunfall nicht mehr als
"praktisch unmöglich" ausschließt, sondern Maßnahmen erwägt, um Im Falle seJnes
Eintritts die Konsequenzen fOr die Umgebung des Kernkraftwerks gering zu halten.
Dazu gehört der Versuch, den SicherheItsbehälter der Kernkraftwerke auch nach
einem groBen Unfall möglichst lange Intakt zu halten. Um dies zu erreichen, wurden
beispielsweise Druckentlastungseinrichtungen vorgesehen, damit - wenn als Folge
eines Kernschmelzunfalls der Druck Im SIcherheitsbehälter steigt und dieser zu
bersten droht ~ eine kontrollierte Druckentlastung durch ein Ventil möglich wird
(KUCZERA und WILHELM 1989). Mit solchen Druckentlastungseinrichtungen werden
gegenWärtig die bundesdeutschen Kernkraftwerke nachgerüstet, Gegen die Gefahr
einer Knallgasexplosion, die beispielsweise beim Unfall In Harrlsburg einige Tage
lang zu,bestehen schien, erwägt man die sog. "Inertislerung" des stcherheltsbehäl­
ters, d.h. die Beseitlgung des Luftsauerstoffs aus dlesern Behälter, so daß der bel
Kernschmelzunfällen entstehende Wasserstoff aus Mangel an Sauerstoff nicht
explodieren kann (HARTEL 1988). Alternativ bzw. zusätzlich wird diskutiert, einen
ZOndmechanlsmus vorzusehen, mit dessen Hilfe der entstehende Wasserstoff gezü­
ndet werden kann, bevor seine Konzentration bedrohliche Werte angenommen hat
(KARWAT 1983).

3,2 Die "Philosophie" probablllstischer Risikostudien

Im Zusammenhang mit der Kernenergie wurden wegen des hohen Gefährdungspo~
tentlals neuartige Methoden der SIcherheitsanalyse entwickelt, die als
"probabil1stische R[slkoanalyse" (PRA) oder "probabIlIstische Sicherheitsanalyse"
(PSA) bezeichnetwerden und die die Wahrschelnllchke[t von störfallauslösenden Er­
eIgnissen und. eines Versagens der SIcherheitssysteme quantitativ mit Jn die Be­
rechnungen embeziehen. Diese probabil1stischen Methoden haben jedoch die klas­
sische deterministische SIcherheitsanalyse nicht ersetzt, sondern lediglich ergänzt
(HEUSER 1987,80). Grundlageder Genehmigungsprax[s von Kernkraftwerken Ist nach
wie vor das Im vorangegangenen Unterkapitel erläuterte deterministische sicher­
heltskonzept. Im folgenden soll der explizite genau definierte und formalisierte
"RIsikobegrIff" erläutert werden, der diesen ~robabillstlschen RIsikoanalysen ZU~
grunde I~egt und der sich gegen den impliziten und qualitativen RIsikobegriff der
de~ermlmStischen Betrachtungsweise abhebt. Der probabilIstische RIsikobegriff be­
ru t - In Analogie zum versicherungsmathematischen Ansatz _ auf statistischen Er~
wartungsv.:erten ~on als negativ vorausgesetzten Größen (Verlust von Geld Leben,
Gesundheit, Arbeitstagen usw.). I

Die bekannteste dieser PRA·St dl . d
R I u en Ist le Anfang der 70er Jahre unter Leitung von

lhasmuVssen n den USA angefertigte "Reaktorsicherheitsstudie" (NUREG 1975) Nach
rem orblld wurde In der Bund bll .

Gesellschaft fOr Reakt I h he~repu lk unter der Leitung A. Blrkhofers von der
ors c er alt die "Deutsch Rl Ik' k "durchgefOhrt deren Tetl B . e s cstudle Kernkraftwer e

Ergebnisse dieser Studllen ~~d
JUnl

1989 veröffentlicht wurde (GRS 1979; 1989). Die
n an dieser Stelle weniger interessant als Ihre Matho-
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dlk, die für Laien nur schwer durchschaubar ist und entsprechende Probleme bel der
Kommunikation über die Resultate aufwirft (vgl. BIRKHOFER 1986),

Der RIsikobegriff, der bei der (probabilistlschen) Beurteilung der Sicherheit von
kerntechnischen (und mittlerweile auch weiteren industriellen Anlagen) zugrunde
gelegt wird, differenziert zwischen den Elementen "Schaden" und "Ungewißhelt",
wobei die Ungewlßhelt im Idealfall als statlstische Wahrscheinlichkeit (Grenzwert
empirisch beobachteter HäufIgkelten) des EIntretens des schadensverursachenden
Ereignisses operationallslert werden kann. Das Risiko ergibt sich dann durch die
multlplikatlve VerknClpfung von Schadensumfang und zugehöriger Eintrittswahr­
scheinlIchkeit (vgl. HAUPTMANNS, HERTTRICH und WERNER 1987, 2-4).

Bel der Berechnung des Risikos kann In der Versicherungsmathematik normaler­
weise auf empirisch fundierte SchadensstatIstiken (z.B.Sterbetafeln bel der Lebens­
versicherung) zurOckgegrlffen werden. Solche SchadensstatIstiken liegen Im Falle
der Kernenergie jedoch nicht in (fOr statistische Risikoermittlung) ausreichendem
Maße vor und sind wegen der zu berücksichtigenden "Iow probabllity/high
consequences"-Erelgnlsse auch in absehbarer Zukunft nicht vorhanden.

Bel den probabillstischen Risikostudien im Bereich der Kernenergie versucht man
daher, über die Konstruktion von Ereignisabläufen oder sog. Fehlerbäumen aus der
(mehr oder minder gut empirisch fundierten) VersagenswahrschelnUchkelt von ein­
zelnen Systemkomponenten auf die Wahrscheinlichkeit bestimmter Störfallverläufe
zu schließen. Unter Berücksichtigung der relevanten Dosls-Wlrkungs~Bezlehungen
und der relevanten AUßenparameter (Wahrscheinlichkeit bestimmter metereologl­
scherZustände, Bevölkerungsdichte usw.) kommt man schließlich zu el~er Aussage
über die Wahrscheinlichkeit, mit der eine bestimmte Anlage pro Zeiteinheit be­
stimmte Schäden verursacht.

HRlslkoanalysen können, wie jede Art von slmulativer Analy~e, die Wlr~IiChkeit nur
angenähert erfassen." (KÖBERLEIN 1987 40) Da eine probabilIstische RIsikoanalyse
also nie alle denkbaren Störfallverläufe abdecken kann, besteht die "Kunst" darin, die
Wesentlichen zu berOckslchtlgen. Der Beweis, daß dieses gelungen Ist, I,st jedoch
nichtschlüssig zu erbringen. Eine kanadische Studie am BeIspiel von ChemIeanlagen
kommt zu dem Schluß daß In ca 20 Prozent der realen Störfälle der entsprechende
Störfallverlauf nicht In 'der vorhe; durchgeführten probabilfstlschen Rlskoanalyse :e~
rOckslchtlgt gewesen Ist (SHORTREED und STEWARD 1988, 321). Davon abgese en
beinhalten komplexe probabilistische Risikoanalysen sehr viele subjektiven Wahr­
sChelnllchkeltsschätzungen und sind bestimmte Fehlertypen wie die SOg" "comm~n
Mode Failures" (g.emelnsame Ausfälle von Komponenten aufgrund gerne nsamer I r­
sa h dl tuerfassen Auch "kann e ne

c en oder funktionaler Zusammenhänge) nur be ng z • Alb
FehleranaJyse keine Phänomene aufdecken, die zum Zeitpunkt der naS~~::;h:~
kannt sind" (HAUPTMANNS HERTIRICH und WERNER 1987. 24). Diese
d V ' i d m man bel subjektiven Schät-
es erfahrens versucht man zu kompensieren, n ~ swahrscheinllchkelten

Zungen konservativ vorgeht und beispielsweise die ersagen
von Komponenten eher zu hoch als zu niedrig ansetzt.

Nu f JI rmutllch unlösbar} Ist die Ein~
b r ansatzweise gelöst (und für den Allgemein ~ .sch Störfallanalyse. Wegen der
eZlehung des "Human Factors" In die probabillstlsc e
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großen Komplexität und Variabilität des Verhaltens Ist die Beschreibung der
Systemkomponente uMenschu mittels Zuverlässigkeitsparameter schwierig (HAUPT­
MANNS, HERTTRICH und WERNER 1987, 31). Gänzlich ungeeignet ist die Methode
schließlich für die Einbeziehung von bewußtem menschlichem Fehlverhalten wie es
etwa bel der Tschernobyl-Katastrophe eine Rolle gespielt hat (vgl. KÖBERLEIN 1987,

39) oder von Sabotage und Terrorismus.

Das markanteste Ergebnis von probablllstlschen RIsikoanalysen bildet die sog.
komplementäre HäUfigkeitsverteIlung (vgl. HAUPTMANNS, HERTIRICH und WERNER
1987, 12), aus der die Wahrschelnl1chkeit pro Jahr eines Schadens oberhalb alner
bestimmten Höhe abgelesen werden kann. Aus dieser Verteilung sind Aussagen des
Typs ableitbar wie uDie Wahrscheinlichkeit eines Unfalls In der Anlage XV mit mehr
als 100Todesfällen ist 1:10.000 pro Jahr", oder mit anderen Worten: "Im Mittel ist nur
alle 10.000 Jahre mit einem Unfall zu rechnen, bei dem mehr als 100 Personen um­
kommen,"

Im Wandel begriffen Ist die frequentlstlsche Interpretation der mittels probabiUsti­
scher Risikoanalysen gewonnenen Risikoaussagen. Bislang gab es nur wenig Vor­
behalte bei Risikoexperten und Befürwortern der Kernenergie, diese Ergebnisse als
absolute RIsikowerte für eine Anlage zu Interpretieren, d.h, zu postulieren, daß die
Schadensstatlstlk einer ausreichenden Anzahl Ober eine lange Zelt hinweg
betriebenen Anlagen der theoretisch (probabillstisch) ermittelten komplementären
SchadenshäufigkeitsverteIlung entsprechen wardet So wird beispielsweise In der
amerikanischen Rasmussen-Studie das probabIlIstisch ermittelte Kernenergie-Risiko
mit empirisch-statistisch ermittelten anderen zivilisatorischen Risiken (z.B.
Flugzeugabsturz) verglichen (NUREG 1975).

Zunehmend werden jedoch die Ergebnisse von probabtllstlschen RIsikoanalysen von
den RIsikoexperten selbst vorsichtiger Interpretiert. So schreibt beispielsweise
Klaus Köberleln von der Gesellschaft für Reaktorsicherheit. "ln den letzten Jahren
hat sich die RIsikoanal h •
d

yse zune mend von einem (teilwelse.umstrlttenen) Instrument
er globalen Risikoabschätz (I .
k

un9 mt dem Ziel ernas RIsikovergleichs) zu einem an-
er annten und bewährte Hilf I
entwick It D S n sm ttel oder einer technischen SIcherheitsbeurteIlung

gen S
ed' elr chwerpunkt liegt dabei meist nicht In absoluten Sicherheitsaussa­

, on ern n vergleichenden SI h h
Syslemauslegun e U c er eltsbewertungen (z.B, zwischen alternativen
meint. "Am Anf 9 n)'t (KÖBERLEIN 1986, 907) Und auch BIRKHOFER (1989, 432-433)

• ang sand die Ermitti
der Vergleich mit and B ung des Unfallrisikos von Kernkraftwerken und

eren evölkerungsrl'k I V I h
eindeutig gezeigt daß d SI en mordergrund. Inzwischen hat s c
Schwachstellen d~r Siche~~ ~rößt~ Nutzen solcher Analysen Im Aufspüren von

rungsmögltchkelten liegt," ~i:aE~s :~u.ng unC\ In der Identifizierung von Verbesse­
von den Experten also kau h

g
mssa von quantitativen Risikostudien werden

die absolute Risikohöhe be:l:
e

t r - wie noch vor einiger Zelt - als Aussagen aber
tel beim intra-technischenVer ~ le~ Technologlen Interpretiert, sondern als HilfsmIt­
ais Instrument zur IdentlflZier~ e c

t
alternativer Techniken oder Auslegungen sowie

zum Gesamtrisiko beitragen und echnischer Schwachstellen, die besonders stark
, an denen m S· h hfahren sollte (vgl. MEMMERT 1982 2 an IC erheltsverbesserungen durc -

• 9).
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3.3 DIe SIcherheitsphIlosophie der HNlchtverbreltung" von Kernwaffen

SeJt dem Ende des 2. Weltkrieges wurde ein sog. "NIchtverbreitungsregime"
(NV-Reglme) entwickelt, mit dessen Hilfe eine Weiterverbreitung von Kernwaffen an
Staaten außerhalb der Gruppe der sog. "Kernwaffenstaaten" (USA, UdSSR, Großbri­
tannien, Frankreich und China) verhindert werden sollte. Unter diesem NV-Reglme
wird die "Gesamtheit aller Verfahrensweisen, Regeln, Normen und Institutionen"
verstanden, "die dem Zweck dienen, die Weiterverbreitung von Kernwaffen In der
Staatenwelt zu verhindern" (HÄCKEL 1982, 128). Dieses "Regime" steht vor dem DI­
lemma, eine faktisch vorhandene aber nur schwer legitlmJerbare Ungleichheit zwi­
schen den Kernwaffenstaaten und den Nicht-Kernwaffenstaaten festschreiben zu
müssen. Instrumente und Strategien dieses NV-Regimes wechselten mehrfach.
Idealtypisch stehen sich zwei verschiedene "Philosophlen" gegenüber, die zwar nie
In "Reinkultur" verwirklicht worden sind, die jedoch als Leitbilder die Diskussion und
die Politik bestimmt haben:

1. Die Kooperationsstrategie setzt auf die Zusammenarbeit von Besitzern kern­
technischen Know Hows und Spaltmaterials mit den (Noch-)Nlchtbesltzern, um
den unkontrollierten Erwerb kerntechnischen Know Hows, Spaltmaterials und
kerntechnischer Anlagen zu verhindern. Als Gegenleistung für die Unterstotzung
bel der zlvtten Nutzung der Kernenergie wird von den Empfängern kerntech­
nisehen Know Hows die Bereitschaft erwartet, sich bilateralen und/oder Interna­
tionalen Kontrollen zu unterwerfen. "Know-How-Transfer" gegen die Bereitschaft
zur Duldung von Internatlonaler Kontrolle der kerntechnischen Anlagen - so lau­
tet die GrundphIlosophie dieses Konzepts. Das Risiko dieser Strategie liegt darin,
daß eine militärische Nutzung der gelieferten Anlagen nicht mit völliger slcher­
helt ausgeschlossen werden kann und daß das durch die Kooperation auf dem
Gebiet ziviler Nutzung der Kernenergie erworbene Know How In einem unken­
trolIIerten "Parallelprogramm" u.U. auch militärisch verwendet wird.

2. Dagegen steht die z.B. von den USA unter dem damaligen US-Präsident Jlmmy
Carter favorisierte Strategie einer "rigorosen Technologieverweigerung"
(HÄCKEL 1982, 135), .bel der versucht wird, nukleares Know How auf möglichst
Wenige Länder zu beschränken und Insbesondere prollferatlons-sensltlve Tech­
nologlen (Wlederaufarbeltung, Anrelcherung) nicht an Drirtländer zu exportieren.
Diese Strategie kann jedoch nur solange erfolgreich sein, wie eine kleine Gruppe
von Ländern ein faktisches Monopol bel der nuklearen Technologie besitzt. Mit
der Entwicklung einer Nuklearkapazität In weniger entwickelten Ländern und der
Fähigkeit dieser Länder, auch als Anbleter von Technologie und Materialexport
aufzutreten, greift das Instrument der Technologieverweigerung nicht mehr

(KAISER 1982, 325).

Das System Internationaler Kontrolle der Nichtverbreitung von Kernwaffen umfaßt als
zentrales Internationales Element den NIchtverbreitungsvertrag ("Atomwaffen­
Sperrvertrag") von 1968, den EURAToM-Vertrag von 1957 für die Länder der Europä~
ISChen Gemeinschaft, sowie zahlreiche bilaterale Verträge zwischen den Lieferanten
und Empfängern von Spaltmaterial, kerntechnischen Anlagen und kerntechnischem
Know How. Als Internationale Einrichtung, um die einhaltung von Auflagen zu über­
wachen, steht die 1957 gegründete Internationale Atomenergiebehörde (IAEO) mit
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Sitz In Wien zur VerfOgung. Alle Unterzeichner des NV-Vertrags haben sich ver­
pfl1chtat, Ihre kerntechnischen Anlagen der Kontrolle der IAEO zu unt~rwerfen.20

Durch bilaterale Verträge und Im Rahmen des IAEO-Statuts sind darüberhinaus auch
weitere Länder verpflichtet, kerntechnischen Anlagen durch die IAEO überprOfen zu
lassen. Die IAEO und EURATOM haben zur Internationalen KernmaterlalOberwa­
chung ein differenziertes Arsenal sog. "Safeguards" entwickelt, mit dem der bestIm­
mungsgemäße Gebrauch vonAnlagen überprüft und das unbemerkte Entwenden von
Spaltmaterial durch die jeweiligen Staaten verhindert werden soll. Diese SI~he­

rungsmaßnahmen bestehen für die Staaten, die dem Atomwaffensperrvertrag beige­
treten sind, Im wesentltchen ausdrei Elementen (RANDL 1989, 34-35):

• Kontrolle der "Buchhaltung" des Kernmaterials einer Anlage,
• überprOfung der Korrektheit dieser Matertalbuchhaltung durch Inspektionen der

Anlagen vor Ort sowie
• technische Maßnahmen wie Videokameras, elektronische "Siegel" und "Moni­

tore", mit deren Hilfe AnlageteIle auch ohne Anwesenheit eines Inspektors be­
obachtet werden können.

Das Unterwerfen Von Anlagen unter die Kontrolle der IAEO Ist in den meisten Fällen
Voraussetzung für die Lieferung von Spaltmaterial. kerntechnischen Anlagen oder
kerntechnischem Know How seitens der Länder. die aber Spaltmaterial oder kern­
technisches Know How verfOgen, Safeguards-Maßnahmen können zwar nicht verhin­
d~rn, daß Kernmaterial für militärische Zwecke abgezweigt wird; sie können aber
mu hoher Wahrscheinlichkeit sicherstellen, daß dies nicht unbemerkt erfolgen kann
und daß VertragsbrOche aufgedeckt werden (HÄCKEL 1982, 133). Die Verhinderung
einerWeltarverbreltung von Kernwaffen Ist ein politisches Problem und kann letztlich
nur politisch gelöst werden, Die IAEO· und EURATOM-Kontrollmaßnahmen stellen In
diesem Zusammenhang "vertrauensbildende Maßnahmen" dar (HÄCKEL 1982, 133).

Im Grunde beruht das NV-Slcherheltskonzept darauf, daß man einen Staat, der eine
Abzweigung von Spaltmaterial tar militärische Zwecke beabsichtigt davon ab­
sChre:kt. Dazu Istes erforderlich, daß erstens eine hoheWahrscheinlichkeit besteht,
daß die Abzweigung (möglichst frOhzeitig) entdeckt wird und daß zweitens von der
Intern~t1onalen Staatengemeinschaft eine glaubhafte Drohung mit SanktIonen für den
Fall emerent~eckten Vertragsverletzung ausgeht. Das Konzept für die Reduzierung
des ProHferatlonsrisikos be uht d ,
di remnach letztl1ch auf einer Abschreckungsstrategie,
br:ug~troffe~en Maßnahmen sollen das EntscheldungskalkOI der potentiellen MIß-

St te .erw genden Staaten so beeinflussen, daß der MIßbrauch als suboptImalera egle angesehen wird.

3.4 SIcherheItstechnische vs, alltagssprachlIche RIsikobegriffe

In der Kommunikation aber das Is "
Expertenzirkel das "Risiko" dl T sue Kernenergie" spIelt auch außerhalb der
dem Begriff "Risiko" gefaßt ~ser echnologle eine herausragende Rolle. Was unter

w rd, differiert Jedoch. DOUGLAS und WILDAVSKY (1962)

20 Bel den KernwafFenstaaten giltdl
es nurfür dIe ZiVilen kernlechnischen Anlagen,
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haben Oberzeugend argumentiert, daß RIsiken als kulturell bedingte "kollektive
Konstrukte" aufgefaBt werden müssen, also nicht einfach objektiv gegeben sind und
nur erkannt und gemessen werden müssen. DIes bezieht sich sowohl auf die Art des
Risikos (welche potentiellen Schädigungen werden als Risiken verstanden) als auch
auf die akzeptierte RIsikohöhe. Der dieser Vorstellung zugrunde liegende Risikobe­
griff Ist natürllch nicht präzise definiert sondern diffus, varIIert· da kulturell abhängig
- entsprechend der kulturellen Variabilität (etwa von Subkultur zu Subkultur), und wird
häufig nIcht explizit gebraucht sondern bleIbt Implizit.

Im außerwissenschaftlIchen Bereich wird oft der BegrIff der "Gefahr" nahezu
synonym mit dem des "Risikos" verwendet; es scheint jedoch, als ob der Begriff
"Risiko" (Im Gegensatz zu dem der "Gefahr") stärker ein Element der Abwägung und
Entscheidung beInhaltet. Das "Rlslko" wäre dann dIe kalkullerbare und vielleIcht so­
gar beelnflußbare Gefahr. EVERS und NOWOTNY (1987, 34) merken an, daß hlstorlsch
der Begriff "Rlslko" im BereIch der Handelsschiffahrt entstanden sel - Im Zusam­
menhang mit einem Kalkül von Nutzen und Schaden beim Tätigen von Investitionen
("unternehmerisches Risiko"). Uns scheint, als habe der Begriff auch Im alltags­
sprachlichen Gebrauch diese Konnotation beibehalten.

"Risiko" bezeichnet daher nicht nur eine Gefahr, im SInne eines möglichen Schadens,
sondern gleichzeitig im Sinne eines gesellschaftlichen Problems. Der von 8ECK
(1986) postulierte Übergang von der rndustriegesellschaft zur "RIsikogesellschaft"
benennt das Phänomen, daß RisIken aus der Anwendung von Technik nIcht mehr
geduldIg als zwar unangenehme aber doch unvermeIdliche Nebenfolgen des tech­
nischen Wandels hingenommen, sondern als kalkullerbar und beelnflußbar immer

stärker gesellschaftlich problematrslert werden.

Untersuchungen Ober die RIsIkowahrnehmung von Laien machen deutlich. daß sIch
die Urteile von Laien und die Urteile von Experten Ober das RisIko bestimmter Tech­
nologlen voneInander unterscheiden (vgl. z.B, LICHTENSTEIN U.8. 1978: RENN 1984).
Häufig wIrd davon ausgegangen, daß Laien die wIssenschaftlichen Ergebnisse der
Experten nur verzerrt wahrnehmen und auf diese Weise zu abweichenden (und In der
Regel als falsch angesehenen) RIsikourteIlen gelangen. Ortwln Renn hat demgeg

en­

Ober jedoch deutJlch gemacht, daß' die DIskrepanz zwischen Experten~ ~nd
Lalen-NWahrnehmung" deutlich geringer wIrd, wenn man LaIen nicht nach dem RI­
siko", sondern nach der Im Mittel pro Jahr zu erwartenden Zahl an Todesfällen f~agt
(RENN 1984, 147-151). Während für Rlslkoexperten "Rlslko

N
Im wesentlichen gleich­

bedeutend mIt "statistischer Verlustrate" Ist trifft dIes für die LaIen und auch fOr
"professIonalisierte TechnoJogleopponenten',' offenbar nicht zu. Es ist daher notwen­
dig, die Rlslkourtelle von Laien nicht als Fehlwahrnehmungen der ExpertenurteIle
aufZUfassen, sondern als Urteile nach eInem anderen BeurtellungskalkOI (vgl. z.B.

SANDMAN 1988). ' ,

Differenzierte Untersuchungen Ober die semantische Struktur des Rlslkob,e?riffS v~n
Laien stehen derzeit noch aus. Es Ist auch damit ZU rechnen. ~aß der RISIkobegrIff
InterindIviduell und von Rtslkoquelle zu RIsikoquelle stark varltert, was seine psy­
chologische "Vermessung" erschwert. Wenn man aber davon ausg~ht, daß au.ch Im
AlltagssprachgebraUch unter "RlslkoNeIne Gefährdung verstanden Wird, Ober die aus
irgendeinem Grunde UnsIcherheit besteht. dann wären Differenzen zwischen dem



expliziten Rlslkobegrifr der probabIlistischen Risikostudien (Im folgenden als "tech­
nischer RIsikobegriff" bezeichnet) und dem alltagssprachlichen Risikobegriffen der

Laien In folgender Hinsicht zu erwarten:

• In den betrachteten SchadensdImensionen,
• In den betrachteten RIsikoursachen,
• In den betrachteten Quellen der UnsIcherheIt sowie
• im "Kalkül" der Verknüpfung von Schäden (verschiedener Art), Unsicherheit und

ggf. weiteren Faktoren zu einem RIsikourteIl.

Wenn bei Kernenergieexperten vom "RisIko" der Kernenergie die Rede Ist, dann wird
darunter In aller Regel das "Risiko" In der Definition der probabl1lstischen Risiko­
analysen verstanden. Nur In diesem Kontext ist Oberhaupt ein expliziter Risikobegriff
formuliert worden. Damit verengt sich jedoch der Blickwinkel auf einen zwar wich­
tigen aber dennoch nur partiellen Aspekt des gesamten Risikofeldes. Im Zusarn­
menhang mit der Kernenergie wurde als RIsikoanalyse aus dem "welten Spektrum
der sozialen, ökologischen und politischen Risiken der Nukleartechnologie aus­
schließlich eine Analyse des Unfallrisikos nukleartechnlscher Anlagen verstanden"
(KOLLERT 1987, 2). Unter Ausklammerung von Gemeinschaftsgotern umfassen die
betrachteten Schadenskategorien • entsprechend den In westlichen Rechtssystemen
fixierten Individuellen Schutzgotern - lediglich Todesfälle, Erkrankungen und Elgen~

tumsschäden (KOLLERT 1987: 4). Ähnlich argumentiert Klaus Michael
MEYER-ABICH (1986, 23-24), der darauf hInweist, daß die technische RIsikoanalytik
nicht alle Unfallursachen und Schadensarten umfaßt. Nun Ist zwar nicht als Vorwurf
gegen probablllstlsche RIsikoanalysen zu richten, daß sie nicht leisten was sie nicht
leisten wollen, doch wurden und werden bei der Kommunikatlon der durch sie pro­
duzierten RIsikourteIle nfcht immer dIe Inhärenten Beschränkungen dieses Ansatzes
berücksichtigt.

Technische RIsikoaussagen beschränken sich Im wesentlichen auf die Dimension
"Gesundheit und Leben", auf technische Unfälle als RIsikoursache und auf dIe
s~ochastisc~e Wahrscheinlichkeit von Komponentenversagen (sowie In Grenzen auf
nicht-Intendierte äußere EinWirkungen) als Quelle der "Unsicherheit". Rlslkoursa~
chen, die sich mit Hilfe des präzisen probabllistischen Kalküls nicht erfassen lassen,
wie die Möglichkeit von Irrtümern und Fehlern bel der Konstruktion oder dem Bau
der Anlage, von Sabotage, terroristischen Angriffen, Kriegseinwirkungen oder un­
vorhergesehenen gesellschaftlichen oder politischen Entwicklungen (MEYER-ABICH
1986,23?sind durch die technischen RIsikoaussagen nur unzureichend repräsentiert.
Das gleiche gilt für Schadensarten wie Erhöhung der Kriegsgefahr Einschränkung
der staat~bQrgerllchen Rechte, Belastung kOnftlger Generationen ~der die Gefähr­
dung SOZialer und politischer Strukturen durch katastrophale Unfälle (MEYER-ABICH
1986, 23-24).

~~~B~U~tlPI~:t~~e RIsikoformel beinhaltet auch ein Implizites "WertgerOst" (KRÜGER

t1:lt e~PIi:~ter ~d~rn:~h\?~en thematisiert wird, das jedoch offenkundig die KomplexI­
repräsentiert. So s ~ell:ne~ 9

1

esellSChaftliCher
Wertvorstellungen nicht angemessen

auBer der statlstlsc~n VerIuest der I~tultlven 8ewertu ng der "Rlskanthelt" bel Laien
rate e ne ganze Reihe weiterer Merkmale der Rlslko-
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quelle und Ihres Kontextes eine Rolle. die als qualitative RlsJkofaktoren bezeichnet
werden. Ortwln RENN (1984, 124) nennt beispielsweise die folgenden Faktoren:

• Frelwflligkelt der Risikoübernahme,
• Wahrnehmbarkelt der Gefahren.
• wlssenschaftllch~technlsche Ausgerelftheit der RIsikoquelle
• Langzeitwirkung des Schadens (kurzfristig - langfristig), '
• Grad der persönlichen KontrollmöglIchkeiten,
• Grad der gesellschaftlich-institutionellen Kontrollfähigkeit,
• Möglichkeit katastrophaler Folgen,
• Bekanntheitsgrad der Risiken,
• Gewöhnungsgrad an die RIsiken.
• Verfügbarkelt über "nutzengleiche" Alternativen,
• Verteilung des Nutzens (wenige profitieren - alle profitieren) und
• Persönliche Erfahrbarkelt des Nutzens.

Lediglich für den Aspekt "Katastrophenpotenttal" sind Versuche bekannt, die Risiko­
formel so zu modifizieren, daß katastrophale Schäden mit einem höheren Gewicht in
dasRIsikomaß eingehen als kleIne Schäden. Solche Versuche zeIgen Immerhin, daß
sich die Risikoexperten zunehmend der imptlzlten Werturteile In Ihren Analysen be­
wußt werden und Ihnen klar wird, daß man durchaus sinnvoll auch andere Bewer­
tungen treffen könnte. Das Problem der Werthaltlgkeit von Risikourteilen Ist Jedoch
niCht durch einige kleine Korrekturen der RIsIkoformel zu lösen. Sobald die "Wert­
komponente" In den RIsikoabschätzungen thematisiert wird, stellt sich sofort die
Frage nach der empirIschen, rechtlichen oder moralphflosophischen Bestimmung der
entsprechenden Bewertungsfaktoren - eine Fragestellung, die den Rahmen von
probablltstlschen Risikostudien sprengen würde.

3.5 TechnologiepolItIscher RIsikobegriff

Insbesondere den Politikern und Entscheidungsträgern in der politischen Admi­
nistration, die sich mit den Reaktionen der Öffentlichkeit auf technologIsche Innova­
tionen zu befassen hatten, wurde die begrenzte Bedeutung der auf der Grundlage des
Sicherheitstechnischen RIsikobegriffs durchgefOhrten RIsikoanalysenfür den Umgang
mit einer sensibilisierten Öffentlichkeit rasch deutlich. Gerade Im Bereich der Kern­
energie zeIgte sich, daß sich die öffentliche Debatte auf BereIche verlagerte (z.B.
Atomstaat, nukleare Proliferation, Sozialvertr~gllchkelt}, In denen die technischen
RIsIkoanalysen mit Ihrem die Bevölkerungspräferenzen nur unzureichend abbil­
denden versicherungsmathematischen KalkOI und dem eng begrenzten Spektrum
betraChteter möglicher Folgen argumentativ nlcht verwendbar waren.

GrundsätZlich sind aber der Integration neuer Aspekte in den RIsikobegriff tech­
niScher RIsikoanalysen, die z.B, zu Modifikation der versicherungsmathematischen
RisIkoformel führen könnten, sowie der Ausdehnung der Analyse auf weitere Scha­
densdimensionen neben den menschlichen Gesundheitsrisiken und Sachschäden,
Wie z.B. gesellschaftliche Risiken enge Grenzen gesetzt. Die Behandlung solcher
Aspekte verlangt eIne andere Vorg~hensweise.
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Mit Hilfe von Verfahren der Technologiefolgenabschätzung und -bewertung (vgl. z.B.
PORTER u.a, 1960; DIERKES, PETERMANN und THIENEN 1984; PASCHEN, GRESSER
und CONRAD 1978; NASCHOLD 1987) sowie der Sozialverträglichkeitsanalyse (vgl.
RENN u.a, 1985, MEYER-ABICH und SCHEFOLD 1986) wird versucht, den engen sl­
cherheltstechnlschen RIsikobegriff zu Oberwinden und weitere Schadensdimen­
sionen und RIsIkoaspekte In das Kosten-Nutzen-Kalkül um die Einführung neuer
Technologlen aufzunehmen. Implizit liegt diesen Ansätzen ein differenzierterer
(mehrdimensionaler) Risikobegriff zugrunde (vgl. RENN 1982).

Wir nennen diesen RIsikobegriff den "technologlepolitlschen", weil er expllzlt im
Hinblick auf den Beratungsbedarf von Entscheidungsträgern bel technologiepoli­
tischen Entscheidungen konzipiert worden Ist. Er stellt den Versuch dar, den viele
Aspekte umfassenden alltagssprachlichen RIsikobegriff zu präzisieren und wissen­
schaftlich bearbeltbar zu machen und kann damit als BrOcke zwischen dem engen,
aber präzisen sicherheitstechnischen und dem umfassenderen, aber diffusen all­
tagssprachlIchen RIsikobegriff aUfgefaBt werden.

Der Vorteil dieses Vorgehens liegt darin, daß ein größerer Tell der von den Konflikt­
parteien als relevant erachteten Gesichtspunkte Eingang In die wissenschaftliche
Analyse findet. Zum Tell wird sogar explizit versucht, die relevanten Gesichtspunkte
nicht apriori zu bestimmen, sondern In einem ersten Schritt empirisch zu ermitteln
- etwa durch das Verfahren der Wertbaumanalyse (vgl. KEENEY u.a. 1984). Erkauft
wird dieser Vorteil aber durch die mangelnde Quantlfizlerbarkelt des Vorgehens so­
wie den erforderlichen ROckgriff auf höchst unsichere Folgenabschätzungen.

Die Abkehr von "engen" technischen Risikoanalysen hat also zur Folge, daß die
"Meßungenaulgkelten" drastisch zunehmen. Dies bedeutet, daß die Ergebnisse der
erweiterten Analysen sehr stark vom gewählten Ansatz abhängig sind und u.U, nicht
mehr zwischen den verschiedenen Optionen diskriminieren. So kommen etwa die
belden SozialverträglIchkeitsstudien von MEYER-ABICH und SCHEFOLD (1986) und
RENN u.a, (1985) zu sehr unterschiedlichen Schlußfolgerungen Ober d"le SozIalver­
träallchkelt von Energiesystemen, insbesondere der Kernenergie. In einer weiteren
Studie zur SozlalvertrMglichkelt wird festgestellt daß dIeses Kriterium bzw. die ge­
~ählte Operationalislerung der "SoZlalverträgll~hkeit", nicht trennsch'arf genug Ist,

m zwischen den untersuchten Optionen zu differenzieren (VOSS 1987). Dennoch
erscheinen Ansätze wie SozIalverträglichkeitsanalysen oder Technlkfolgen­
,abschätzungen geeignet zu sein. um Perspektlvverengungen bei der Rlslkobetrach­
tUlnhgtentgegienzuwlrken.Sie machen deutlich, daß RIsikoaussagen Ober Technologlen
n c nur e ne Frage von "rlchtl "d "f I
W hl"p 9 0 er asch" sind, sondern ebenso eine Frage der
ch:rh:l~;n un~spekhtlven"w' von SUbjektiven Urteilen e.a, Ober verbleibende Unsl-

aue von erthaltungen,

4. Risikodebatten im Bereich der Kernenergie

4.1 Inhalte der RIsikokontroversen

Im Bereich der Kernenergierlsike I
nahrna: Weitgehender Kon n st so gut wie alles umstritten _ mit einer Aus'

• sensZWischen BefOrwortern und Gegnern der Kernenergie
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herrscht darüber, daß diese Technologie ein enormes GefahrenpotentlaJ beinhaltet.
Allenfalls die Höhe dieses Gefahrenpotentials mag im Detail hier und da etwas an­
ders eingeschätzt werden. Hier liegt möglicherweise ein Unterschied zu anderen
Technologlen wie der Gentechnologie oder den luK-Technologlen, wo bereits die
Frage umstritten Ist, ob überhaupt eIn rlslkobegrOndendes Gefahrenpotential besteht.

Wie weiter unten gezeigt werden wIrd, wird die Kernenergiekontroverse auch von
anderen Motiven gespeist als unterschiedlichen Auffassungen Ober Risiken. Dies
bedeutet für die Kontroversen Ober Risiken, daß diese eine deutliche strategIsche
Komponente haben: Die Frage, welche RIsiken umstritten sind, hängt nicht nur von
den unterschiedlichen Vorstellungen über.die Höhe und Akzeptabllltät der jeweiligen
RIsiken ab, sondern ebenso davon, ob es strategisch opportun erscheint, an dieser
Stelle die Auseinandersetzung mit dem Meinungsgegner zu suchen. Das fahrt zu
dem oben erwähnten Effekt, daß so gut wie alle Im Zusammenhang mIt der Kernen­
ergie thematisierten Risiken auch umstritten sind. Dabei Ist kaum entscheIdbar, wo
echte Inhaltliche MeinungsdIfferenzen bestehen und wo der strategische Aspekt
domlninlert.

ObgleIch sich dIe AuseInandersetzung um die Kernenergie auf deren "Risiken"
fokussiert, lassen slch doch zweI Aspekte voneinander unterscheiden:

1. WIe groß Ist die Höhe der verschiedenen Risiken?
2. Sind die jeweiligen RisIken akzeptabel?

Die erste Frage Ist als primär' wissenschaftliches Problem formullerbar und fOhrt zu
RIsikokontroversen zwischen den Lagern der (etablierten) Experten und Gegenex­
perten. Auch wenn von Selten der etablierten Experten häufIg bestritten wurde und
wird, daß es sich um eine wissenschaftliche Kontroverse handelt (vgl. MüNCH und
BORSCH 1977), so Ist doch immerhin zu konstatieren, daß der Streit hier auch In den
Begriffen und mit den Methoden wissenschaftlicher Auseinandersetzung geführt
wird. Als Beispiele hlerfür selen angefOhrt

• die Kritik an der "Dautschen Risikostudie Kernkraftwerke" (GRS 1979) durch das
ÖKO-INSTITUT (1983), wobei das Öko-Institut dle Position vertrItt, daß dle
GRS-Studle das Risiko der Kernkraftwerke systematisch unterschätzt,

• die Krltlk der Gruppe ökologie am Konzept eines Endlagers fOr hochakt1ven
nuklearen Abfall In Gorleben (KREUSCH und HIRSCH 1984), wo u.a. die
geologische Eignung des Salzstocks in Gorleben für ein solchen Endlager be-

tritten wird, und

• die Kontroverse um die Wirkungen kleiner Strahlendosen, wo unter Verweis auf
methodische Probleme der Ermittlung von Wlrkungs-Dosls-Bezlehungen
(CARBONELL 1984) sowie unter Berufung auf epidemiologische Studien (STERN­
GLASS 1980) von Selten der Kernenergiegegner die dem Strahlenschutz zugrun­
de liegende "offizielle" Dosls-Wlrkungs-Bezlehung 1n Frage gestellt wird.

Kontroversen um die Frage nach der Akzeptabilität der Kernenergierisiken beziehen
sich einmal auf unterschiedliche EntscheldungskalkQle (z.B. Rlsiko-Nutzen-Bilanz der
Kernenergie, geselJschaftspolltlsche LeItbilder oder ethische Fragestellung), Prl:l.fe-
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renzen und Werte - aber auch und (außerhalb etnes kleinen gesellschaftspolItisch
motlvlerten Kreises von Kernenergiegegnern) vor allem auf die Frage nach der Höhe
des Nutzens der Kernenergie. Denn selbstverständlich warde niemand wissentlich
ein noch zu kleines Risiko eingehen, wenn dieses for Ihn nicht mit einem entspre­
chenden Nutzen verbunden wäre. Die Frage nach der Akzeptierbarkelt der Kern­
energierisiken wird so auch zu einer wissenschaftlich thematlsierbaren Frage nach
der Höhe des Nutzens der Kernenergie bzw. - logisch äquivalent - nach den Risiken
und sonstIgen Nachteilen eines Verzichts auf Kernenergie. Die Kontroverse aber die
Akzeptabilltät der Kernenergierisiken Ist logisch und faktisch mit der Frage der rela­
t1ven Vor~ oder Nachteile der Kernenergie Im Vergleich zu anderen
Energledlenstlelstungs-Befrledlgungsstrateglen wie dle Nutzung von fossilen
Energieträgern, regenerativen Energieträgern oder rationeller Energienutzung ver­
knüpft, Als Beispiele JOr die wissenschaftliche Kritik am energiewirtschaftlIchen Sinn
der KernenergIe lassen sich anfahren:

• dle Diskussionen um die vier "Pfade" des kOnftlgen Energiesystems 1m Rahmen
der Enquete-Kommission "ZukOnftlge (Kern-)Energiepolltlk", wo das Öko-Institut
nicht nur die Erkenntnisse der etablierten Energiewirtschaftier anzweifelte, son­
dern selbst positiv die technische Reallslerbarkeit eines extremen
Energiesparszenarios nachzuweisen versuchte (KRAUSE SOSSEl und
MüLLER-REISSMANN 1980), sowie '

• die Erstellung einer Studie aber die ökonomischen und ökologischen "Kosten"
eines Ausstlegs aus der Kernenergie durch das Öko-Institut Freiburg Im Auftrag
des Bundesinnenministers (ÖKO-INSTITUT 1986).

Auf einer etwas allgemeineren Ebene kann man die vielen EInzeikontroversen aber
die Kernenergierisiken als Meinungsdifferenzen Ober drei verschiedene Aspekte
auffassen: Ober die

1. technische Beherrschbarkelt,
2. operatlonale Beherrschbarkeit und
3. soziale und politische Beherrschbarkelt

der KernenergIe. Auf allen drei Ebenen wird von den Kernenergieexperten einge­
räumt, ~aB es SIcherheitsprobleme gibt, die man durch technische, organisatorische
und pollttsche Maßnahmen unter Kontrolle bringen muß.

~ie :ec~nls.che Beherrschbarkelt beZieht sich dabei darauf ob die verwendeten

tl eal tor astqns sicher sind, die eingesetzten technischen Sys'teme zuverlässig funk-
on eren und die Barrieren g d

b i I K egen en Austritt Von radloaktlven Spaltprodukten (etwa
e e ner ernschmelze oder einem Flugzeugabsturz) Widerstandsfähig genug sind.

Die BefOrworter der Ker .
phie der Kerntech Ik ( n~nergle verweisen auf die beispielhafte Slcherheltsphlloso·
doch recht unbeei~dru::' 'voKaP.1tel 3). Die Gegner ~erKernenergle zeigen sich je­
nik und führen die zahl . lu diesem Aufwand an SIcherheitsphIlosophie und -tech­
Anlagen als Beleg d fü rerc den Störfälle In In- und ausländischen kerntechnischen

a r an, aß es mit der t h I h ' b _
stellt sein kann wJe von d B f ec n sc en Sicherheit nicht so gut e

en e Orwortern behauptet. Die Beurteilung von Störfällen
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durch BefOrworter und Gegner der Kernenergie zeigt, wie Informationen In unter­
schiedlichen Bezugssystemen unterschiedliche Bedeutung annehmen. Für dIe Be­
fürworter sind Störfälle der Beweis, daß unvermeidliche technische und menschliche
Pannen und Fehler von der Anlage abgefangen werden, ohne daß es zu einem
großen Unfall oder gar einer Katastrophe kommt. Für die Gegner der Kernenergie
sind sie hingegen Beweise fOr die Unsicherheit einer Anlage und soeben noch ein­
mal abgewendete (Belnahe-}Katastrophen.

Unter der operatlonalen Beherrschbarkelt wird die Kontroliierbarkeit der Anlage und
des Betriebs durch das Bedienungspersonal verstanden. Kann man unterstellen. daß
die Operateure die Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit an den Tag legen, die angesichts
des Gefahrenpotentials der von Ihnen "gefahrenen" Anlage geboten Ist? Ist In einer
Notsituation nicht das PersonalOberfordert? Gegner verweisen darauf, daß bel einer
ganzen Reihe von Störfällen und Unfällen, etwa beim Unfall In Harrlsburg und der
Reaktorkatastrophe In Tschernobyl, menschliche Fehler eine entscheidende Rolle
beim Unfallgeschehen gespielt haben. Die Befürworter der Kernenergie verweisen
demgegenüber auf die "fehlerverzeihende Technik" als SIcherheitskonzept und auf
dIe (bel bundesdeutschen Anlagen) weitgehende Automatisierung wichtiger Sicher­
heitssysteme, die menschliche Eingriffe In den ersten Stunden nach einem gravie­
renden Störfall nicht erfordere und damit die Möglichkeit von Fehlern aufgrund un­
überlegten Handeins reduziere.

Die sozIale und politische Beherrschbarkelt der Kernenergie schließlich umfaßt eIne
ganze Reihe von Aspekten wie

•

•

•

•

die Zuverlässigkeit der Betrelber von kerntechnischen Anlagen (Ist gewährlei­
stet. daß alle wesentlichen Informatlonen an die Öffentlfchkelt kommen, oder daß
nicht ökonomischen Erwägungen Priorität vor SlcherheltsOberlegungen zuge­
messen wIrd),
die Möglichkeit eIner wirkungsvollen Kontrolle der Sicherheit von kerntech­
nIsehen Anlagen, wenn der Staat selbst Bestandtell der "Atomlobby" Ist,
die LangfrJstlgkelt der Entscheidung fOr die Nutzung der Kernenergie (was wäre,
wenn das kerntechnIsche System der BundesrepublIk einem zweiten "Hltler" In
die Hände flele oder sich In der BundesrepublIk ein BOrgerkrieg entwickeln war­
de) und
die Legltlmltät energiepoIlUseher Entscheidungen (Nichtakzeptanz der Kernener-
gie durch aktive Teile der Bevölkerung).

DIe Gegner der Kernenergie sind der Auffassung, daß die Kernenergie sozial nicht
beherrschbar sei. Die erforderliche LanglebIgkeit sozlaler Institutionen sei nicht ga­
rantiert, das alle Vorstellungen Oberschreitende Gefahrenpotential der Kernenergie
berge eine Tendenz zu extremen SIcherheItsvorkehrungen In sIch (Atomstaat).

Ein gewichtiges Motiv fOr die Opposition gegen KernenergIe dürfte auch dle wahr­
genommene Machtzusammenballung des die Entwicklung der Kernenergie för­
dernden Komplexes aus RegIerung, Wirtschaft und Wissenschaft spielen. Die un­
durchschaubare Verflechtung von Interessen erweckt wegen Ihrer mangelhaften
demokratischen Kontroltlerbarkelt MIßtrauen, das sich In Begriffsschöpfungen der
Antl-Kernenergle-Bewegung wie "AtomfUz" und "Atommafia" ausdrückt.
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Überdies Ist nach Auffassung der Kernenergiegegner zu erwarten, daß mit zuneh­
mender Nutzung der KernenergIe und eIner zunehmenden in Umlauf befindlichen
Menge an Spaltstoffen ein schwarzer Markt für waffenf~hlges Material entstehe, der
Ober kurz oder lang Terroristen oder bIsherige Nlcht-Kernwaffen-Staaten In den Be­
sitz von Kernwaffen bringe.

DIe Entgegnung der BefOrworter besteht In einer Relatlvlerung der Gefahren der
Kernenergie beispielsweise durch VerweIs auf das Gefahrenpoten~.lal Im
Kernwaffen-Arsenal der Großm~chte, das ja auch nicht zu einem totalitären Uberwa­
chungsstaat gefohrt habe. Auf eine weitgehende Überwachung der Gesellschaft Im
Hinblick auf potentielle NUklearterrorlsten könne man verzIchten, da die Sicherheit
der kerntechnischen Anlagen Im wesentlichen durch technische Maßnahmen zu er­
reichen sei. Der Kreis der Personen, die wegen Ihrer Tätlgkelt in der Kerntechnik
elna SlcherheltsOberprOfung Ober sich ergehen lassen müßten, könne eng gehalten
werden; außerdem beträfe diese ÜberprOfung nur solche Personen, die sich einer
solchen Prafung freiwillig unterziehen wOrden.

Die Meinungsverschiedenheiten Ober die Kernenergierisiken sind Im Verlauf der
Kernenergiediskussion nlcht kleiner geworden. Beld~ Seiten haben Im Verlauf der
Debatte Jedoch eInen Lernprozeß durchgemacht und argumentieren heute wesentlich
differenzierter als zu Beginn der Kontroverse. Auf Selten der BefCIrworter wurde die
Argumentation auch auf Bereiche außerhalb des engen sicherheitstechnischen
RIsikobegriffs ausgeweitet. Auf Selten der Gegner verließ man die Ebene pauschaler
Angriffe und entwickelte Kompetenz für technische Oetallkritlk, die sich beispiels­
weise Im Gutachten des Öko-Instituts "Risikountersuchungen zu Lelchtwasser­
rsaktoran" (ÖKO-INSTITUT 1983) zeigt, in dem In der gleichen Sprache und mit ver­
gleichbaren wissenschaftlichen Argumentationen Kritik an der "Deutschen
Risikostudie Kernkraftwerke" der Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS 1979) for­
muliert worden Ist. Trotz einer gewissen Anglelchung der Themen der Ausein­
andersetzung durch die Zwänge der öffentlichen KommunikatIon, In der ein Nicht­
eingehen auf Argumente des Jeweiligen Gegners negativ sanktioniert wird, bestehen
nach wie Vorunterschiedliche ArgumentatIonsschwerpunkte: Befürwortende Akteure
argu mentleren tendenzlsll eher technisch, betonen also die technische
Beherrschbarkelt der Kernenergie. DemgegenOber thematisIeren die Gegner der
Kernenergie stärker die soziale Nlchtbeherrschbarkelt dieser Technologie.

4.2 "Hypothetlzltät" von Risiken und wissenschaftliche Kontroversen

Die Unentscheidbarkelt wichtiger Streitpunkte In der Kernenergiekontroverse wird
~?n WOI~Häfele mit der Begriffsschöpfung "Hypothezltät" als wesentliches Merkmal

(~~;;:) s~e~~I~~e hervorgehoben (vgl. z.B, HAFELE 1975), Auch Alvln WEINBERG

01 k I nur begrenzte Ralle der Naturwissenschaft und Technik bel der
5 uss on der Kernenergl I ik

ein "trans-wt er 51 en und betrachtet mit Recht die Kernenergiefrage als
rans-wlssenschaftliches" P bl .

dern auch im Be . h t hnl ro em. Nicht nur 1m sozlopolltlschen Bereich, son-
umstrittenen Fra;:lc I ~~ ~Ischer und medizInischer Risiken slnd eine Reihe von
lIchkelt und Kons n n c eindeutig entscheidbar. Aussagen Ober die Wahrscheln-

equenzen schWer Störf~1l
Ereignisse nicht auf statt t' h bo, e beruhen wegen der Seltenheit solcher

IS ISC a gesicherter empirIscher Erfahrung, sondern auf
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Fehlerbaumanalysen mit notwendIgerweise vereinfachenden Annahmen Ober das
"reale" technische System. So führen beispIelsweIse VESELY und RASMUSON (1984)
dreI Arten von Unsicherheiten an, die In probabIlIstIschen RIsIkoanalysen (PRA) auf­
treten und mit denen man nur pragmatIsch umgehen kann:

1. Unsicherheit über Parameter, die In die PRA's eingehen,
2. Unsicherheit darüber, ob die In PRA's verwendeten Modelle (z.B, Ober die Aus­

breitung von Schadstoffen, Ober den "menschlichen Fehler", Ausbreitung von
Störungen) vollständig und korrekt sind, sowie

3. UnsIcherheit darOber, ob alle für das RisIko relevanten Phänomene und
Interdependenzen In einer PRA-Studle auch berOckslchtlgt worden sind.

Auch Erkenntnisse Ober die WIrkung kleiner Strahlendosen sind nicht direkt
epidemiologisch oder experimentell zu gewinnen, da dIe zu erwartenden Effekte klein
sind im VergleIch zur Wirkung vieler anderer Faktoren und deswegen Im "stati­
stischen Rauschen" verschwinden. Man behilft sich mit Extrapolationen aus dem
Bereich hoher Strahlendosen In den Bereich kleIner Strahlendosen. Je nachdem
welche Extrapolatlonsgleichung man zugrunde legt, reIchen die Ergebnisse von der
gesundheitsfördernden Wirkung kleIner Strahlendosen auf den menschlichen Orga­
nismus bls hin zu eIner gesundheitsschädigenden Wirkung. Auch die RIsikoaussagen
im BereIch technischer und medIzinischer RIsiken slnd also tellwelse hochgradig
hypothetisch. "Das bedeutet, daß Argumente Im Bereich der Hypothetlzltät notwen­
digerweise und letztlich ohne Beweis bleiben." (HÄFELE 1975, 555)

BereIts im Bereich der naturwIssenschaftlich-technisch thematlslerbaren RisIkofra­
gen gibt es also die Möglichkeit von MeinungsverschIedenheiten, die nicht unter
ROckgrIff auf wissenschaftliche Verfahren aufzulösen sind. Umso mehr gilt dies für
die sozlopolltlschen Gefahren der Kernenergie, die kaum zu beweisen, aber auch
kaum zu widerlegen sind. MeInungsverschiedenheiten können In diesem Feld daher
selbst bel einer "rationalen" Diskussion beliebig lange aufrecht erhalten werden.
Ferner lassen sich bel zur Kernenergie alternativen Technologlen (Kohle, Öl usw.)
ebenfalls GesundheitsrIsiken IdentifIzieren, dle nicht weggeleugnet werden können.
Bel den sozlopolttlschen Gefahren steht dle Kernenergie In der öffentlichen
Perzeptlon jedenfalls ziemlich Isoliert da. Der von HÄFELE (1980, 153) befürchtete
"Kalorienstaat", d.h, die umfassende staatliche Kontrolle des IndIviduellen EnergIe­
verbrauchs, spIelt In der EnergIedebatte als Pendant zum "Atomstaat" - also sozusa­
gen als sozlopolitisches RisIko des Verzichts auf KernenergIe - allenfalls eine aka­
demische Rolle. Als Konsequenz eines KernenergIeverzichts werden zwar
weItgehend wirtschaftliche Nachteile wahrgenommen (vgl. z.B. HENNEN und PETERS
1990, 24-27), kaum jedoch gesellschaftliche. In einem wIchtigen DIskussionsfeld ge­
lingt es den BefOrwortern daher nicht, eine aberzeugende BewelsfOhrung zugunsten
der UngefährlIchkelt der Kernenergie zu führen, Es fehlt also an einer der tach­
nischen SIcherheitsphilosophIe entsprechenden "sozIapolltischen Sicherheltsphilo­
Sophle".21

21 Dies g1lt mit der Ausnahme der In Kapitel 3.3 beschriebenen Nichtverbreltungs- "Philoso­
phie",
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Die durch die "Hypothetlzltät" der Risiken gegebenen Ambiguitäten auch In vleten
wIssenschaftlichen RIsikoabschätzungen schaffen die Voraussetzung für nach wls­
senschaftllchen "Spielregeln" unentscheidbare Kontroversen. Die wissenschaftlichen
Erkenntnisse, mit denen von den KernenerglebefOrwortern dIe Akzeptierbarkelt der
Kernenergienutzung begrOndet wird, lassen sich häufig unter Rückgriff auf wissen­
schaftllche Vertahrenswelsen angreifen, ohne daß die Kritik selber wissenschaftlich
eindeutIg zu widerlegen Ist. Es lst daher eine Frage der Zuweisung der Beweislast,
wem die Ambiguität wissenschaftHcher Erkenntnisse zustatte kommt - den Kern­
energlebefOrwortern oder -krltlkern. Dabei wird die Argumentatlonslage fOr die Be­
fOrworter der Kernenergie auch deswegen problematisch, weil es eine dem Problem
Inhärente Asymmetrie des 8ewelsproblems gibt: Um die UnsIcherheit eines
AnlagedesIgns oder die Unvollständigkeit einer Risikostudie nachzuweisen reicht es
z.s. aus, ein einziges Störfallszenario zu nennen, das nicht berückslchtlqt worden ist,
wohingegen die 8efürworter im Prinzip einen Vollständigkeitsbeweis fOhren müßten,
was erkenntnistheoretisch und praktisch unmöglJch Ist. Die Asymmetrie des Be­
weisprobiems macht es möglich, daß wenige kernenergiekritische Experten einen
gewaltigen wissenschaftlichen Rechtfertigungsaufwand auf Seiten der etablierten
KerntechnIk erzeugen können (vgl. PETROLL 1989).

Technologlebefürworter stehen also rnlt ungOnstlgen Karten da, wenn eine öffentliche
Kontroverse erst einmal begonnen hat. Es gelingt kaum, auf allen denkbaren Feldern
den "UngefährlJchkeltsbewe.ls" zu führen, Über kurz oder lang werden Technologle­
befOrworter in Beweisnot kommen. Dieses "Dilemma", das HÄFELE (1989a, 518) den
"kreativen Widerspruch" nennt, ist möglicherweise einer der GrOnde dafür, daß die
öffentliche Akzeptanz zu sinken scheint, wenn die öffentliche Thematlslerung einer
Technologie steigt (vgl. MAZUR 1984).

4.3 Gegenstände und Ebenen der gesellschaftlichen Kernenergiekontroverse

BereIts eine grobe Sichtung der einschlägigen Literatur zum Thema "Kernenergie"
macht deutlich, da8 sich die Kernenergiekontroverse auf mindestens vier Ebenen
abspielt, wobei die Grenzen zwischen diesen Ebenen recht fließend sind
(Abbildung 5):

1. Auf der untersten Ebene des "Zwiebelmodells" geht es um die Risiken und den
Nutzen einer bestimmten kerntechnischen Anlage also beispielsweise eines
Kernkraftwerks einer A I h '

, nre c erungsanlage oder eines Zwischen lagers. Ent-
spricht die vorgesehene Konstruktion dem Stand der Technik? Ist der vorgese-
hene Standort gegenOb E db b ..

er r e en oder Uberschwemmungen sicher? Recht-
~~I~t d~e Prognose des Strombedarfs den Neubau eines Kernkraftwerks? _

o rfc e rage,n werden beispielsweise auf dieser Ebene der Kontroverse aufge­
wo en und diskutiert.

2. Auf der Ebenedarüber geht
Nutzen de K es - wesentlich allgemeiner ~ um die Risiken und den

r ernenergie allgemein NI ht h
geplanten Anlage stehen .'.c me r besondere Kennzeichen einer
Nutzung der Ker . ~ur DiSkUSSion, sondern die Vor- und Nachteile der

nenergle Insgesamt Macht dl' d
Kernenergie ihren militärisch .' e sog. friedliche Nutzung er

en MIßbrauch wahrscheinlicher? Gibt es nicht gOn-
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sUgere Alternativen der Energieversorgung als die Nutzung der KernenergIe?
Sind In den Risikoabschätzungen die Konsequenzen menschlicher Fehler ange­
messen berückslchtlqt? Welche Auswirkungen hat das Kernenergiesystem Im
Falle einer militärischen Auseinandersetzung? - Das sind einige der Themen der
Diskussion um die Vor- und Nachteile der Kernenergie allgemein.

3. Auf der dritten Ebene schließlich wird die Rlslko-Nutzen Perspektive drastisch
ausgeweitet. Die Auseinandersetzung geht beispielsweise um die gesellschaft­
liche Kontrollierbarkeit der Kernenergie oder um sozlopolltlsche Auswirkungen.
Beispielhaft für diese Ebene der Auseinandersetzung Ist die Sozlalverträg­
I1chkeltsdlskusslon. Nicht mehr nur die unmittelbaren Risiken der Kernenergie H1r
Gesundheit und Umwelt stehen Im Mittelpunkt der Betrachtungen. sondern sehr
Indirekte Konsequenzen, wie die Zementlerung einer bestimmten Gesellschafts­
form und Technologieentwicklung, werden thematisiert. Welchen Einfluß hat die
Nutzung der Kernenergie, bzw. der Verzicht darauf, auf die Verwlrkl1chung zen­
traler gesellschaftlicher Werte? - So lautet die zentrale Frage der Debatte auf der
dritten Ebene.

4. Die vierte Ebene beinhaltet schließlich die Debatte um Wertvorstellungen
(IndustrialIsmuskritik) und die Wahl der angemessenen "Problemperspektive".
Welche Rolle soll das letztlich unbekannte "Restrlslko" Im Vergleich zu
"slcheren" Schadensfällen bel anderen Energletechnologlen haben? Ist es
ethisch verantwortbar, kOnftlgen Generationen die Verantwortung für den
"Atommüll" aufzubürden? Übersteigen nicht die Dimensionen des Schadenspo­
tentiaJs bel der Kernenergie die Fähigkeiten und das Verantwortungsbewußtsein
der Menschen? Ist es bel der Kernenergie Oberhaupt ethisch erlaubt, ein
Kosten-Nutzen Denken anzulegen? - Solche Fragen sind auf der obersten Ebene
umstritten.

Von "Rfsfkokommunlkatlon" 1m engeren Sinn läßt sich eigentlich nur auf den belden
unteren Ebenen sprechen. Die vier Ebenen lassen sich allerdings nur analytisch,
nicht aber empirIsch, sauber voneinander unterscheiden. Die Darstellung der vier
Ebenen gibt natOrllch nur ein sehr pauschales Bild von den möglichen Aspekten
einer Kontroverse um die Kernenergie. Die Kernenergiekontroverse ist nun ge­
kennzeichnet durch eine Konfundlerung dieser verschiedenen KonflIktebenen. Die
verschiedenen an der Kontroverse beteiligten Akteure argumentieren häufig auf ver­
sohledenen Ebenen. Und wenn sie auf der gleichen Ebene argumentieren, dann lie­
gen doch Ihre Motive u.U, auf einer anderen Ebene (vgl. Kapitel 4.5). Es ist daher ein
wesentliches Kennzeichen der Kernenergiekontroverse, daß die Kontrahenten von
einer Vielzahl äußerst verschiedener Motive angetrieben werden, die sich aus den
manifesten Kommunikationsakten nur zum Tell erschließen lassen.



Abbildung 5: Ebenen der Kernenergiekontroverse

4.4 Akteure und Konstellationen in der Risikodebatte

Als wesentliche "sozlale AkteureN22 bzw. Kommunikatoren In der natIonalen gesell·

schaftllchel'l DIsKussion um Kernenergie lassen sich folgende Institutionen ausma­

chen:

• staatliche Stallen wie Regierungen und Ihre MinIsterIen sowie Ihre Beratungs­

gremien (Strahlenschutzkommlssion, Reaktorsicherheitskommission) sowohl auf

Bundes- als auch auf Länderebene23 ,

• (\le Kernenergieindustrie, die als Anbieter und Betrelber von kerntechnischen
Anlagen auftritt,

n Der Terminus "soz.lale Altteure" soll darauf hlnwelsen, daß dle Handlungsträger In der
Kernenergiekontro'lerse (Wie In allen polülschen Vorgängen) In der Regel soziale systeme
wie Qrganlsatlonen und Verbände sind, die von konkreten Personen als Rollentrilgern la­
dIglich repräsentiert werden.

23 Staatliche Stellen spielen eIne Rolle sowohl als GenehmIgungsbehörden fOr Kern­
energieanlagen (länder) als auch als Gestalter der Energiepolitik. Zudem liegt die Ver­
antwortlichkeit für die nukleare Entsorgung bei der Bundesregierung.
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•

•

•

•

•

•

•

die Stromversorgungsunternehmen, die Nachfrager von kerntechnischen An~

lagen und DienstleIstungen sowie Betreiber von Kernkraftwerken sind,

die politischen Parteien und Abgeordneten, die in den Parlamenten die gesetz~

lichen Randbedingungen der Kernenergienutzung definIeren,

wissenschaftliche Organisationen vor allem im Nicht-Hochschulberelch wie die
belden Kernforschungszentren, das Forschungszentrum JOlich (KFA) und das
Kernforschungszentrum Karlsruhe (KfK), die Gesellschaft fOr Strahlen- und
Umweltforschung (GSF), Ressortforschungselnrichtu ngen wIe z.B, das neuge­
grOndete Bundesamt fOr Strahlenschutz, dIe Physikalisch-Technische Bundesan­
stalt (PTB) In Braunschwelg, die Gesellschaft fOr Reaktorsicherheit (GRS) In Köln
oder der Technische Überwachungsverein (TÜV),

das Deutsche Atomforum als Interessenvertretung der kernenergiefördernden
Stellen (Mitglieder sind u.a. IndustrIeunternehmen, wissenschaftliche EinrIch­
tungen und Ministerien),

BOrgerinitiativen gegen Kernenergie, die sich an vielen Standorten kerntech­
nischer Anlagen gebildet haben, mit ihrem Dachverband, dem "Sundesverband
BOrgerlnltfativen Umweltschutz" (SBU),

sog. "alternative" WIssenschaftseinrichtungen, die sIch In der "ArbeItsgemein­
schaft ökologischer Forschungsinstitute" (AGÖF) zusammengeschlossen haben,
und deren wichtigste Im Hinblick auf Kernenergie das Institut für angewandte
Ökologie (Öko-Institut), Freiburg, die "Gruppe Ökologie - Institut fOr ökologische
Bildung und Forschung", Hannover, und das Institut fOr Energie- und Umweltfor­
schung (IFEU), Heldelberg slnd 24 , sowie

die "Normalbevölkerung", die Im wesentlichen als ZJel von kommunikativen 8e­
mOhungen der verschiedenen "Parteien" Jn der Kernenergiekontroverse an den
Prozessen der RJslko-Kommunlkatlon Ober Kernenergie beteiligt Ist.

Neben diesen wichtigsten Kommunikatoren fOr die Kernenergiekontroverse spielen
auch andere Organisationen, Verbände und Gruppen wie die Kirchen, die Gewerk­
schaften, umweltpolItIsch orlentrerte Verbände wie der Bundesverband Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) und Greenpeace eine gewisse Rolle, indem sie öf­

fentlich Stellung bezIehen.

Es Ist nicht einfach, die verschIedenen Akteure zu klassifizieren, da die Akteure zum
einen eine "Innere Struktur" aufweisen, also nur begrenzt als homogene Einheiten
betrachtet werden können, und sich die Akteure zum zweiten auf einer Vielzahl an
Dimensionen unterscheiden. Abbildung 6 versucht, die verschiedenen Akteure der

24 Das AGÖF-Mltgllederverzeichnls vom April 1988 nennt insgesamt 85 ökologIsche For­
schungsinstitute. wobeI die meisten nur wenige Mitarbeiter haben dUrften. Hinzu kommen
unlerstlltzende Netzwerke von mit der ökologischen Bewegung sympathisierenden For­
schern an vlelen HochschulInstltuten,
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Kernenergiekontroverse nach den Gesichtspunkten "Politik vs. Wissenschaft" und
"Pro KernenergIe vs, Contra Kernenergie" zu "kartieren".

FOr die Risiko-Kommunikation sind nun besonders die Konstellationen interessant,
die von irgendeiner Seite für "problematisch" gehalten werden. Und als "proble­
matisch" werden sle Insbesondere dann betrachtet, wenn sie durch einen Konflikt
gekennzeichnet sind und eine Lösung durch Konsens, durch Kompromlß oder durch
Akzeptanz der Mehrheitsmeinung oder des juristisch legitimen Standpunkts nicht In
Sicht lst,

Bel der Risiko-Kommunikation Im Bereich der Kernenergie lassen sich eine Vielzahl
von Konstellationen unterscheiden, an denen jeweils unterschIedliche Akteure be­
teiligt sind. Einige der wichtigsten Konstellationen werden im folgenden aUfgelistet:

•

•

•

Kontroversen zwischen potentiellen Betreibern und Genehmigungsbehörden auf
der' einen und betroffenen Anwohnern und BOrgerinitiativen auf der anderen
Seite bel der Errichtung von kerntechnfschen Anlagen. Solche Auseinanderset­
zungen gab und gibt es an nahezu allen geplanten Standorten. Prominente Bei­
spiele sind Wyhl, Brokdorf, Wackersdorf und Gorleben.

Kontroversen zwischen kernenerglebefOrwortenden und kernenergiekrItischen
Experten, die sich In verschiedenen Formen manifestieren: bal Podiumsdiskus­
sIonen, In Kommissionen wie der Enquete-Kommission "ZukOnftlge (Kern-)
energiepollllk", bel Hearings (wie 1979 Im Gorleben-Hearing) oder durch Gut­
achtenund Gegengutachten.

Diskussionen um Reaktorkonzepte, GenehmigungsrichtlInien, Standorte und SI­
cherheltsauflagen zwischen Betreibern, Kerntechnikern, der kerntechnischen In­
dustrie, Genehmigungsbehörden und SIcherheitsexperten, bei denen es meist
um Fragen der technischen Auslegung, der NachrQstung vorhandener Kernkraft~
werke usw. geht.

•

• Auseinandersetzungen zwischen der für die nationale EnergiepolItik zuständigen
Bundesregierung und den als Genehmigungsbehörden zuständigen Landesre­
gierungen wie beispielsweise der Konflikt In den Jahren 1978-1980zwischen der
d~mallgen (SPO-gefQhrten) Bundesregierung und der (CDU-gefOhrten)
medersächsischen Landesregierung Ober das geplante nukleare Entsorgungs­
zentrum oder der derzeitige Konflikt zwischen der (CDU~gefO hrten) Bundssre­
glerung und der (SPD·gefOhrten) nordrheln-westfällschen Landesregierung Ober
die Inbetriebnahme des SNR-300 In Kalkar.

Und schließlich Ist die tl I II
d na ona e po tlscha Kernenergiekontroverse zu nennen,
eren Grundlage die Frage Ist, ob in der BundesrepublIk KernenergIe eingesetzt
w:rde~ soll oder nicht. Diese gesellschaftliche Kontroverse liegt wie ein Dach
I) äertadllen anderen Konstellationen der Kernenergle-Rlslko-Kommunlkatlon und
pr g ese entscheidend mit.

Die MOUve und Ziele der ver hl d .
gängllch, da _ wie bereits sc le anen Akteure sind häufig nicht ohne weiteres zu­

angedeutet - in der Selbstdarstellung der Motive und Ziele
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Abbildung 6: Akteure bel der Kommunikation über die Risiken der Kernenergie

eine strategische Komponente enthalten Ist. Auf Setten der Befilrworter der Kernen­
ergie sind - von Fall zu Fall unterschiedlich - folgende Motive zu erwarten:

•

•

•

•

Kernenergie als aus technisch-ökonomischer Sicht optimale Lösung für EnergIe­
versorgungsprobleme (vor allem bel Energieversorgungsunternehmen, Bundes­
und Landesregierungen, CDUICSU, Kernforschung),

Kernenergie als wichtiges Element der TechnoJogleentwlcklung, das wichtig da­
für Ist. daß die BundesrepublIk weiterhin Anschluß an die Internationale techno­
logische Entwicklung behält und Exportchancen auf dem Weltmarkt wahrnehmen
kann (vor allem Bundes- und Landesregierungen, CDUICSU, kerntechnische ln­
dustrie),

Kernenergie als betriebswirtschaftlIeh profitabler Markt (vor allem kernrech­
nisehe Industrie),

Kernenergieforschung und -entwicklung als Garant für das (poIltIsche und öko­
nomische) Überleben von Forschungseinrichtungen (vor allem Kernforschung),
und

• Kernenergie als "Lebenswerk", das man sich nicht "madig" machen lassen will
(vor allem Kernenergieforscher In Wissenschaft und Industrie),

Ähnlich vielschichtig sind auch die Motive auf Selten der Kernenerglekrlttker und
-opponenten. Entsprechend der UnterschiedlIchkelt der Perspektiven wird dte Op­
position gegen Kernenergie von einer ganzen Reihe von Motiven gespeist, die bei
den verschiedenen Personen und kollektiven Akteuren In unterschiedlicher Kombi­
nation wirksam sind. Grob kann man folgende Motivbündel unterscheiden:
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• Zunächst einmal werden mit der Kernenergie erhebliche Gesundhelts- und ~i­

cherheltsrlstken verbunden (fast alle kernenergiekritischen und wohl auch em
Tell der kernenergiebefOrwortenden Akteure),

• Kernenergie wird als qualitativer Sprung in der Technik mit einer gewaltigen Zu­
nahme des SchadenspotentIals betrachtet, zu deren Beherrschung der Mensch
unfähig sei (vor allem alternative Bewegung, aber auch darüber hinaus),

• Kernenergie wird als Symbol, zentraler Bestandteil und Stotze der Industriege­
sellschaft mit Ihren negativen Auswirkungen wie Naturzerstörung und Entfr~m­

dung aufgefaßt (vor allem alternative Bewegung),

• und schließlich dient die Kernenergieopposition als Mittel zur Stabilisierung einer
gegen das politische und wissenschaftliche "Establishment" gerichteten "alter­
nativen" Kultur und Denkweise und Ist "Ideologische" (und ökonomischen)
Grundlage von Institutionen (und "Planstellen") Im Bereich alternativer Politik und
Wissenschaft (vor allem alternative Bewegung).

Unbezweifelbar spielen die perzipierten (Gesundhelts-)Rlslken der Kernenergie eine
große Rolle. Außerhalb der alternativen Bewegung, fOr die auch weitere Motive be­
deutsam sein dürften, Ist die befOrchtete Gesundheitsgefährdung das gravierendste
Motiv fOr die Kernenergieskepsis. Bei den engagierten aktiven Kernenergiegegner,
die auf der "Contra"-Selteals Akteure des öffentlichen Kernenergiekonfl1kts auftreten,
gehen die Motive jedoch häufig Ober das Bestreben hinaus, Gesundhelts- und SI­
cherheltsrislken zu vermelden. Die Argumentation hinsichtlich des Risikos Ist in der
Regel slchsr subjektiv ehrlich, besitzt aber auch eine taktische Bedeutung zur Ge­
wInnung der "schwelgenden Mehrheit" der Bevölkerung fOr die Antl-Kernenergle­
Position.

Ähnlich wie Im Namender Religion zahlreiche Kriege durchgefOhrt wurden, um damit
politische und Wirtschaftliche Interessen zu verfolgen, geht es bei der "Schlacht" um
die Kernenergie nur zum Tell um die Frage der mit Ihr verbundenen Risiken; die
Triebfedern des Konfllkts sind auch unterschiedliche Gesellschafts- und
TechnikleitbIlder. Der "harte" oder "sanfte" Weg der Technik (MEYER-ABICH und
SCHEFOLD 1981), also Beherrschung und Ausbeutung der Natur und damit langfristig
Zerstörung der natOrlichen Lebensgrundlagen oder Leben Im Einklang der Natur, so
~tel1t sic,~ die grundlegende Alternative aus der Sicht einer ökologisch orientierten
Gegen- EHle dar. Aus der Sicht des konservativen "Establlshments" geht es dagegen

um die Bewahrung und FortSchreibung der Errungenschaften der modernen
In~~striegesellsehaft gegen die "sanfte Revolution" (RENN 1980) der IndustrIalismus.
Kritiker.

4.5 "Hldden Agendas" und "Arena Rules"

DKle t Kielrt~energle'RiSiko'KommUnlkation In den im Kapitel 44 genannten
ons e a Ionen sp1elt sieh In versehi d .

"Arena Rules" also s e enen Arenen ab, In denen jeweils eigene
denen konfllkt~rlentle~z~~a~en Spielregeln gelten. DIe vier wichtigsten "Arenen", In

ernenergiekontroverse ausgetragen wird. sind
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•
•
•
•

die parlamentarische Arena,
die adminIstrative und juristIsche Arena,
die wissenschaftliche Arena sowie
die Arena der massenmedialen Auseinandersetzung.

Die vier genannten KonflIktarenen sind in hohem Maße interdependent und aufein­
ander bezogen, wobei der Arena öffentlicher (massenmedialer) Auseinandersetzung
eine gewisse Integratlons- und Koordlnatronsfunktlon zukommt. Diese Funktion wird
beispielsweIse erfüllt durch Lenkung von Aufmerksamkeit, Stereotypisierung von
Akteuren, Vereinfachung von Sachverhalten und damit verbundener Komplexitätsre­
duktion sowie durch Verbreitung von als bekannt unterstellbaren Informationen.

ÜblIcherweise werden KommunIkatIonsvorgänge In der parlamentarischen,
admInistratiV-juristischen und wissenschaftlichen Arena von entsprechenden Initia­
tiven auf der Ebene der öffentlichen Kontroverse begleitet. Nicht selten dürften sogar
Aktionen Im Parlament, vor Gericht oder die Anfertigung wissenschaftlicher Studien
vor allem Im Hinblick auf Ihre Wirkung Im Bereich der öffentlichen Kommunikation
geplant und durchgeführt werden. Umgekehrt dIent das Engagement der sozIalen
Akteure in der öffentlichen Debatte letztlich dem Ziel, EntscheIdungen der Legislative
und Exekutive durch Mobilisierung öffentlichen Drucks In Ihrem Sinne zu beeinflus­
sen.

Erfolgreich kann sich nur derjenige In einer Arena behaupten, der die Jewei1igen Re­
geln einhält. In der wIssenschaftlichen Arena beispielsweise zählen Daten und
Theorien, aber nicht GefOhJe. Vor Gericht lassen sich nur Vermögensschäden und
Gesundheitsschäden geltend machen, nicht aber Befarchtungen wegen fehlender
SozialverträglIchkeit. Juristlech kann man Im Zusammenhang mit der Kernenergie
daher vorwiegend SIcherheitsprobleme thematisIeren (CONRAD und
KREBSBACH-GNATH 1980, 70). In der Arena massenmedialer Auseinal'!dersetzungen
schließlich sind nur solche KommunikatIonsakte zugelassen, die Journalistischen
Auswahlkriterien (sog. "Nachrichtenwerten") genOgen,

Die strukturelle Rahmen der Kontroverse zwingt den betei1lgten Akteuren daher ge­
wisse Einschränkungen auf, die gelegentlich mit dem eigentlichen Anliegen
kollidieren können. Zur erfolgreichen Interessenvertretung In den eInzelnen Arenen
gehört daher häufig das Verleugnen der eIgenen Motive und das Vorschieben von
Ersatzmotlven, die mit den jeweiligen "Arena Rules" kompatIbel slnd, Derartiges
strategisches Handeln lst auf belden Selten der Kernenergfekontroverse anzutreffen
und erschwert natürlich die KommunIkation und die Konsensflndung erheblich.

So rät beispielsweise der KWU-Manager Hermann Rosenau in einem Artikel in der
Neuen ZOrlcher Zeitung (25. Februar 1987) unter der ÜberschrIft "Gladlatorenkämpfe
der Neuzeit" dazu, bel der Akzeptanzdiskussion nicht solchen Argumenten den Vor~

rang zu geben, die man selbst fIlr die Wichtigsten hält, sondern denjanlqan, von
denen man glaubt, sie am plausibelsten erklären zu können.

In genau dem gleichen Sinne argumentferte 1979 auch der damalige

BBU~Vorsitzende Jo Leinen:
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"NaHIrIIch kann man sich vorstellen, daß man sagt, nach menschlichem Ermessen und
bel Funk- tlonleren aller Apparate Ist eine kerntechnische Anlage an sich relativ sicher.
Aber es gibt andere Argumente. warum man dagegen Ist. Da man diese Argumente
aber nicht ins Spiel bringen kann, muß man die SlcherheJtsgeschlchten relativ hoch
halten,"25

Diese Zitate diskreditieren die Kontrahenten in der Kernenergiekontroverse nicht.
denn Jegliche Kommunikation hat immer auch strategische Aspekte. Das bedeutet.
Kommunikation Ist nicht nur der Versuch, sich auszudrücken, sondern vor allem auch
der Versuch, beim Kommunikationspartner Wirkungen zu erzielen. Allerdings ist der
Grat zwischen "legitimer" Rhetorik, die von der Denkweise des zu Oberzeugenden
Meinungsgegners (oder Publlkumsl) ausgeht und In bezug auf dless argumentiert
und der möglichen Belastung der eigenen GlaubwOrdlgkelt durch dieses strategische
Vorgehen, ausgesprochen schmal. Ein Auseinanderklaffen von Standpunkt und Ar­
gumentation, von Motiven und BegrOndung, ist für die Akteure der Kontroverse
transparent, wird aber in der Regel nicht (oder allenfalls als Vorwuli beim jeweiligen
Gegner) thematisiert, weil das die jeweiligen "Arena Rules" nicht zulassen. Es gibt
also eine sog, "Hldden Agenda", eine versteckte Tagesordnung. Die an der Kern­
energiekontroverse beteiligten Akteuere sparen natOrllch diese Diskrepanz beim je­
welligen Kontrahenten und Interpretieren sie als Unaufrichtigkeit.

So behaupten beispielsweise die KernkraftbefCIrworter, die Kernenergiegegner war­
den mit dem Ziel einer Manipulation der Öffentlichkeit laufend Studien Ober Kern­
energierisiken mit absurden Behauptungen aufstellen, an die sie selbst nicht
glaubten. Kindersterblichkeit In der Umgebung von kerntechnischen Anlagen. Wald­
sterben und sogar Aids - nahezu alles, was unangenehm sei. sei bereits einmal mit
Kernenergie In Verbindung gebracht worden. Die an den Haaren herbeigezogenen
angeblichen Risiken hätten nur den Zweck, als Waffe Im Kampf gegen die Kernener­
gie zu dienen. der In Wirklichkeit aus Ideologischen Motiven gefahrt werde. Der
WIssenschaftsredakteur der "Financlal TImes", Davld FISHLOCK (1988), bringt diese
Kritlk mit d~r Bemerkung auf den Punkt, die "nukleare Drohung" sei nichts anderes
als die FähIgkeit der Kernenergie, zuverlässig prelsgQnstlge Energie zu liefern. Er
unterst~IIt, dies mißfalle der ökologischen Bewegung, weil die Industriegesellschaft
damit eme ZukunftsperspektIve erhalte.

Kernene.rglekrltlk~r wiederum sagen, daß es den KernenergiebefOrwortern nicht In
erster Lmle um dle angeblichen ökonomischen Vorteile der Kernenergie gehe. Da­
hinter stecke vielmehr eine Fortschrltts~ und Wachstumsideologie das Verfolgen von
~lgenen Inte.ressen auf seiten der KernforSchung und KernenergIeindustrie und ge­
~gentlich ~'lIrd sogar unterstellt, die "sogenannte friedliche" Nutzung der Kernener­
~I~Chabe die Au~gabe,.die Option für eine kOnftlge militärische Nutzung offenzu halten.

h bel der DI~kusslon um die Erhöhung des CO
2-Antells

in der Atmosphäre wird
de~ Ker~energlebefürwortern unterstellt, sie bauschten die KlImarisiken der
ZIVllls~tonsChen CO2-Emmisslonen auf. um damit ein neues Argument für die Kern­
energIe zu haben.

25 ZItiert nach CONRAD und KREBSBACH GNATH
• (1980, 70).
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Jobst CONRAD (1987) bezeichnet aus diesen Granden die Risikodebatte um die
Kernenergie als ein "Ritual", das andere, tiefere Ursachen verdecke. Ähnlich, aber
polemischer, argumentieren Erwln K. SCHEUCH (1980), der von der Kernenergiekon­
troverse als "Vehikel für Kulturkritik" spricht, oder Renate KÖCHER (1988), die In der
Kernenergiekontroverse die "Herrschaft der Ideologie" diagnostiziert.

Auch wenn einem die Polemik In der Argumentation nicht gefällt: die genannten Au­
toren haben recht. Es geht In der Kernenergtekontroverse auch um Ideologie, um
Moral, um Kulturkritik, um Lebensstlle und um Macht und Einfluß - allerdings auf
belden Seiten. Und nicht vergessen werden sollte, daß es unter anderem auch um
Risiken geht.

Die Risikodebatte als "Stellvertreterkrieg" ist natürlich nur so lange durchhaltbar, wie
diese Fiktion von den Konfliktparteien nicht offen zugegeben wird. Belege, daß auch
In der Rlsiko-Nutzen-Debatte andere MotivbOndei die treibende Kraft darstellen, sind
daher, nur sehr schwer zu finden. Als Hinweis darauf könnte man jedoch beispiels­
weise die wechselnden BegrOndungen tor die Notwendigkeit der Kernenergie anse­
hen. Mindestens fOnf Ineinander abergehende Phasen der BegrOndung der Notwen­
digkeit von Kernenergie lassen sich nachweisen:

•

•

•

•

• Kernenergie Ist eine billige Energie, bei der - nach dem Schrecken der
Atombombe - die Kernkräfte nun zum Wohle der Menschheit verwendet werden
("atoms for peace"-Bewegung).
KernenergIe Ist erforderlich, um angesichts der begrenzten Ressourcen slne
drohende EnergielOcke zu verhindern. Dies wurde vor der Ölkrise mit den Pro-
gnosen Ober den Energieverbrauch und die Koppelung des Energieverbrauchs
mit dem BSP belegt und gestotzt durch pesslmlsttsche Ressourcenschätzungen
beispielsweise des Club of Rome.
Kernenergie Ist erforderlich, um eine höhere EnergJeautarkfe gegenaber den 01­
ländern zu gewinnen (seit der 1. Ölkrise 1973).
Kernenergie Ist erforderHch, um den sauren Regen und das Waldsterben zu re-
duzieren.
Kernenergie liefert einen Beitrag zur Entschärfung des CO2-Problems.

Alle diese Argumente mögen sttchhaltlg sein. Der Wechsel der BegrOndungen für
den Einsatz der Kernenergie nach Gesichtspunkten öffentlicher Opportunität deutet
Jedoch darauf hin, daß die tatsächJlchen Motivbündel viel grundlegender sind. Die
Verteidigung der Kernenergie stellt sich für den harten Kern der Befürworter als
VerteidIgung der Industriegesellschaft schlechthin und der für diese zentralen
ökonomisch-technischen Interessen dar. Auch Argumente wie, beim Ausstieg aus
der Kernenergie drohe der deutschen Industrie der Verlust der Glaubwürdigkeit Im
Exportgeschäft, deuten darauf hin, daß man mlt der Kerntechnik zugleich auch zen­
trale Werte der modernen Industriegesellschaft zu verteidigen meint.

Auf der Seite der ökologisch orientierten Kritiker gibt es eine ähnliche doppelte Ar­
gumentatlonsstrategie, die etwa bel MEYER-ABICH und SCHEFOLD (1986) nachzu­
weisen Ist. Im Grunde geht es Meyer-Ablch um eine phlJosophische Auseinander­
setzung zwischen verschiedenen Formen des Umgangs mit der Natur und damit
korrespondierenden Gesellschaftsformen. Die Kernenergie sieht er dabei primär als
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Abbildung 7: Meinungsumfragen zur Kernenerg1e 1957·1983

Dfe Grafik beruht aufErhebungen des Instituts tor Demoskopie Allensbach, das Im Zelt·
raum von 1957 bis 1983 eine Frage zur Kernenergie Insgesamt 16 mal gestellt hatte (Da:
ten entnommen aus DUBe 1988, 33).Der Überslchttichkelt halber wurden dle jeweils zweI
positiven und negativen Antwortalternativen zusammengefaßt.

"Symbol" und zentrales Element der einen, von Ihm bekämpften Gesellschaftsform,
des "harten" Wegs an. Nun Ist es sehr schwer, außerhalb Intellektueller ZIrkel eIne
Argumentation phIlosophisch zu Iühren, Ersatzweise wird daher elne Diskussion In

den Kategorien von Nutzen und RisIko der KernenergIe geführt, die den meisten

Menschen eingängiger sind und relevanter erscheinen.

4.6 Verlauf der Kernenergiekontroverse

Die eigentliche Kernenergiekontroverse begann In der Bundesrepubl\k Deutschland

MItte der 70er Jahre, zu einer Zeit also, ln der Me1nungsumfragen eIn so gonstiges
Klima für die Kernenerqls ausmachten wIe nIe zuvor und niemals später mehr (Ab­

bildung 7). Bis 1976 hatte sIch die assoziative Verknüpfunq von "AtomenergIe" und

"Atombombe", die bls dahin dle Perzeptton der Kernenergie weitgehend geprMt
hatte, erheblich gelockert. DaffJr wurde stärker dle Bedeutung der Kernenergie ZIH

Stromerzeugung wahrgenommen (Tabelle 3). Trotz dieses fOr die Kernenergie gul\­
stlqen MeInungsklImas, das möglicherweise durch die erste ÖlkrIse 1973 und den
allgemeinen Wunsch nach stärkerer energlepolltlscher Unabhängigkeit von den
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arabischen "Ölscheichs" mit beelnfluBt wurde, beginnt mit den gewalttätigen Aus­
einandersetzungen beim Bau des Kernkraftwerks Wyhl 1975 ein neuer Abschnitt in
der gesellschaftlichen Behandlung der Kernenergie.

1960 1970 1976 1979
% % % %

Atombombe, Krieg 76 47 37 4
nichts Gutes · 2 5 3
Strom, Energie 11 22 21 25
Kraftwerke, Reaktoren · 25 28
frledllche Nutzung, Fortschritt 7 19 5 4
Reaktorunfall, Umweitbelastung · . 2 31
Demonstration. BUrgerinitIativen · * . 8
Sonstiges 10 5 8 5
• nicht angefallen

Tabelle3: Vertlnderungen in den Assoziationen zum Begriff"Atomenergie"

Zwischen 1960 und 1979 veränderte sich erheblich die Strukturder Assoziationen, die bel Er­
hebungen auf die Frage "Woran denken Sie. wenn Sie von Atomenergie hören?" genannt
wurden. Während 1960 der Bezugzur "Atombombe" bei weitem ImVordergrund stand, splelle
dieser Aspekt 1979 kaum noch eine Rolle. Dafürgewinnen die Assoztatlonen der Nutzung der
Kernenergie zur Stromerzeugung seil etwa 1970 an Bedeutung. Zwischen 1976 und 1979
nimmt Jedoch auch die Zahl der Nennungen von Gefahren der friedlichen Nutzung der Kern­
energie ("Reaktorunfall", "Umweltbelastung") erheblich zu, Die Daten beruhen auf Erhe­
bungen des Instituts für Demoskopie Allensbach (zitiert nach scheuch, 1980, S. 276).

Belegen läßt sich dieser Umschwung anhand mehrerer Indikatoren. So richten bei­
spielsweise seit 1975 die nationalen Medien ihre Aufmerksamkeit auf die Kernener­
gie und behandeln ausfOhrlIch auch kritische Probleme. Wie aus einer inhaltsanalyse
der Technikberichterstattung durch KEPPLINGER (1988) hervorgeht, nahm der Um­
fang der Berichterstattung aber Kernenergie zwischen 1974 und 1976 erheblich zu
Gleichzeitig wurde die Kernenergie in den Beiträgen der Medien deutlich kritischer
bewertet (Abbfldu ng 8).
Auch RÖTHLEIN (1978, 46) registrierte dIesen markanten Anstieg der Berichterstat­
tung aber Kernenergie Im Verlauf der Jahre 1975/76.

Ein weiterer Indikator dafür, daß die Auseinandersetzungen um die Kernenergie eine
neue "Qualität" erhielten, Ist die seit etwa 1975 stark gestiegene Zahl von Fragen in
demoskopischen Umfragen, die sich mit der Einstellung der Bevölkerung zur Kern­
energie befaßten. Dies läßt sich als HinweIs darauf deuten, daß die öffentliche Op­
positton gegen Kernenergie seit etwa dieser 'Zelt seitens der auftraggebenden Insti­
tutionen als gravIerendes Problem verstanden wurde (DUBE 1988,3).

Als Folge der zunächst nur von relativ wenigen Kernenergiegegnern erzwungenen
gesellschaftlichen Thematlslerung von "Kernenergie" und der dadurch bedingten
DiffUsion des Wissens auch Ober potentiell problematische und bedrohllche Aspekte
der Kernenergienutzung wandelte sich langsam auch das Image der Kernenergie in
der breiten Bevölkerung. Bis 1984 erreichte der Anteil der Kernenergiegegner in der
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Abbildung 8: Kernenergieberichterstattung 1965.1986

Die belden Grafiken geben den UmFang der Berichterstattung Ober Kernenergie (oben)
sOWie die darin enthaltene mittlere Bewertung anhand eines Index mit dem Wertebereich
von ·3 bis 3 (unten) wieder. Die Daten beruhen auf einer Inhaltsanalyse der vier überre­
gionalen Tageszeitungen FrankFurter Allgemeine Zeitung, Die Welt, SOddeutsche Zeitung
und Frankfurter Rundschau sowIe der "Zelt", des ·Stern. und des "Spiegel" durch
KEPPLINGER (1988, 665).

Bevölkerung in etwa wieder den Stand wie Ende der 50er Jahre. Während damals

Jedoch die kritische Bewertung weitestgehend auf die Erinnerung an die
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AtombombenabwOrfe und die Diskussion des "Fall-out" aufgrund der oberirdischen
Atombombentests zurückzuführen war, beruht die kritische Bewertung selt Ende der
70er Jahre auf den wahrgenommenen Slcherhelts- und Umweltproblemen bel der
friedlichen Nutzung der Kernenergie.

Mit dem Beginn der Intensiven Phase der Kernenergiekontroverse verbunden war ­
wie NELKIN und POLLAK (1981, 187) zutreffend anmerken - eIne Entwicklung In
Richtung einer Umkehr der Beweislast, die seit 1979 durch den Unfall In Three Mile
Island noch verstärkt wurde. Nicht mehr die Gegner der Kernenergie hatten deren
Gefährlichkeit nachzuweisen, sondern umgekehrt mußten Ihre BefOrworter die un­
gefährlichkeit und Beherrschbarkelt darlegen. SeItdem wird auch von selten der
KernenergiebefOrworter diese Technologie Oberwiegend nur noch als "notwendiges
Übel" verteidigt und weniger als eine Energiequelle mit prinzipiellen (ökologischen
und wlrtschaftHchen) Vorteilen gegenOber etwa den fossilen Energieträgern.

Erstaunlich Ist, daß das Kernenergiethema seit dieser Zelt ein wichtiges politisches
"lssue" geblieben Ist. Folgt man den Vorstellungen, die von DOWNS (1972) zum
"lssue-Attention Cycle" entwickelt wurden oder denen von Niklas LUHMANN (1970)
zur Themenkarriere, so erwartete man einen Scheitelpunkt des öffentlichen Interes­
ses an einem Thema, gefolgt von einer abflauenden Aufmerksamkeit. Das Kern­
energiethema hält sich jedoch nunmehr seit fast 15 Jahren als ein wichtiger öffent­
licher Streitgegenstand. Es hat nur selten an der Spitze der Rangfolge öffentilch
dlskutlartar Themen gestanden, war jedoch fast während der ganzen Zelt Im Rahmen
der Umweltdiskussion eine "wichtige mittlere Sorge" (SCHEUCH 1980, 271). Drei
Grande können angefllhrt werden, warum die Kernenergieproblematik das rasche
Auf und Ab der Modethemen überstanden hat:

1. Zunächst Ist festzustellen, daß es eine Vielzahl von Anlässen gegeben hat und
noch gibt, an denen sich der Kernenergieprotest immer wieder neu entzünden
konnte, z.B, Inbetriebnahmen von Kernkraftwerken. Planungen für nukleare ln­
frastrukturalnrlchtu ngen wie Zwischenlager, die Wiederaufarbeitungsanlage
Wackersdorf, die geplanten BundesendJager fOr radioaktive Stoffe In Gorleben
und Salzgitter, Störfälle In ln- und ausländischen Kernkraftwerken, der Unfall im
amerikanischen Kernkraftwerk bel Harrlsburg (1979), die Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl (1986) und schließlich der Bestechungsskandal In der bundes­

deutschen Nuklearindustrie (1988).

Es gibt dabei eine Rückkoppelung zwischen der Bedeutung, die dem Kern­
energiethema In der Öffentlichkeit zugemessen wird und der Bewertung der
verschiedenen Ereignisse. Einzelanlässe, etwa kleine Störfälle, die In
nichtnuklearen Jndustrleanlagen kaum Anlaß für eine Berichterstattung wären,
erhalten eine große Bedeutung im Kontext des Kernenergiethemas. Kern­
energlebefOrworter sagen, daß solche Ereignisse aufgebauscht werden: für die
Kernenergiegegner sind sie jedoch Hinweise darauf. daß mit der Kerntechnik
wirklich etwas nicht stimmt und zudem wlllkommene Gelegenheiten, die eigenen
Anhänger zu mobilisieren und Zweifel In der breiten Öffentlichkeit zu erzeugen,
Umgekehrt tragen diese EInzeianlässe wieder dazu bel, Ober den konkreten An­
laß hinaus, die Kernenergie In der öffentlichen DIskussion zu halten, die Auf-
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merksamkelt von Medien, Öffentlichkeit, Politikern und anderen gesellschaft­
lichen GruppIerungen auf sie zu lenken.

2, Außerdem hat das Kernenergiethema neben seiner durch die potentiellen lndl­
.vlduellen Gesundheltsrlslken bedingten "Relevanz" eine weitere wichtige Eigen­
schaft, die es geeignet für eine abwechslungsreiche öffentliche Diskussion macht
und den journalistischen "Nachrlchtenwert" der Aktualltät (vgl. z.B. MERTEN 1973,
218) erfOllen hilft. Diese Eigenschaft Ist "Komplexität". Die Kernenergie hat un­
endlich viele Facetten, die In nahezu beliebiger Kombination problematisiert
werden können. Wegen dieser Komplexität sind auch Brackenschläge zu an­
deren politischen Themen leicht zu schlagen. etwa zu den Waldschäden oder zu
Aids. Alle denkbaren RIsiken lassen sich mit allen kerntechnischen Einrichtungen
kombinieren: das KatastrophenmotiV etwa mit Reaktoren, Zwischenlagern, Wie­
deraufarbeitungsanlagen und Endlagern. Auch die Gefährlichkeit von PlutonIum
läßt sich sowohl am BeIspiel der Wlederaufarbeltung und der Transporte
nuklearen Materials als auch In Zusammenhang mit dem Schnellen Broter
thematisieren. Wenn sich ein Aspekt fOr die öffentliche Diskussion abgenutzt hat,
Ist es nicht schwer. einen anderen "unverbrauchten" zu (er-)flnden.

3. Schlleßllch hängt die Dauer des Kernenergiethemas auch mit der Länge der
Entscheldungs-, Planungs- und AusfOhrungsprozesse zusammen. DIe Errichtung
des Schnellen Brutreaktors (SNR) In Kalkar wurde z.s, bereits 1972 beschlossen.
Die Erkundungsarbeiten für das Endlager Gorleben begannen 1979; seinen Be­
trieb aufnehmen wIrd es frühestans Im Jahr 2010. Eine Politik nach dem PrinzIp
"Wir fällen eine Entscheidung und in ein paar Monaten spricht niemand mehr
davon", Ist angesichts der Vielzahl von ZwIschenschritten Im Planungs-, Geneh-
migungs- und Bauprozeß kaum durchzufahren. .

4.7 Ursachen und Hintergründe des Konflikts

Eine wlchtlge Frage bei der Betrachtung der Kernenergiekontroverse aus der Per­
spektlve der "Risiko-Kommunikation" Ist, ob der KernenergiekonflIkt sich primär als
Prob~em der KommunIkation aber Risiken auffassen läßt, ob er also durch "OptimIe­
rung der KommunikatIonsprozesse entschärft oder gelöst werden könnte (vgl. dazu
FREDERICHS und LOEBEN 1978). Es gibt gelegentHch _ Insbesondere bei den Ex­
perten des "Pro-Kernenergle"-Lagers - dle Auffassung, wenn man nur die Öffent­
lichkeit ausreichend aufklären würde oder wenn nur dIe Medien fachmännisch und
ausgewogen Ober Kernenergie berichten würden, dann erledige sich die Kern­
e~ergi~kontroverse von selbst (nämlich durch Übernahme der Expertensicht durch
d!e breite Öffentl~chkelt). Die Lösung des KernenergiekonflIkts wird nach dieser (so
slc~er überpolntJert dargestellten) Auffassung durch eine Kommunikationsstörung
ZWischen den Experten und der breiten Öffentlichkeit verhindert. Die Kommunika­
tionsstörung wird gesehen

•
•
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In der mangelnden Fähigkeit oder Bereitschaft der Öffentlichkeit, wissenschaft­
liche Sachverhalte zu verstehen,

dem manipulativen EInfluß der Vermittlungssysteme (Massenmedien Schulen)
oder ,



• selbstkritisch in der fehlenden Fähigkeit von Experten, Ihr Wissen allgemeinver-
ständlich der Öffentlichkeit mitzuteilen. .

TechnIsch argumentierende Befürworter der Kernenergie halten die
Akzeptanzprobleme der Kernenergie also häufig für ein Problem mangelnder Infor­
mation - dem mittels Informatrons- und Aufkll:lrungskampagnen begegnet werden
könne.26 Den gut informierten KernenergIegegnern unterstellen sie Argumentation
wider besseres Wissen, die dIe Angst und Unlnformlerthelt der Mehrheit der Bevöl­
kerung ausnutzt. Die engagierten Kritiker der KernenergIe wiederum halten die
technischen ArgumentatIonen für zu kurz gegrIffen, die Befürworter, die die Bevöl­
kerung mit problematischen RisikostudIen zu beruhigen suchten, für Interessenab­
hängig oder blaUäugig. Eine gemeinsame Grundlage für die Diskussion Ober Risiken
und Chancen der Kernenergie kommt so nicht zustande. Gegenseitig wird die Be­
reitschaft und Fähigkeit zu einer sachgemäßen AuseInandersetzung bestrItten.

KommunIkationsprobleme ergeben sich auch dadurch, daß Sender und Empfänger
von Informationen unterschIedlichen Perspektiven 'und Bezugssystemen ("frames of
reference") verhaftet sein können und Informatronen Ihre Bedeutung ändern, wenn
sie In unterschiedlichen Kontexten erzeugt und rezipiert werden. Mit den unter­
schiedlichen Perspektiven sind unterschiedliche "Codesysteme" verbunden. Voraus­
setzung für Kommunikation Ist jedoch die Gleichheit oder jedenfalls die Ähnlichkeit
von Codesystemen, sonst sind MIßverständnisse bei der Kommunikation bzw. letzt­
lich Kommunikationsunfähigkeit die Folge. Beispielsweise sind statistische Aussa­
gen sind nur In einem quantitatIv orientierten Kontext von Bedeutung. In einer quali­
tativ geprägten Perspektive bleiben sie bestenfalls unverstanden und werden Im
ungOnstrgen Fall mißverstanden. Jemand, der quantitativ orientiert ist, wird etwa die
"Deutsche Risikostudie Kernkraftwerke" In dem Sinn interpretieren, daß Störfälle mit
katastrophalen Folgen sehr unwahrscheinlich sind. Jemand, der mit qualltatlven Ka­
tegorien an die Interpretation herangeht, wird mit Recht sagen, aus der Studie folge,
Katastrophen Im Zusammenhang mit der Kernenergienutzung seien nicht ausge­
schlossen.

Eine Aussage wie "Mit der Erzeugung von 1 GWaStrom aus Kernenergie Ist Im Mittel
1 tödlicher Arbeitsunfall verbunden:', die im Rahmen quantitativer RisikostudIen Sinn
macht, wird als blanker Zynismus aufgefaßt, wenn sie In einem affektiven Kontext
rezipiert wird. Emotional getönte Aussagen dagegen werden umgekehrt In einem
von rationalem Kosten-Nutzen-KalkOI geprägten Denkrahmen als "Irrationalität" ab­
getan, FOr die Personen, die emotional argumentieren, bringt man allenfalls Ver­
ständnis auf - etwa von der Art, wie es ein Psychiater gegenOber seinem an

Wahnvorstellungen leidenden Patienten empfindet.

In der Kernenergiekontroverse gibt es daher nicht nur konkurrierende Auffassungen
darüber, welches die beste Energieversorgungsstrategie oder -technologie Ist. son-

26 Dafür, daß diese Auffassung falsch Ist,sprechen allerdings sowohl amerikanische als auch
bundesdeutsche Erfahrungen, wonach die Einstellung zur Kernenergie kaum mll 'dem
WIssensstand Ober sie korreliert ist (vgl, z.B. MAZUR 1984. 111; HENNEN und PETERS
1990)



dern H auf einer viel elementareren Ebene der Wahrnehmungs und EInstellungsbil­
dungsprozesse - auch konkurrierende Perspektiven oder "Frarnes" des EntscheI­
dungsproblems. MAZUR (1985) macht deutlich, daß bereits das Einlassen auf eine
Rlslko-Nutzen-Betrachtung die implizite Entscheidungfür eine bestimmte Perspektive
darstellt. Außer als Kosten-Nutzen-Kalkül kann man das Kernenergieproblem bei­
spielsweise als ethisches Problem der Verantwortbarkelt von menschlichen Hand­
lungen (vgl. z.B, die Erklärung der Deutschen BIschofskonferenz (1980) zu Fragen
'der Umwelt und der Energieversorgung), das Verhältnisses von Mensch und Natur
(MEYER-ABICH 1984) oder der Wahl von Lebensstilen und Gesellschaftsordnungen
ansehen. Und selbst die Kosten-Nutzen-Perspektlven verschiedener Personen,
Gruppen oder Institutionen können sich beispielsweise In folgenden Punkten unter­
scheiden und zu unterschiedlichen Ergebnissen bel der Abwägung der Vor- und
Nachteile der Kernenergie fahren:

• Kurzfrlstlqe vs, langfristige Betrachtung (Zelthorizont 5 Jahre, 50 Jahre oder
100.000 Jahre)

• Nationale vs. Internatlonale Betrachtung
• "Analytlsch-sclerrtlstlscha" vs, "ganzheitlich-subjektive" Perspektive
• Quantitative "enge" technische Analysen des Risikos wie In probabIlIstischen

Rlslkoabschätzungan vs. umfassende RIsikobetrachtungen unter Einbezug "qua­
litativer" RIsikofaktoren und weiterer Schadensdimensionen wie z.B, gesell­
schaftliche Auswirkungen und Quellen von Unsicherheit

• Technische Beherrschbarkelt vs. gesellschaftliche Beherrschbarkelt als
Problemparadigma

• Perspektive des Anwohners einer kerntechnischen Anlage versus der Perspekti-
ve eines nur indirekt betroffenen BOrgers

Da nun eine echte Kommunikation, bel der einer den anderen versteht, nur möglich
Ist, wenn ein gemeinsames Codesystem und ein gemeinsames Kommunlka­
tlonsparadlgma besteht, wäre es erforderlich, sich aus dem Gedankenkontext, In dem
man sich befindet, zu lösen und sich auf einen gemeinsamen "Metakontext" zu el­
nlqen, In dem man dann beispielsweise die UnterschiedlIchkelt der Perspektiven
thematisieren könnte. Zum KommunikatIonsparadigma gehören beispielsweise die
Regeln, nach denen Aussagen als "wahr" oder "falsch" klassifiZiert werden, Wenn
diese Regel rar die eine Seite etwa "subjektive Erfahrung". für die andere Seite da­
gegen "wissenschaftliche Lehrmeinung" Ist, Ist eine Verständigung so gut wie aUS­
geschlossen.

Nun Ist das Lösen aus einem Paradigma ein Vorgang, sehr sowohl erhebliche
kogn~t~ve als auch affektive Anstrengungen erfordert, da solche Perspektiven nicht
kogOltlv Obernommen, sondern durch Sozlali~atlon erworben werden. AUßerdem Ist
d~s Lösen aus einem Paradigma - aus subjektiver Sicht _ mit erheblichen Risiken für
die Durchsetzung des eigenen Standpunkts verbunden erlebt man doch an sich
selbst und demonstriert anderen die Relatlvltät der etg~nen Perspektive und unter­
gräbt damit 1hr~n absolutenGeltungsanspruch. In der subjektiven Wahrnehmung und
wohl auch faktisch kann das die Überzeugungskraft des eigenen Paradigmas auf
seine .AnhängersCh~älern. Subjektiv rational suchen die Kontrahenten in der Kern~
energiediskussion die Auseinandersetzung mit dem jeweiligen Gegner innerhalb des
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eigenen Paradigmas, also auf dem Feld, auf dem sie die besseren Karten zu haben
glauben. Interessanterweise kam dabei dennoch in gegenseitigem Einvernehmen
eine "Einigung" auf den Streitgegenstand "Risiko" zustande.

Die BefOrworter glaubten sIch auf sicherem Boden; schließlich Ist keine Technik zu­
vor mIt einem solchen Aufwand an SlcherheitsOberlegungen entwickelt worden wIe
die Kerntechnik. Damit meinte man. allen BefOrchtungen aber Kernenergferlslken
den Boden entziehen zu können. Es dauerte allerdings nicht lange, da sahen sich
die BefOrworter und Entwickler der Kerntechnik In einer Kraft und Ressourcen ver­
schlingenden Deta[lauselnandersetzung mit kenntnisreichen Kernenergiegegn'ern
verwickelt. die auf eine eIgene. sich zunehmend konsolIdierende wissenschaftliche
Infrastruktur von "alternativen" Forschungsinstltuten zurOckgrelfen können. Die ge­
genwärtige Bedeutung des sich als Korrektiv zur Establishment-Wissenschaft ver­
stehenden "alternativen WIssenschaftssystems" zeigt sich beispielsweise auch dar­
an, daß diese Institute mittlerweile Im Auftrag staatlicher Stellen Gutachten erstellen
sowie als (Gegen~)Experten zu Anhörungen und Hearings eingeladen werden.

FOr die Kernenergiegegner hat das "Rfslko" den großen Vorzug. daß sich dieses
Thema wegen der möglIchen Emotlonallsierung sehr gut zur Popularlsierung eignet
und sich damit eine breite Öffentlichkeit fOr die Kontroverse erschlIeßen läßt. Darüber
hinaus Ist "RisikomInimierung" im Rahmen der staatlichen Gefahrenvorsorge eIne
politlsch unumstrittene Aufgabe. deren Nicht~Erfaliung gegebenenfalls auch gericht­
llch eingeklagt werden kann. Der Streitgegenstand "Risiko" ermöglicht damit, dIe
Kernenergiekontroverse ~ welche MoUve auch Immer dahinter stehen mögen - dem
pol1tlsch-admlnlstratlven und juristischen System und damit auch indIrekt der

EnergIewirtschaft aUfzuzwingen.

Da das politIsch-administrative System seit den Anfängen der kerntechnischen Ent­
wicklung In der Bundesrepublik gemeinsam mit der IndustrIe die Förderung und
Entwicklung der Kernenergie betrleb27 • bestand der einzig erfolgversprechende Weg
der Kernenergieopposition In der Alarmierung und Aktlvlerung der Öffentlichkeit. Das
Risiko der Kernenergie ~ eine Frage von "Leben" und "TodN jedes Einzelnen - war
dazu besser geeignet als jeder andere Aspekt; Insbesondere besser als die Forde­
rung nach einer ökologischen Wirtschafts- und Gesellschaftsverfassung, für die sich
gegenwärtig wohl keine Mehrheit In der Bevölkerung finden lassen würde.

Die nur mäßigen Korrelationen. die man bel Umfragedaten zwischen der Einstellung
zur Kernenergie und soziodemografischen Variablen beobachtet (vgl. z.B, PETERS
u.a, 1987

1
771), deuten darauf hin, daß die Kernenergiegegner In Ihrem Versuch,

Zweifel an der Sicherheit der Kernenergie selbst In bOrgerllch-konservative Kreise

zu tragen, ausgesprochen erfolgreich waren.

27 Noch heute sind eine Reihe staatltcherStellenwie beispielsweise das BundesministerIum
fllr Forschung und Technologie (BMFT), verschIedene Landesministerien sowie dle
Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB), die wichtige Funktionen beim AUfbau eines
Enlsorgungssystems rar radioaktive Abfälle besitzt. Mitglieder des Deutschen Atomforum
e,V.,dessen Ziel u.a. die Förderung der HAkzeplanz der Öffentlichkeit fOr die KernenergIe"
Ist (DEUTSCHES ATOMFORUM 1988,11).
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Daß dies gelang, hängt u.a, mit Mechanismen der Rezeption von (massenmedlaJ
vermittelten) Informationen zusammen: Man rezipiert offenkundig schlechte Nach­
richten eher als gute (vgl. NOELLE-NEUMANN und DONSBACH 1987).28 Die bevor­
zugte Rezeption negatIver Informationen über eine Technologie durch die
Rezipienten (selbst wenn in der Berichterstattung positive und negative Informa­
tionen "ausgewogen" repräsentiert sind) trifft auf die Alltagsheuristik "Vorsteht". Bel
Unsicherheit aufgrund divergierende Beurteilungen der Sicherheit einer Technologie
durch unterschiedliche InformatIonsquellen wird man dazu tendleren, sich entspre­
chend der pessimistischen Einschätzung zu verhalten ~ u.u, selbst dann, wenn man
die optimistischere Einschätzung fOr wahrscheinlicher hält. "If doubt 15 ralsed about
the safety of the technology, many In the publlc prefer to err on the side of safety, as
If saylng, 'When in doubt, reject the technology • better safe than sorry' (SAPOLSKY
1968)" (MAZUR 1984, 111). Um In der Bevölkerung eine kritische Stimmung gegen
eine Technologie zu erzeugen, reicht es daher aus, Zweifel an der Sicherheit zu
säen. Es Ist unnötig, diese schHlsslg zu baqründen, Die Zweifel auszuräumen, Ist
dagegen mit vergleichsweise hohem AUfwand verbunden bzw. so gut wie ausge-
schlossen. .

Obwohl In der Kernenergiekontroverse sowohl Probleme mangelnder Informatton,
"strategischer" Argumentation und gegenseitIges MIßverstehen aufgrund differieren­
der "Paradigmen" als "Kommunikatlonsstörungen" eine Rolle spielen und die Debatte
komplizieren dürften, erschöpft sie sich aber nicht darin. Selbst bei subjektiv ehrlich
argumentierenden und gut Informierten Kommunikationspartnern würden Meinungs­
verschiedenheiten Ober die Verantwortbarkelt der Kernenergie bestehen bleiben.
Deren Grande dOrften In unterschIedlichen Auffassungen über anzulegende Per­
spektiven, unterschiedlicher Einschätzung verbliebener Unsicherheiten In den vor­
handenen Informationen sowie unterschiedlichen Vorstellungen Ober wOnschbare
ZukOnfte liegen.

4.8 Besonderheiten der Kernenergiekontroverse In der BRD

Risiko-Kommunikation findet auf verschiedenen Gebieten statt. als Innerwlssen­

~~:aftIlCher. Diskurs z.a, zwischen Reaktorbauern und Slch~rheltsexperten, als
kurs ZWischen potentiellen Betreibern als Antragsteller und Genehmigungsbe-

28 ~~ ~as [rur a~lt Themen und Situationen gilt, Ist frel1lch sehr unwahrscheInlich Vermutlich
ReZI~n gt de -NegaUvitat" der Information als vielmehr Ihr ulnrormatlonsw~rt~ fOr den

k an en as ausschlaggebende Kriterium, Ein Verdurstender dUrfte besonders aut-
mer sarn gegenüber Information I
statt die b d en se n, die das Vorhandensein von Wasser betreffen.
belagertene~~:dt;s~ ~~ r~ZIPieren. die den Mangel an Wasserzum Thema haben. In eIner
Ist dierelevante I f re ~chrlcht, daß ein Konvoi mit VersorgungsgIltern durchgekommen
ha~ In unserer n °drmatlonen undntcht, daßes wieder einmal ein Konvoi nicht geschafft

. geor nelen Welt sind es I r
tronen die eine Abw I h normaerweise Jedoch die negativen Inorma-
lnrorm~tionswert bes~; u~ von der gewohnten Routine ausdrücken und insofern einen
den größlen Wert wen. er viel zu verlieren hat, für den haben NegatIvinformatIonen

. er nur zu gewin h
formalIonen etwas anfangen (Z Dnen at, der kann nur mit Chancen andeutenden ln-
21Sr.) . Ur iskusslon des Informationswertes vgl. MERTEN 1973,
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hörden, zwischen Einwendern und Genehmigungsbehörden vor VerwaltungsgerIch­
ten, In den Parlamenten und zwischen verschiedenen Staaten beispielsweise Im
Rahmen der Internationalen Atomenergiebehörde. Obwohl die Diskussionen um Re­
aktorsicherheit, ProJlferatlonsprobleme usw. weitgehend internationalisiert sind (wo­
bei die USA als Vorreiter und Trendsetter gelten können). bestImmen die spezi­
fischen Randbedingungen In den einzelnen Ländern wie Ablauf der
Genehmigungsverfahren. Klagerechte, aber auch die Jeweilige Reaktortechnologie,
ob Kernwaffenstaat oder Nicht-Kernwaffenstaat, Inhalt und Form der Diskussion auf
den verschiedenen Gebieten mit. Es würde bei weitem den Rahmen dieser Darstel­
lung sprengen. wollte man die nationalen Besonderheiten auch nur der wichtigsten
Länder, In denen Kernenergie eingesetzt wird, auf diesen GebIeten darstellen.

Nationale Besonderheiten der BRD Im Vergleich zu anderen Ländern (Insbesondere
USA und Frankreich) sollen dagegen Im Bereich der gesellschaftlichen KernenergIe­
kontroverse kurz diskutiert werden. Auch hier gilt, daß es so etwas wie eine Interna­
tIonale "Tagesordnung" für die Kernenergiekontroverse gibt. Nicht nur Kernfor­
schung, KernenergiewIrtschaft und KernenergiepolItik haben Jeweils eIne deutliche
Internationale Orientierung, sondern auch die KernenergiekritIker und Umwelt­
schutzbewegungen In den einzelnen Staaten sind International vernetzt. Auch hier
nimmt die USA eine gewIsse Vorreiterrolle für die Themen .der Auseinandersetzung
ein, die dann von anderen Ländern übernommen und ggf. modifiziert und ausgebaut
werden.

Eine Kernenergiekontroverse gibt es in nahezu allen westlichen Industriestaaten, in
denen Kernenergie genutzt wird bzw. Ihre Nutzung geplant Ist. Intensität und Struk­
tur dieser Kontroverse nehmen jedoch national jeweils spezifische Ausprägungen an.
Zur Charakterlslerung nationaler Unterschiede In der Kernenergiekontroverse reicht
es nicht aus, lediglich Prozentzahlen von Kernenerglebefürwortern und -gegnern zu
vergleichen, denn Träger der Kontroverse sInd dJe Aktivisten auf beiden Selten, die
zahlenm~ßlg nur kleine Minderheiten darstellen und durch repräsentative Bevölke­
rungsumfragen nicht zu erfassen sind. Andererseits liegt ein Ober demoskopische
Untersuchungen hinaus gehender systematischer Vergleich nur jeweils für wenige
Länder und/oder bezüglich weniger Vergleichsgrößen vor. Wegen der Trendsetter­
Rolle der amerikanischen Kernenergiediskussion soll diese lrn folgenden etwas
ausfOhrJlcher dargestellt werden. während die Situation in anderen Ländern nur kur­

sorisch gestreift wird.

In den USA. wo die Entwicklung auch der zivilen Nutzung der Kerntechnik Ihren An­
fang nahm, wurde auch die erste Kritik an der Sicherheit der Kernreaktoren geübt.
Ähnlich wie In der BundesrepublIk (vgl. Kapitel 4.6) zeigte sich auch in den USA ab
1975 ein Anstieg sowohl der Thematislerung der Kernenergie In den Massenmedien
als auch ein Anstieg der Zahl von Kernenergiegegnern 1n Meinungsumfragen
(MAZUR 1984, 106). Die Thematislerung und die Kernenergieskepsis der Bevölke­
rung erreichten ein Maximum Im Jahr 1979. dem Jahr des Reaktorunfalls in

Harrlsburg, um anschließend wieder zu sinken.

Wllilam A. GAMSON und Andre MODIGLIANI (1989) versuchen anhand einer Inhalts­
analyse ausgewählter Tefle der Kernenergieberichterstattung in den Medien eine
thematische Rekonstruktion der nuklearen Kontroverse in den USA. Sie untersehei-
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den verschiedene "packages", dIe man In erster Annäherung an diesen Begriff als
"Motive" oder "Paradigmen" bezeichnen könnte, und die als Interpretatlonsraster
dienen.

Am Beginn der Nutzung der Kernenergie stand nach den genannten Autoren das
Fortschrittsmotiv ("progress package"). Kernenergie wurde als Gara~,t eln~r bes­
seren Zukunft betrachtet und u.a, auch als mögl1ches Instrument ZUr Uberwmdung
der Unterentwicklung der Dritten Welt angesehen. Probleme der Kernenergienutzung
wurden zwar eingeräumt, aber durchweg als lösbar betrachtet. Opposition gegen
Kernenergie erschien als Irrationale Angst vor Fortschritt und Wandel. Ausdruck
dieses Fortschrittsmotivs war 1953 die sog. "atoms for peace"-Rede von Presldent
Elsenhower, In der er der Welt eine bessere Zukunft mit Hilfe der Kernenergie ver­
sprach. Das Fortschrittsmotiv hatte eine enge Beziehung zur militärischen Nutzung
der Kernenergie und Insbesondere zu den. belden AtombombenabwOrfen In
Hlroshlma und Nagasakl. Die zivile Nutzung der Kernenergie und die damit In Aus­
sicht gestellte bessere Zukunft läßt sich als Beschwichtigung des schlechten Gewis­
sens und als "Kompensation" dieser Atombombenabwürfe verstehen.

Das arabische Ölembargo von 1973 lleß zusätzllch das pro-nukleare Paradigma der
"Energieautarkie" entstehen. Kernenergie wurde als eIn wesentl1ches Instrument zur
Reduzierung der energiepolItIschen Verwundbarkeit durch die AbhängIgkeit von Öl­
Importen aufgefaBt, Parallel und konkurrierend dazu entwickelte dle Umweltschutz­
bewegung ("Frlends of the Earth") das anti-nukleare Paradigma der "sanften Energie",
das die Möglichkeit des Verzichts auf Kernenergie thematisiert. Ein weiteres
Paradigma "öffentliche VerantwortlichkeIt" ("publlc accountablllty") thematlsiert dIe
Interessenverflechtung von Staat und Industrie und fehlende Allgemeinwohl­
Orientierung der Atomindustrie. Die Antl-Kernenergie-Bewegung, vertreten bei­
spielsweise durch die "Union of Concerned Sclentlsts", erarbeiteten das Paradigma
"fehlender Netto-Nutzen" ("not cost effectlve"), nach dem bel einer Bilanz von Vor­
und Nachteilen die KernenergIe gegenüber Ihren Alternativen schlecht abschneidet.

Etwa gleichzeitig entwickeln sich nach Gamson und Modlgllani eine Reihe von
"packages", dle verschiedene SIcherheitsaspekte zum Gegenstand haben und von
verschiedenen Gruppen unterstützt wurden. Das Motiv "fehlender Kontroilierbarkelt"
("runaway") umfaßteIne fatalistIsche antl-nukleara Position, nach man die Kernener~
gle nicht mehr unter Kontrolle hat, aber kaum etwas dagegen machen kann, Das
Paradigma "Te~felspakt" räumt zwar klare Vorteile der Kernenergie ein, doch glaubt
man, daß man Irgendwann einmal einen hohen Preis dafür zu zahlen haben wird.

Die meisten der von Gamson und Modlgllanl In der amerikanischen KernenergIedIs­
kussion Identifizierten Interpretationsmuster lassen sich ohne Mühe auch In der
B.undesrepubllk nachweisen. Das Fortschrittsmotiv spielt auch in der Bundesrepublik
erns bedeuten~e Rolle. "Ste~nzeit - nein Danke", dieser Spruch auf Pro-Kernenergle­
AUfkl,ebern SPricht gerade dieses FortschrittsmotIv an. Weiter war die Verringerung
der Ölabhänglgkeit ("Energieautarkie") zeitweilig ein sehr populäres Argument für die
Kern~ne:gle, ~uch das Paradigma von der "sanften Energie" findet In der Diskussion
um die Energiewende" (KRAUSE. BOSSEl und MÜllER-REISSMANN 1980) seine
Entsprechu ng. Das Motiv der "öffentlichen Verantwortlichkeit" läßt sich mit dem
Vorwurf des "Atomfilzes" oder der "Atommafla" vergleichen. Und den "Teufelspakt"
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identifizierte beispielsweise NOVY (1987) In seiner psychologischen "Untersuchung
Ober die Formen der Bewältigung des Problems der Radioaktivität" als
"Prometheus-Mythos": die Tschernobyl-Katastrophe sei teilweise als "Strafe" für die
"Hybris" der Kernenergienutzung verstanden worden.

Interessant ist. daß die doch recht breite Diskussion des "Atomstaats", die Ja letztlich
auch auf Überlegungen des Amerikaners Alvin WEINBERG (1972b) zurückgehen. In
der BundesrepubJik eine wesentlich größere Bedeutung als in den USA erhalten hat.
Auch fOr die Sozialverträgilchkeltsdlskussion in der BundesrepublIk gIbt es keine so
populäre Entsprechung In den USA. Eines der Kennzeichen der BundesrepublIk Im
Vergleich zu den USA scheint daher die stärkere Verwurzelung der KernenergIeop­
position In grundsätzlichen industrialismuskritischen und lebensstilorfentlerten Mo­
tiven zu sein. Kernenergieopposition in den USA scheint daher stärker pragmatisch
und weniger fundamentalistisch motiviert zu sein als in der Bundesrepublik, was dIe
Spielräume bel der Suche nach einem Konsens oder Kompromlß einengen dürfte,

Auch in den übrigen westeuropäischen Ländern. in denen Kernenergie eingesetzt
wird, orientiert sich die Kernenergiekontroverse am amerikanIschen Beispiel.29 Die
Unterschiede der nationalen Kernenergiedebatten sind - bei Im wesentlichen gleIcher
Konfliktkonstellation (ökologische Bewegung und Telle der Bevölkerung auf der
einen - Staat. Industrie. Stromversorger und Kernforschung auf der anderen Seite) w

auf eine ganze Reihe von Ursachen zurückzuführen.w Ob es zu einer harten Kontro­
verse zwischen BefOrwortern und Gegnern der Kernenergie kommt, welche Formen
diese Kontroverse annimmt und wie ietztendlich die Politik gegenOber der Kernen­
ergie aussieht, hängt vermutlich wesentlich von folgenden drei Faktoren ab:

1. Bedeutung der Kernenergie für die nationale EnergIeversorgung und Volkswirt­
schaft (Preis des Verzichts auf Kernenergie aus der SIcht des Staates und der

Industrie),
2. VerfOgbarkelt von Angriffspunkten für die Ant-Kernenergle-Bewegung im Bereich

der polltisch-admlnlstratlven Entscheidungsprozesse (Erfolgsaussichten der

Antl-Kernenergle-Bewegung) sowie

29 Relativ wenig Ist bekannt OberKonflikte Ober Kernenergie In sozialistischen Ländern und
Dritte-Welt-Ländern. In den sozialistischen Staaten entwickeltsich jedoch ebenfalls so et­
was wie eine ökologische Bewegung, die bis heute zwar noch nicht die Chance hat, sich
im politIschen Prozeß wirksam zur Geltung zu brIngen, dles im Verlauf der ~Glasnost"­

l:ntwlcklung Jedoch möglicherweise in absehbarerZelt tun kann.Zunehmend äußern sich
kritische Stimmen zur Kernenergie auch in der UdSSR (Vgl. ZEIT, Nr. 16, vom 14.4. 1989,
S. 51)und vor allem In der DDR nach dem Fall d.er "Mauer" Im November1989. Angesichts
der Wirtschaftlichen Situation der meislen Entwicklungsländer dOrften die Vorausset­
zungen einer Kernenergiekontroverse im Stil der westllehen Industriestaaten z.Z. nicht
gegeben sein. Hier dürften KonOikte eher Ober den mit der Kernenerglenulzung in diesen
Ländern verbundenen "technologischen Imperialismus" und die Belastung der oevtsenst­
tuatlan durch den Import der Kerntechnologie entstehen.

30 . Die folgende Darstellung orientiert sich an CONRAD und KREBSBACH·GNATH (1980, 92ff.)
sowie NELKIN und POLLAK (1981. 185ft.).
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3. von allgemeIneren Randbedingungen wie der jeweiligen politischen Kultur, der
Verteilung von Wertemustern In der Bevölkerung und Ihrer sozioökonomlschen
Lage.

Insbesondere In den Staaten, die stark von Energlefmporten abhängig sind, ver­
sprach man sich eine reduzierte energlewlrtschaftllche Verwundbarkeit, eine Verbil­
ligung der Energie sowie eine Überwindung des Problems knapper
Energieressourcen. überdies wurde die Chance gesehen, mit dem Export von Karn­
technologie GewInnezu erzielen. In den meisten Ländern wurde - sowohl wegen des
GefahrenpotentIals als auch wegen der wahrgenommenen natIonalen Bedeutung
eines Einstiegs In die friedliche Nutzung der Kernenergie und des Umfangs der er­
forderlichen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten - die Entwicklung der Kern­
technik nicht allein der Industrie und dem "Markt" überlassen, sondern staatlich ge­
fördert und reglementiert. Das Engagement der jeweiligen RegIerungen reichte dabei
von der Gründung von Kernforschungszentren bis hin zur Beteiligung an den Erstel­
lungskosten von Prototypen oder gar der Übernahme einzelner Aufgaben (In der
Bundesrepubllk etwa der Endlagerung des nuklearen Abfalls).

Die im wesentlichen zwischen 1970 und 1975 sich formierenden nationalen
ökologischen Bewegungen sahen slch - und zwar in verschiedenen Ländern unter­
schiedlich stark - mit einer "Atomlobby" konfrontiert, dIe aus der Exekutive, der
Kernenergieindustrie, den Stromversorgern und der Kern(energle)forschung be­
stand. Beim Beginn der OppositIon gegen Kernenergie waren In vielen Ländern be­
reits hohe Investitionen getätigt und Strukturen (Im Industriellen und wlssenschaft­
llchen Bereich) geschaffen worden, mit denen die Politik des Ausbaus der
Kernenergie quasi zementiert worden war. Die BundesrepublIk, Frankreich, Großbri­
tannien und die USA repräsentieren Staaten, In denen es zum Aufbau einer eigenen
Kernenergieindustrie kam. Während diese Industrie in Frankreich, Großbritannien
und den USAauch an der mlUtärlschen Nutzung beteiligt Ist, war die deutsche Kern­
energieindustrie von Anfang an reln zivil orIentiert. Damit würde ihr - anders als den
IndustrIen in den Kernwaffenstaaten - durch einen Stopp des zivilen Kernenergie­
programms völlig die EXistenzgrundlage entzogen.

Gegenüber etwa GrOßbritannien und den USA, die über eigene bedeutende Ölvor­
kommen vertQgen, sind dIe Bundesrepubtlk und Frankreich weitgehend von
Energieimporten abhängig. die - seit der Ölkrise von 1973 _ zunehmend als
Achillesferse der nationalen Volkswirtschaft betrachtet werden. Die Bundesrepubtlk
Deutschland und Frankreich haben daher gemeinsam, daß sich In diesen Ländern
(vor BegInn der Anti-Kernenergie-Bewegungen) eine bedeutende kerntechnische In­
dustrie entwickelt hatte und bedeutende preiswerte nationale Energleressorcen, die
als Alternativen zur Kernenergie In Frage gekommen wären nicht vorhanden sind.
Gegenüber Frankreich ist darOberhinaus die kerntechnjsche lndustrle der Bundesre­
publIk allein von der zivilen Nutzung der Kernenergie abhängig.

Der Preis eInes Ausstiegs aus der Kernenergie dOrfte daher von den RegIerungen,
den Industrien und den einschlägigen Forschungseinrichtungen dieser belden
~taaten als besonders hoch betrachtet werden. Daraus resultiert vermutlich eine ge­
rmge Bereitschaft, Forderungen der ökologischen Bewegung nachzugeben.
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Die zweite wesentllche Variable, die Chance, außerparlamentarIschen Einfluß auf die
energiepolItischen Entscheidungen zu nehmen, varIIert ebenfalls von Land zu Land.
Vermutlich läßt sich eine Bewegung nur dann auf Dauer erhalten' und
Instltutlonallsleren, wenn sie Anknüpfungspunkte für potentiell erfolgreiche Aktionen
findet. (Das Anrennen gegen starre Mauern ohne Anzeichen von Erfolg läßt vermut­
lich die Motivation rasch erlahmen.) AnknOpfungspunkte für außerparlamentarischen
Einfluß auf energiepolItische Entscheidungen gibt es Im zentralistfsch regierten
Frankreich welt weniger als etwa In den USA, Großbritannien und der Bundesre­
publIk.

Gerade In der Bundesrepublikbieten die dezentrale Entscheidungsstruktur bel der
Genehmigung kerntechnischer Anlagen {auf Länderebene}, das Atomgesetz mit
seiner Forderung nach der Berocksichtigung des (InterpretatIonsbedürftigen) Standes
von Wissenschaft und Technik bel der Vorsorge gegen Schäden sowie des Nach­
weises einer gesicherten Entsorgung der nuklearen Abfälle, und die Möglichkeit zu
Einwendungen bei den Genehmigungsverfahren mit den darauf basierenden öffent­
lichkeitswirksamen Anhörungen und gerichtlichen Auseinandersetzungen eine Viel­
zahl von Möglichkeiten, die Errichtung von kerntechnischen Anlagen legal zu behin­
dern. NELKIN und POLLAK (1981, 195f.) halten dies fOr einen wesentlichen
Unterschied zwischen der BundesrepublIk Deutschland und Frankreich: "The greater
Impact of the protest In Germany than In France followed less from the characterlstfcs
of the movement Itself... than on these points of access wlthln the polltlcal system
and on the ability of actlvlsts to exploit tharn."

Die von LUHMANN (1970) beschriebene Doppelstrategie bel der Jnstltutlonalisferung
eines Themas - zunächst SensJblllslerung des politischen Systems durch spektaku­
läre und möglicherweIse sogar Illegale Aktionen wie Demonstrationen,
Bauplatzbesetzungen usw., gefolgt vom Versuch der Durchsetzung der Ziele mit
systemkonformen legalen Methoden - konnte In der Bundesrepublik von der
ökologischen Bewegung Idealtypisch vorgeführt werden. Es bestehen genügend ge­
setzliche Möglichkeiten. Sand Ins Getriebe der administrativen Verfahren zu streuen
und Reaktionen der Behörden und Betrelber von kerntechnischen Anlagen auf die
Angriffe der Kernenergiegegner zu erzwingen. So gibt es beispielsweise die Möge
llchkelt, gegen

den Planfeststellu ngsbeschluß,
die einzelnen TeIlerrichtungsgenehmigungen sowie
die Betriebsgenehmigung

elner kerntechnischen Anlage Klage zu erheben. Die einzige wirksame Barriere ge­
gen eine noch stärkere Nutzung der Klagemöglichkeiten gegen Genehmigungsbe­
scheide seitens der Anti-Kernenergle-Bewegung besteht im Prozeßkostenrlsiko, das

u.U. mehrere Millionen DM betragen kann.

Soweit beurteilbar haben sich die bundesdeutschen Verwaltungsgerichte im Hinblick
auf die Kernenergiekontroverse Im wesentlichen neutral verhalten. also keine
schnellen "polltlschan" Urteile gefällt, um einen "reibungslosen Ablau!" der,Geneh­
mtgungsverfahren zu gewährleisten. Damit bilden In der Bundesrepubhk gerichtliche
Auseinandersetzungen Im Gegensatz etwa zu Frankreich ein effizientes Mittel zur



Verz.ögerung von Genehmlgungsvenahren, worauf beIspielsweise NELKIN und
POt.LAK (1981, 195} hinweisen. Ihrer Auffassung nach bildet das Deutsche
Atomgesetz - entgegen seIner Intentlon - elne wichtlge "Ressource" der ökologischen
Bewegung: "As governments sought to manage dlssent by administrative reforms,
they further Increased the cnannels through whlch tenslon could be expressed."

Die hohe Intensität und lange Dauer der Kernenarglekontroversa in der Bundesre­
publ1k Im Internationalen VergleIch Ist also wesentlich bestimmt durch

1. die geringe Bereitschaft des den Kernenergieausbau forcierenden "Interessen­
blocks" aus Staat, Wirtschaft und Kernforschung. den Forderungen der Anti­

Kernenergie-Bewegung nachzugeben, und
2. durch die faktischen Möglichkeiten der ökologischen Bewegung, auch ohne par­

lamentarische MehrheIt das Kemanergleprogramm zu behindern und damit
energiepolItIsche Entscheidungen zu beeinflussen.

Über diese belden Faktoren hinaus spielen gesellschaftliche Randbedingungen eine
Rolle und beeinflussen die Form und den Ausgang der nationalen Kernenergiede­
batten. Zu diesen Randbedingungen gehören beIspielsweIse die Verteilung von
Wertemustern In der Bevölkerung, die wIederum von sozloökonomlschen Bedin­
gungen abhängIg Ist. Ist die Bedeutung der sog. postmaterialistIschen Werte In
eInem Land hoch, so steigt darnlt die Wahrscheinlichkeit, daß eine ökologische Be­
wegung Resonanz und ROckhalt bel der "schwelgenden Mehrheit" der Bevölkerung
flndet. Insbesondere bel direkten Referenden Oberdie Nutzung der Kernenergie, wie
sie In österreich, der Schweiz und In Schweden stattgefunden haben, kann dieser
Faktor den Ausgang der Kernenergiekontroverse entscheIdend bestimmen. For die
Bundesrepublik Ist möglicherweIse auch die Im Vergleich zu den USA stärkere
technokratIsche Orientierung der MlnlsterlalbOrokratie wichtig, die zu einer
Verhärtung der Fronten bel der Auselnanders.etzung führt und Kompromisse er­
schwert.

5. Ansätze zur Thematlsierung von RisikcrKommunikation im Bereich
der Kernenergie

Kommunlkatlonsprozesse im Bereich der Kernenergie haben sowohl wlssenschaftp

Ilches als auch praktisches Interesse seItens der beteiligten Akteure gefunden. Einer
der GrOndedafür dürfte darin zu suchen sein. daß als Ursache der Kernenergiekon­
troverse häufig "pathologische" Kommunikationsprozesse angenommen werden.
Obwohl die Klassifikation der einzelnen Thematlsierungsansätze nlcht Immer ganZ
elnd~uUg Ist, lassen sich doch folgende fünf Schwerpunkte der Diskussion von Kom­
mumkationspro2.essen ausmachen:

1. Verhältnis von Experten und Gegenexperten
2. lnteraktlcn von Experten und Politikern •
3. Beziehung von Experten Zur Öffentlichkeit,

4. Rolle der Massenmedien in der Kernenergiekontroverse und
5. Versuche zur Konßiktlösung durch Kommunikation. '
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DIe vorhandenen Studien und praktischen Ansätze beziehen sich nur zum kleinen
Tell ausschlleßlich auf Kernenergie und ausschlJeßlIch auf den Aspekt der Kommu­
nikation. Im folgenden wird daher (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) versucht, eine
Reihe von Studien unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, was sie zur Beschreibung
und Erklärung von Kommunikationsprozessen Im Bereich der Kernenergie leisten.
Ferner werden einige praktische Versuche zur "Verbesserung" der Kommunikation
In diesem Bereich skizziert.

5.1 Verhältnis von Experten und Gegenexperten

Eines der Kennzeichen von technologischen Kontroversen ist, daß die polltfsche
Auseinandersetzung aber die jeweilJge Technologie eine Parallele findet auf der
Ebene der Wissenschaftler und Experten. Dabei Ist die Frage mOßlg, ob wissen­
schaftliche Kontroversen in die Öffentlichkeit getragen werden oder ob polltische
Kontroversen aber die Politisierung der Experten Eingang In den wissenschaftlichen
Bereich finden. Die VerwlssenschaftlJchung der Politik und die Polltfslerung der Wls­
senschart (WEINGART 1983) sind jedenfalls nicht nur parallele, sondern sich gegen­
seltfg bedingende und bewirkende Entwicklungen. Dleter RUCHT (1988) hat gezeigt,
daß die Entwicklung von GegenöffentlIchkeit und Gegenexperten auf allen möglichen
Gebieten stattgefunden hat, vor allem jedoch im Bereich der technologiepolItIschen
Diskussion, wo Expertise traditfonell eine große Rolle spielte: "Solange die tech­
nische EntWicklung als Motor des gesellschaftlichen Fortschritts schlechthin begriffen
wurde, gebOhrte dem Techniker oder dem Wissenschaftler eine SchlOsseirolle."
(RUCHT 1988, 290) Ein Kennzeichen des Auftauchans von "Gegenexperten" Ist nach
Rucht die "Entgrenzung von Expertendiskursen". Gegenexperten begnügten sich oft
nicht mit dem Innerfachllchen Einwand, sondern verknüpften den fachlichen Diskurs
mit alltagsweltlIchen und machtpolltfschen Fragen.

Mit dem Verhältnis von Experten und Gegenexperten Im Bereich der Kernenergie
befassen sich eine Reihe von Autoren. Allan MAZUR (1973) weist darauf hin, daßsich
Kontroversen zwischen Experten und Gegenexperten vor allem da herausbilden, wo
es sich um "trans-wissenschaftliche" Fragen (WEINBERG 1972) handelt, wo also eine
Entscheidung darüber, welche Seite recht hat, durch Rekurs auf wissenschaftliche
Theorien und Methoden nicht eindeutig gelingt. Als Beispiel tar einen solchen Streit
fahrt er u.a, die von John Gofman und Artnur Tamplln Endeder 60er Jahre begonnene
Kontroverse Ober die Wirkungen Ionisierender Strahlung Im NIedrigdosisbereich an.
Mazur argumentiert, daß bel komplexen technischen Problemen nicht-explizites
Wissen und nicht-explizite Entscheidungen Im wissenschaftlichen Prozeß eine Rolle
spielen und SUbjektive Interpretationsspielräume eröffnen. Diese Interpreta­
tionsspleIräume können dann (bewußt oder unbewußt) im Hinblick auf maximale
Konsistenz mit dem politischen Standpunkt ausgenutzt werden, was zur
PolarIsierung wissenschaftlicher Standpunkte parallel zur Dimension politischer

Standpunkte fahre.

Steven L. DEL SESTO (1983) analysierte die Argumentation von Experten unter­
Schiedlicher Gruppenzugehörigkeit bel einer Reihe von Anhörungen des
"Congresslonal Joint Commlttee on Atomlc Energy" zur Sicherheit der Kernenergie
In den Jahren 1973-74. 39 Gutachter der staatlichen "US Atomlc Energy Commisslon"
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(AEC), der KernenergIeindustrie, der "nuclear community" und. verschiedener
Umweltverbände nahmen Stellung zu Fragen der Kernenergie. Mit einer Inhaltsana­
lyse untersuchte Dei Sesto, wIe sich die Argumentation der verschiedenen Exper­
tengruppen In den schriftlichen Gutachten unterschied. Er unterschied sechs Typen
von Argumenten In den belden Oberklassen "kognitlve" und "evaluative" Statements.
Er fand heraus, daß die Gutachten der Experten der AEC und der "Nuclear
Community" entsprechend Ihrer (zumindestens theoretisch) neutralen Rolle nahezu
ausschließlich kognitive Statements enthielten, während die Experten der Interes­
senparteIen (Industrie und Umweltverbände) auch evaluatlve Argumente anführten,
Dabei griffen die Experten der Umweltverbände In höherem Maße als die Gutachter
der Industrie auf solche bewertenden Statements zurück (39 Prozent vs, 16 Prozent
der Gesamtzahl der Statements).

In einer eingehenden Analyse der österreIchischen "Informationskampagne Kernen­
ergIe" von 1976/77 befaßt sich Helga NOWOTNY (1980) auch mit dem Selbstver­
ständnls und der Interaktion von Pro- und Kontra-Experten, die bel der Erstellung von
InformationsmaterialIen und der DurchfOhrung von DIskussionsveranstaltungen rnlt­
einander kooperiert haben. Während dIe Beratungen der Experten In der Vorberei­
tungsphase (ohne Publikum) "ln der ruhigen Atomesphäre kollegialer Versamm­
lungen" stattfanden, vertraten "In der angeheizten Atmosphäre der öffentlichen
Diskussionen" die "Experten belder Selten Ihre Standpunkte welt vehementer und
betonten Ihre Divergenzen stärker als ihre Übereinstimmungen" (NOWOTNY 1980,
448-449). Die Vorbereitungsphase diente den Experten dazu, "Ihre eigene GlaubwOr­
dlgkelt als Wissenschaftler und Techniker (einige wenige auch als 'Praktiker') aufzu­
bauen, darnlt Ihre Argumente das erforderliche 'wissenschaftliche' Gewicht bekä­
men" (NOWOTNY 1980, 449). Obwohl die Experten In der Vorbereitungsphase zwar
kontrovers aber kooperativ aber Inhaltliche Fragen diskutiert hätten, habe die nach­
folgende öffentliche Olskussion die Experten dazu veranlaßte zu argumentieren, "daß
Ihre Schlußfolgerungen auf unabweisbaren Fakten und auf der SicherheIt Ihres
Fachwissens beruhten" (NOWOTNY 1980, 449), Keiner der Experten habe von den
Argumenten seIner Kollegen oder von neu erhaltenen Informationen überzeugt wer­
den können, Gegenargumente der anderen Seite hinsichtlich des RisIkos oder der
wirtschaftlichen Notwendigkeit seien Jeweils routlnemMig aufgegriffen und unter~
schtedslos als falsch abgelehnt worden. Oies habe zu einem "sehr ritualisierten und
sterilen Austausen von Argumenten" gefOhrt (NOWOTNY 1980, 450-451).

Neben der Inhaltlichen Auseinandersetzung sahen sich die Experten auch in Konflikte
um das wissenschaftstheoretische Modell, die Rolle von Experten in politischen
Strel~ragen und Ober die Frage, wer legltlmerwelse als Experte zu betrachten sel,
verwIckelt, Die "Gegenexperten" bekannten stch offener als die Pro-Experten zu einer
Anwaltschaft mit politischen Positionen, was seitens der Befürworter kritisiert wurde
(NOWOTNY 1980,452-453).

Für die Risiko-Kommunikation Zwischen Experten In technologischen Kontroversen
bedeuten die k' . rt .
F . s IZZle en StUdien, daß sich der Konflikt nicht allein auf inhaltliche

radgedn beZle.h.t. sondern ebenso auf Fragen des Selbstverständnisses von Experten
un er LegItimierung als Expert E . h' . . d r.

e. rsic tllch Ist aber auch daß die Auseman esetzung eine andere Qu lltät • ,
a I geWinnt, sobald sie Vor nicht-wissenschaftlichem pu-
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blikum ausgetragen wird, was u.a, zur Polarisierung von PosJtlonen führt. Eine der
kommunIkativen Strategien zwIschen den belden Experten-Lagern besteht regelmä­
ßig darin, nicht Inhaltlich zu argumentieren, sondern die Reputation der Gegenseite
in Frage zu stellen (bis hin zur Bestreitung, daß es sich bei der GegenseIte um Ex­
perten handelt) und Ideologiekritisch zu argumentieren, d.h, die Motive und Ziele und
nicht die inhaltlichen Argumente der Gegenseite anzugreifen.

5.2 Interaktion von Experten und Politikern

Die Interaktion von Experten und Politikern Im Bereich der Kernenergiepolitik hat bel
weitem nicht die Aufmerksamkelt gefunden wIe etwa die Beziehung von Experten
und Öffentlichkeit. Dies mag teilweise an der schwierigen Zugängllchkeit relevanter
Daten liegen. Zwei Fallstudien haben allerdings die Beziehungen zwischen Experten
und PolitIkern in elnern umfassenderen Kontext thematisiert. Die erste dieser Studien
Ist die Analyse der technologiepolItischen Entscheidungsprozesse, die zum Bau des
Schnellen Brüters gefOhrt haben, durch Otto KECK (1984a und 1984b); dle zweite
Studie hat die Rolle der Equete-Kommlsslonen zur KernenergJepolitik bel der
TechnIkgestaltung analysiert (VOWE 1966), fragt dabei aber eher nach der Interaktion
zwIschen KernenergiebefOrwortern und Kernenergiegegnern und wenIger nach der
Kommunikation zwischen Politikern und Wissenschaftlern, obwohl das Instrument
der Enquete-KommissIonen gerade den DIalog zwischen diesen belden Sphären för­
dern soll. Belde Studien sind eher polltlkwlssenschaftlich orientiert und analysieren
Kommunikationsprozesse Im engeren Sinn nur am Rande.

Gerhard Vowe sieht In der "Dominanz des Politischen" bel der Begegnung von Politik
und Wissenschaft den Normalfall. Wissenschaftliches Wissen verbleibe in instru­
mentellen Funktionen: nur unter "bestimmten Bedingungen" biete die politische
RatlonaHUlt Raum für eine substantielle Rationalität (VOWE 1966, 565). FOr Ihn stellt
die erste Enquete-Kommission zur KernenergiepolItik (1979-1980) die zu erklärende
Ausnahme von der Regel dar. Die Ursachen tor den "Erfolg" dieser Enquete­
Kommission sieht er u.a, In den PersönlichkeIten der dominierenden "Antipoden" in
der Enquete-KommIssion, Wolf Häfele als Vertreter eIner "BrOter-Communlty" und
Klaus M. Meyer-Ablch als Repräsentant einer "Sonne-Spar-Community", die bei aller
Gegensätzlichkeit der Standpunkte In der Kernenergiefrage durchaus gemeinsame
Interessen hätten (VOWE 1986, 559-560). Nun sind Häfele und Meyer-Ablch nicht un­
bedingt "Experten" In einem prototypischen Sinn. Seide vertreten nicht nur wissen­
schaftliche Faktenbehauptungen, sondern gesellschaftspolItische Leitbilder. Die wis­
senschaftliche und politische "Welt" begegnen sich quasi Innerhalb der
Persönlichkeiten der Hauptakteure der ersten Enquete-Kommission. Die interperso­
nale Kommunihatlon zwischen politisch orientierten und wlssenschaftllch orientierten
Akteuren, die durch die unterschiedlichen Codes von Wissenschaft und Politik
(LUHMANN 198Gb) behindert wlrd, wird zumindest teilweise ersetzt durch eine in­

nerpersona/e Integration der belden "Welten".

Otto Keck hat In seiner FallstudIe zum schnellen Srilter Motive und Handeln von Mi­
nisterien, kerntechnischer Industrie, EnergIeversorgungsunternehmen und Kernfor­
schungszentren analysiert. Er kommt zu dem Schluß, daß als Hauptquellen des
Sachverstands (fOr Wirtschaftliche und technische Informationen) "jene Organlsa-
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tlonen, die selbst Erfahrungen mit dem kommerziellen Bau und Betrieb von Kern·
kraftwerken haben, d.h. die Reaktorhersteller und die Elektrizltätsgesel1schaflen" an­
zusehen seien (KECK 1984a, 306). Die staatlichen Akteure selen von den
Informatronen dieser Experten abhängIg. Keck. untersucht die Motivation der Industrie
In der Kommunikation gegenüber den staatlichen Entscheidungsträgern und kommt
zu dem Schluß, daß sich die Industrie "solange nur Gelder des Staates auf dem Spiel
stehen" am "Prinzip der Konfliktvermeidung" orientiere (KECK 1984a, 307), d.h. den
als falsch eingeschätzten Informationen Dritter (In diesem Fall der 8roter~Spezlalisten

des Kernforschungszentrums Karlsruhe) nicht widerspreche.

FOr dIe KommunIkation zwischen Politikern und Experten bedeutet das, daß sich Po­
litiker häufig von Experten beraten lassen müssen, deren kommunikatives Verhalten
außer von Ihrer Expertise auch von eigenen Interessen gesprägt werde. Unabhän­
gige "Beratung" durch die Jeweiligen kompetentesten Experten steht nach den Er­
gebnissen der Keck'sehen Analyse offenbar den Politikern nicht immer zur VertO­
gung; das Verhältnis von Experten und Politikern Ist häuflg als Tauschgeschäft
organisiert: Information der politischen Entscheidungsträger gegen die Möglichkeit
der Interessenvertretung.31 Wenngleich slch die Fallstudie von Keck nicht explizit auf
dIe Risiken von kerntechnischen Anlagen, sondern auf die Ökonomie und den zu er­
wartenden Markterfolgdes Schnellen BrGters bezieht, so Ist hinsichtlich der vorhan­
denen Kernenergierisiken doch vermutlich keine prinzipiell andere Konstellation z.u
erwarten. Informationen Ober technIsche RIsiken stammen häufig von Experten. die
eIne Nähe zur "nueleer communlty" besitzen und In deren Interesse es liegt. daß der
Staat die Nutzung der Kernenergie weiterhin zuläßt und fördert. NatOrJich wissen
Politiker und Mlnlstertalbeamte dies und barückslchtlqen es bel Ihrer Meinungsbil­
dung. Möglicherweise bewirk.t das Problem der Interessenabhängigen Information
auch die Bereitschaft, Gegenexperten als Informationsquellen zuzulassen. Ein plau­
sibles Kalkül auf Selten der Politik ist, daß, wenn man schon keine Interessenfreie
Information haben kann, die einzelnen Informatronsquellen doch zumindest unter­
schiedllehen (und wenn möglich antagonlstJschen) Interessen verpflichtet sein
sollten.

5.3 BezIehungen von Experten zur Öffentlichkeit

Die :ommun~katlon von Experten mit der {Lalen)Öffentflchkelt bildet einen Schwer­
pun t Im RISlko-Komrnunikatlons·Ansatz. Als Ziele dieser "Risiko-Kommunikation"
~:rd~l~ ~~n.p~mlnenten Vertretern dieses AnsatzesbeispIelsweise genannt, daß die
(" ~n c d:1t esser Ober Rlslken, Rlsfkoanalysen und RIsikomanagement aufgeklärt

e ucate ) werden 5011, daß die Öffentlichkeit besser aber spezIfische Risiken und

31 KECK (1984a, 313) zmertel I dl
Ministerialbeamten l:Iber n~ ; lesern Zusammenhang aufschlußreiche Aktennotiz eines
sprächspartner aus der In: n e efongeSpräc:h mIt einem Industrle\lertreter. Der Ge­
einen Arbeitskreis 'Zu vertaustrte drohte (aus GrOnden die IIler keine Rolle spleien) an,
fenbar großer Bedeutung wsse~ der als InformatIonsquelle fur das Ministerium von of'
"die Firmen aufdiesem We ar. I~ MinisterIalbeamte hielt ihm entgegen. daß sich damit
öffenlJlchen VelWaltung in :I~ se er die Möglichkeit zerstören warden. Ihre Probleme der

em regelmäßIgen Gedankenaustausch nahezu brlngen",



Maßnahmen zu ihrer Reduzierung informiert werden solt und daß Jndlvlduelle Maß­
nahmen zur Mlnlmlnlerung von Risiken unterstützt werden sollen. Weiter werden als
Ziele der Risiko-KommunIkation genannt, daß öffentllche Werte und Besorgnisse
seitens der RIsikoexperten und -manager besser verstanden werden sollten daß
Vertrauen und Glaubwürdigkeit erhöht werden sollte und daß Konflikte und Kontre­
versen gelöst werden sollten (KEENEY und VON WINTERFELDT 1986, 421). Als Kom­
munikatJonspartner der Öffentlichkeit wird dabei der "rlsk regulator" betrachtet, der
als Experte für die "Faktenselte" des jeweiligen RIsikoproblems aufgefaßt wird
(KEENEY und VON WINTERFELDT 1986,423).

Obwohl In den genannten Zielen der RisIko-Kommunikatlon teilweise eine symme­
trische Zielsetzung genannt wird (Laien sollen von Experten lernen und umgekehrt,
gegenseitiges Vertrauen soll gefördert werden) liegt der Schwerpunkt der Betrach­
tung doch ganz eindeutig auf der Informatlon der Laien durch Experten.32 RIsIko­
Kommunikation wird im wesentlichen als "RIsikoerziehung" (DUNWOODY und
NEUWIRTH 1988, 2) der Öffentlichkeit verstanden. Entsprechend beziehen sich die
Empfehlungen für die Praxis der Risiko-Kommunikation auf didaktische und vertrau­
ensbildende Maßnahmen, die erstens das Verständnis und zweitens die GlaubwOr­
digkelt der von den Risikoexperten verbreiteten RIsikoinformation erhöhen sollen.
Die explizite oder Implizite Perspektive, die solchen BemOhungen um die Verbesse­
rung der Risiko-Kommunikation zugrunde geJegt und deren Annahme durch die Öf­
fentlichkeit teilweise sogar als Ziel der RJslko-Kommunlkation definiert wird (vgJ.
SLOVIC, FJSCHHOFF und LICHTENSTEIN 1981, 590), Ist die Rlsiko-Nutzen­
Perspektive, deren Wahl jedoch eine (selten thematisierte) Wertentscheidung dar­
stellt (vgl. MAZUR 1985; LUHMANN 1986a, 19; PETERS 1990). Als eines der Haupt­
probleme bel der Information der Laien Ober Risiken aus radioaktiver Strahlung wird
betrachtet, wie man das Strahlungsrisiko in die rechte "Perspektive" rOcken kann
(SLOVIC, FJSCHHOFF und LICHTENSTEIN 1981,593-595).

Empirische und analytische Arbeiten zum Verhältnis von Experten und Laien befas­
sen sich mit der Wahrnehmung und dem kognltlven Umgang mit RJslken bel Laien
(z.B. KAHNEMAN und TVERSKY 1979; LICHTENSTEIN u.a. 1978; RENN 1984), den un­
terschiedlichen "Kalkülen" von Experten und Laien bel der GenerJerung von Urteilen
Ober Risiken (SANDMAN 1988) sowle mit der graffschen Veranschaulichung von
RIsikoinformationen rar Laien und der Angemessenhelt versch1edener Risikover­
gleiche (z.8. WEINSTEIN, SANDMAN und ROBERTS 1989; COVELLO, SANDMAN und
stovic 1988). Alle diese Untersuchungen sind jedoch nicht speziell fOr die
Kernenergie-Risiken durchgefOhrt worden und sollen daher an dieser Stelle nicht
weiter beschrieben werden.

Die Fähigkeit von Laien, mit wissenschaftlich-technischen Informationen adäquat
umgehen zu können, wird seit einer Reihe von Jahren Im angelsächsischen Raum
unter dem Begriff "sc1entlfic Jiteracy", "technical Iiteracy" oder "pubJlc understanding

32 Vgl. %.8. die AuOlstung möglicher Probleme der Risiko-Kommunikation In COVELLO, VON
WINTERFELDT und SLOVIC (1986, 111, Tabelle 1),wo sämtliche BeispIele fOr Kommunlka­
tlonsprobleme von Experten als Quellen und Laien als RezipIenten ausgehen. Siehe auch
die kritische Betrachtung von Alonzo PLOUGH und Sheldon KRIMSKY (19B7, 6).



of science" diskutiert (vgl. z.B, AAAS 1989, WYNNE 1988). Nach diesen Ansätzen ist
der Versuch, die Öffentlichkeit In konkreten Fällen mit wissenschaftlichen Erkennt­
nissen zu Informieren, solange zum Scheitern verurteilt, solange die Öffentlichkeit
nicht Ober ein naturwissenschaftlich-technisches Grundverständnis verfOgt. Dieses
Grundverständnis müßte Inhaltliche, aber auch wissenschaftstheoretlsche und me­
thodische Aspekte umfassen, wenn die Ergebnisse von z.B, wissenschaftlichen
Risikostudien so verstanden werden sollen, wie sie von den durchfOhrenden Wis­
senschaftlern gemeint sind. Robln MILLAR und Brlan WYNNE (1988) haben am Bei­
spiel der Tschernobyl-Katastrophe untersucht, wie der Bedarf der Öffentlichkeit nach
klaren Aussagen (Gefahr- ja oder nein) mit der Fähigkeit der Wissenschaft kollidierte,
lediglich differenzierte Informationen produzieren zu können (Grad der Gefahr).
MILLAR und WYNNE (198B, 395) kommen zu dem Schluß, daB ein verbessertes
"publlc understanding of science" im wesentlichen nur durch eine verbesserte wis­
senschaftliche Bildung zu erreichen sei, bel der besonderes Augenmerk auf die Pro­
zesse gelegt werden mOßte, durch die wissenschaftliches Wissen produziert werde.

5.4 Rolle der Massenmedien In der Kemenerglekontroverse

Massenmedien werden häufig tor die "verzerrte" Risikowahrnehmung von Laien ver­
antwortlich gemacht.Am deutlichsten hat dies Bernard L. COHEN (1983) ausgedrückt.
Er argumentiert, daßsämtliche vergleichenden Risikostudien zu dem Schluß gekom­
men selan, daß Kernenergie mit einem geringeren Risiko als die Stromgewinnung
aus Kohlekraftwerken verbunden sei, daß aber die Öffentlichkeit das umgekehrte
annehme. Da die Öffentlichkeit Ihre Informationen Oberwiegend aus den Massenme­
dien beziehe, mOßten diese für die Fehlinformation der Öffentlichkeit verantwortlich
gemacht werden. Da sich in einer Demokratie die Entscheidungsträger an der Mei­
nung der Bevölkerung orIentierten, führe die Auffassung, Kernenergie sei mit grö­
Beren Risiken als die Nutzung der Kohle verbunden, zu einer Behinderung des Aus­
baus der Kernenergie und damit zu tausenden von unnötigen Todesfällen aufgrund
der Kohlenutzung.

Eine Reihe von Autoren vergllchen den Umfang der BerIchterstattung über verschie­
dene RIsikoquellen mit der numerischen Höhe dieser Risiken (COMBS und SLOVIC
1979; SINGER und ENDRENY 1987) oder die Entwicklung verschiedener Umweltrfslken
ü~:r die Zelt mit dem Umfang der Berichterstattung darüber (KEPPLINGER 1988:
1 9) und fanden keinen statistischen Zusammenha~g Dieser fehlende Zusammen"
~ang.w~rd von dengenannten Autoren mehr oder mlnd~r offen kritisiert und als "blasH

f eze~c n~t (COMBS und SLOVIC 1979,843)oder den Massenmedien wird vorgewor-

foen'ht
en

eziprenten "künstliche Horizonte" vorzuspiegeln (KEPPLINGER 1989). Be"
rc et wird daB die umfan I h Th b

richte t tt ' b gre c e ematlslerung eInes Risikos In der Medien e-
result~=;. ~~g "I:~d~en R:zlplenten In einer Obertrieben hohen Rlslkosch~tzung
quate" Medlenb i hquate RIsikowahrnehmung der Laien wird so auf die "Inadä­

er c terstattung zurOckgefÜhrt E I h Lien
bei Ihrer Elnschätzun ei • s w rd angenommen, daß sie a
Risiko orientieren wg nes ~ISlkos am Umfang der Berichterstattung Ober dieses
KAHNEMAN 1973)' b as ou.~. mit der sog. "VerfOgbarkeltsheurlstlk" (TVERSKY und
des Eintretens elne:g~ n

l
e~ wird, nach der die Schätzung der Wahrscheinlichkeit

barkelt" des Erelgnisse::~~ä~~~~ psychologisch stark von der mentalen "Verlüg-
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Eine andere Perspektive gegenOber der KernenergIe-Berichterstattung nimmt Allan
MAZUR (z.B, 1984, 1990) ein. Auch er geht davon aus, daß in erster LInie der Umfang
und weniger der Inhalt der Berichterstattung Ober eine Risikoquelle die RisikourteIle
der Rezipienten beelnflußt. Im Gegensatz etwa zu Keppllnger sieht er - entsprechend
den neueren kommunikationswissenschaftlIchen Erkenntnissen zur Rolle der Public
Relations (BAERNS 1985; VANSLYKE TURK 1986) - die Erklärung für den vorgefun~

denen Medieninhalt nicht In den Normen des Journalismus (Focusslerung auf negativ
bewertete Sachverhalte oder Aspekte) oder den technikkritischen Einstellungen der
Journalisten, sondern im politischen Geschehen und Im Informationsangebot der
Primärquellen. Konsequenterwelse vergleicht er den Umfang der Berlchterstariung
Ober Risikoquellen nicht mit "objektiven" RislkomaBen oder der physlkaJlschen Re­
alität, sondern mit Aspekten der sozialen Realität. Im Falle der Kernenergie ver­
gleicht er etwa den Umfang der Kernenergieberichterstattung In einem Jahr mit dem
Ausmaß der Demonstrationen gegen Kernenergie In dem betreffenden Jahr und fin­
det einen klaren Zusammenhang (MAZUR 1990, 37).

Eine weitere Klasse von Studien befaBt sich mit der Medienberichterstattung nach
Unfällen in kerntechnischen Anlagen. Vor allem sind die amerikanische Medlenbe­
richterstattung nach Harrlsburg sowie die Berichterstattung In verschiedenen t.än­
dern nach Tschernobyl analysiert worden (z.B. RUBIN 1987; MULLER 1989;
FRIEDMAN, GORNEY und EGOLF 1987; TEICHERT 1987; RAGER 1987; MERTEN,
PETERS und KLOSSE 1990). Eine der Fragestellungen, die dabei besondere Beach­
tung fand, war die Frage nach der Ausgewogenheit der Berichterstattung bzw. nach
der Vermittlung beruhigender oder alarmierender Wertungen. Das Hauptergebnis
dieser Studien. das In der hier erforderlichen Allgemeinheit recht trivial erscheint,
war, daß sich die Medien nicht unisono einen besonders pessimistischen Standpunkt
zu eigen machen, sondern daB sich die Widersprüche In den Meinungen und Be­
wertungen der verschiedensten politischen Akteure auch 1m Medieninhalt wider­
spiegeln.

5.5 Versuche zur KonflIktlösung durch Kommunikation

Entsprechend dem verbreiteten Vorurteil, daß die Akzeptanzprobleme der Kernener­
gie In der breiten Öffentlichkeit Im Kern auf dem zu geringen WIssensstand der Laien
beruhen, sind eine ganze Reihe von Versuchen in verschiedenen Lände.rn unter­
nommen worden, um die Kernenergiekontroverse durch Information und Diskussion
sowie direkte PartizIpation (In Form von Referenden) zu entschärfen. Roger
KASPERSON u.a, (1982, 43) zählen eine ganze Reihe derartiger Versuche auf und
ziehen das Resürne daB diese Versuche "alt falled to wln consensus and Increased
the polltlclzatlon of the nuclear lssue", EInige dieser Ansätze sollen im folgenden kurz
skizzIert werden, ohne daß an dieser Stelle jedoch eine umfassende Evaluation

möglich wäre.

BlIrgerdlalog Kernenergie

1975 wurde unter der damaligen Reglerungskoalltlon von SPD und FDP von For­
schungsmlnlster Matthöfer der sog. "BOrgerdialog Kernenergie" ins Leben gerufen.
Diese InformatIonskampagne bildete dle Reaktion auf die heftigen Auseinanderset-
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zungen auf dem Bauplatz des geplanten Kernkraftwerks in Wyhl. Über VeröffentlI­
chungen zur Kernenergie und auf einer Vielzahl von öffentlichen Veranstaltungen
hatten Interessierte BOrger Gelegenheit, sich Ober Fragen der Kernenergie und das
energiepolItIsche Konzept der Bundesregierung zu Informieren. Von der fOr dieses
Programm erstellten BroschOre "Kernenergie - eine Bürgerinformation" sind bis 1981
rund 600.000 Exemplare verteilt worden. Über Zeitungsanzeigen wurden die Leser
aufgefordert, Ihr Interesse an DIskussionsveranstaltungen und Seminaren zu bekun­
den. Rund 4.000 Personen haben dann auch an solchen Veranstaltungen teilgenom­
men. (SCHMIDT-KÜSTER und POPP 1977, 24)

Die Aufgabe des BOrgerdialogs wurde vom BMFT (offiziell) nicht darin gesehen, die
Kernenergieakzeptanz zu erhöhen; vielmehr sollte der Dialog eine Basis für die "ei­
genständige Beurteilung ObereIne Abwägung zwischen Nutzen und Risiko" schaffen
(SCHMIDT-KÜSTER und POPP 1977, 24). Allerdings wurde mit diesem Dialog die
Hoffnung verbunden, daß als Ergebnis der Bürger "die Bedeutung der Kernenergie
richtig einschätzt und Ihr deshalb positiv gegenübersteht" (SCHMIDT-KÜSTER und
POPP 1977, 24).

Der BOrgerdialog Kernenergie Ist trotz guter Absichten letztlich gescheitert. Die im­
plizit unterstellte Diagnose, die Kernenergiekontroverse sei ein Problem fehlender
oder falscher Information, Ist Im Kern unzutreffend (vgl. PETERS 1990). Eine "Thera­
pie" durch Informatlons- oder (schlimmer) Aufklärungskampagnen mußte daher fehl­
schlagen. Ein zweiter Grund des Schelterns des BOrgerdialogs Ist In den politischen
Rahmenbedingungen zu sehen, die eine Partizipation an Entscheidungen nicht vor­
sahen (und im Rahmen des bestehenden polltrschen Systems auch nicht vorsehen
konnten). Der "Dialog" wurde daher Im Rahmen der Informationskampagne als
didaktisches Mittel eingesetzt, als Instrument, der Bevölkerung etwas zu vermitteln,
nicht aber als Möglichkeit, die Bevölkerung an energiepolitischen Entscheidungen
direkt partizipieren zu lassen.

"'Informatlonskampagne Kernenergie" In Österreich

Stärker systematisiert und strukturJert als der "Bürgerdialog Kernenergie" In der
Bundes~epublik, aber mit durchaus ähnlicher Zielsetzung, wurde In österreich zur
V~rber8ltung einer Volksabstimmung Ober die Inbetriebnahme des einzigen öster­
relchlschsn Kernkraftwerks Zwentendorf eine "Informationskampagne Kernenergie"
organisiert. Die Volksabstimmung im November 1978 resultierte In eIner knappen

~6~~~~~ d:r Inbetriebnahme durch die österreichische BeVölkerung. Helga

I (1 80) hat die Informatfonskampagne analysiert. die Beschreibung folgt
hrer Darstellung. '

Die lnformatlonskampa d
I 1 E gne wur e von der österreichischen MlnisterlalbOrokratle or-

ga
J

n s ert. s wurde versucht, das gesamte Feld der Diskussion In zehn Themenkom­
p exe zu unterteilen die rnö rr h
sollt E ' gest unabhängig voneinander abgearbeitet werden

erst en' Phxpertden unterschiedlichster Einstellung zur Kernenergie hatten In einer
en ase le AUfgabe fIt f I

reiten dessen Th ,n arm erte Antworten auf den FragenkataJog vcrzube:
der ~Jt Atomener:~en Von ,teChniSChen, sozIalen und bJomedlzlnlschen Aspekten

zum Vergleich der ;1~:~~~~~~Ch oder tatSächlich verbundenen Gefahren bls hf~
en Kosten und den besonderen SJcherheltsvorkeh
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rungen des österreichischen Reaktors reichten" (NOWOTNY 1980,448).Trotz formaler
Kooperation in den Experten-Arbeitsgruppen kam es kaum zur KonsensbIldung; be­
stehende Meinungsverschiedenheiten blieben bestehen. In der zweiten Phase der
Kampagne sollten die Experten dann In zentralen Diskussionsveranstaltungen In
verschiedenen Städten ihre Ansichten dem Publikum vermitteln und dIskutieren.

Nowotny zeigt, wie unterschiedliche Vorstellungen Ober den Kommunlkationsprozeß
zum Scheitern der österreichIschen "Informationskampagne Kernenergie" gefOhrt
haben. Während die staatHchen Organisatoren dieser Kampagne diese nach dem
Muster eines wissenschaftlichen Disputes fahren wollten, betrieben die Gegner der
Kernenergie von Anfang an die Politisierung der Diskussionen. Das Ergebnis be­
schreibt NOWOTNY (1980, 445) so: "Offener Konflikt; die Veranstalter mußten Kom­
promisse schließen; wachsender Polizeischutz; die letzte öffentliche Diskussion
wurde aus Furcht vor einem Gewaltausbruch abgesetzt,"

"Breite Soziale Debatte über EnergiepolItik" In den Niederlanden

Das vIelleicht ambitionierteste Projekt einer Beteillgung der Öffentlichkeit an der
energiepolitIschen Entscheidungsflndung hat in den Jahren 1981·1984 In den Nieder­
landen stattgefunden. Die vorliegende Darstellung orientiert sich weitgehend an der
Evaluation des Projekts durch Jan BIJLSMA, Jose VAN EIJNDHOVEN und Wlm
TURKENBURG (1988). Die "'Brede Maatschappelijke Discussie" (BMD) verfolgte das
Ziel, die energiepolItische Debatte (sowohl was die Zahl der Involvierten Gruppen
und Personen als auch was die in der Diskussion berOcksichtlgten Aspekte betrifft)
zu verbreitern, den Informationsstand der Bevölkerung und der gesellschaftlichen
Gruppen Ober Energieprobleme zu verbessern und informierte Meinungen und
Präferenzentscheidungen als Grundlage für Empfehlungen an die politischen Ent­
scheidungsträger zu erfassen. Dazu wurde ein eigenes methodischen Instrument, der
"ehoice Questlonalre" (NEIJENS 1987) entwickelt. Im Unterschied zum "BOrgerdialog
Kernenergie" in der BRD und der "Informationskampagne Kernenergie" in Österreich
wurde die BMD von einem aus Vertretern unterschiedlicher sozialer Gruppen beste­
henden Lenkungsausschuß organisiert und durchgeführt, verfügte Ober eine ausrei­
chende finanzielle Ausstattung und Unabhängigkeit von staatlichen Stellen. Esgelang
dem Lenkungsausschuß, einen Teil der Antl-Kernenergie-Bewegung in die BMD ein­
zubinden. Wie In Österreich, aber anders als in der Bundesrepubllk, wirkten also
auch Kernenergiekritiker In dem Projekt mit.

Der politische Kontext, In dem die Idee zur BMD entstand, war die bevorstehende
EntScheidung der niederländischen Regierung über einen Zubau von drei neuen
Kernkraftwerken zu den vorhandenen beiden KKW. Der Lenkungsausschuß der BMO
veröffentlichte im Januar 1984 einen Endbericht, in dem zwar einerseits von einer
Ausweitung der Nutzung der Kernenergie abgeraten, aber andererseits eine Schlie­
ßung der beiden vorhandenen KKW nicht empfohlen wurde. Die BMD hatte jedoch
keine Lösung der Kernenergiekontroverse zur Folge. Gegner und BefOrworter der
Kernenergie fanden ihre jewelligen Standpunkte teilweise im Ergebnis der BMF rs­
präsentlert. Eher gering war auch die politische Akzeptanz der Empfehlungen der
BMD. Die Politiker versuchten, die Bedeutung der Ergebnisse fQr' die
Entscheldungsflndu ng herunterzuspielen und die niederländische Regierung blieb
zunächst bel Ihrer Absicht, drei neue KKW bauen zu lassen. (Die Reaktorkatastrophe
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von Tschernobyl ließ sie dann aber von diesem Plan abrOcken.) BIJLSMA,
EIJNOHOVEN und TURKENBURG (1988, 4Q2) sehen ats die entscheidende Schwäche
dieses Verfahrens als Partizipationsinstrument an, daß es zu wenig im politischen

Entscheldungsprozeß verankert ist.

Gorleben-Hearlng

1974 veröffentlichte der damalige Bundeskanzler Helmut Schmldt Pläne, In Nleders­
acnsen ein Nukleares Entsorgungszentrum zu errtchtan, In dem Anlagen zur Zwi­
schenlagerung, Wlederaufarbeitung, Konditionierung und Endlagerung zusammen­
gefaßt werden sollten. Nach Verhandlungen mit dem damaligen niedersächsischen
Ministerpräsidenten Ernst Albrecht wurde Gorleben als möglicher Standort für dieses
Entsorgungszenkrum benannt. Die Pläne fahrten zu massiven Protesten arn ge­
planten Standort In Gorleben. Dies veranlaßte die niedersächsische Landesregierung
dazu, eine Relhe von kernenerqlakrltlschen Experten (dem sog. "Gor leben Interna­
tional Review") mit einer slcherheltstechnlschen ÜberprOfung der Pläne für das ge­
plante Nukleare Entsorgungszentrum zu beauftragen. Die kritischen Gutachten dieser
Gruppe wurden dann Im Gorleben-Hearlng (MilrzJAprll 1979) unter der Leitung von
Prof. Carl Frledrlch von Welzäckervon mehr als 60 Internationale Experten diskutiert
(vgl. HATZFELDT. HIRSCH und KOLLERT 1979; DWK 1979).

OIe Absichten, dIe mit diesem aufwendigen Verfahren verfolgt wurden, lassen sich
vermutlich In den folgenden drei Punkten zusammenfassen:

~. Zunächst ernmal diente das Hearing dazu, ein Forum für die Auseinandersetzung
zwischen "Kritlkern" und "Gegenltrltiltern" zu schaffen. Wohl zum ersten Mal In
der BundesrepublIk kam es dabei zur formalen EInbeziehung von "kritlschen Ex­
perten" In einen Melnungsblldungsprozeß staatlicher Stellen. Die Existenz einer
wissenschaftlichen Kernenergiekontroverse wurde damit quasi staatlicherseits
anerkannt.

2. Das Hearing stellte für die verantwortlichen Politiker (Insbesondere des Landes
N~edersachsen) eine gute Möglichkeit dar, sich selbst ein Urteil Ober die mit
emem Nu\(,learen Entsorgungszenkrum verbundenen Risiken zu bilden. Das
Hearing läßt sich damit als ein Instrument der Politikberatung bel Vorliegen einer
technologischen Kontroverse auffassen. Die direkte Konfrontation der Kritiker
und Gege.nkritlker Im Verfahren der "Rede" und "Gegenrede" läßt den außenste­
henden NIcht-Fachmann letchter die umstrittenen Punkte und die GrOnde für die
~~terschlednchen Einschätzungen erkennen. Die Relevanz der Veranstaltung for

e Information der Politiker wird auch dadurch deutlich daß Ministerpräsident
Ernst Albrecht sowie weitere KabinettsmitglIeder an fast allen SItzungen des
Hearings teilnahmen (OWK 1979, 7).

3. Schließlich war das Hea Ib Ö r ng vermutlich auch zur Erhöhung der LegItimation (ge-
g~no er der ffentllchkelt, aber auch gegenOber der soztat-llberaten Bundesre­
g edrunh9?I)A8iner ~onftigen Entscheidung Ober das geplante Entsorgungszentrul11
ge ac t. ngeslchts des erwartb ff b
teiligten Ex erte aren 0 enen Ausgangs des Hearings (die e-
befOrworte~den n fa~den keinen Konsens, sondern blieben bel Ihren jeweiligen

o er ablehnenden Ansichten) konnten sich dIe

134



niedersächsischen LandespolItiker bel allen denkbaren Entscheidungen zumin­
dest darauf berufen, sich' die Entscheidung nicht einfach gemacht, sondern sorg­
sam Vor- und Nachteile abgewogen zu haben.

In seiner Relilierungserkfärung vom 16. Mai 1979 machte Albrecht unter ausdrück­
licher Bezugnahme auf das Gorleben-Hearing deutlich, daß er das Nukleare Entsor­
gungszentrum in seiner geplanten Form nach einigen technischen Modifikationen
zwar für sicherheitstechnisch realisierbar, jedoch nicht für polltfsch durchsetzbar
hielt. Er erklärte seine Bereitschaft, die Einrichtung von Endlagern fOr radloaktfve
Abfälle In niedersächsischen Salzstöcken zu unterstützen, sprach sich jedoch gegen
die Wiederaufarbeitungsanlage zum jetzigen Zeitpunkt aus. Inwieweit das
Gorleben-Hearing diese Entscheidung tatsächlich beeinflußt hat bzw. lediglich zur
Legitimation herangezogen wurde, Ist nicht eindeutig auszumachen.

Enquete-Komm155Ion "Zukünftige (Kern-)E nerg lepolitik"

Die bereits Im Kontext der Erörterung des Experten-Pol1tlker-Verhältnisses erwähnte
Enquete-Kommission "ZukOnftlge KernenergiepolItIk" war ein vielschichtiges Unter­
nehmen. Als Kommission des Parlaments diente sie In erster Linie der Vorbereitung
der parlamentarischen Entscheidungsfindung. Der energiepolItische Konsens inner­
halb des Parlaments war brüchig geworden; die Gegnerschaft zur Kernenergie In­
nerhalb der SPD-Fraktlon gewachsen. Eine starke ökologische Bewegung hatte sich
formiert und behinderte den Kernenergieausbau wo Immer sich eine Gelegenheit
bot: auf der Straße, in den Gerichtssälen, bel Anhörungen und bel öffentlichen Dis­
kussionen.

Neben Ihren anderen Funktionen läßt sich die Enquete-Kommission "ZukOnftlge
Kernenerglepolltlk" auch als Versuch begreifen, ein lagerObergreifendes Kommu­
nikationsparadigma zu entwickeln. Dies gelang In der ersten Enquete-Kommission
Oberraschend erfolgreich. Man einigte sich auf Themen der Diskussion, entwickelte
eln gemeInsames Kriterienraster fOr die Bewertung von Optionen und akzeptierte
schließlich vier unterschiedliche energiepolItIsche Szenarien als Grundlage des Ver­
gleichs. In einer Analyse dieser Enquete-Kommission kommt Gerhard VOWE (1986,
559) zu dem Urteil, daß dies im damaligen energiepolItIschen Klima eine Oberra-

schende Leistung gewesen sei.

Obwohl die Enquete-Kommission keine direkten politischen Auswirkungen hatte
(1982 gab es den Wechsel von der soziaHlberalen Koalitionsregierung zur unlons­
gefOhrten Regierung), hat sie dazu beigetragen, die Qualität der energiepolItische
Diskussion In der BundesrepublIk deutlich anzuheben. Die Arbeit der Kommission
föhrte jedoch nicht zu einer Entschärfung des KernenergiekonflIkts, da

1. gegenseitiges Verstehen und aufeinander bezogenes Argumentieren nicht die
Meinungsverschiedenheiten aus der Welt schaffte, sondern diese erst In ihrer

vollen Bedeutung deutlich machte und
2. der durch die Enquete-Kommission geschaffene Kommunikationsrahmen. ".Icht

alle an der Kernenergiekontroverse beteiligte Gruppen umfaßte und nach eIniger

Zelt auch wieder teilweise zerfiel.



6. Forschungsbedarf und ~möglichkelten

6.1 Mögliche Forschungsthemen

Die Kontroverse um die Kernenergie Ist zum Paradebeispiel für die Auseinanderset­
zung OberTechnologlen überhaupt geworden. Daher - und aufgrund der Hilflosigkeit
der Politiker gegenüber dIeser Kontroverse, die ja außerhalb des Parlaments begann
und lange Zelt Im Parlament nlcht repräsentiert war ~ sind eine große Zahl von
sozialwissenschaftlIchen Studien Ober den Kernenergiekonflikt entstanden. Dabei
wurden die verschiedenartigsten Aspekte aus psychologischer, soziologischer,
polltikwlssensehaftllcher und sogar phllosophlseher Perspektive analysiert wie bei­
spielsweise

• Einstellungen der Bevölkerung
• RIsikowahrnehmung der' Kernenergie
• Werte und GesellschaftsleitbIlder In der Kernenergiekontroverse
• SozialverträglIchkeit der Kernenergie
• die In der Kernenergiekontroverse Involvierten Institutionen und Organisationen

(Politik, Industrie, Forschung, Bürgerinitiativen)
• die Rolle von Experten In der Kernenergiekontroverse und
• die Berichterstattung der Medien über Kernenergie.

Die Kernenergiekontroverse Ist sicher die am stärksten untersuchte technologische
Debatte, die es je gegeben hat. Trotzdem gibt es eine Reihe von systematischen
LOcken bel der Erforschung der Kernenergiekontroverse und - hier besonders rele­
vant - der in Ihrem Rahmen stattfindenden Kommunikationsvorgänge. Zu den Defi·
ziten Im analytischen Bereich gehören beispielsweise

• ein systematischer Internationale Vergleich der Kernenergiekontroverse In den
verschiedenen Ländern.

• der Zusammenhang von Einstellungen mit Interesse an Informationen,
Informatlonssuchverhalten und Wissen Ober Kernenergie,

• .dle Bewertung von Informatlonsquellen zur Kernenergie (sowohl Primär-als auch
Sekundärquellen wie Massemmedlen) z.B. Im Hinblick auf Kompetenz. Interes­
senabhängigkeit und Glaubwürdigkeit sowie

• die Analyse von KommunikatIonsparadigmen der verschiedenen an der Kontra·
verse bet~lIlgten Akteure (Ziele der Kommunikation, Strategien, assoziierte
Kontexte, Modelle" von den Kommunikationspartnern, "ideologische" Bezugs­
rahmen; Regeln für das Akzeptieren von Aussagen usw.),

Wen~gleich sich - wie gezeigt - die Kernenergiekontroverse nicht primär als Kom­
mUOlkat~onsproblem .au~assen läßt, so gibt es andererseits doch Gelegenheiten, bei
denen sich KommuOIkatlonsprobleme zeigen. Die sozialwissenschaftliehe Forschung
könnte hier aber einen "an Iyti h " . .
" " a sc en BeItrag hinaus versuchen, Vorschläge für eme
Verbesserung der Kommunikationsprozesse zu entWickeln.
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Es ist allerdings nicht so ohne weiteres klar, wie das Ziel der "Verbesserungsmaß­
nahmen" aussehen soll. Streit und Konflikt an sich muß Im Rahmen des bestehenden
politischen Systems als etwas Normales aufgefaßt werden. Kommunlkatlonspro­
zesse "reibungsloser" zu gestalten, kann daher nicht das ZIel sein. Konsens wird
man vermutlich jedoch erzielen können Ober ZIele wie

•
•

•

•

•

Vermelden von MIßverständnissen,

Vergrößerung des lnformlertheltgrades der Kommunikationspartner,
Strukturlerung des KommunikatIonsprozesses,
Erweiterung des GesIchtswinkels, unter dem das Problem wahrgenommen und
diskutiert wird, und

Generlerung neuer bzw. Verbesserung bestehender Optionen.

Ob bel einer "Verbesserung" der Kommunikationsprozesse In diesem Sinn die
Entscheldungsfindung, die Erzielung eines Konsens oder auch nur die Akzeptanz
einer·Mehrheltsentscheldung erhöht würde, Ist eine offene empirische Frage. Gerade
bel Kontroversen mit starren Fronten, Ideologischen Bezogen und ethischer
Relevanz, wie der Kernenergiedebatte, kann man genauso gut vermuten, daß die mit
gezielten "Therapiemaßnahmen" verbundene erhöhte Thematlslerung sowie die - Im
Erfolgsfalle - vergrößerte Transparenz der Differenzen In den Auffassungen die
Entscheldungsflndung erschwert bzw. die Legltlmltätsprobleme der EntscheIdung er­
höht.

EIn Beispiel dafür, wo ein Versuch einer Verbesserunq von Kommunlkatlonspro­
zessen sinnvoll erscheint, stellt das Problem der Information Ober Störfälle In Kern­
kraftwerken dar. Die gesetzlichen Vorschriften sehen nur vor, daß der Betrelber von
kerntechnischen Anlagen die Aufsichtsbehörde Ober eingetretene Störfälle zu unter­
richten hat. Er Ist dagegen nicht verpflichtet, die öffentlichkeit darüber zu
informJeren.33

Die kritische Öffentlichkeit zeigt jedoch ein erhebliches Interesse daran, Ober alle
Ereignisse In kerntechnischen Anlagen, die Ihre Sicherheit betreffen könnten, infor­
miert zu werden. (Dabei legen Medien und kritische öffentlichkeit - entsprechend
Ihrer Sensibilität für Kernenergierisiken - sehr weite Kriterien an, was als sicher­
heitsrelevantes Ereignis angesehen wlrd.) Versäumte Information der ÖffentlichkeIt
durch den Betrelber kerntechnischer Anlagen bel eingetretenen Störfällen stößt da­
her regelmäßig - wenn die Information nachträgllch doch noch bekannt wird - auf
große KrItik und bewirkt öffentliche Empörung. Ein prominentes Beispiel fOr diesen

33 Ein KKW-Betrelber das RheinIsch Westfarrsches Elektrizitätswerk (RWE). sieht sich sogar
nicht nur nicht verpflichtet. sondern aufgrund der Gesetzeslag~ auch nlcht berechtigt, oh­
ne ROcksprache mit der AUfsichtsbehörde elgenstandig die Öffentlichkeit Ober elnqetre­
tene Störfälle zu unterrichten. In einer PressemitteIlung des RWE Ober den StörfalJ Im
Dezember 1987 im Kernkraftwerk Blblls A heißt es: "Dle vertrauliche Behandlung beson­
derer Vorkommnisse In Kernkraftwerken erfolgt nicht auf Veranlassung des RWE. Eine
Veröffentlichung In Form von detaillierten Vorkommnisanalysen sowie zusammenras­
senden Quartals./Jahresberlchten fällt in die Zuständigkeit des BMU.* (Pressemlttellung
vom 13. Dezember 1988)
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Vorgang Ist der Skandal um einen Störfall im Kernkraftwerk Blblls A, der sich am
16.117. Dezember 1987 ereignete, Ober internationale Umwege jedoch in der Bun­
desrepublIk Deutschland erst im Dezember 1988 öffentlich bekannt wurde.

Aus der Sicht der Betreiber Ist die Versuchung groß, möglichst wenig Störfälle an die
Öffentllchkelt dringen zu lassen. Mit dem Argument, nur wenige Störfälle selen
Oberhaupt slcherhettsrelevant, aber jedesmal wOrden Medien und kritische Öffent~

IIchkelt Oberreagieren und diese meist unbedeutenden Störfälle aufbauschen, be­
schränkt man sich auf seine gesetzliche Verpfllchtung, die Aufsichtsbehörde zu In­
formieren. Bel der Information der Öffentlichkeit legt man also die eigenen Kriterien
an, was fOr die Öffentlichkeit relevant Ist, statt die Kriterien der Öffentlichkeit zu
antizipieren und anzuwenden. Eine solche Politik belastet natOrHch das Verhältnis
von Betrelber und Öffentlichkeit, insbesondere Im lokalen Bereich. Die Betrelber se­
hen sich daher bei einer Gratwanderung: Sie wollen einerseits die Öffentlichkeit nicht
mehr als unbedingt erforderlich alarmieren, mOssen auf der anderen Seite aber den
Verdacht der "Vertuschung"vermelden, um glaubwOrdlg zu bleiben.

Ein mögliches Forschungsthema wäre nun, Kommunikationsregeln für Störfälle zu
entwickeln, die sowohl für die Betrelber aufder einen als auch für die Massenmedien
und die kritische ÖffentHchkelt auf der anderen Seite akzeptabel sind. Ein solches
Konzept könnte beispIelsweise folgende Elemente enthalten:

•

•

•

Vereinbarung "vertrauensbildender Maßnahmen" zwischen Betreibern und Öf­
fentlichkeit (repräsentlert beispielsweise durch Medien und Stadträte, aber u.u
auch durch BOrgerinitiativen)

VermIttlung von HIntergrundwissen aber die jeweilige Anlage und kerntech­
nisehe Risiken und SIcherheitsprinzipien bel JournaJlsten, (kommunalen) Abge­
ordneten, Interessierten Bargern mit dem Ziel, eine differenzierte Beurteilung der
Jeweiligen Ereignisse zu erlauben, und schließlich
Erhöhung der Transparenzder Anlage, d.h, Bereitschaft, alle gewonschten Infor­
mationen aber die Anlage und Ihren Betrieb, radioaktive Emmlsslonen, Störfälle,
Betriebsunfälle usw. zu Hefern.

6.2 Zielgruppenspezlflscher Beratungsbedarf

Kommunikation gilt sowohl den KernenergiekritIkern als auch den Kernenergiebe"
fOrwortern als zentrales Instrument zur Durchsetzung Ihrer Ziele. Potentiell besteht
daher bel den Akteuren der Kontroverse ein großer Beratungsbedarf, wie die Kom"
munikatlon in der Kernenergiedebatte zu "verbessern" sei Problematisch (fOr eine
sich als unparteiisch verstehende Wissenschaft) Ist Jedo~h daß die Akteure der
KI~nt~overse die Qualltät der Kommunikation letztlich daran ~essen ob der Kommu"
~ hathonsprozeB zum gewOnschten Ergebnis fahrt, und das Ist fOr d'le eine Seite die
Kr ö ung der Kernenergieakzeptanz und für die andere SeIte der Ausstieg aus der

"ge~t::n~~~enut~~n~. Vermutlich sind die Impliziten Bewertungskriterien fOr eine
tlett Ein d~U~t a on bel den direkten Akteuren ergebnis- und nicht prozeßorlen"

nlka;lons~ro;:ss: ~~~~~ ~avon Ist, daß die KriterIen fOr die Gestaltung der KornrnU·
tlons rozesse so onsensfählg sein dOrften. Jeder möchte die Kommunika-

p gestalten, daß die Wahrscheinlichkeit 'steigt, daß "seine" position
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sich durchsetzt. Man muß also davon ausgehen, daß direkt betroffene Kontrahenten
In der Kernenergiekontroverse aufgrund Ihrer Interessenlage letztlich nicht an einer
~~rbesserung der Kommunikationsprozesse Interessiert sind, sondern an einem
Sieg" Ihrer Melnungsposltlon.

Um Ihren jeweiligen Zielen näher zu kommen, sehen slch die Akteure durchaus
ähnllchen Problemen gegenOber, wie z.B,

•

•
•

•

wIe stellt man sich selbst als kompetent und glaubwOrdlg dar,

wie alarmiert, sensibilisiert und mobilisiert man die Öffentllchkelt Im Hlnbllck auf
die Risiken der Kernenergie bzw. eines Ausstiegs aus der Kernenergie.

wie Informiert man die Öffentlichkeit (wirkungsvolle Argumentationsstrategien,
didaktische Umsetzung von komplexen Fakten USW.)34 und

wie gewinnt man VerbOndete 1m MeInungskampf (angesehene Persönllchkeiten,
Massenmedien).

Bel der Verfolgung dieser Ziele Ist wissenschaftliche Beratung gefragt und dieser
Bedarf stößt auch auf eine entsprechende Infrastruktur von wissenschaftlichen Mei­
nungs- und Marktforschungs- sowie Beratungsunternehmen. Dabei gIbt es noch
deutliche Unterschiede In der Nutzung dieser Angebote durch die belden Selten der
Kernenergiekontroverse, die durch unterschiedliche Professionalität, unterschled­
Ilche "Kulturen" und unterschIedliche finanzielle Ressourcen begründet sind. BIslang
nutzen - soweit bekannt Mledlgllch die BefOrworter der Kernenergie die Angebote
kommerzieller Institute und Publlc Relations Agenturen. Ein der ökologischen Be­
wegung nahestehendes - den ökologischen Forschungseinrichtungen entspre­
chendes - sozialwIssenschaftliches .Forschungsinstltut gibt es bislang nicht. Interes­
sant Ist aber. daß - trotz einiger Skepsis - von seiten der ökologischen Bewegung
vereinzelt durchaus Bedarf für soziaJwlssenschaftliche Beratung formuliert wird.3S

Erstaunlich wäre es daher keineswegs. wenn es demnächst zur Gründung einer al­
ternativen PR-Agentur käme. Damit würde nur konsequent der Trend zu einer
Professionalisierung der ökologischen Bewegung fortgesetzt. die Im naturwissen­
schaftlich~technfschen Berelch schon sehr weit fortgeschritten Ist,

FOr eIne sozlalwlssenschaftJiche Beratung, die sich nicht parteJlsch für Public Rela­
tions Ziele einspannen lassen will, Ist der "Markt" sehr viel enger. Als potentielle In­
teressenten (und Auftraggeber) ror eine Forschung, die inhaltlich nicht parteiisch Ist,
slnd ledlgJlch solche Instltutlonen auszumachen, die einerseits als Akteure in der

34 Belde Selten gehen wie selbstverständlich davon aus, daß elne Mwirklich" Informierte Öf­
fentlichkeit ihren Standpunkt teilen würde.

35 Vgl. z.B. das ehemalige Greenpeace-Vorstandsmitglied Monika GRIEFAHN (1988, 37-47).
Aber auch hier 1st lediglich anwaltschaftllche Sozialforschung gefragt: "Das heißt, die
BUrgerlnlliativen wollen in der Regel keine langen sozIalwissenschaftlichen Erklärungen,
Sondern sie wollen eigentlich - das Ist Ihr erklärtes Ziel - eine Handlungsänderung bei
verantwortlichen Personen und Institutionen erreichen." (GRIEFAHN 1986,38)
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Kernenergiekontroverse beteiligt sind, im Hinblick auf das gewOnschte Ergebnis

dieser Kontroverse jedoch nicht festgelegt sind.

Zu denken wäre dabei beispielsweise an Kommunen, auf deren Gebiet die Errichtung

einer kerntechnischen Anlage geplant Ist, und die ein erhebliches Interesse daran

haben dürften, daß die zu erwartende Kontroverse von belden Seiten fair ausqetra­
gen wird. Auch für einzelne Tellaspekte der Kernenergiekontroverse Ist nicht auszu­

schließen, daß sich die Kontrahenten auf einen Kommunikationsrahmen einigen, wie

es ja auch die Enquete-Kommission erfolgreich vorgefOhrt hat, und bel der Planung

und Durchführunq des Kommunikationsprozesses wissenschaftliche Hilfe In An­
spruch nehmen wollen.
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1. Einleitung

Chemische Produkte sind In einer entwickelten Industriegesellschafl ubiquitär, Rund
70.000 chemische Stoffe werden In der BundesrepublIk Deutschland in den ver­
schiedensten Branchen der Volkswirtschaft angewendet. 19B7 wurden rund 3D Mio t
Chemikalien produziert und verbraucht. Chemische Stoffe erscheinen als Baustoffe,
VerpackungsmaterlalJen, Düngemittel, Arzneimittel, Kosmetika, Nahrungsmittelzu­
sätze, Energletr1:lger und nicht zuletzt als Verunreinigungen der Umweltmedien Luft,
Wasser und Boden, die die Lebensgrundlage der Menschen darstellen. Chemische
Stoffe sind nicht Immer harmlos. Von rund 10 % der im Umlauf beffndlichen Stoffe
vermutet man ein GefahrenpotentIal für Mensch und / oder Umwelt. Von diesen
Stoffen gehen Risiken aus. Um mIt Risiken umzugehen, muß man sich Ihrer bewußt
sein. Dazu muß Ober RisIken Informiert werden. Art und Welse der Information, sowie
die Bedingungen, unter denen sie erfolgt, sind entscheidend für die Bildung des
RIsikobewußtseins, Diese Vorgänge sind Untersuchungsgegenstand der Risiko­
Kommunikation /1/.36 Selbst die vollständige Kenntnis aller Risiken der Chemie re­
duziert diese nicht. So lange chemische Stoffe mit Gefahrenpotential vorhanden sind,
bestehen diese fort. Das Wissen Ober die Risiken kann die Gefahren durch che­
mische Stoffe nicht beseitigen, aber einen BeItrag leisten, verantwortungsbewußt und
realistisch mit ihnen umzugehen. Die Auselnandersetz.ung mit Risiko und Nutzen der
Chemie Ist Gegenstand eines gesellschaftlichen Wertungsprozesses. Dieser findet
vor dem Hintergrund handfester Interessengegensätze der beteiligten Gruppen statt.
Die OptimIerung der Risiko-Kommunikation wird diese Gegens~tze nicht aus der WeIl
schaffen, aber zur VerdeutHchung der Standpunkte und Problemlagen beItragen kön­
nen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der recht komplexen Vernetzung der Che­
mie In nahezu allen Bereichen der Volkswirtschaft eine hHfrelche und notwendige
Aufgabe zu sein.

1.1 RIsikobegriffe In der Chemie

Das Risiko In der Chemie wird uneinheltllch deflnlert, Grob können zwei Bereiche
unterschieden werden:

1. Risiken tOr die Gesundheit von Menschen oder der Umwelt durch die Einwirkung
chemischer Stoffe (biologisches Risiko),

2. RIsiko für Immissionen aus dem Betrieb chemischer Anlagen oder aus der Ver-
wendung chemischer Produkte (technisches Risiko).

Risiko allgemein setzt sich aus den Elementen "Schaden" und "Eintrittshll.Uflgkeit"
zusamme~. Beim biologischen Risiko werden diese Elemente wie folgt gefaßt: Das
Element Schaden" wird einer definierten Wirkung gleichgesetzt, z.B. Auslösung
eines "Krebsgeschehens durch einen chemischen Stoff. Das Element "Elntrlttshll.u­
flgkelt wird gefaßt als Wahrscheinlichkeit, mit der die Wirkung In einer exponierten

36 In ~Irfesem Beitrag wird wegen der spezifischen Art der einschlägigen Literatur auf die je­
Wel gen Quellen mit Ziffern verwiesen.
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biologIschen Population auftritt. Das Risiko z.B, durch Exposition mit einem che­
mischen Stoff an Krebs zu erkranken, Ist In einer biologischen Population statistisch
verteilt. Dabei ist zu beachten (Beispiel Mensch): .

(Synerglsmen.•

der gesundheitliche Grundstatus des Kollektivs,
RIsikogruppen (z.B. Alte, Säuglinge, Schwangere),
Wirkungskomblnatlonen von mehreren Schadstoffen
Antagonismen).

BeIm technischen Risik.o werden die Elemente "Schaden" und "Elntrlttshäuffgke/t" wie
folgt gefaßt:

•
•

Unter "Schaden" wird der Tod oder Gesundheltsbeträchtigungen von Menschen,
Tieren oder eine nachhaltige Störung des Naturhaushaltes verstanden. FOr die
Umreißung des Schadensbegriffs ist notwendig abzugrenzen 121:

•

•
•

• Art des Schadens,
Ausmaß des Schadens,
Kreis der möglicherweise Betroffenen, Festlegung des Einwirkungsbereichs,
Zeitraum der Gefährdung.

Schäden sind in der Regel nicht leicht zu quantifizIeren, da Insbesondere bel
Umweltschäden oder Gesundheitsschäden unterhalb der Schwelle "Tod" oder "Ver~

letzung" klare Abgrenzungskriterien fehlen. DIe Feststellung, ab wann Wirkungen
verursacht durch Schadstoffe auch Schäden darstellen, Ist eine Frage der gesellp

schaftlIchen Wertung 13b/.

Die "EIntrittshäufigkeit" bezieht sich auf die Wahrscheinlichkeit, mlt der die scha­
densverursachende Noxe auf das Schutzobjekt einwirkt. Im Fall von Schäden durch
die EInwirkung von Chemlkalfen, ist es die Wahrscheinlichkeit einer Immsslon (Kon­
zentration und zeitlicher Verlauf) der Schadstoffe arn WIrkort.

Der SchadensbegrIff des technischen Risikos schlleßt das "biologIsche Risiko" ein,
da bel der Beurteilung des Risikos z.B. einer Chemieanlage, In der gefährliche Stoffe
gehandhabt werden, die Wirkungen der Stoffe bei einer zufaJisbedingten Freisetzung
auf die zu betrachtende Population mit beachtet werden mOssen. Insgesamt ist bel
einer derartigen RIsikobetrachtung der gesamte EInwirkungspfad der chemischen
Stoffe In eInem RIsikoszenarium zugrundezulegen. Betrachtet werden muß hierbei
Insbesondere:

•

•
•
•

EIntrittswahrscheinlIchkeit fOr die Emission,
Art und Ausmaß der EmissIonen,
Bedingungen der Ausbreitung der Stoffe (Transmission),
Art und Ausmaß der lrnrnlsslon,
Wirkung auf das Schutzobjekt (biologisches Risiko).

Emissionen von chemischen Stoffen können an allen Stationen des Stoffkrelslaufs,
z.B, Rohstoffgewinnung, Chemische Industrie, Transport gefährlicher GOter, Pro­
dukte der Chemischen Industrie oder Entsorgung von Chemikalien vorkommen. Art
und Ausmaß dIeser EmIssionen sind Jm Einzelfall zu untersuchen und Ihre Konse-

•
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•
•'.

quenzen auf Mensch und Umwelt zu analysIeren. FOr diese Vorgehenswelse sind
eine Reihe von Methoden entwickelt worden. Übersicht In /5/.

Die Ausbreitung von Schadstoffen erfolgt Im wesentlichen über die Umweltmedien
Luft und Wasser. Über diese Medien können sie direkt an die Schutzobjekte (Mensch,
Tier, Pflanze, Ökosystem) gelangen.

Ein Indirekter Ausbreitungspfad von Schadstoffen stellen auch Produkte, die
Schadstoije als Verunreinigungen enthalten, dar. Wege der Aufnahme von
Schadstoffen In den menschlichen Organismus können aber die Kleidung (Hautkcn­
takt), die Nahrungskette (Schadstoffe in Nahrunqsrnltteln, Trinkwasser) oder Bedarfs­
gegenstände und Kosmetika darstellen. Über die spezifischen Bedingungen der
Ausbreitung definieren sich bel gegebenen EmIssionen die Immissionsbelastungen.
Die Konzentration und deren zeitlicher Verlauf sind entscheidende EInflußgrößen ror
die Wirkungen auf die Schutzobjekte. Die Wirkung selbst 1stder biologischen Varianz
der Populatfon unterworfen {biologischesRIsiko}.

1.2 Umgang mit Risiken

Die Tatsache, daß der gesellschaftliche Produktleus- und Reproduktfonsprozeß mit
Risiken behaftet Ist, hat eine umfangreiche Literatur zum Themenkomplex des Um­
gangs mit diesen Risiken hervorgebracht. Dabel kann festgestellt werden, daß die
"RIsikolandschaft'" sich mit fortschreitendem wlssenschaftllch- technischem Fort­
schritt ständig verändert 19/. Daraus ergibt sich dIe Konsequenz, daß Risiken In un­
terschiedlichster Form auf das Individuum, auf bestlmmte Gruppen oder dle gesamte
Gesellschaft wirken. Aus dieser ErkenntnIs haben sich verschiedene Ansätze der
Rlslkosteuerul'l'tl (rlsk management) entwickelt 18, 11/. Voraussetzung fOr eIne
RIsikosteuerung sind:

die Kenntnis der Risiken,
der Konsensus Ober zumutbare Risiken•
die Perzeption der Risiken durch die Betroffenen.

DIe Risiko-Kommunikation hat In allen drei Bereichen eine wichtige FunktIon.

• die RIsikoanalyse (Was kann passieren?) liefert die Kenntnis der Risiken 110/.
•. die RIsikobewertung (Was darf passieren?) orientIert sIch an dem Konsensus,

was zugemutet werden darf 14/

• die RIsikoperzeptIon gibt Ausküntte Ober die IndIviduelle Bewertung des RIsikos.

Letztere Größe ist stark abhängig von der WechselwIrkung der Gefahr mit dem Indi­
viduum. Folgende Faktoren spielen dabei eine entscheidende Rolle:

• Freiwilligkeit
• Kontrollierbarkelt
• VertrautheIt

Risi.ken werden ~m ehesten akzeptiert, wenn das Individuum sich dem Risiko frei­
willig aussetzt, die Gefahrvertraut Ist und die Situation kontroHierbar erscheint.
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Durch die Individuell unterschiedliche Perzeption von Risiken ergibt sich eine Diffe­
renz zwischen dem von Experten abgeschätzten Risiko und dem vom potentiell Bew

troffenen empfundenen Risiko. Diese Differenz wird als RJslkoaverslon bezeichnet
171.· Die Größe dieser Differenz Ist von den o, g. Faktoren abhängig. RIsikosteuerung
muß. da sie den gesellschaftlichen Konsensus OberRisiken berOckslchtIgt, zu einem
gewissen Grad das empfundene Risiko zur Rlchtspur des Handeins machen. Um nun
zu einem (volkswirtschaftlich) vertretbaren Aufwand bel der Reduzierung der Risiken
zu kommen, sollte von den Möglichkeiten einer optimalen Risiko-Kommunikation
Gebrauch gemacht werden. Risiko-Kommunikation könnte dazu beitragen, zu einer
Minimierung des Aversionsfaktors zu kommen. Risiken der Chemie sind hinsichtlich
Ihrer Freiwilligkeit, Kontrollferbarkeit und Vertrautheit sehr vielfältig zusammenge­
setzt. Eine globale Luftverschmutzung Ist weder freiwillig, noch kann sIe durch das
Indlvlduu m kontrolliert werden, ein gefährlicher Arbeitsstoff dagegen kann vertraut
sein und In seiner Anwendung kontrolliert werden.

Um die Chancen der Risiko-Kommunikation im Bereich der Chemie voll auszunutzen
Ist es notwendig, neben der Charakterlslerung der spezifischen Risiken der Chemie
auch Art und Ausmaß der Konfrontation des Menschen mit chemischen Wirkungen
direkter und Indirekter Art zu beschreiben. Der Rahmen der Studie läßt hier nur
Polntlerungen zu. Im folgenden werden die Quellen der chemIschen Noxen und Ihre
WIrkungen auf die Schutzobjekte Mensch und Umwelt skizziert. Der Studie liegt ein
anthroprozentrlscher Ansatz zu Grunde, der Mensch Ist Mittelpunkt, Wirkungen auf
seIne Umwelt werden als Indirekte Einflüsse dargestellt und bewertet.

2. Chemiegefahren

Chemische Stoffe werden In nahezu allen Bereichen der gesellschaftlichen Waren­
produktion und Verteilung eingesetzt. Somit kommt ein Großteil der Bevölkerung an
den verschiedensten Stellen rnlt Chemikalien In Berührung.

Hauptlleferant der Chemikalien Ist die Chemische Industrie. Mit einem Umsatz von
rund 171 Mrd DM (11 % des In der 8undesrepubllk Deutschland 1987 erzIelten
Gesamtumsatzes der Industrie) und einer Beschäftigung von rd, 600.000 Arbeitneh­
mern, ist die Chemische Industrie ein bedeutender WIrtschaftsfaktor. 1987 wurden
Insgesamt rd. 30 MJot chemischer Produkte erzeugt und verbraucht /22, 721.

Die Hauptanwendungsbereiche, in die chemische Produkte gehen, zeigt die Über­

sicht in Tabelle 1 ("Gefährliche Stoffe").

Chemische Stoffe können für Mensch und Umwelt gef1:lhrllch sein. Dabei wird das
Gefahrenpotential bestimmt durch die spezifischen Eigenschaften der Stoffe sowie
den Bedingungen unter denen sie auf Menschen oder Umwelt einwirken. Bezogen
auf den Menschen können zwei Haupteigenschaftsgruppen für Gesundheitsgefahren

angegeben werden:

•
•

Gefahren durch Brand/Explosionen,
Toxische Gefahren •
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DIe WIrkung auf die Gesundheit der Menschen durch das Brand- oder ExplosIonspo­
tentIal kann durch Wärmestrahlung, Explosionsdruckwirkung oder Trümmerwurf er­
folgen. Die toxische Wirkung Ist vom ElnwJrkungspfad, der Konzentration und der
Dauer der Einwirkung, vom gesundheitlichen Zustand des Menschen und den spezi­
fischen Eigenschaften des Stoffes abhängig. Toxische- und Brand- bzw, Explosions­
wIrkungen können in atnem Ereignis synerglstlsch zusammenwIrken (z.B, Wärme­
strahlung und toxische Srandgase).

Von den ca, 4 ~ 5 Mlo bekannten chemischen Verbindungen werden ca. 70.000 In der
Bundesrepublik Deutschland In Gewerbe und Industrie verwendet. Von größerer in­
dustrieller Bedeutung sind etwa 10.000 Stoffe. Nach Schätzungen der OeCD sind ca.
5·10 % dleser Stoffe mit einem toxischen Gefahrenpotential für Mensch und Umwelt
versehen /13/. FOr nur einen Bruchteil dieser Stoffe liegen ausreichende Informa­
tionen zu Beurteilung Ihrer Wirkungen auf den Menschen und Insbesondere die Um­
welt vor /14/. Über den Anteil von brand- und exploslonsgeHlhrllchen Stoffen liegen
keine genauen Angaben vor. Fest steht [edoch, daß brand- und explosionsgefährliche
Stoffe mengenmäßig den HauptanteIl aller produztarten Chemikalien mit einem Ge­
fahrenpotential ausmachen. ExplosionsgefährlIch können auch andere brennbare
Stoffe, die nIcht zu dem BereIch der Chemikalien gerechnet werden, setn, BeIspiele
hlerfOr sind brennbare Stäube wie Mehl und Zuck.er.

2.1 Immissionsrelevante Industrleanlagen

In der BundesrepublIk Deutschland werden rd, 50.000 Anlagen betrieben, die geeJg­
net sind nachtelllge UmwelteinwIrkungen hervorzurufen. In ca, der Hälfte der Anlagen
Wird angenommen, daß mit chemischen Stoffen In gröBerem Umfang umgegangen
Wird (Im Bereich der Chemischen Industrie wurden 1987 1163 BetrIebe regIstriert, in
denen aber In der Regel mehrere Anlagen nebeneinander betrieben werden). Von
dlesen Anlagen gehen Emissionen aus. Abb. 1 zeigt die Emittentenstruktur für das
Umweltmedium Luft. Abb. 2 die Emittentenstruktur für Wasser. Den Abbfldu ngen sind
auch die Zuordnung der Hauptschadstoffe zu den Quellbereichen zu entnehmen
(Bewertung siehe unten).

Gefährliche Industrieanlagen unterliegen In der BundesrepubHk der Störfallverord­
nung (12. BlmSchV) 120/. 19B8 wurde die Störfallverordnung novelliert und Ihr Gel­
tungsberelch ausgedehnt. Es wird mit ca. 4000.- 5000 Anlagen gerechnet. die der
Verordnung unterliegen. (nähere statlstlsche Angaben vgl. 124/). Dte Auswertung der
Daten (S.tand 1987) zeigt etwa folgendes Bild:

FOr 90 % der Anlagen mußten detaillierte Sipherheitsanalysen angefertigt werden,
10 % wurden auf Grund geringer Mengen an gefährlichen Stoffen von der Erstellung
der SIcherheitsanalyse befreit. 1 % aller gemeldeten Anlagen unterliegen der Ver­
ordnung, well gefährliche Stoffe erst im Störfall entstehen können ("Seveso-Fall"). die
Oberwiegende Anzahl der Anlagen enthalten die gefährlichen Stoffe bereits Im be­
stjm~ungsgemäßen Betrieb. 95 % aller gemeldeten Anlagen beziehen sich auf die
eherutsche und mineralölverarbeitende Industrie sowie auf Großll:lger fi)r brennbare
Gase und entzündliche Fhisslgkeiten (Abb, 3).
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Rund ein Drittel aller Anlagen unterliegen der Verordnung aufqrund Ihres Inventars
an entzündllchan FIOsslgkelten oder brennbaren Gasen. Von diesen Anlagen können
vorwiegend Brand und Explosionsgefahren ausgehen. Insbesondere durch die Kom­
bination Von brandgeHlhrlichen mit toxischen Stoffen In Anlagen der Chemischen In­
dustrie und der Mlneralöllndustrle, können gefahrenerhöhende Momente auftreten
/261. Jn störfallrelevanten Anlagen der Chemischen Industrie sind die. häufIgsten
Stoffe:

• Chlor (14 %),
• Schwefelwasserstoff (11 %).
• Brom (8 %),
• AlkalJzyanlde (7 %).

Ein Maß für das Gefahrenpotential sind die verwendeten Mengen. Sie lassen sich In
bezug auf das toxische Potential auf rund 3Q.000 t, fOr das brand- und exploslonsge­
fährllcha Potential auf ca. 30 Mlo t abschätzen. Zur Beurteilung der Höhe des Gefah­
renpotentials Ist die Analyse der In den Anlagen tatsächlich gehandhabten Mengen
von entscheidender Bedeutung. Als Maßstab kann dabei auf die Im Regelwerk der
Störfallverordnung festgelegten Mengenschwellen 127/ zurockgegrlffen werden. Eine
Gefahr fOr die Nachbarschaft ist Immer dann nicht auszuschließen, wenn die soge­
nannte Mengenschwelle BOberschrltten wird /28/. Die statistische Auswertung In
bezug auf die durchschnittlJchen Inventare In den Anlagen zeigt, daß die Mengen­
schwelle B bel einigen Stoffen bis um das SOO-fache überschritten wird /24/. Dies
stellt deflnitlonsgemä8 ein erhebliches Gefahrenpotentlaf dar. das bel der RlslKobe­
urtel1ung berOckslchtlgt werden muß.

Die Analyse der räumlichen Verteilung zeigt, daß Anlagen nach der StörfaHverord­
nung derzeit in Ober 180 Ortschaften, vor allem In den klassischen IndustrIestand­
orten In Nordrhein-Westfalen, Rhalnland-Pfalz, Hessen und Bayern existieren. Diffe­
renziert man die Standorte nach 8etreibern, so zählt man rd, 280 Jndustrlebetrlebe
mit gefährlichen Anlagen. DabeJ sind bis zu 46 Anlagen in einem Werkskomplex zu­
sammengefaBt. In ca. 180 Fällen handelt es sich um EInzelstandorte (Tabelle 2). In
Ober 80 Standorten ist bel der RislkobeurteHung zu berOckslchtlgen, daß mehrere
Anlagen unter Umständen mit sehr unterschiedlichem Inventar auf engem Raum zu­
sammen sein können. Die großen Mlnaralöllääer sind, sofern sie nicht Im Zusam­
menhang mit Raffinerien betrieben werden, vorwiegend In den Nordländern (KOsten)
angesiedelt. Viele ElnzeJanlagen außerhalb der Industriezentren sind Vertellläger fOr
FlüssIggas /29/. Die räurnüche Verteilung der Anlagen nach der Störfallverordnung In

der Bundesrepublfk Deutschland zeIgt Abb. 4/83/.

Gefahren Im Normalbetrieb

Veriahrenstechnische Anlagen besitzen systembedingt Immer gewisse Emissionen.
Diese können durch Emlssionsminderungstechn;ken vermindert. jedoch nie vollstän­
dig vermieden werden. Die durch den Betrieb der Anjagen emittierten Stoffe belasten
kontinUierlich die Umweltmedien Luft und Wasser und als Folgewirkung auch den
Boden: (Eine umfassende Darstellung von Umweltwirkungen durch Immissionen lie­

fert /3, 21/.)
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LuftverunreInigungen durch lmmlsslonan wirken nur selten In Form von akuten Ge­
sundheltsschädlgungen (z.B, In Smog-Perioden), vielmehr Ist der Hauptwirkungsbe­
reich In der chronischen Belastung zu sehen. Es wIrd unterschieden zwischen Wir-

kun,gen auf:

• die menschlicheGesundheit,
• dIe Vegetation, Tiere, Bodenorganismen, Gewässer

• Materlallen.

Dabei können Schadstoffe als partlkelförmlge Luftverunreinigungen (z.B. stäube)
oder als Gase auf die schutzoblekte unterschiedliche Wirkungen entfalten.

über partlkelrörmlge Luftverunreinigungen kann der Mensch durch Krebs (Asbest,
polyzyk.lIsche aromatlsche Kohlenwasserstoffe) oder durch Organschäden ltoxlsche
Spurenelemente, 61el, CadmIum, Thallium, Quecksilber, Arsen) geschädigt werden.
Gasförmlge Luftverunreinigungen wie Schwefeldioxid oder Stickstoffoxide sind
Reizgase. Sie wirken oft gemeinsam auf die Atemwege des Menschen. Empfindliche
Personen (z.B. Alte, Asthrnatlxer) können schon bel gerlngen Konzentrationen er­
hebliche gesundheitliche Beeinträchtigungen davontragen (z.B. Pseudo-Krupp bel
Kindern (23(). Stickoxide können Zellen schl:ldlgen. Kohlenmonoxid verschlechtert
durch eine Blockade der roten Blutkörperchen dIe Sauerstoffversorgung des orga­
nlsmus. OrganIsche Luftschadstoffe (Kohlenwasserstoffe. Halogenkohlen­
wasserstoffe, Alkohole, Glykole, Ketone, Ester. etc) besltz.en ein breites Wirkungs­
spektrum. Schädigungen des zentralen und peripheren Nervensystems, aber auch
der Leber, Niere und der blutbildenden Organe durch den Stoff selbst oder seine
Metabollten stnd beschrieben worden. Benzol kann Blutkrebsjl.eukärnlel auslösen,

Durch partlkelförmlge Luftverunreinigungen können Schadstoffe, z. B. Schwerme­
talle, In Böden und von dort Ober Pflanzen und Tiere In die Nahrungskette gelangen.

OrganIsche persistente Stoffe können sich Im Baden anreichern und von Pflanzen
aufgenommen werden. Die Aufnahme erfolgt Ober Blätter (Spaltöffnungen) oder
Wurzeln. Das Aufnahmeverhalten und die Verteilung der Schadstoffe sind von den
spezifischen EIgenarten der Stoffe abhängig. Ein wesentlicher Eintrag von Schwer­
metallen auf den Boden erfoigt durch die KlärschlammdOngung. Exzessiver
PestIzideinsatz führt bel schwer abbaubaren Stoffen zu einer Bodenbelastung z.8.
durch Veränderung des Abbauverhaltens (Wirkung auf Bodenorganismen). Dle
gasförmigen LuftverunreInigungen Schwefeldioxid und Stlckstoffoxide sInd für pflan­
zen toxischer als fOr Mensch und Tier. Schwefeldioxid schädigt die Organe der
Photosynthese. In der Kombination mlk Ozon potenzieren sich die Schadwirkungen
auf die Pflanzen. Fluorwasserstoff ist ein starkes pflanzenschädigendes Gift. Es
verätzt die Blätter (Nekrosen). Schwefeldioxid, StickoxIde, Chlorwasserstoff, sind Be­
standteile des sogenannten sauren Regens, der neben anderen Faktoren als Haupt­
verursacher des Waldsterbens angesehen werden muß. Die komplexen WIrkungszU­
sammenhänge des Waldsterbens können hier nicht detailliert aufgefOhrt werden.
Nähere Angaben siehe 13d/.

Luftverunreinigungen können zumeist durch BeschleunIgung von Verwitterungs· und
Alterungsprozessen an Materlallen erhebliche Schäden verursachen. Dies kann ZU
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einem unwlderbringllchen Verlust von Kulturdenkmälern fahren, aber z.B. auch durch
Korrosion erhebliche volkswirtschaftliche schäden verursachen. SchwefeldIoxId und
StIckoxIde bilden In Verbindung mit Staub "saure Krusten", die zu einem vermehrten
Korrosionsangriff an GesteInen und Metallen führen können. Ozon schädigt Kunst­
stoffe vor allem elastomere, GummI: Fluorwasserstoff kann Gläser und keramische
Werkstoffe angreifen.

Oberflächenqewässer und Grundwasser werden durch eine Reihe von
Verschmutzungsquellell belastet: z.B,

•
•
•
•
•
•
•

industrielle Abwässer,
Landwirtschaft,
DeponleabJauf und Sickerwässer,
häusliche Abwässer,
ablaufendes Regenwasser aus der Kanalisation,
diffuse EInleItungen,
Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen.

Folgende Stoffe sind dabeI besonders problematlsch /3e/:

•
•
•
•
•

Säuren, Basen und Schwermetalle,
chlorierte Kohlenwasserstoffe und Pestlzlde,
Satze und Phenole,
MIneralölderivate,
radioaktive Substanzen.

Besondere Gefahren bergen darunter die schwer abbaubaren Stoffe, die sich auch
nach einer biologischen ReinIgung Im Kläranlagenablauf befinden und damit In den
Wasserkreislauf geraten. Auf Elnzelstoff- bzw. Stoffgruppen bezogen haben sich fol­

gende Problembereiche herausgebildet:

•
•

•

•

• NItratbelastung (exzessive DOngung In der Landwirtschaft),
Halogenkohlenwasserstoffe (LösemIttel durch undichte Leitungen, Unfälle, uner-

laubte Einleitungen),
Pestizide (z.B. Antnraztn, 1.3-Dlchlorpropen aus landwirtschaftlicher Anwendung),
Schwermetalle Im Sediment der FlOsse/Seen (aus IndustrleelnJeitungen),

Salzbelastung (aus Industrieeinleitungen).

Schwer abbaubare Stoffe, wie z.B, halogenierte Kohlenwasserstoffe, aromatische und
polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, können eIn stark toxisches,
mutagenes oder karzinogenes Potential besitzen. Oft sind sie bloakkumuJlerbar, d.h.
sIe reIchern sich In Organismen an. Der Kenntnisstand Ober die Wirkungen geringer
Mengen dieser Schadstoffe auf Mensch und Umwelt Ist noch sehr dOrftlg, so daB zur
Zelt keIne sichere Gefahrenabschätzung möglich Ist /3f/. Schwermetalle wie
Cadmium, Chrom, Kupfer, Blei, Quecksilber, Nickel, Zink, Kobalt. Arsen, Mangan,
Silber sind in geringen Konzentrationen lrn Trinkwasser vorhanden. Schwermetalle
werden zum größten Tell In den Kläranlagen abgeschieden. (Es erfolgt ein Wechsel

vom Medium Wasser In den Klärschlamm).
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Zur toxikologischen Bewertung der Wirkung von Schwermetallen auf den Menschen

slnd die AusfOhrungen Im LuftteJl zu betrachten.

Eutrophlerende Stoffe wie Stickstoff und Phosphor frJhren bel überangebot zu ver­
mehrtem Algenwachstum und dadurch zur Verarmung der Artenvielfalt zugunsten der
schnell wachsenden Arten mit hohem Nährstoffbedarf. Bei Überangebot kann es zum
Zusammenbruch der Sauerstoffversorgung in dem Gewässer kommen. Daraus folgt
der Übergang vom aeroben zum anaeroben Abbau organischer Stoffe (Fau,!ung). Die
WasserqualItät nimmt dadurch In entscheidendem Ausmaß ab. Uberhöhte
NItratbelastung fahrt zu gesundheItsschädlichen Wirkungen, (weiteres siehe Ab-

schnitt 2.2.)

Oie Bodenbelastung hängt mit der Luft- und Wasserbelastung zusammen.
Luftschadstoffe können durch Niederschläge ausgewaschen werden und den Boden
belasten. Schadstoffe auf dem Boden können durch Auswaschung In den Wasser­
kreislauf gelangen. Wasser, Baden, Luft und Lebewesen verbindet ein sehr kom­
plexes WlrkungsgefOge. Die Pfade, wie Schadstoffe aus dem Boden zum Menschen
gelangen können, (Nahrungskette, TrInkwasser) sind schon weiter oben beschrieben

worden.

Globale Gefahren

Die breIte Verwendung von Chemlk.allen In der Volkswirtschaft hat weltweit zu einer
kontinuIerlichen Vermehrung der Umweltchemikalien gefahrt. Man rechnet mit einer
Größenordnung von bis zu 100.000 verschiedenen Stoffen, zu denen pro Jahr Hun­
derte neu hinzukommen. Die Beurteilung der langfristigen Wirkung dieser Stoffe sind
z. T. heftig umstritten, da sie in einem komplexen WirkungsgefOge stehen, welches
oft nicht In allen EinzelheIten bekannt Ist. So existieren toxikologische Bewertungen
nur für einen Bruchteil der Stoffe, eine SItuation die sich nach Meinung von Experten
angesichts des rapiden Wachstums an Stoffen nicht verbessert, sondern sich eher
verschlechtert /51/. Diese Situation hat dazu gefahrt, grundsätzlich Erwägungen zur
Begrenzung der ChemikalIenflut anzustellen. So Ist man sich weItgehend einig, den
Elntrag an Chemikalien In dIe Umwelt so welt wie möglich zu reduzieren 13k, 521.
Jedoch bestehen noch Unterschiede ln der Auffassung, wie so etwas geschehen soll.
DIese Diskussion Ist mit dem Schlagwort "ChemiepolItik" In die politische Diskussion
der BundesrepublIk eingeflossen (vgl. Kap. 4.1.3). Globale ChemierIsiken zeichnen
sich dadurch aus, daß sie unterschiedslos alle Länder der Erde gleich betreffen. DJe
Reaktion auf diese Risiken können Ihrem Charakter nach deshalb auch nur globale
saln,

Das Medium Luft ist Im besonderem Maße geeignet, Schadstoffe Ober den ganzen
Globus zu verteilen. Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben sich eine FOlie von
Schadstoffen an dieser weltweiten Verteilung beteiligt. Voraussetzung fOr dIe globale
Verteilung von Stoffen ist deren hohe Persistenz, d.h. daß sIe nur langsam abgebaut
werden. Weiterhin ist wichtig, daß ste flOchtlg,wenlg wasserlöslich und In großen
Mengen emittiert werden. EIne weItere Quelle der globalen Verteilung von
Schadstoffen muß in der menschlichen Wlrtschafts- und Handelstätigkeit selbst ge­
sehen werden. DIe Verflechtungen der WeltWirtschaft tragen zur globalen Verteilung
von chemIschen Produkten, z.s. Pestiziden, DOngemlttel bel, die unter Umständen
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z.B. durch die Nahrungskette (PestlzldrOckstände In Futtermitteln) wieder zum Aus­
gangspunkt zurOckkehren. Globale Auswirkungen von Schadstoffen sInd nur In
Einzelfällen untersucht worden. Als herausragendes Beispiel muß die Beeinflussung
der atmosphärischen Ozonkonzentration durch Luftschadstoffe gesehen werden, DIe
Ozonschicht, der fOr den Strahlungshaushalt der Erde und das Klima eine entschei­
dende Bedeutung beigemessen wird, wird u, a, durch Fluorchlorkohlenwasserstoffe
(FCKW), Stickoxide und Methan beelnflußt. Die komplexen Wirkungen dieser
Schadstoffe in Verbindung mit dem Kohlendloxld auf das Klima (KlImarisiken) sind
erschöpfend in /55/ dargestellt worden, so daß eine weitere vertiefte Betrachtung hier
entbehrlich erscheint.

Werden Wirkungen von grenzOberschreitenden chemischen Noxen, die Im
strengeren Sinne keine Schadstoffe mit globalem Charakter darstellen, mItbetrachtet,
so ergeben sich noch folgende Gefahrenquellen:

•

•
•
•

•

Luftverunreinigung durch Schwefeldioxid. Stickoxide, die zum sauren Regen fah­
ren,
weiträumige Verteilung von PCDD/PCDF,
Wasserverschmutzung durch ÜberdOngung z.B. Verschrnutzung der Binnen­
meere. wie die Nordsee,
Wasserverschmutzung durch MQllverbrlngung In Binnenmeere, z.B. Hohe-See-
Verbrennung, Verklappung,
Verteilung chemischer Stoffe durch Wlrtschaftstätlgkelt z.B. MOlIexport, Haus-
haltschemikalIen.

Die SchutzmöglIchkeiten des einzelnen Menschen gegen globale Risiken sind auf
Individuelle Schutzmittel und Verhaltensweisen beschränkt, Gleichwohl von globalen
Gefahren alle unterschiedslos betroffen sind. können bestimmte Gruppen, z.B,
Si:luglinge, Alte, Asthmatiker mit speziellen EmpfIndlIchkelten oder GewohnheIten, z.
B. Eßgewohnhelten oder Freizeitverhalten, besonders gefährdet sein.

Gefahren durch Störfälle

Während Immissionen aus dem Normalbetrieb die Umwelt kontinuIerlich belasten
und für die welträurnlqe HIntergrundbelastung verantwortlich sInd, können Umwelt­
Schäden durch Störtälle zu akuten Schäden fahren, die oft auf die unmittelbare Um­
gebung beschränkt sind. Es geht dabal wesentlich um das Unfallgeschehen. an dem
chemIsche Stoffe betelllgt sind. Die Unterscheidung zwischen Unfällen und Störfällen
Ist nicht Immer eindeutig. Im folgenden sollen unter Unfällen diejenigen EreignIsse
gefaßt werden, die einen klaren Arbeitsplatzbezug haben und in Ihrer Auswirkung
einzelne Arbeitnehmer bedrohen. Störfälle wirken dagegen Oberden Arbeitsplatzbe­
reich hinaus und ziehen die Nachbarschaft (unbeteiligte Dritte) und/oder die Umwelt
in Mitleidenschaft. Folgende Efnwirkungsmöglfchkeiten bestehen bel Unfällen bzw.

Störfällen:

• Gefahren durch die Freisetzung toxischer Stoffe in Luft (akute Gesundheitsbe­

drohung Im Ausbreitungsbereich der Stoffe),
• Gefahren durch Frelsetzung toxIscher Stoffe in aquatische Systeme

(Verseuchung von Oberflächengewässern, Grundwasser).
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• KontamInation von Böden,
• Gefahren durch Brände (Wärmestrahlung, unter Umständen toxische Brandgase),

• Gefahren durch Explosionen (Druckwelle, TrOmmerwurf).

Das Ausmaß der Wirkungen Ist von den Umständen des Einzelfalls abhängig. Von

besonderer Bedeutung sind:

• die Eigenschaften der Stoffe (toxisch, ökotoxisch, brand- oder explosionsgefähr-

\Ich),
• die freigesetzte Menge des Stoffes,
• das Ausbreitungsverhalten des Stoffes (Ausbreitungsbedingungen),
• die Bedingungen In der Umgebung (Besiedlungsdichte, Orographie, Zustand des

ökosysterns).

Fo.r die tatsächliche WIrkung Ist überdles mltentscheldend:

• Art'und Ausmaß der Schutzmaßnahmen (Gefahrenabwehr, Katastrophenschutz),
• Medizinische Versorgungsstruktur (z.B, Bewältigung von einer Masse von

Vergifteten. oder Verletzten).

Ober Unfallereignisse und Ihre Ursachen Im Zusammenhang rnlt gefährlichen Ar­
baltsstoffen liegen vergleichsweise genaue Informationen vor, die hier nicht detail­
Hert beschrieben werden sollen 130. 34/. Als grobe Schätzung Ober die zahlenmä­
Bigen Verhältnisse von arbeitsstoffbedingten Schadens- und Unfallereignissen
Insgesamt, kann die Im Arbeitsschutz bekannte "Unfallpyramide" zugrundegelegt
werden (Abb, 5) 131/. Berufserkrankungen und arbeitsbedingte Erkrankungen durch
Gefahrstoffe Insgesamt machen zahlenm1ißlg ein Vielfaches der tödlichen und nicht­
tödlichen "Arbeitsstoffunfälle" aus. 1985 wurden den gewerblichen Berufsgenossen­
schaften rund 2.0.000 Berufskrankheiten im Zusammenhang mit der Einwirkung von
Gefahrstoffen angezeIgt J'33J, FOr die Dunkelzlffer sei nur auf die Schätzungen eines
bls:z.u '30 % arbeitsbedingten, d.h. in erster Linie arbeitsstoffbedingten Anteils an den
jährlich rund 160.000 Krebstodesfällen In der Bundesrepubtlk verwiesen 134/.

Eine der Arbeltsunfallstatlstrk vergleicllbare Erfassung von Schäden an Mensch und
Umwelt In der Nachbarschaft gefährlicher Anlagen existiert nicht. Eine kurze AUS­
wertung von EreignIssen, die mit der Freisetzung von Chemikalien verbunden waren
zeigt, daß sIch Im Zeitraum von 1970 bis 1980 rund 100 schwere Unfälle ereignet ha­
ben, bel denen 18 Tote und 770 Verletzte zu beklagen waren 135t. Unfälle mit was­
sergefährdenden Stoffen sind Im besonderen Maße geeignet, die Umwelt zu bela­
sten. Ihre Zahl liegt zwischen 1500 bis 2000 Unfälle pro Jahr, wobei ca. 2/3 der Unfälle
bel der Lagerung und ca, 1/3 beim Transport passieren. 1986 waren Insgesamt 2054
Unfälle zu verzeichnen, bei denen 5110 m3 wassergefährdende Stoffe frelgesetzl
wurden 122b/.

Die ~elträume, In denen steh Schäden In Folge von Störfällen entwickeln, können I/on
wemgen Sekund:" (z.B, LPG-Explosion In Mexlco-City 1986/391) Ober Stunden {z.6,
MIC-Freisetzung In Bhopa1/40/} bis zu Jahren (z.B, TCDD-Freisetzung in Seveso 141/)
dauern. Dias Ist f(lr die Belange der Gefahrellabwehrplanung und der RisiKo-Kom­
muntkatten {vgl. 1421} von Bedeutung.
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2.2. Gefährliche Produkte

Als Folge der Durchdringung der Volkswirtschaft mit Chemie, erscheinen chemische
Stoffe in zahlreichen Produkten In reiner Form z.B. Erzeugnisse der Chemischen ln­
dustrle oder als Belmengungen oder Verunreinigungen In Produkten, bel deren Her­
stellung chemische Stoffe beteiligt waren. Durch diese Produkte können Risiken ent­
stehen durch:

Verunreinigung, Belmengungen gefährlicher Stoffe,
den unsachgemäßen Gebrauch der Produkte.

Da nicht umfassend alle Produkte hier abgehandelt werden können, solf Gefähr­
dungsart und -umfang anhand einiger BeIspiele erläutert werden:

Beispiel: Nahrungsmittel

Durch die industrielle Nahrungsmittelproduktion, Intensivlandwirtschaft und die all­
gemeine Belastung der Umweltmedien gelangen eine Reihe von chemischen Stoffen
In die Nahrungskette. Die Fremdstoffe werden unterschieden In Zusatzstoffe, ROck­
stände und Verunreinigungen /84/. (Ein Schema zeigt Abb, 6.) Öle Jeweiligen Her­
kunftsberelche der Fremdstoffe sind grob skizziert. Zusatzstoffe werden den Nah­
rungsmitteln gezielt beigegeben. Sie werden I. A. als unbedenklich erachtet. Es sei
an dieser Stelle Jedoch auf die grundsätzlichen Bedenken hinsichtlich der industri­
ellen Nahrungsmittelproduktion und den damit verbundenen Risiken, Insbesondere
unter BerOcksichtlgung von speziellen Verzehrsgewohnheiten hingewiesen /43, 44/.

ROckstände sind Restmengen von Substanzen, die im Verlauf der Produktton von
Lebensmitteln pflanzlicher oder tierischer Herkunft angewendet werden, weil sie
einem erwarteten Nutzen dienen sollen. In fertigen LebensmItteln werden ROck­
stände zwar bis zu einer bestimmten Höchstmenge in Kauf genommen, Ihre Anwe­
senheit ist Jedoch unbeabsichtigt und unerwOnscht. Verunreinigungen schließlich
kommen ohne Zutun in die Lebensmittel und sind unerwünscht,

Beispiele für ROckstände In Lebensmittel sind /44/:

• Hormone In Fleisch,
• PestIzidrOckstände,
• Nitrit im Flelsch-, PER in Olivenöl,
• Antibiotika in Fleisch,
• Psychopharmaka,
• MasthIlfsmittel,
• Zartmacher fOr Fleisch,
• Nitrosamine Im Bier,
• Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe in Räucherwaren.

Die Wirkungen der Rückstände sind neben Ihrer stoffspeziflschen Charakteristik stark
von den VerzehrgewohnheIten und den individuellen Anfälligkelten abhängig. FOr
eine Reihe von Noxen liegen noch keine verläßlichen toxikologischen Bewertungen
vor. Beispiele für problematische Verunreinigung in Lebensmitteln gibt der Sach­
verständigenraten fOr Umweltfragen wie folgt an 13g/:
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• PCDF/PCDD·Gehalt In FrauenmIlch,
• 81el und Cadmium In Lebensmitteln und Trinkwasser,
• Nitrat In GemOse und Trinkwasser.

Darüber hinaus werden In Lebensmitteln gefunden /22c/:

• Chlorierte Kohlenwasserstoffe (LIndan, HCB, oulntozen),
• PestlzldrOckstände (HCH, DDT, Aldrln, Dleldrln, Endrln),
• Polychlorierte BIphenyle,
• Perchlorethylen (PER).

Die toxikologische Bewertung von Verunreinigungen Ist von einer VIelfalt von Para­
metern abhängig und gestaltet sich als sehr schwierig (vgl. /3g/). Da die Individual­
bezogene Wirkung sehr stark von den Gewohnheiten und der Zugehörigkeit zu
RIsikogruppen abhängt, gewinnt die Aufklärung über Risiken eine entscheidende DI­
mensIon. DIes Ist ein klassisches Feld für die Risiko-Kommunikation.

Beispiel: Pharmazeutika

Eine weitere große Gruppe von Chemikalien, die auf den Menschen einwirken, sind
Pharmazeutika. 1984 wurden ca, 140.000 Arzneimittel auf dem bundesre­
publIkanischen Markt, davon 47.000 synthetIsche und pharmazeutische Produkte,
gezählt. 95 % aller Präparate enthalten ca, 8 700 Wirkstoffe. Pro Jahr kommen ca, 600
bls 800 neue Arzneimittel auf den Markt. Die Rlslkoabwägung bei Arzneimitteln Ist
vergleichsweise schwierig, da:

Schäden nur schwer ermitteibar sind
die ärztliche Indikation eine entscheidende Rolle spielt /45/ .

Obwohl auch dle bestImmungsgemäße Verwendung von Arzneimitteln zu RIsiken
fOhren kann (Nebenwirkungen), soll dieser Bereich nicht näher vertieft werden, da
einerseits der Rahmen dieser Darstellung gesprengt würde, andererseits das Thema
unter dem Blickwinkel der RIsIkodiskussion bereits bearbeitet wurde (z.B. /461).

Beispiel: Chemische Gebrauchsgegenstände

Eine Reihe von Schadstoffen aus Produkten werden an die Luft abgegeben und wir­
ken unmittelbar auf den Menschen ein. Sie sind In den Produkten enthalten und
werden bel bestimmungsgemäßer Verwendung der Produkte an die Umgebung ab­
gegeben. Beispiele hierfür sind:

•
•
•
•
•

Asbest (z.B. Verwitterung von Asbestzement, Belastung der Innenraumluft durch
Asbestmaterlallen),

Formaldehyd (z.B. Emissionen aus Presspanplatten, aus Klebstoffen, Lacke),
VinYlchlorid aus PVC-Produkten
Organische Lösemittel aus Lacken, Farben,
Holzschutzmittel.

Durch Hautkontakt können alle chemIschen SUbstanzen aufgenommen werden, die
Ober ein ausreichendes Resorptlonsvermögen verfagen und mit der die Haut un-
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•

mittelbar In BerOhrung kommt. Als Großgruppe von Chemlkallen müssen hier alle
Kosmetika genannt werden. 1\hnllch wie Arzneimittel werden Kosmetlka auf Ihre be­
stimmungsgemäße Verwendung geprllft, wobei mögliche WIrkungen In vielen Fällen
erst zu spät erkannt werden. Beispiele sind hlerfOr:

Dioxan In Haarwaschmitteln,
Formaldehyd als Desinfektionsmittel,
allergische Reaktionen durch Enzyme aus Waschmitteln.

Indirekte Gefahren für Mensch und Umwelt lassen sich aus einer ganzen Reihe von
Produkten herleiten. Als BeispIel sei derEinsatz von Wasch- und ReInigungsmitteln
genannt, welche die Möglichkeit zur Befriedigung des BedOrfnlsses "SauberkeIt"
revolutioniert haben (vgl. ProduktUnienanalyse zu "Waschen" In 15b/).

Beispiel: Unfallgefahren mit chemischen Produkten

Aus der nicht bestimmungsgemäßen Verwendung von chemischen Produkten kön­
nen z. T. erhebliche Risiken entstehen. Als Beispiele können aufgefllhrt werden:

•
•

•

•

MIßbrauch von ArzneImitteln und Haushaltschemlkal1en
Unsachgemäßer Pestizideinsatz (nach Angaben der WHO kommt es weltweit
jährlich zu ca, 1,5 Mlo Vergiftungen, von denen etwa 30.000 tödlich verlaufen. Die
amtliche Todesursachenstatistik In der BundesrepublIk Deutschland wies In den
letzten Jahren durchschnittlich 460 tödlich verlaufende Pestizidvergiftungen aus,
wobei nach Schätzungen auf Grundlage der Krankheltsartenstatlstlk der AOK,
jährlich mit bis zu 20.000 nicht tödlich verlaufenden Vergiftungsfällen In der Bun­

desrepubl1k gerechnet werden muß /47/)
Brände und Explosionen von feuergefährlichen Chemlkallen- Bildung von
toxischen Brandprodukten (Verschwelung von Kunststoffen, PCDD/PCDF·Blldung,
Flammschutz ausgerOstete Kunststoffe: PBrDD/PBrDF-Bildung) .
Sekundärversagen von technischen Systemen durch chemische Umweltver­
schmutzung (z.B. Korrosion von Stahlbeton durch Schwefeldloxld-,

Chlorwasserstoff-Immissionen)

2.3 Gefahren durch den Transport von Gefahrstoffen

Jährlich werden auf Schiene und Straße der BundesrepublIk Deutschland rund 81
Mlo t Gefahrgut transportiert. Ca. 75 % sind brennbare FIOsslgkelten, 10 %
verflOsslgte Gase, 8 % ätzende Stoffe, 3 % giftige Stoffe. Der Rest setzt sich aus
Explosivstoffen, brennbaren festen Stoffen und brandfördernden Stoffen zusammen
122d/.

Mögliche Gefahren' durch den Transport von Gefahrstoffen sind eingehend In 136/

untersucht worden.

Es wird mIt ca. 1500 Gefahrgutunfällen pro Jahr alleIn auf der Straße gerechnet" Im
Jahre 1979wurden dabei ca, 50 Menschen getötet, 300 schwer verletzt und ,500 leicht
verletzt. Über Umweltschäden liegen keine detaillierten Angaben vor. Bel Unfällen
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mit wassergefährdenden Stoffen, die rund 1/3 Drittel aller Unfälle mit Gefahrgut aus­
machen, 1ststets mit einer Kontamination des Erdreiches zu rechnen.

In rund 75 % der Unfälle sind brennbare Flussigkeiten beteiligt, wovon in ca. 5 % der
Fälle Brände mit dem Unfall entstehen und es In ca. 0,2 % der Fälle zu Explosionen
des Tanks kommt. In ca, 11 % der Unfälle werden giftige. in ca. 12 % der Unfälle
ätzende Stoffe freigesetzt. Rund 43 % der Unfälle geschehen innerhalb geschlos­
sener Ortschaften, wobei die Unfallschwerpunkte an Kreuzungen und ElnmOndungen
l1egen, 32 % geschehen außerhalb geschlossener Ortschaften und 24 % auf der
Bundesautobahn. Unfälle mit Gefahrgut können oft katastrophale Folgen haben. Ca,
25 % der im Zeitraum von 1900 bis 1980 weltweit registrierten GroBunfälle waren
Transportunfälle 148/.

2.4 Gefahren durch Reststoffe

Sei den chemischen Produkten entstehen systembedlngl neben dem gewOnschten
Hauptprodukt, eine mehr oder weniger groBe Anzahl von Nebenprodukten. Man be­
müht sich, diese Nebenprodukte Ihrerseits wieder in den chemischen Produktions­
prozeß einzugl1edern und zu marktfähigen Produkten weiter zu verarbelten.Aus
diesem GefOge entsteht dle sogenannte chemische "Koppelproduktion". Sie Ist mit­
verantwortlich tor die FOlie der chemischen Produkte, die heute die Volkswirtschaft
durchdringen. Es lassen sich Jedoch nicht alle Nebenprodukte zu marktgängigen
Produkten entwIckeln. Diese erscheinen als Reststoffe oder SondermOlI. Mit rund
60 % am SondermOlIaufkommen steht die Chemische Industrie an der Spitze des
Produzierenden Gewerbes 122e/. Von diesen SondermOUaufkommen werden 75 %
Ober SonderabfaIIbehandIungsanragen, Kläranlagen, Versenkbohrungen,
Verklappung und Hohe-See-Verbrennung sowie Ober Deponien entsorgt, 12 % davon
in betriebseigenen Anlagen. 1985 wurden rund 1012 Mio t Sonderabfälle (25 %) Ins
Ausland verbracht /22f/. Zur internen Entsorgung werden in der BundesrepublIk
Deutschland derzeit 12 öffentliche Sonderabfalldeponien und 26 Anlagen zur San­
dermOlIverbrennung mit einer Jahreskapazität von 740.000 t (8 Neuanlagen bzw. Er­
weiterung bestehender Anlagen sind geplant) betrieben.

MUlIverbrennung

Bel der MOlIverbrennung entstehen in den Abgasen chlor-, Fluorund Schwefelver­
bindungen, sowie Stickoxide, Kohlenmonoxid, organische Verbindungen und Staub,
Zu den Wirkungen dieser Luftschadstoffe sIehe Kapitel 2.1. Besondere Probleme bil­
den bel derartigen Anlagen die Emissionen der organischen Stoffe. Sie enthalten:

• polychlorierte Biphenyle (PCS),
• PCDD/PCDF.
• Chlorbenzole, Chlorphenole.

peB sind eine SUbstanzklasse schwerflOchtiger und persIstenter Kohlenwasserstoffe.
Sie reichern sich Ober die Nahrungskette an. Sie können akute Vergiftungssymptome
durch Hautveränderungen, Chlorakne, und Organschäden (Niere. Leber, MilZ)
hevorrufen und besitzen ein karzinogenes und teratogenes Potential PCDD/PCDFIst
eine Substanzgruppe mit Ober210ElnzefsUbstanzen (Isomeren). Der ~ekanntesteund
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toxikologisch am besten untersuchteste Vertreter Ist das 2.3.7.8­
Tetrachlordlbenzodloxln (TCDD), das sogenannte "Seveso"-Glft. Es hat eine akute
Toxizität, welche ca. 500mal höher als die von Strychnin Ist und ein karzinogenes,
teratogenes sowie mutagenes Potential Im Tierversuch. Über die Wirkung von
PCDD/PCDF-Gemlschen, wie sie z.B. bel der MÜllverbrennung entstehen, Ist recht
wenig verlässlich bekannt. Insbesondere erscheint die Bewertung dynamischer
Langzeitexpositionen schwierig. (Die zusammenfassende Bewertung von
PCDD/PCDF-Wlrkungen siehe 1231.) Chlorbenzole, Chlorphenole sind schwer
abbaubare Stoffe, die sich in der Nahrungskette anreichern. Ähnlich wie auch das
PCB bewirkt Hexachlorbenzol (HCB) eine Beeinträchtigung der Stabilität der Eler­
schalen von WIldvögeln. Daraus ergeben sich Risiken tar die Arterhaltung. FOr
Menschen Ist HCB bel chronischer Einwirkung schädllch für Leber und
Fortpflanzungsorgane. HCB steht unter Krebsverdacht 150/.

HausmOllverbrennungsanlagen emittieren eine gewisse Menge an organischen
Stoffen, mit PCDD/PCDF-Gehalten von 91 bis 361 ng/m3

• SondermOllverbrennungs­
anlagen haben diese Emissionen nicht, sie sind unterhalb der Nachweisgrenze 13h/.

Die Stäube aus SondermOliverbrennungsanlagen enthalten Schwermetalle wie Blei,
Cadmium und Quecksilber. (Tox1kologische Beschreibung siehe Kapitel 2.1)

Deponien

Bel nicht sachgemäßer Ablagerung können Inhaltsstoffe des Abfalls aus Deponien In
die Umweltmedien gelangen. Als mögliche Pfade werden angesehen:

• Lufternlsslcnen (Verwehu ng von staubförmlgen Abfällen, GasbIldung (Methan,
Kohlendioxid, Schwefelwasserstoff, chlor- und f1uorhaltlge Verbindungen durch

mikrobiellen Abbau In der Deponie),
• Wasserverunreln1gung (Oberflächenwasserabfluß und Sfckerwässer der

Deponie),
• Explosionen In der Deponie aufgrund eines Methan-Luftgemlsches.

Im Vordergrund der Probleme stehen die Belastungen der Oberflächen- und Insbe­
sondere des Grundwassers bel Deponien, hier besonders die sogenannten Altlasten.
Aufgrund des verantwortungslosen Umgangs mit Gefahrstoffen in der Vergangenheit
sind eine Menge von "wilden Deponien" mit unbekannten Inhalt entstanden. Die
Standorte dieser Ablagerungen werden seit einigen Jahren als sogenannte Ver­
dachtsflächen registriert und systematisch untersucht. Die z, Z. noch nicht abge­
schlossene Erhebung geht von ca, 42.000 Verdachtsflächen aus. die Prognose beläuft
sich auf 50.000-80.000 Verdachtsflächen 122g/. Inwieweit In den Verdachtsflächen tat­
Sächlich Gefahrstoffe vorhanden sind, kann erst nach Abschluß der detalll1erten
Analyse der Inhaltsstoffe der Ablagerungen gesagt werden. Die genannten Zahlen
verdeutlichen aber schon Jetzt die Größenordnung der anstehenden Probleme. Auf
der Basis von 30.000 Verdachtsflächen schätzt der Sachverständigenrat für Umw~lt­
fragen die Anzahl der problematischen Standorte auf 1000- 2000131/: Tabelle 3 zeIgt
die Ergebnisse amerlkanischer Untersuchungen des Grundwassers 10 der Nachbar­
schaft von Altdeponien. Mit der Belastung des Grundwassers ist ein nicht zu unter-

schätzendes R1siko verbunden.
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2.5 Indirekte Gefahren durch Chemie

DIe Anwendung chemIscher stoffe In welten Teilen der Industrlegesellsc~afthat zu
weItreichendem Strukturwandel und Veränderung von Lebensgewohnheiten beige­
tragen. Dadurch hat sich auch die HRlslkolandschaft" deutl1ch verändert. Die Konse­
quenzen dieser Veränderungen, die sich aus der Anwendung von Rlslkotechnolo·
gieninsgesamt ergeben, slnd In aller Breite bei /9/ dargestellt. Es würde den Rahmen
dieser Arbelt sprengen, wenn die konkreten Auswirkungen der Anwendung ehe­
rnlscher Produkte Im Detall dargestellt würden, Dieser Themenbereich soll deshalb
auf die kurze Identifikation der Bereiche beschränkt werden, die durch den Einsatz
von Chemie wesentl1ch betroffen sind. Diese Berelche können beschrieben werden

durch:

• wirtschaftliche AuswIrkungen,
• psychosoziale Auswirkungen,
• politische AuswIrkungen.

Wirtschaftliche Auswirkungen

DIe chemische Industrie Ist ein bedeutender WIrtschaftsfaktor. Die Anwendungen von
Chemikalien haben weitreichende Strukturveränderung im 8erelch Landwirtschaft,
NahrungsmitteJlndustrie, Getränkeindustrie, BekleidungsIndustrIe, Sauwirtschaft, AU­
tomobllindustrle eto, mit sich gebracht. M[t dem wachsenden Einsatz der chemischen
Produkte haben sich diese ArbeItsweisen In den Industrlen verändert. Durch EInbe­
ziehung· dleser Industrie In den Chemiekallenumlauf haben sich die potentiellen
Emissionsquellen praktisch Ober die gesamte BundesrepublIk (und Welt) verbreitet.
Der Einsatz von gefährlichen Arbeitsstoffen Ist nicht mehr nur auf den Kernbereich
der Chemischen lndustrle beschränkt. Heute können In fast allen Industrien gefähr­
liche Arbeitsstoffe zur Anwendu ng kommen. Die mit der Durchdringung von Industrie
und Handwerk verbundenen Risiken chemischer Stoffe Ist nur schwer flächen­
deckend abzuschätzen. Glelchwohl bleibt festzustellen, daß die Rlslkovartellung zu­
genommen hat. Risiken bel der Produktion chemischer Stoffe haben dazu beigetra­
gen, Produktionsanlagen Ins Ausland - Insbesondere In Entwicklungsländer - ZU

verlagern. Dadurch sind wirtschaftliche und soziale Folgen ln der 8undesrepubllk und
den Empfängerländern spürbar geworden. Oie verstärkte Nutzung von
Naturressourcen {nachwachsende Rohstoffe, deren Entwicklung vor dem Hintergrund
der Gentechnik sehr expansivbeurteIlt wird /561} durch die Chemische Industrie,
verändert das WIrtschaftsgefüge und dIe soziale Struktur in den betreffenden Ent~
wicklungsländern. Die Entwicklung von Pharmaprodukten hat wesentlich zur
Strukturänderung Im Gesundheitswesen und dem allgemeinen Umgang mit Krankheit
beigetragen. Dadurch sind spezifische Risiken hervorgebracht worden. Der Haus~
haltsberetch Ist durch den Einsatz chemIscher Produkte stark beelnflußt worden (z,B.
Wasch- und Reinlgungsm[ttel).

Psychosoziale Auswirkungen

Umweltbelastungen und der Einsatz chemischer Produkte haben weitreichende sozi­
ale und Psychische Wirkungen. Eine 1986 abgeschlossene Studie im Auftrag des
Umweltbundesamtes /57/ r8s0mlert u, a:

166



"Schadstoff-, Geruchs- oder Geräuschemissionen bzw. -Immissionen haben, Ober
verzweigte und mehrgliedrige WIrkungsketten, vielfältige psychische Reaktionen und
soziale Veränderungen zur Folge. Diese sozialen und psychischen Auswirkungen
entstehen häuffg nicht allein durch Umweltbelastungsfaktoren, wIe sle mit naturwis­
senschaftlichen Methoden und technischen Geräten gemessen werden können, sie
sind vielmehr selbst abhängig von einem ganzen BOndei von sozialen, psychischen,
subjektiven und sItuativen Faktoren: So z.B, von

•

•

•

•

•

•

•

der Einstellung der Betroffenen zu Ursachen und Verursachern,
der tatsächlichen oder vermuteten Gefahr fOr die eIgene Person oder Leben,
Gesundheit und Existenz anderer,
der tatsächlichen oder vorgestellten Aktions- und Kornpensatlonsmöpllchkeltan,
den verfOgbaren Verdrängungs- oder AusweichstrategIen gegenOber Bela­
stungsfaktoren,
InformatIonen, Wissen Ober Ursachen und Wirkungen von UmweltbeJastungen
und -maßnahmen, Kommunikationsstrukturen In sozialen Zusammenhängen,
Interessenlagen und Rollenzwängen,
allgemeInen BedOrfnlshlerachlen und Präferenzordnungen.

Schadstoff~, Geruchs- und Geräuschimmissionen können soziale und psychische
Folgen haben, ohne daß diese Zusammenhänge den Betroffenen bewußt sind oder
sich im eInzelnen exakt rekonstruieren lassen. Umweltbelastungen haben auch
psychische und soziale Auswirkungen, ohne daß unmittelbar persönl1che oder selbst
empfundene BeeinträchtIgungen vorliegen. Umweltbelastungen haben oft Indirekte
Folgen bzw. werden oft auf indIrektem Weg wahrgenommen. Soziale RahmenbedIn­
gungen und Lebensumstände, dIe Beziehungen In Gruppen und Gesellschafts­
schichten, haben dann ebenfalls eine große, jedoch anders geartete Bedeutung: So
wurde beobachtet. wie aus Beziehungen zu anderen Menschen, zu Tieren oder Ge­
genständen, die sich Ober Umweltbelastungen äußern oder sie anzeigen, soziale und
Psychische Auswirkungen entstehen können. (...)"

Und weiter In Bezug auf dIe Bewertung von Umweltsituationen durch Betroffene:

"Betroffene sind Experten In der Beurteilung Ihrer eigenen Situation, sofern Ihnen
dazu Gelegenheit eingeräumt wird und geeignete Methoden und Instrumente zur
VerfOgung stehen. Sie können ZustandsbeschreIbungen und Wirkungseinschät­
zungen vornehmen, die Belastungen und Folgen fOr IndIviduen, fOr die Gesellschaft
bis hin zur "Gattung Mensch" einkalkulieren. Das Ergebnis sind Beurteilungen und
Bewertungen von belastenden Umweltsituationen oder entlastenden Maßnahmen,
die eln hohes Maß an Subjektivität beInhalten. Sie drücken jedoch immer aus, wie
stark sich jemand betroffen fühlt, Was die Handlungskompetenzen anbelangt, ist das
In der Regel gleichbedeutend damit, wie stark jemand betroffen Ist. Der Indikator
"Subjektlv empfundene Gesundheitsbelastung" hat eine hohe Aussagekraft Ober dle
Umweltbewertung der Betroffenen. Er ist valide und entspricht den konkreten Erfah­
rungen der Betroffenen. Welche DimensIonen sozlale und psychische Auswirkungen
der Umweltbelastungen oder dagegen wirkender Maßnahmen annehmen, ln welche
Richtung Aktlon und Reaktlon von Betroffenen gehen, hängt vielfach von diesen
subjektiven ZustandsbeschreIbungen, WIrkungseinschätzungen, Bewertungen und

Beurteilungen ab (...).
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Die Bewertungen der sozIalen und psychischen Auswirkungen unterllegen ständigen
Veränderungen. Dle Fähigkeit. Auswirkungen zu erfassen und beurteilen zu können,
und die Qualifizierung von Wirkungen sind von den sich wandelnden kulturellen,
ökonomischen. politischen und sozialen Umständen abhängig, In denen die Indivi­
duen und Ihre Bezugsgruppen leben.

Subjektive Beurteilungen und Bewertungen von belastenden Umweltsituationen slnd
In der Regel nicht willkürlich und entstehen nicht unabhängig und losgelöst von den
jewelligen Emisslons- und Immissionsbedingungen. Vielmehr drücken sie oft den­
selben .Llrnweltzustand aus, beziehen sich auf dieselbe Gesamtsituation wie ein be­
stimmter Satz von Umwelt-Meßdaten; allerdings erfassen sie vielfach andere
Aspekte. Oder sie erfassen' dieselben Aspekte aber mit anderen Kriterien, Maß­
einheiten und Gewichtungen, als Meßgeräte dies zulassen. Dies geschieht z.B, In
Kategorien von Gefahlen, Ängsten oder Erwartungen, also Grundbausteinen gesell­
schaftlichen Lebens. Werden diese Kriterien nicht berücksichtigt oder massiv ver­
letzt, entstehen StreB, Agresslon, Frustration oder Resignation, also Zustände, die
"menschlichem Wohlbefinden" zuwiderlaufen. Aussagen und Bewertungen zur
UmweltqualItät und Ihrer Folgen für soziales Verhalten und Psyche sind nicht von
"spontanen Eingebungen" abhängig. Sie sind vielmehr In oft langjährigen konkreten
"Alltagserfahrungen" begründet. Damit haben sle große Aussagekraft filr die Festle­
gung von Zielkrtterien In politischen und planerischen Prozessen, die bürgernah an­
gelegt und In der Öffentlichkeit akzeptiert werden sollen.

Die Betroffenen sind "resistent" gegen Manipulationsversuche. Ihre "Alltagserfah­
rungen" - In Beurteilungsindikatoren aufgeschlOsselt - verhindern, daß unzutreffende
Informationen oder realItätsferne Vorstellungen, akzeptiert und übernommen werden,
gleichgültig wer sie vorbringt. Diese "Resistenz" sichert Verallgemetnerbarkeit und
Validität der Untersuchungsergebnisse (...)".

Politische Auswirkungen

ChemischeRisiken können nicht unerheblichen Einfluß auf das politische Geschehen
haben. Insbesondere sInd dabei größere SchadensereIgnisse (Störfälte) zu nennen,
aber auch weitrllumlge (globale) UmweltbeJastungen. Umweltschutz Ist mittlerweile
fester Bestandtetllnternatlonaler oder multlnatlonaler Abkommen geworden. Aktuelle
~relgnrsse wIe z.B, "Schadstoff der Woche" können temporär hohe politische Brisanz
entwickeln. Dies Ist auf das allgemein gestlegene Umweltbewußtsein der Bevölke­
rung zurockzufilhren. Dazu wird In einer Im Auftrag des Umweltbundesamtes durch­
gefilhrte StudIe /58! ausgefOhrt:

"Das Ober Einstellungen zur Umwelt und der Gesellschaft gemessene ökologische
ProbJembewußtseln der bundesdeutschen Bevölkerung kann als relativ ausgeprägt
und stabil bezeIchnet werden ~ es ist Im Untersuchungszeitraum 1983-85 nur gerlng­

~~~~ dgesgegen. Fast zwei Drittel der bundesdeutschen BeVölkerung (65%) waren
W h er berzeugung,daß der Schutz der Umwelt wIchtiger Ist als wirtschaftliches

fl aCh stuEm
l·

flDO
as

ökologische Problembewußtsein Ist von alters- und blldungsspezl-
sc en n ssen In der F bh

mit höherer Schulb' orrn a änglg, daß jOngere Altersgruppen und Personn
IJdung probJembewußter sInd. Jm Untersuchunszeitraum 1983-85
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Ist eine Zunahme des Umweltwissens bel den beobachteten Zielgruppen (Landwirte,
kommunale Entscheidungsträger, Hausfrauen und Schaler) zu verzeichnen (Steige­
rung um 9 % des gemessenen Indexwertes). Das zunehmende Umweltwissen, das
im Zusammenhang mit der kritischeren und informativeren Umweltberichterstattung
in den Medien zu sehen Ist, hängt wesentlich mit dem BIldungsstand zusammen, d.h,
es steigt mit zunehmender Schulbildung. Das Umweltwissen ist In der Altergruppe
der 26-40Jährlgen am höchsten." .

Und weiter wird hinsichtlich der Betroffenheit ausgefOhrt:

"Der Oberwiegende Teil der bundesdeutschen Bevölkerung signalisIert starke per­
sönliche Betroffenheit hinsichtlich der Umweltprobleme und reagiert mit "unguten
GefOhlen" und "Ängsten" auf die derzeitige Situation der Umwelt (...).

Es ließen sich zielgruppenspezifIsche Unterschiede In der persönlichen Betroffenheit
nachweisen:

•

•

•

•

Landwirte neIgen eher dazu, die Probleme als Obertrieben dar gestellt zu
bewerten und geben slch sorgloser als die anderen Bevölkerungsgruppen.
Kommunale Entscheidungsträger reagieren mit höchster Besorgnis und sehen
die Umwelt und die zukOnftlge Entwicklung stark gefährdet.
Hausfrauen zeigen sich sehr betroffen, sie sehen besonders die Gesundheit ihrer
Kinder durch Luft- und Trinkwasserverunreinigungen sowie durch cnemteraek­
stände in Nahrungsmitteln bedroht.
SchOler erleben zwar dIe Umweltbedrohungen, aber blicken dennoch opti-

mistisch In dle Zukunft.

Die persönliche Betroffenheit durch Umweltprobleme verstärkt sich Immer dort, wo
kein Einfluß auf das Geschehen ausgeObt werden kann. DIeses Phänomen konnte
anhand der Berichterstattung über Umweltkatastrophen des Auslandes ebenso be­
obachtet werden wie beispielsweIse bei der Reaktion der Befragten zum Thema
Nahrungsmittel: Landwirte. die auf die Lebensmittelversorgung Einfluß nehmen, zei­
gen sich wenig besorgt, dagegen reagieren Hausfrauen mit Ängsten und höchster

Betroffenheit.

Die In den Medien behandelten Umweltprobleme bewirken Immer dann persönliche
Betroffenheit, wenn das Dargestellte Ich-bezogene AssoziatIonen auslöst. MOtter mit
kleineren Kindern assozllerten beispielsweise bel der Darstellung von "smog" spon­
tan den Krupp'schen Husten, während überzeugte NIchtraucher den "smog" mit Ar-

gumenten gegen das Rauchen verbanden. (...)"

Chemische Produkte sind auch fOr militärische Anwendungen unerläßllch. Sämtliche
Explosivstoffe sind chemischer Natur und selbstverständlich auch die chemische
Massenvernichtungswaffen. ROstungs- und AbrOstungsdynamik sind nicht zuletzt
von chemischen Innovationen abhängigl Der Handel von chemIschen Stoffen, die als
Ausgangsprodukte für die chemische Waffenproduktlon geeignet sind, ist Gegen­

stand heftiger politischer Auseinandersetzungen geworden.

Die Bewertung der aus den wirtschaftlichen, psychosozialen und politischen (militä­
rischen) Wirkungen der Chemie hervorgehenden indirekten Risiken ist außerordent-



IIch schwIerig zu quantifizieren, da sie In Ihrem Charakter nicht gut unterscheidbar
sind von Risiken, dla durch andere Einflüsse entstehen. Auf sie kann Im Sinne einer
globalen Rlslkosleueru ng am ehesten nur allgemein gesellschaftllch~polftlsch re-

agiert werden.

3. RIsikoschwerpunkte

Die In KaplleI 2 retrospektiv skizzierten Chemiegefahren können hlnslchtllch Ihres

direkten WIrkungspotentIals:

• dem Individuum,
• elner Gruppe von Individuen,
• der Allgemeinheit,

zugeordnet werden. Dazu Ist ausgehend von:

• den Quellen der Schadstoffe,
• dem Ausbreitungspfad,
• dem zeitlichen Charakter der EinwIrkungen auf den/die Menschen.

das Schadstoffangebot zu bewerten. In Tabelle 4 wird eine Zuordnung der Per­
sonenkrelse (Indlvldlum, Personengruppe, Allgemeinheit) zu den RIsikobereichen
vorgenommen. Bei der Wirkung wurden die Fälle: "akute Wirkung" und "chronIsche
Wirkung" unterschieden. Dies Ist problematisch, da akute und chronische Wirkungen
oft einen fließenden Übergang haben. In der Regel wirkt eine chemische Noxe Ober
längere Zelt bei geringer Konzentration chronisch, während dieselbe Noxe bel hö­
herer Konzentration Ober einen kürzeren Zeitraum angeboten, akute Wirkungen
hervorrufen kann. Vielfach wird auch von dieser Regel abgewichen (z.B. krebsaus­
lösende Stoffe).

Im folgenden wird sich die vertiefte Betrachtung der Risiko-Kommunikation auf die
Quellen beschränken, die eine Gruppe oder die Allgemeinheit mit Risiken bedrohen
(vgl. Tabelle 4). Diese sind Insbesondere:

• ChemIeanlagen (Normalbetrieb und Störfall),
• Gefahrgunransponunfälle,
• ReststoffbeseItigung,
• globale Umweltverschmutzung.

Einige Gesichtspunkte der Risiken durch chemische Produkte werden mit in die Be­
trachtung eInbezogen. Die vertiefte Betrachtung der indirekten Folgewirkungen wird
nicht vorgenommen. da diese ~ wie ausgefOhrt - weitgehend chemieunspezifischer
Natur sind.

3.1 Risiken bel Chemieanlagen und Lägern

Der RIsikobegriff wird bei verfahrenstechnischen Chemieanlagen uneinheitlich be­
nutzt. Im Normalbetrieb werden die Risiken im Sinne des biologischen Rislkobegritrs
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(vgl. Kapitel 1) gefaßt, In bezug auf Risiken der Störfälle/Unfälle der technische
Risikobegriff.

Immissionen aus dem Normalbetrieb

Im Normalbetrieb werden von chemischen Produktionsanlagen Stoffe In einer ge8

wissen Menge (Emissionen) abgegeben. Diese Emissionen sind durch Grenzwerte
determiniert. Hergeleitet aus den Schutzzielen des Immissionsschutzrechts /591
werden diese Grenzwerte In bezug auf schädliche Einwirkungen auf Mensch und
Umwelt definiert, d.h, sie dOrfen am Schutzobjekt nicht Oberschritten werden.
Immissionen (Konzentrationen am Schutzobjekt) Ist mit der Emission (Stoffstrom an
der Quelle) Ober die Transmission (Ausbreitung der Schadstoffe Ober Luft oder Was8

ser) verknüpft, Durch die Festlegung von Immissionsgrenzwerten ist In einem
Standardszenario auch der Emissionswert hinreichend definiert. BezOglich der Fest­
legung von Immissionsgrenzwerten gilt die BegrifflIchkelt des biologischen Risikos,
d.h, daß bei der gegebenen Konzentration des Schadstoffs wird eine bestlmmte Wlr8

kung auf das Schutzobjekt (z.B, menschliche Population) definiert und für zumutbar
gehalten wird. In die Bestimmung der Zumutbarkelt fließen Ergebnisse der Rlslko­
Kommunikation ein. Grenzwerte sind gesellschaftliche Konventlonen. Da dieser
Prozeß oft sehr langwierig und kontrovers ist, existieren Immissionsgrenzwerte erst
für relativ wenige Schadstoffe (vgl. /21a/). Die Anzahl von Stoffen, fOr die
Emissionsgrenzwerte existieren Ist bedeutend größer /60/, da der Eintrag von ehe­
mischen Stoffen aus Vorsorgegesichtspunkten auf ein Mindestmaß reduziert werden
soll. Risiken durch langfrlstlge Einwirkung von Schadstoffen auf;

•

•

•

• die menschliche Gesundheit (z.B. Schwefeldioxid, Stickoxide, Oxldantien,
toxische Spurenelemente, polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, fasrige
Stäube, organische Lösemittel),
die Pflanzen, Tiere, Ökosysteme (z.B, toxische spurenelemente, organische
Stoffe, Pestizide, Oxldantlen, Schwefeldioxid, Stickoxide, Halogenwasserstoffe,
organisch flOchtlge Stoffe, saure Niederschläge),
Materialien (z.8. Stäube, Schwefeldioxid, Stickoxide. Ozon, organische Stoffe,
Halogenwasserstoffe, saure Niederschläge),
Qualität des Wassers und des Bodens (z.B, Nitrat und phosphat, Schwermetalle,

Stäube, saure Niederschläge),

werden gesehen und systematisch untersucht. Ziel der Untersuchungen Ist es,
verläßliche WIrkungsaussagen fOr die Stoffe auf die jeweiligen Schutzobjekte herzu­
leiten.

Verfahren ZUr Grenzwertfestsetzung

Stoffbezogene Grenzwerte werden nach uneinheltlichem Verfahren festgesetzt. Dabei

können prinzipiell zwei Ebenen unterschieden werden:

1. wissenschaftliche Diskussion der Grundlagen der Bewertung tür die Grenzwert8

festlegu ng,

2. politisch-rechtliche Fixierung des Grenzwertes.
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An der Diskussion auf der ersten Ebene sind u. a. Experten wie Toxlkologen, Medl·
zlner und Arbeitswissenschaftier beteiligt, wobei durchaus sehr konträre Meinungen
vertreten werden. Diese Diskussionen werden stets stark durch die Internationale
Debatte beelnflußt (Sclentlflc Communlty). In der Stufe der Datenermittlung (z.B.
toxikologische Daten) können, zumindest für die Vergangenheit, als kontroverse
Standpunkte der Streit Ober Untersuchungsmethoden Identifiziert werden. Diese
Streits sind heute seltener, da sich standardisierte Tests zur Ermittlung der toxischen
Eigenschaften von Chemikalien durchgesetzt haben. Dies gilt fOr die BestImmung der
Daten zur HumantoxizItät, nicht aber fOr die der Ökotoxizität, fOr die standardisierte
Testmethoden heute noch weitgehend fehlen. Kontroverse Standpunkte treten zu­
meist Ober die Frage der Komblnatlonswlrkungen (Synerglsmen, Antagonismen)
und der ökosystemaren Wirkung auf. Je nach Auffassung wird die Bedeutung dieser,
Im allgemeinen unbestrittenen Zusammenhänge, unterschledllch gewichtet.

Letzteres fahrt jedoch schon In den Bereich der Bewertung der toxischen Eigen­
schaften. Je nach Exposltlonsberelch für den Jeweiligen Stoff existieren unterschied­
liche Kommissionen, Gremien und Gesellschaften, die eine Bewertung Im Sinne der
Festsetzung eines Grenzwertes vornehmen. Beispiele hierfOr sind:

•

•

•
•

Senatskommission der deutschen Forschungsgemeinschaft (MAK- Werte, Biolo­
gische Toleranzwerte) fOr den Bereich des Arbeitsschutzes,
VD1-Kommlsslon zur Reinhaltung der Luft (Stand der Technik der
Emissionsminderung, Emissionsgrenzwerte),
Beirat für Lagerung und Transport wassergefährdender Stoffe (Klassifizierung
von wassergefährdenden Stoffen).
Gefahrstoffausschuß (Klassifizierung von chemischen Arbeitsstoffen).

Die Zusammensetzung der Kommissionen erfolgt unelnheltlich. In der Regel werden
die Mitglieder aus der wissenschaftlichen Gemeinschaft berufen, wobei auf Ausge­
wogenheIt hinsichtlich der gesellschaftlichen Hauptgruppen geachtet wird. Die Zu'
sammensetzung des Gefahrstoffausschusses regelt eine Verordnung
(Gefahrsloffverordnung) /121. Der sachlichen Grenzwertflndung wird stets noch eine
polltsch-rechtllche Grenzwertsetzung nachgeschaltet. Auf dieser zweiten Ebene sind
im ~erelch des Arbeitsschutzes die zuständigen Ministerien beteiligt, beim
Immissionsschutz erfolgt die Grenzwertflxierung (MIK-Werte) In Verordnungen oder
Verwaltungsvorschriften (z.B.TA-Luft), die durch ein Gesetzgebungsverfahren gehen.
Im Rahmen dieser Verfahren erfolgt u. U. eine erneute öffentliche Diskussion Im Zu­
sammenhang mit der Anhörung der betelligten' Kreise. Bei der Festsetzung der
Wassergefährdungsklassen erfolgt die Fixierung durch amtliche Veröffentlichung
durch den zuständigen Bundesumweltminister.

Störfälle/Unfälle

Bel d.er Betrachtung der Gefährdung von Mensch und Umwelt durch (seltene) Stör­
fälle In chemischen Produktionsanlagen oder Lagerungen Ist fOr die Größe des Risi­
kos die Wahrscheinlichkeit maßgebend, mit der eine gewisse Emission von
Schadstoffen oder Energie erfolgt. Vergleichbar den Betrachtungen zum Risiko aus
kerntechnischen Anlagen wl d hl d Wir-
kun r ier er technische Risikobegriff verwendet. Als

gsgröBen (Schaden) Wurden In erster linie tödliche oder schwere Gefahren tor
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die Gesundheit von Menschen erfaßt, In jOngster VergangenheIt In zunehmendem
Maße aber auch Irreversible Schäden an der Umwelt. Für erstere Ist entscheidend,
daß die Wirkung schnell eintritt, die Gefahren also kurze zeitliche Dimension haben.
Insbesondere bel den UmweJtgefahren können die zeitlichen Dimensionen der WIr­
kung aber auch sehr lang sein.

Gemäß der Elemente des technischen Risikos "EIntrittswahrscheinlIchkeit" und
"Schadensausmaß" (vergleiche Kapitel 1), werden folgende Zusammenhänge gese­
hen und untersucht:

•
•

•

•

• Wirkung kurzzeitiger Schadstoffbelastung auf Menschen,
Wirkung kurzzeitiger Wärmestrahlung auf den Menschen,
Wirkung von kurzzeItigem Schadstoffeintrag In Wasser und Boden und deren
langfristige Wirkung nach einmaliger Belastung,
Anlagenbezogene technische und organisatorische Maßnahmen zur Vermeidung
des Eintritts eines Störfalls,
Maßnahmen zur Begrenzung der Stoff-/Energleemlsslonen.

Die letzten belden Anstrichpunkte umfassen die gesamte Paletteder Anlagensicher­
heitsmaßnahmen, die In einem nunmehr rund 150 Jahre alten technischen Regelwerk
festgeschrieben wurden. Sie stellen gewissermaßen das gesamte kondensierte ln­
genleurwlssen Ober SIcherheit und Unfallverhütung dar. Gleichwohl das technische
Regelwerk ein unverzlchtbarer Fundus Ist, genügt es fOreine umfassende integrierte
Störfallprophytaxe nicht mehr aus. (Zur Kritik des technischen Regelwerks siehe 161,
62/.) Schließlich werden noch umfangreiche Untersuchungen zum Thema "Ausbrei­
tung von Schadstoffen Im Störfall" durchgefOhrt /63/. Diese Untersuchungen bilden
das Bindeglied zur RIsikobetrachtung bei verfahrenstechnischen Anlagen, da das Ri­
siko sich ja aus der (anlagenbezogenen) EintrittswahrscheInlIchkeit für eine be­
stimmte Emission, der Ausbrettunq der Schadstoffe und der objektbezogenen Wlr~

kungen, zusammensetzt.

3.2 Risiken bel der Reststoffentsorgung

Betrachtet werden die Reststoffentsorgungstechnlken MOllverbrennung und Deponie.

MUlIverbrennung

Bezüglich der Risiken der Abfallverbrennung gelten die gleichen Überlegungen wie
bei Chemieanlagen und Lägern (Kapitel 3.1). Untersucht werden Insbesondere die

Belastungen der Luft durch:

•
• PCDD/PCDF-lmmisslonen,

Schwermetallhaltige Stäube und Gase.

Bei Müllverbrennungsanlagen werden die Risiken sowohl Im Normalbetrieb als auch
bei einem Störfalt gesehen und untersucht. Müllverbrennungsanlagen fallen wegen
ihrer Emissionen an Dioxinen grundsätzlich unter dle sogenannte Störfaltverordnung.
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DeponIen
Bei Deponien wird der technische RIsikobegriff angewendet. RisIken werden gese-

hen durch:

• Belastung der Umgebung durch Verwehung von Stäuben,
• Belastung dar Umgebung durch Gase, die durch mikrobIellen Abbau in der

Deponie entstehen,
• Belastung des Wassers durch Abfluß- und Slckerwässer aus der Deponie.

• ExplosIonen von Methan/Luft-Gemischen In der Deponie.

Insbesondere die schleichende Verseuchung des Grundwassers durch Deponien mit

unbekannten Inhalten (Altlasten siehe Kapitel 2.4) wird als unbekanntes Risiko gese­

hen und untersucht.

3.3 Risiken beim Gefahrguttransport

Beim Gefahrguttransport wird dem Wesen nach ein technischer Risikobegriff ange­

wendet. 'Gefahren fOr Mensch und Umwelt treten dann auf, wenn die Gefahrgutum­

schlleßung unfallbedingt versagt und es zu einer Emission von Schadstoffen kommt.

Folgerichtig werden alle ElnflußgröBen, die zu Unfällen führen können (Verkehrssta­

tlstlk, Fahrzauqcharakterlstlk, Fahrverhalten, Straßenfahrung, etc.) analysiert, und die

Konsequenzen aus UnfaHszenarlen auf dIe Gefahrgutumschließung untersucht und

bewertet, Während bei ortsfesten Anlagen die möglichen Auswlrku ngen einer stör­

fallbedingten Emission vorausberechnet werden, slnd beim Gefahrguttransport

wechselnde Standardszenarien bezOgJlch der Wirkung zu berOcksJchtlgen. Es Ist z.B,
ein beträchtlicher Unterschied, ob ein ChemikalIentankfahrzeug auf freier Strecke, in

Wohngebieten oder neben eInem Flleßgewi:isser verunqlückt. Während bel ersterem

Ereignis möglicherweIse nur geringe Schäden auftreten, können bel den belden

letzteren Szenarien unter Umständen erheblfche RIsiken tar Mensch und Umwelt

entstehen. Bei Stnckguttransporten Ist für die UnfallauswIrkungen mit entscheidend,

welche Stoffe zusammen transportiert werden. So kann z.B. dIe (verbotene) Zusarn­

menladung brennbarer Stoff!?' mit brandfördernden Substanzen zu großen Gefahren

bei einem Unfall fahren. Systematisch werden beim Gefahrguttransport untersucht:

•
•
•

•

Unfallursachell,

mechanische und thermIsche Belastbarkeit von Gefahrgutumschtleßungen,

Ausbreitung von unfallbedingten Schadstoffralsetzungen (z.B, In TunnelS, an
Bracken).

Kurzz.eitelnwlrKung hoher SchadstoffkonzentratIonen auf Mensch und Umwelt
(vor allem Gewässer),

Repräsentatlvltät von Stal'\dardszenarlen,

• Gefahrguttransportwege (verglelchende Risikostudien Ober verschiedene
Transportsysteme).

•
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3.4 Risiken durch chemische Produkte

Die Risiken durch chemische Produkte sind vIelfältig. WIe oben dargelegt, sollen nur
die RisikobereJche betrachtet werden, In denen Gruppen von Menschen oder die
AllgemeInheIt betroffen sind. Diese Abgrenzung Ist methodisch schwierig und wlll~

kürllch, da ein chemisches Produkt in einem Anwendungsfall nur einen eInzelnen
Menschen bedrohen kann, dasselbe Produkt 1n einem anderen Anwendungsfall je­
doch eine Gruppe von Menschen oder die Allgemeinheit. Zwei Beispiele sollen dies
verdeutlichen: Die Verwendung von Asbesthandschuhen kann zu einer Luftbelastung
für den Träger der Handschuhe fahren, die Verwendung von asbesthaltlgen
Baumaterlalfen (Brandschutz) In öffentlichen Gebäuden, z.B, Schulen, Turnhallen,
kann eine Gruppe von Menschen kontlnuierllch belasten. Das konkrete Risiko Ist von
der Verwendungsform des chemischen Produkts abhängig. Dies gilt insbesondere
auch für die Unfallgefahren. So kann z.B. ein FIOsslggastank zur Wärmeversorgung
eines Einfamilienhauses z.B. kann In einer bestimmten Umgebung und bel einem
bestimmten Unfallszenario zum Todesr/slko von einer Vielzahl von Menschen werden
/64/. Ein kleiner Kocher, betrieben mit einer Flosslggaskartusche dagegen, ist In
seinen direkten Wirkungen welt weniger gefährllch.

Aus diesen Betrachtungen heraus, soll unter dem Kapitel "Risiken durch dia Pro­
dukte" auf Rlslken durch Nahrungsmittelfremdstoffe beschränkt werden. Diese besit­
zen am ehesten das Potential, eine größere Gruppe von Menschen bzw. die AlIge~

melnhelt zu belasten. Bel der Bewertung von Nahrungsmlttelrls1ken wird der BegrIff
des biologischen R1slkos angewandt. Untersucht und gesehen werden folgende RIsi­
ken (Auswahl):

• GesundheitsrisIken durch Zusatzstoffe (z.B. Nitrat),
• Gesundheitsrisiken durch ROckstände (z.B. Pflanzen und mikrobielle Toxine,

Ptlanzenbehandlungsmitte I, Schwermetalle),
• Gesundheitsrisiken durch Verunreinigungen (z.B, polyzyklische aromatische

Kohlenwasserstoffe, chlorierte Kohlenwasserstoffe),
• Verzehrsgewohnheiten und RIsIkogruppen,
• Nahrungskette und Akkumulation von Schadstoffen.

3.5 Risiken durch globale Verschmutzung

Der bel globalen Wirkungen von Chemlkallen angewandte Rlslkabegrlff ist der des
bIologischen Risikos. Generell wird das Risiko langfristiger und welträumiger Verän­
derungen des Status qua der Biosphäre gesehen und Elemente davon untersucht.
Die betrachtete Zeitspanne schließt mögliche WIrkungen auf künftige Generationen

ein. Im einzelnen werden untersucht (Auswahl):

•
•
•

•

globale KlImarisiken (Kohlendioxid),
globale Strahlu ngsveränderungen (Ozon, Stickoxide),
Risiken durch HIntergrundbelastung von organischen Stoffen und Schwerme­
tallen (Pestlzlde, polyzyklische aromatIsche Kohlenwasserstoffe, chlorierte Koh­

Ienwasserstoffe),
globale Meeresverschmutzung,
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• grenzOberschreitende Luftbelastungen ("Saurer Regen"),
• grenzOberschreltende Belastung der FlIeßgewässer (satztracbt).

4. Risiko-Kommunikation

4.1 An der Risiko-Kommunikation beteiligte Gruppen und Ihre Standpunkte

Entsprechend der welteh Verbreitung von chemischen Produkten und des nicht un­
beträchtlichen Risikobewußtseins In breIten Kreisen der Bevölkerung sind an' der
Diskussion Ober RisIken viele Gruppen betellJgt. Tabelle 5 zeigt eine grobe Zuord­
nung der beteIligten Gruppen zu den RIsIkoquellen. Der Grad der direkten (d) und
Indirekten (I) Beteillgung ergibt sich aus der Stellung In der RisIko-Kommunikation
und dem Grad der Betroffenheit. Je stärker die Kontroverse der Dlskussion ist, umso
größer kann die Zahl der Indirekt Beteiligten werden. An der Risiko-Kommunikation
slnd Immer direkt beteiligt:

• Betreiber, Produzent oder Spediteur,
• Experten,
• zuständige Genehmigungs- oder Überwachungsbehörde,
• BOrger oder Arbeitnehmer.

Indirekt beteiligt sInd stets:

• Presse/Medien,
• politIsche Parteien,
• Interessensverbände,

und, im Fall des Rechtsstreites, die Gerichte. Der Umfang der an der RIsiko-Kommu­
nikation betanrgten Gruppen und deren kontroversen Standpu nkte sind von den ein­
zelnen RIsikofällen abhängig.

4.1.1 Genehmigungsverfahren und ÖffentltchkeltsbeteUigung

FOr Anlagen, von denen schädliche Umweltelnwfrkungen ausgehen können, bedarf
der Betrieb einer Genehmigung. Nach §4 BlmschG wird Je nach Einstufung der An­
lage ~ln förmliches oder vereinfachtes GenehmIgungsverfahren durchgefflhrt. Behn
förmlichen Verfahren gibt es eine ÖffentlichkeitsbeteilIgung. DIe von den Auswlr­

k~ngen der A,nlage potentiell betroffenen BOrger In der Nachbarschaft können gegen
d.e Anlage einsprechen. Es ist hIer nicht der Ort das rechtliche Verfahren In allen
E,"~elhelten darzustellen (Details sIehe /65/) aber fOr die Risiko-Kommunikation Ist
es Insofern bedeutsam, da es den Rahmen dieser DIskussion bel Anlagen absteckt.
UnmIttelbar beteiligt an dem Verfahren sind:

•
•
•
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Antragsteller (Betreiber der Anjage)

Genehmigungsbehörde (ReglerungS'präSldent)
Einsprecher (betroffener BOrger). '



In der ersten Stufe des Verfahrens kommt es zu öffentlichen Anhörungen Ober das
beantragte Projekt. Wird den. Einwendungen der Barger seitens der Behörden nicht
gefolgt, so besteht die Möglichkeit zur gerichtlichen Anfechtung des Genehmigungs"
baseheldes. Auf dieser Stufe werden In der Regel SachversUlndfge eingeschaltet. Je
nach Lage des Einzelfalls melden sich die (lokale) Presse und Interessensverbände
zu Wort. Durch die Ausweitung des Gerichtsverfahrens, ggf. Ober mehrere Instanzen,
erweitert sich auch der Kreis der an der Rlslko"Kommunlkatlon Indirekt Betelligten.
Bel der Klärung von Grundsatzfragen auf höchstrichterlIcher Ebene, bel der Neuan"
siedlung größerer chemischer Komplexe und der ElnfOhrung neuer Technologien
(z.B, Gentechnik) betelligen sich nahezu alle relevanten Gruppen an der Diskussion.
Diese Diskussionen beeinflussen erheblich den Verlauf des Genehmlgungsverfah·
rens und die Anforderungen an das konkrete Projekt. Neugenehmigungen sind In der
Regel die Ausnahme, ca. 95 % aller Genehmigungen sind Änderungsgenehmigungen
an bestehenden Anlagen.

Die Standpunkte der beteiligten Gruppen können wie folgt kurz umrissen werden:

Der Betrelber vertritt die Auffassung, daß seine Anlage, bzw. seine Lagerung nach
dem Stand der Technik ausgeführt ist und den gesetzlichen Anforderungen genagt.
Es geht Ihm um die Durchsetzung seiner wlrtschaftJlchen Ziele. Die Genehmigungs"
behörde ist das Vollzugsorgan staatlicher Immlsslonsschutzpolltlk. Ihr Interesse Ist
der ordnungsgemäße Ablauf des Genehmigungsverfahrens, womIt sichergestellt
wird, daß der Stand der Technik und die Grenzwerte eingehalten werden (Gleichbe­
handlungsgrundsatz). Darüber hinaus werden Gesichtspunkte von (lokaler) Bedeu"
tung wie Schaffung bzw. Erhalt von ArbeItsplätzen, Stärkung der wirtschaftlichen
Entwicklung der Regionen, etc. mit berücksichtigt. Diese Nebenaspekte können, da
sie formal Im Genehmigungsverfahren nicht auftauchen. Quellen für nicht offen ge­
legte Meinungsverschiedenheiten sein. Der EInsprecher kann sehr unterschiedliche
GrOnde für die Oppositlon gegen die Anlage haben, Vorgebracht werden unter"

Schiedliche Bewertungen Ober:

• den Stand der Technik,
• Grenzwerte,
• örtliche Ansledelung (lokale Raumauftellung),
• Gefahren durch Störfälle. d r Gesell
• Industrielle wirtschaftliche Tätigkeit (z.B, Kritik an der Chemisierung e -

Schaft).

Hinzu kommt auch die BerOckslchtlgung etwaiger Folgeerscheinungen (sOZla~e ~er­
änderungen, LandschaftsbIld, Verkehrsanbindung), die im Genehm!~~~~:v;lo~la~s~
nicht betrachtet werden Nicht selten sind I=JnsprOche auch vom J halt t
Prinzip" getragen Werd~n Experten In das Genehmigungsverfahren e ~ges~l b

e•

so Ist deren ROII~ in der Versachlichung der kontroversen Punkte zu se en. b e"
mOh d kt die möglichen Gefahren zu eur-

en sich von einem unabhängigen 5tan pun , h Dabei können
teilen und ggf Vorschläge zu deren weiteren Reduzierung zu rnac en. d
E' Alge mit Ihren Umweltwirkungen 0 er

Xperten zur Begutachtung der gesamten na em stellt die geringe Anzahl
aUch nur einzelner Teilsysteme bestellt werden. Ein pr~bl jährige wirtschaftliche rs­
von z.B, Experten fOr Anfagenslcherheit dar. Durch oft ang



tlgkelt mit den einschlägigen Industrien (z.B. Technische Überwachungsvereine) lei­
det die GlaubwürdIgkeit In bezug auf Ihre Unabhängigkeit In Teilen der Öffentlichkeit.
Dies hat zum Tell dazu gefOhrt, daß sogenannte "Gegenexperten" aufgestellt wurden
(kritische Gutachter). Gerichte, werden sie im Rahmen der Genehmigungsverfahren
tätig, nehmen Ihre Schiedsfunktion war Im Sinne der:

• Interpretation der gesetzlichen Vorschriften,
• Überprüfung der Ermessensspielräume der Behörden,
• Interpretation der Betreiberpflichten,
• Wertung und Gewichtung der Interessensgegensätze (Entscheidung des Exper-

tenstrelts).

Der Standpunkt der Presse/Medien Ist gekennzeichnet als Sprachrohrfunktion der
Kontrahenten Insbesondere der Betrelber und EInsprecher. Dabei können sie zur
Aufklärung beitragen und als Anwalt Im SInne eines Minderheitenschutzes agieren.
Je nach Stufe der Auseinandersetzung (siehe oben) tendiert die Berichterstattung zur
Ausgewogenheit In bezug auf die Vielfalt der Meinungen, die zu Wort kommen kön­
nen. Die Interessensverbände schlleBHch greifen In die Diskussion ein um die Inter­
essen Ihrer Klienten zu verteidigen. DIe Aktion dieser Verbände, Gruppen können
sehr vielfältig sein und mit dem konkreten Genehmigungsverfahren direkt oder (öfter)
Indirekt verbunden sein. Die Aktion der Verbände tendiert von der konkreten (lokalen)
Schützenhilfe bis hin zur grundsätzlichen Stellungnahme bei SchlQsselentschel'
dungen (z.B. "Einstieg In die Gentechnik" Im Rahmen von GenehmIgungsverfahren
für entsprechende Anlagen). Dabei wird sowohl organisatorische Unterstützung "vor
Ort" geleistet als auch ÖffentlichkeitsarbeIt (z.B. Pressehintergrundgespräche, An­
zetgenkampagnen) bis hin zu lobbyistischen Aktionen unternommen. lnteressens­

verbände pflegen regelmäBlge Kontakte zu Entscheldungslrägern In den Behörden,
den Parlamenten und Selbstverwaltungsgremien (z.B, Gemeinderäten)..

Eine besondere Art der Interessensvertretung stellen lockere KoordinationssteIlen
dar, die für EInsprecher bei Genehmigungsverfahren einen Informattonsaustausch
organisieren (z.B. Koordlnlerungsstelle GenehmIgungsverfahren des ÖkO­
InstItuts/BUND/66/). Sie unterstützt einzelne Einsprecher In Genehmlgu ngsverfahren,

·Dle MeInungsverschiedenheiten bel GenehmIgungsverfahren nach dem BlmSchG

(Chemieanlagen, Läger, etc.) lassen sich grob zusammenfassen:

•
•
•

•
•
•
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Stand der Technik (lmmlsstonsminderungstechnlken, SIcherheitstechnik, Meß­
technIk. etc.),
Grenzwerte,

Isolierte Betrachtungsweise versus ökosystemare Betrachtung (indirekte Folge­
Wirkungen),

BerOckslchtlgung von Synergismen, Antagonismen,
Störfallszenarlen (größter anzunehmender Störfall)

Bewertung von Nutzen der entsprechenden wlrtschaftllchen Tätigkeit (Chemie­
politik, Technologiefo!genabschätzung).



4.1.2 Gefahrguttransport

BeIm Gefahrguttransport exisitiert kein, dem Anlagenrecht vergleichbares GenehmI­
gungsverfahren. Die verwendeten Transportmittel müssen in Ihrer Bauart zugelassen
sein und werden regelmäßig auf ihre sichere Funktion hin Oberprüft. Der Umfang der
gefilhrllchen GOter, die zu Luft, Wasser, Schiene und StraBe transportiert werden
dürfen, Ist In einschlägigen Vorschriften festgelegt. Sollen andere gefährliche GOter
transportiert werden, so bedarf es einer Sondergenehmigung, die der Verkehrsmfni­
ster erteilt. Eine Beteiligung der Öffentlichkeit Ist dabei nicht vorgesehen. An der
Diskussion über Risiken sind u. a, im Zusammenhang mit der Erstellung von Vor­
schriften zur Regelung des Gefahrguttransports beteiligt:

• Spediteure (z.B. Bundesbahn, Reedereien, Fluggesellschaften),
• Behörden (z.B, Verkehrsminister),
• Hersteller gefährlicher GOter,
• Hersteller von Transportmitteln für gefährliche Goter (z.B. Kraftfahrzeugsher-

steller, Werften).
• Experten (z.B. Fachbehörden für Bauartzulassung, Feuerwehr, Versicherer).

Die kontroverse Diskussion erfolgt In der Regel auf Expertenebene. Meinungsver­
schiedenheiten beziehen sich auf:

• U.nfallszenarien (mechanische und thermische Beanspruchung der Gefahrgut-
umschlIeßung Im Unfall),

• Sfcherheltstechnlk an den Gefahrguttransportmitteln rSlcherheltsphllosophie
H

) ,

• Einstufung von gefährlichen GOtern (Klassifizierung).

Da Gefahrguttransporte grenzOberschreitend sein können, erfolgt die Diskussion

auch Im Internationalen Rahmen.

Neben der oben skizzierten Expertendiskussion wird Ober Risiken von Gefahrgut­

transporten diskutiert auf lokaler Ebene bel:

• Ansiedlung von IndustrIen, die Gefahrguttransporte nach sich ziehen,
• Festlegung von Gefahrguttransportwegen.

An dieser Diskussion beteiligen sich kommunale Behörden, betroffene Bo~~er'tiGe~
fahrgutproduzenten oder Konsumenten, Spediteure. Die Interessen sind en sc

mit denen unter Kapitel 4.1.1 beschrIebenen.

Insbesondere tragen spektakUläre Unfälle (z.B. öltankerunglOck in AJaskGa f/6
h7l,T ff tll h n DiskussIon Ober e a r­

ankwagenunglOck In Herborn) zur verstärkten ö en c e
guttransporte bel,

4.1.3Verbraucherschutz und Verbraucheraufklärung

D h P dukten beteiligten Gruppen
ie an der DiskussIon Ober Risiken aUS chemisc en ro . h Stoffe In Obereln-

sind so vielfältig wie die Anwendu ngsbereiche der chemlsc wlrd sich' hier auf die
stimmung mit der In Kapitel 3 vorgenommenen Abgrenzung
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Risiken durch Fremdstoffe In Nahrungsmitteln beschränkt. Die Risikodiskussion In
diesem Teilbereich kann jedoch als beispielhaft auch für andere Anwendungsgebiete
angesehen werden, weil die Diskussion einerseits schon sehr lange gefllhrt wIrd,
andererseits einen unmittelbaren Bezug zum "Schutzobjekt" Menschen haben.

In der RIsikodiskussion um NahrungsmIttel slnd zwei Ebenen zu unterscheiden:

1. Expertendiskussion über Vorschriften zu Regelungen von Fremdstoffen In Nah­

rungsmitteln, und

2. öffentl1che Diskussion aber NahrungsmittelqualItät, Schadstoffe In Nahrungsmit-
teln. .

An der Expertendiskussion, die zulässige Behandlungsmethoden und Zusätze, Rest­
mengen und Schadstoffe (Grenzwerte), Lagervorschriften, ete. festlegen, beteiligen

sich:

• Nahrungsmittelproduzenten,
• LebensmlttelOberwachungsbehörden (Gesundheltsbehörden)- Experten (Ernäh­

rungswissenschaftIer, Landwirtschaftsexperten, Toxlkologen, Ärzte, Tierärzte),
• Verbraucherschutzverbände.

Meinungsverschiedenheiten bestehen aber Grenzen der Belastung von Lebensmit­
teln durch Schadstoffe (Höchstmengenverordnung), Art und Umfang der Verwendung
der Zusatzstoffe, Betrachtung von synergistischen und antagonistischen zusammen­
hängen verschiedener Schadstoffe/Zusatzstoffe und methodischer Fragen wie z.B.
statistische Ermittlung von Verzehrgewohnheiten und epidemiologische Aussagen
zur Festlegung von WIrkungsgrößen.

Die In der Öffentlichkeit geführte Diskussion um NahrungsmltteJqualltät und
Schadstoffe in der Nahrungskette umfaßt das Spektrum, angefangen vom LandwIrt
bis zu Vertretern von Religionsgemeinschaften, die In bestImmten Ernährungsweisen
bzw. NahrungsmIttelqualItäten wesentliche Größen für das menschliche zusam­
menleben sehen. In fast regelmäßigen Abständen schaltet sich die Presse ein:
NitrosamIne Im Bier, Glycol im Wein, Hormone Im Fleisch, Schwermetalle In Gemilse

und GetreIde und Nitrat auf dem Salat sind nur einige Beispiele aus jongster Ver­
gangenheit, die die GemOter erregt haben. Und dies zu Recht? Die öffentliche DIs­
kusslon aber Nahrungsmittel Ist getragen von einer hohen Verunsicherung. Zuneh­
mend wIrd. die industrielle Elnheltsgeschmacksproduktlon skeptisch beurteilt. So
beteiligen Sich am Thema "Gift In der Nahrung" eIne entsprechend große Anzahl von
Gruppen. Beispiele hlerfür sInd:

•
•
•
•
•
•
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Nahrungsmittelproduzenten, Landwirte, Tlarzüchter,
Nahrungsmittelhandel,

~ebens~itlelOberwachung, GesundheItsämter,
Arzte, Tierärzte, einschlägige Wissenschaftler
Ver.brau cherverbände, UrnweItschutzverbänd~, Gewerkschaften,
politische Parteien, Religionsgemeinschaften.



Die Standpunkte sind extrem unterschiedlich. Der Presse kommt In Ihrer Funktion als
AUfklärungsmedium eine fOr das Konsumverhalten entscheidende Bedeutung zu. Mit
wachsendem Umweltbewußtsein wächst auch die Bereitschaft, sIch hinsichtlich
seiner Verzehrsgewohnheiten umzustellen. Die Medien geraten dadurch mitunter In
einen Widerspruch als Aufklärungsorgan einerseits und Werbeträger andererseits.

Seit etwa fünf Jahren Ist hlnslchtllch chemischer Produkte und den mit Ihrer Herstel­
lung und Verteilung verbundenen Risiken eine verstärkte öffentliche Debatte unter
dem Stichwort "ChemiepolItIk" aufgekommen 154/, /6/. Getragen von der Erkenntnis,
daß durch die Industrielle Produktion Immer mehr chemische Stoffe in die Ökosphäre
gelangen und die damit verbundenen Risiken In Ihrer Gesamtheit nicht annähernd
abgeschätzt werden können, Ist die Forderung entstanden, Insbesondere gefährliche
Chemikalien nur noch nach eingehender PrOfung und wenn sie nicht durch andere
unbedenkliche Stoffe ersetzbar sind, In die chemische Produktion zu übernehmen
152/. Im Kern geht es also um die Forderung nach der Bewirtschaftung von che­
mischen Stoffen, d.h, sie sollen nur noch dann zur Anwendung kommen, wenn sie
unverzlchtbar sind. Als Entscheidungsmaßstab wird der sog. "soziale Nettonutzen"
elngefOhrt, der eine Abwägung des Nutzens eines chemischen Stoffes mit seinen
Risiken Ober die gesamte Lebensdauer voraussetzt. Diese radikale Forderung einer
bedarfsorientierten Produktion und Verteilung von Chemikalien Ist von Umweltgrup·
pen entwickelt, aber mittlerweile auch von den etablierten politischen Parteien /38/,
1491 übernommen worden. Die chemIsche Industrie bestreitet die Notwendigkeit
einer "ChemiepolItik", Insbesondere die Festlegung der Produktpalette und Produk­
tIonsweisen durch Dritte. DIe RegulatIon sollte durch Marktmechanismen und die EI­
genverantwortung der Industrie erfolgen, eine weitgehende Verbraucheraufklärung
Wäre dafar vorausgesetzt 186/. Dem wurde seitens der Umweltgruppe entgegenge­
stellt, daß der Verbraucher den produktvermltteJten Nutzen stets höher bewerten
Wurde als die mit der Herstellung verbundenen Risiken, da die kollektiv verteilt seien.
Der Marktmechanismus könne den gewOnschten Effekt zur ZurOckdrängung gefähr­
llcher chemischer Stoffe nicht bewerkstelligen. In der geführten Diksusslon wurde
Einstimmigkeit zunächst aber folgende Punkte erreicht: (Stand 1987) 154/, /6/

• Zur Bewertung von chemischen Stoffen müssen Kriterien geschaffen ~erden, die
insbesondere auch das Zusammenwirken mehrerer Stoffe (Synergrsmen) be-

rackslchtlgen.
• Die Kenntnisse Ober die chronischen Wirkungen chemischer Stoffe (DosIs-

WIrkungsbeziehungen) müssen vertieft werden.
• Es müssen Modelle zur Bewertung von ökotoxischen Wirkungen entwickelt wer-

den.
• Es rnüssan Abgrenzungskriterien für gefährliche Stoffgruppen, z.a, chlorierte

Kohlenwasserstoffe, entwickelt werden.
• Der Verbraucher muß verstärkt aber die Risiken chemIscher Produkte aufgeklärt

werden.
• Oie EIgenverantwortung der Industrie muß durch (staatliche) Kontrollen ergänzt

werden.

Kontroversen bestehen bel der:
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• Frage, wer eine Nutzen/Rislkobetrachtung vornehmen soll. .
• Welcher Art und welchem Umfang die Betreiber unabhängige (staatliche) Kon-

trolle der Industrie haben soll.
• Ob die "sanfte" Chemie (z.B. Naturstoffchemie) eine allgemein gOltige Alternative

zur gegenwärtigen praktizierten Chemie darstellt.

4.1.4 Globale Umweltwirkungen

An der Auseinandersetzung Ober globale Umweltwirkungen sind direkt beteHlgt:

• Produzenten einschlägIger chemischer Stoffe,
• Betrelber von Anlagen. die diese Stoffe In groBem Umfang ernlttleren,

• Experten,
• Behörden, die für Internationale Regelungen zur EInschränkung dieser Stoffe zu-

ständig sind.

Die Diskussion findet in der Regel unter Experten statt. Sie ist gekennzeichnet durch
z. T. hohe Unsicherheiten bei der Prognose der Auswirkungen der betrachteten
Stoffe. Vielfach stehen auch methodIsche Untersuchu ngsfragen Im Vordergrund.
Meinungsverschiedenheiten treten bel der Wahl der Untersuchungsmethode
(Modellbildung) und der Bewertung der Ergebnisse auf. In der öffentlichen Diskussion
aber globale Umweltwirkungen beteHlgen sich alle fOr den gesellschaftlichen ProzeB
verantwortlich fühlenden Gruppierungen wie z.a.:

• politische Parteien.
• Gewerkschaften,
• Umwelt- und Naturschutzverbi:lnde.
• Industrieverbände,
• Rellg1onsgemelnschaften.

Die öffentliche Behandlung des Themas spiegelt, hinsIchtlich der Bewertung der
Folgen, die extremen Standpunkte der apokalyptlschen Endzeitprognose bis hIn zur
Verharmlosung der Effekte wieder. DIe Bewertungen reflektieren das gesamte
Spektrum politisch gesellschaftlicher WertvorstelJungen. Die Konflikte werden im
Rahmen der allgemeinen politischen AuseInandersetzung ausgetragen.

4.2 Ursachen der Kontroverse und Lösungsansätze

Die Ursachen der Kontroverse Ober Risiken und Nutzen chemischer Produktionen
und Produkte können grob In drei Gruppen klasslflztert werden. Eine Quelle fOr die
K.onfllkte ist der unterschiedliche Informationsstand. der an der Risiko-Kommu­
nikatlon betelligten Gruppen, eine zweite Ursache liegt In der Art und Welse. wIe die
Akteure de~ Gruppen im Rlslko-Kommunlkatlonsprozeß miteinander umgehen, und
schließlich Ist die dritte Ursache in den Interessensgegensätzen der Beteiligten zu
~:~:n ', Diese können als Wertvorstellungsprobleme identifizIert werden. Wie beralls

pltel 1 ausgefOhrt, können diese Probleme mit Hilfe der Risiko_Kommunikation
~icihht ausgeräumt, aber auf Ihren reallstJschen Kerngehalt reduziert und damit
e c ter handhabbargemacht werden.

182



4.2.1 InformationsdefIzite

Datenlage

Die an der Risiko-Kommunikation beteIHgten Gruppen verfOgen Ober einen unter­
schiedlichen Informationsstand bezOg lieh wichtiger Daten zur Beurteilung der Risi­
ken, aber auch des Nutzens. DabeI sind zweI Ebenen zu unterscheiden:

1. Daten Ober Stoffe, Verfahren, die fOrdie Erreichung der wlrtschaftJfchen Ziele der
Unternehmung (Herstellung und Vermarktung eines Produktes) notwendIg sind.

2. Daten, die fOr eine RIsikobewertung der Unternehmung erforderlich wären.

Der Datenumfang zu 1. ergibt sich aus der Notwendigkeit der Sache, z.B. aufgrund
des Betriebes einer Anlage und aus gesetzlichen Anforderungen, z.a, durch das
ChemikalIengesetz und durch Vorschriften des technischen Regelwerks.

Der Datenumfang zu 2. geht Ober den zu 1. hinaus. Je nach Anspruch an die Genau­
Igkeit der Risikoaussage Ist diese Datengruppe ohne feste Abgrenzung. Als Grenze
kann die wissenschaftliche Erkenntnis zu einem bestlmmten Zeitpunkt einerseits, die
(willkürliche) GrenzzIehung durch Verständigung der an der RIsikodiskussion betei­
ligten Gruppen andererseits gesehen werden. Der Betrelber/Produzent verlOgt im­
mer über die Daten der Ebene 1, meistens auch noch Ober weitergehende Daten der
Ebene 2. Im Genehmigungsverfahren müssen eIn Tell der Daten der ersten Ebene
den Behörden mitgeteilt werden. Sie sind mit Einschränkung dann auch der Öffent~
liehkelt zugänglich. DIe EInschränkungen werden mit dem Schutz von Betrlebs~ und
Geschäftsgeheimnissen begründet. Experten besitzen Daten aus der Ebene 2, verfü·
gen aber nicht notwendigerwelse Oberden vollständigen Datensatzder ersten Ebene.
Es besteht also In der Reihe: Betrelber - Behörde - Borger ein deutliches Datenge­
fälle, welches auch, in veränderter Art, zwischen Betrelber - Experte anzutreffen Ist.
Dieses Datengefälle ist häufig eine der Grundquellen fOr Kontroversen, da durch den
Mangel an Informationen die Erkenntnis abnimmt und das "vertrauensbedingte
Glauben" anfängt.

Störfallszenarlos

Bei UnfaJl/Störfallrisiken steht die Frage Jm Vordergrund, welche Ereignisse noch Im
Bereich des vernOnftigen Ilegen, mit welchen Ereignissen noch gerechnet werden
muß. Dies ist eine Frage nach der EintrittswahrscheinlIchkeit eines definierten Scha­
dens. Die Betrachtungen werden als Störfallszenarlen bezeichnet. DenkgesetzlIch
lassen sich z.B. bel einem FIOsslgchlorlager nur sehr wenige Ereignisse ausschlie­
ßen, die nicht zur gesamten Frelsetzung des Inventars führen und damit ggf. eine
Katastrophe auslösen (z.B, Flugzeugabsturz auf das Lager). Wird aber dle Hpraktlsche
Vernunft" als Maßstab angelegt, so bleiben nur wenige Ereignisse übrig, die zu einem
Störfall dieser Kategorie fahren können. Man stützt slch dabei auf die "Erfahrung".
Abgesehen von öffentlich zugänglichen Unfali/Störfalistatlstlken und Auswertungen
Ist diese "Erfahrung" eine Domäne des Anlagenbetrelbers, d.h, er wird bei· der
Grenzziehung nach der "praktischen Vernunft" stets die besseren Argumente haben.
Dies Ist nur teilweise ein Datenproblem (z.B. Störfalldaten), da die Betriebserfahrung
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oft nicht quantifiziert werden kann. Die Weitergabe dieser Informationen für
Szenarien Ist somit mit einem Problem des Vertrauens in die Quelle der Information
verknüpft. Um das Kriterium "orakttsche Vernunft", welches vom Bundesverfas­
sungsgerIcht Im sogenannten "Kalkar-Urtefl" (vgl. /4/) eingeführt wurde zu
präzisieren, hat das OVG-LOneburg In einer Entscheidung zu einem
FlüsstggastermlnaJ befunden. daß alle In der Vergangenheit vorgekommenen ver­
gleichbaren Unfälle bel Planung, Bau und Betrieb berücksichtigt und entsprechende
Vorsorgemaßnahmen getroffen werden müssen /68/. Diesem retrospektiven Grund­
satz entspricht das Vorgehen In der UnfaliverhOtungswlssenschaft. ProblematIsch Ist
dieser Ansatz bel RisIken. für die es keine vergleichbaren Unfälle In der Vergangen­
heit gab. Dies Ist als sogenanntes "low probabIlIty - high consequencss" • Problem
In die LIteratur eingegangen, es geht um die seltenen katastrophalen Unfälle (vgl.
/21). Zur Lösung dieses Problems können nur systemanalytische Ansätze Abhilfe
schaffen, die aus dem Versagen von Tellsystemen in Ihrer logischen Verknüpfung
mit der gesamten Anlage Rückschlüsse auf mögliche Konsequenz.en eines seltenen
Ereignisses zulassen. InWieweit derartige Methoden. dle insbesondere für kerntech­
nische Anlagen entwickelt wurden, auch für verfahrenstechnische Anlagen der Che­
mie anwendbar sind, wird zumIndest von Betrelberselte teilweise bestritten (vgl.
/69/). Dazu wird ausgefOhrt, daß die Eingangsdaten in systemanalytischen Verfahren
für verfahrenstechnische Anlagen nicht in dem erforderlichen Umfang und der ent­
sprechenden Qualität zur Verfagung standen. In der Tat existieren z. Z. noch wenige
Ausfallratensamrnlungen, die hinsichtlich Medlenbeaufschlagung, Betrlebsbela­
stungsn und EInbauarten spezifisch sind. Daraus kann jedoch nicht geschlossen
werden, daß quantIfizierende RIsikoanalysen bel Chemieanlagen nicht durchführbar
sind. EInerseIts sind die AnlagenteIle, bel deren Medlenbsaufschlaqunq, Betriebs"
belastungen eine Rolle spielen, nur eine Tellmenge aller AnlagenteIle, andererseits
sind In der jOngsten Vergangenheit gerade im Chemieanlagenbereich AusfaJlraten­
sammlungen angelegt worden, die diese spezifischen EinflOsse berücksichtigen 187/.
Der Mangel an geeigneten Daten Ist nicht zuletzt ein Ergebnis der ablehnenden Hal­
tung der Betreiber gegenaber diesen quantifizIerenden Methoden. Neben der Furcht,
daß RIsikobetrachtungen Im Rahmen von Genehmigungsverfahren obligatorisch
werden könnten, fallen die hohen Kosten solcher Studien Ins Gewicht. Aus diesem
Grund sind RisIkoanalysen in der verfahrenstechnischen Industrie In der Bundesre­
publIk DeutSChland selten anzutreffen. In anderen Ländern, z.a. den Niederlanden,
warden quantitative Risikoanalysen für gefährliche Anlagen {Anlagen nach' der
Seveso-Rlchtlinle /70/) regelmäßig Im Genehmigungsverfahren vorgeschrieben 171/.
Kontroversen Ober Störfallszenarien treten in erster Linie bel Produktionsanlagen
und beim Transport gefährlicher Gater auf. Aber auch bei der Bewertung von
toxlschar; Gefahren für Mensch und Umwelt spielen Expositionsszenarien eine nicht
unwesentliche Rolle, Nur steht bel dieser Betrachtung nicht der Streit um die Ein­
trittswahrscheinlIchkeit im Vordergrund, sondern die szenarische Berücksichtigung
von z.B, Risikogruppen.

Methodische Ansätze

lnfor~atlonsdeflzite können sich auf methodische Ansätze zur Ermittlung der Risiken
und, Ihrer wissenschaftlichen Begründung beziehen. Hinzu kommen unterschiedliche
"Philosoph' " . B . I "

ien wie z.s, 10 der Slcherheltstechnik das "Trail and Error-prlnz P
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welches besagt, daß ein Verfahren. ohne es in letzter Konsequenz wissenschaftlich
zu durchdringen, In der Praxis ausprobiert wird und Im Fall des Versagens der
Schaden in Kauf genommen wird. Dieses Prinzip kann dann nicht mehr angewandt
werden, wenn Im VersagensfalJ die zu erwartenden Schäden katastrophale Ausmaße
annehmen, Insbesondere wenn Schäden an Leben und Gesundheit von Menschen
oder Irreversible Schäden an der Umwelt zu erwarten sind. Bel derartigen Gefah­
renpotentialen können zur Prognose des Anlagenverhaltens nur systemanalytische
Methoden angewendet werden. Bei der stofflichen Betrachtung widerstreiten die
Annahmen, daß ein Stoff solange als unbedenklich angesehenwird bis das Gegenteil
nachgewiesen ist, welchem die Umkehrung entgegensteht. Vergleichbar der Abwen­
dung vom "Trall and Error- Prinzip" bel großen GefahrenpotentJalen Ist dIe Auffas­
sung, daß angesichts der Falle chemischer VerbIndungen bel der gezielten Neusyn­
these chemischer Stoffe von Struktur-Elgenschafts-Bezlehungen ausgegangen
werden soll und nicht das Stoffscreening angewendet werden soll. wobei erst eine
Vielzahl von Stoffen synthetisiert werden und danach diejenigen mit den gesuchten
Eigenschaften ausgewählt werden. DerartIge fundamentale Gegensätze können
Quellen fOr Kontroversen darstellen.

4.2.2 Kommunikationsbedingungen

Die Art und Welse, wie die Beteiligten an der Risiko-Kommunikation teilnehmen,
kann ebenfalls Ursache 10r Kontroversen sein. Da die Akteure MenschensInd, gehen
alle Gesichtspunkte von Kommunikationshemmnissen in diese Betrachtung ein, wie
z.B.:

• MIßtrauen In die InformatIonsquelle,
• Ignoranz der Informationsquelle,
• autoritäres Verhalten der Akteure,
• ProflllerungsbedOrfnls der Akteure,
• mangelnde Ehrllchkelt und verdeckte wahre Interessen.

Hinzu kommen Schwierigkeiten durch eine wissenschaftliche oder juristIsche Ober­
frachtete Sprech- und Darstellungswelse, die zu einer Interferenz der Informationvon
Sender und Empfänger führen. Die o, g. Parameter gelten fOr die direkte Kom~~:
nlkation zwischen den Kontrahenten z.B, bei der Anhörung Im Genehmigungsve .
ren. Findet die Kommunikation Ober die Medien statt, bestehen viele Möglichkeiten

. I B Sensationspresse, selektive
zur KommunikatIonsverzerrung und Erschwern s, z.•
Auswahl von Informationen, fehlerhafte Informationen.

4.2.3 Werlvorstellungen, ChemiepolItik

E' II t I den unterschiedlichen Wert-
In großer Tell der Ursachen von Kontroversen eg n

vorstellungen der Beteiligten. Diese beziehen sich z.B. auf:

•
•
•

Definition der sehutszlele.
Bewertung Von Stoffen (Grenzwerte),
Bewertu ng von Nutzen/RIslko-Verhältnissen.
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Schutzziele haben sich historische entwickelt. Zum unmIttelbaren Schutz von Leib
und Leben des Menschen Ist nach und nach der Schutz der Umwelt getreten, von
dem die Lebensbedingungen des Menschen mittelbar bestImmt werden. Über Art
und Ausmaß des Schutzes der Umwelt bestehen Kontroversen (vgl. /3/). Je nach In­
dividueller Bewertung werden die Grenzen festgelegt. Betrelber/Produzenten ver­
folgen rnlt Ihrer Tätigkeit in erster LInie wirtschaftliche Ziele. Naturressourcen und
Umweltmedien werden dafOr genutzt. Der Nutzen aus der wirtschaftlichen Tätfgkelt
kommt dem Betrelber zu. Der möglicherweise davon betroffene Anwohner In der
Nähe einer chemischen Produktionsanlage bewertet für sich nur dle Risiken. Es kann
also eine Nutzen-Rlslko-Vertellung als ungerecht empfunden werden. Dies Ist häufig
die Ursache fOr Kontroversen. Diese Betrachtung gilt insbesondere fOr Risiken aus
Störfällen, da einer Gruppe von Menschen zusätzliche Risiken zugemutet werden.
der Nutzen aber nur der Firma oder Indirekt der Allgemeinheit durch die Produkte
zukommt. Bel der individuellen Bewertung von Nutzen und Risiko bel chemischen
Produkten kann das Verhältnis genau umgekehrt sein. Es wird der Produktnutzen
unmittelbar erkannt, war er Ja Grund fOr die Kauf- oder Anwendungsentscheidung,
aber die mIt der Herstellung und Verteilung verbundenen Risiken werden nicht oder
nur unzureichend wahrgenommen. Dies hat Im Rahmen der ChemiepolItikdebatte
(vergi. Kap. 4.1.3) die Vorstellung eines "sozialen Nettonutzen-Maßstabes" ror die
Entscheidung Oberdas Chemikalienangebot entstehen lassen. DabeJ stehen die (ex­
tremen) Wertvorstellungen "Chemlefreie Welt" und "Freie Welt durch Chemie" ge­
genOber. In die Individuelle Bewertung von Gesundheitsrisiken durch chemische
Produkte gehen eine Reihe von Gesichtspunkten ein, z.B. Umweltbewußtsefn. phi­
losophische und religiöse Haltungen, aufgezwungenes und freiwillig aufgenommenes
Risiko, unmittelbarer persönlicher Nutzen, Gewohnheiten. Insbesondere die weltan­
schaulich geprägten Gesichtspunkte sind Quellen fOr kaum zu überbrückende Kon­
troversen.

4.2.4 Lösungsansätze

Die Bedeutung der Kommunikation Ober Risiken bei Produktion und Anwendung
chemischer Produkte fOr den sachgemäßen Umgang wurde schon sehr früh erkannt
und praktlzlert, Dabei standen die Arbeitnehmer In der Chemischen und Verarbei­
tenden Industrie Im Vordergrund. Nicht zuletzt durch Drängen der Gewerkschaften
zur Reduzierung der Arbeitsunfallzahlen wurden institutionalisierte Wege der Ri­
siko-Kommunikation geschaffen. Diese finden Im Arbettsberelch statt bei:

• gewerbliche Berufsgenossenschaften,

• Senatskommissionen fOr die Bewertung gefährlicher Arbeitsstoffe
(MAK-Kommisslon),

• technische AusschOsse nach der Gewerbeordnung

• AusSchQ~se ?er normengebenden Organisationen (Z.B. DIN, VDI, VDE),
• Innerbetriebliche Gruppen, z.B, Qualftätszirkel.

Die Bedeutung der Aufklärung der Arbeitnehmer oder (industriellen) Anwender ist
~lIgemein anerkannt, wIrd doch den Fragen der Betrtebsorganisation wesentliche

:deutung zur Unfallprophylaxe zugemessen. KommunikatJon Ober RisIken von che-
mischen ProdUkten zwls h P d

c en ro uzent und Anwender erfolgt Ober IndIviduelle Be-
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ratung (ServlceJeistung der Chemischen Industrie) und Datenaustausch z.B. Sicher­

heitsdatenblätter. Der Datenaustausch erfolgt streng anwendungsbezogen.

Endverbraucher (z.B, private Haushalte) werden Ober Etikette, Beipackzettel, Info­

BroschOren Ober Risiken Informiert (vgl. Regelungen zur Kennzefchnungspfllcht von

Inhaltsstoffen bei chemischen Produkten, Umweltzeichen). Eine Form der Risiko­

KommunIkation stellt auch das Anhörungsverfahren Im Genehmlgungsve,rfahren dar.

Während die RisIko-Kommunikation der unmittelbar Beteiligten Im Arbeltsprozeß als

zumindest theoretisch ausreichend angesehen werden kann (wenn dIe Vorschriften

eingehalten werden), Ist die Information der mittelbar Betroffenen unzureichend. Die

MögJlchkelten echter Risiko-Kommunikation werden dabei nicht ausgeschöpft. FOr

den Umweltbereich sind erst wenige Gruppen/Gremien geschaffen worden, In denen

eIne derartige Kommunikation stattfinden kann. Beispiele sind hierfür:

• Gefahrstoffausschuß,
• BeIrat zur Lagerung und Transport wassergefährdender Stoffe,

• Störfallkommission.

GroBe Schwierigkeiten machen die Bestimmungen des Betroffenheitsgrades, d.h,

wer soll wie beteiligt werden. Die angefOhrten AusschOsse, Kommissionen, Gruppen

sInd fast ausschließlich Expertengremien, in denen aber z. T. auch Vertreter gesell­

Schaftlicher Gruppierungen sind. Auf dIe Schwierigkeiten des MeInungsbildungspro­

zesses Innerhalb der Interessensvertretungsgruppen sei hingewiesen, Die direkte

Kommunlkat/on zwischen Betrelber/Produzent und der Allgemeinheit oder Gruppen

von Menschen finden noch nicht in ausreIchendem Maße statt. Einerseits werden

zwar aufwendige Anzeigenkampagnen durchgefOhrt (z.B. Anzeigenkampagne des

VCI /72/), andererseits tut breite Diskussion mIt der Bevölkerung Not. Dazu der

Sachverständigenrat fOr Umweltfragen 12m/:

"In diesem Zusammenhang zwischen umwellrelevanten Einstellungen und umwertbe­
zogenem Verhalten hat In den letzten Jahren die Frage nach der Wahrnehmung un:
Akzeptanz der mit bestimmten Techniken verbundenen ökologischen und auch

d
s;z •

alen Risiken sichtbar an Bedeutung gewonnen. In Wirtschaft. Wlssenscha~ ~n 1 ~
Medien wird eine vermeintliche brelte Technikskepsis In der Bundesr~p~U~1I a~~c~~t·
land intensiv diskutiert' Im politischen Raum gewinnt die TeChnOIOg

l
ie

0 gl::sen de~
z ' 01 rhandenen Inrormalonen
ung einen wachsenden Stellenwert / ..J, e VO d 2 Wertkrieg In

Schluß zu, daß Im Gegensatz zu den belden Jahrzehnten nach Fe~sc~ritt gleich ~e.
denen der technische Fortschritt im wesentlichen mit sozia,'e~ h:ule differenZierter
setzt wurde, die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch ach daß er Vorteile wie
de kt F rtschrltts die Tatsac e,

n : Die Ambivalenz des technischen 0 r rr d r Bevölkerung erkannt
Nachteile mit sich bringt, wird von einemwachsendem Ante, rt:re Betrachlungswelse
Und auch artikuliert 1...t. Die slch durchsetzende dlrreren~S:haIZUng und eine breite
erfordert eine systematisch durchgefOhrte Technikrolg

ena
t chnlscher EnlwicklungsH-

örr h en einzelner e
entliehe Diskussion Ober Risiken und C anc 'I Raum einnehmen dOrften.

nien, die, weil die Umwellwirkungen Immer einen breI an

auch für die UmweltpoJitlkbedeutsamsind:
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I.

5. Rislko~Kommunikation in der Europäischen Gemeinschaft und den

USA

Risiko-Kommunikation In der EG bel gefährlIchen Industrieanlagen

Bel gefährlichen Industriellen Tätigkeiten, die In der EG- RichtlInie 82/501/EWG von
1982 abschließend definiert sind, wird In Artikel VIII die Information der durch einen
Störfall möglicherweise betroffenen Nachbarn einer Anlage vorgeschrieben. Dabei
waren die Vorgaben der Richtlinie Ober Inhalt und Informationswege nicht näher
präzisiert. Bel der europawelten Umsetzung der Richtlinie wurde festgestellt, daß der
InformationspflIcht nur sehr schleppend und Innerhalb der Gemeinschaft uneinhelt­
lieh entsprochen wurde /73/. In der zweiten Änderung der Richtlinie (88/610/EWG)
von 1988 wurde dem durch eIne weitergehende Präzlslerung des Artikel VIII Rech­
nung getragen. Das passive Informationsrecht der Bevölkerung und der Behörden
wurde.ln elne aktIve Informatronspflicht der Betrelber und Behörden umgewandelt.
Insbesondere Ist kOnftlg (2. Änderung der Richtlinie tritt am 01.06.1990 In Kraft) um­
zusetzen: "Einzelheiten, die der Öffentlichkeit In Anwendung von Artikel VIII Absatz
1 mitzuteilen sind:

a, Name des Unternehmens und Angabe des Standorts.

b, Bezeichnung der Person, die die Information gibt, nach Ihrer Stellung.

c, Bestätigung, daß fOr den Standort die Rechts- und/oder Verwaltungsvor­
schriften zur Umsetzung der Richtlinie gelten, und daß die Mitteilung gemäß

I Artikel 5 oder zumindest die in Artikel 9 Absatz 3 vorgesehene Erklärung der
zuständigen Behörde vorgelegt wurde.

d. Einfache Erläuterung der Tätigkeit, die an dem Standort ausgeObt wird.

e. Gebräuchliche Bezeichnung oder, bei einer unter Anhang 11 Teil 11 fallenden
Lagerung, generische Bezeichnung oder allgemeIne GefährlIchkeitsstufe der
an dem Standort befindlichen Stoffe oder Zubereitungen, die einen schweren
Unfall verursachen könnten, sowie Angabe Ihrer wesentlichen gefährlichen
Eigenschaften.

f. AlIgemelne Unterrichtung Ober die Art der Gefahr von schweren Unfällen,

einschließlich Ihrer potentiellen Wirkungen auf Bevölkerung und Umwelt.

g. HinreIchende Auskünfte darübsr, wie die betroffene BeVölkerung gewarnt

und Ober den Verlauf eines Unfalls fortlaufend unterrichtet werden soll.

h. Hinreichende AuskOnfte darüber, wie die betroffene Bevölkerung beim Ein­
treten eines Unfalls handeln und sich verhalten soll.

Bestäti~ung. daß das Unternehmen die geeIgneten Maßnahmen am Standort,
einschließlich der Verbindung zu den Notfalldiensten zu treffen hat, um für
Unfälle gerOstet zu sein und deren Wirkung so gering wie möglich zu halten.
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•
•
•

j. Angabe des standortexternen Notfallplans, der fOr die Unfallauswirkungen
Innerhalb des Standorts ausgearbeitet wurde. Dieser soll auch RatschlägefOr
d~e Zusammenarbeit Im Rahmen der Anweisungen oder Bitten der Notfall­
dlensta bei einem Unfall enthalten.

k. Einzelheiten darüber, wo unter BerOckslchtlgung der In den elnzelstaatrlchen
Rechtsvorschriften niedergelegten Geheimhaltungsauflagen weitere Infor­
mationen eIngeholt werden können."

Um die Fragen der effektiven Kommunikation aber Rlslken aus Anlagen zu lösen
sind In verschiedenen europäischen Staaten Untersuchungen zu Rlslko-Kommu­
nlkatlon durchgefOhrt worden. Eine aktuelle Übersicht wird In 1741 gegeben.

DabeI hat sich ergeben, daß:

die offene Information der Bevölkerung aber dle Risiken als allgemeIn notwendIg
anerkannt wird

die Bevölkerung durch die Information in der Regel nicht verschreckt wird
das Interesse der Bevölkerung an der Information Im Einzelfall vergleichsweIse
gering Ist.

Insbesondere auf BehördenseIte wird auf optimale Informatlonsbedlngungen Wert
gelegt. Wenig hat sich die ErkenntnIs durchgesetzt, daß die Informationen der Be­
troffenen noch nicht gleichbedeutend mit der Kommunikation Ist. Ansätze des "publlc
learning" werden In Frankreich theoretisch diskutiert 1751, in Dänemark1761 Im Rah­
men der Umsetzung der EG-Rlchtrinle erörtert und In den NIederlanden177/ wurden
anhand von zwei Fallstudien Rislko-Kommunlkatlonsstrukturen erprobt. Dabei hat
sich die kooperative ZusammenarbeIt lokaler Behörden, der Betrelber und der Ge­
fahrenabwehrkräfte (Feuerwehr, Polizei) als unerläßliche Voraussetzung fOr die ef­
fektive Risiko-Kommunikation erwiesen. In der dänischen Studie wurde dIe Bedeu­
tung der Betelllgung der Bevölkerung In Anhörungen unterstrichen. Die Ergebnisse
der niederländischen Studie zeigen eine hohe Effizienz durch einen zweistUfIgen In­
formatlonsprozeß mit integrierter ÖffentlIchkeitsanhörung. (Stufe 1: Information an
aUe potentiell Betroffenen, Stufe 2: zusätzliche Information auf Anfrage). Die Notwen­
digkeit zur Optimierung der Risiko-KommunIkation wIrd In nahezu allen Staaten ge­
sehen, aber entsprechende Programme der Erforschung wird In F, NL, UK, DK. I be­
richtet. Seitens der Betrelber gefährlicher Anlagen wurde vom europäischen
Chemieverband das Programm CICERO (Communtcatlon between the Chemtcal
Industry and the Communlty on Emergency Response Organization) aufgelegt. Im
Rahmen dIeses Programms sind Kommunikationsvorstellungen der Chemischen In­
dustrie mit den Behörden und der Bevölkerung und untereinander entwickelt worden
185/. CICERO Ist ein Rahmenprogramm, welches die Anpassung an soziale, kulturelle
und rechtliche BedIngungen in den einzelnen Staatenzuläßt. Als Verpflichtung für die
Betrelbelr wird formuliert:

•
•

DurchfOhrung von Rislkoabschlltzungen fOr Industrieanlagen,
ÜberprOfung und Aktuallsterung der betrieblichen Alarm- und Gefahrenabwehr­
pläns,
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•

•

• Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden bei der Erstellung umgebungsbezo­
gener Gefahrenabwehrpläne,

• Information der lokalen Bevölkerung Ober relevante Aspekte der Gefahrenabwehr
und generelle Aktivitäten In der industrleansiedlung,

• Austausch von guten und schlechten Erfahrungen der Anlagenbetreiber unter­
einander.

Wird die NotwendIgkeit der Information der Bevölkerung mittlerweile allgemein an­
erkannt (und Ist gesetzlich vorgeschrieben), so herrscht über Art, Umfang, Informa­
tIonswege und Effektivität der Kommunikation noch weitgehende Unklarheit. Gleich­
wohl von der Risiko-Kommunikationswissenschaft Kriterien zur Gestaltung der
Kommunikation genannt werden (vgl. z.B, /78/), wurden diese Prinzipien nicht allge­
mein angewandt. SOZiokulturelle Faktoren sInd datür wahl am meIsten ausschlagge­
bend. Aus diesen Gründen erscheint es den einzelnen Staaten nicht erspart zu blei­
ben, in entsprechenden auf die nationalen Besonderheiten zugeschnittenen
DetaIlstudien die optimalen Kommunikatronsstrukturen zu ermitteln.

Rlslko--Kommunlkatlon In den USA

In den USA konzentriert sich die Risiko-Kommunikation bel Industrieanlagen auf die
SARA-Gesetzgebung von 19B6. Im Rahmen dieser Vorschriften Ist das "Communlty
Rlght to know" verankert, welches der Öffentlichkeit das Recht auf bestimmte Infor­
mationen Im Zusammenhangmit gefährlichen Stoffen und Anlagen gibt. Im Grundsatz
wird dabei davon ausgegangen, daß alle Informatlonen, die die Arbeitnehmer In den
betreffenden Anlagen erhalten, auch der Öffentlichkeit zugänglich sein sollen. Die
Informationen, auf die die ÖffentlichkeIt ein Recht besitzt, wird In zwei Ebenen auf­
geteilt:

Informationen betreffend der gefährlichen Stoffe, Ihrer Menge und dem Standort
der Anlage sind allen zugänglich.

Informationen detaillierter technisch-wissenschaftlicher Natur, Prozeßdaten, ete•
sind auf Anfrage den Behörden zugänglich, die sie im Einzelfall an die öffent-
lichkeit weitergeben können.

Die amerikanischen Bundesregelungen schreiben ein Recht fest, verpflichten aber
8etrelber und Behörden nicht zur aktiven Information. Insofern sind diese Rege­
lungen für die Rlslko~Kommunlkatlon notwendig, Jedoch nicht hinreichend. Von den
Bundesregelungen Ist In einzelnen Bundesstaaten der Vereinigten Staaten in Rich­
tung aktiver Information abgewichen worden (Übersicht siehe /79/).

Die amerlkanJsche Industrie hat nach dem Bhopal-Unglück Rlslkolnformatlonspro­
gramme (CAER-Programme) aufgeJegt IBO/.

6. Zusammenfassende Empfehlung

Die erweiterte Industrielle Produktion In der BundesrepublIk Deutschland setzt, soll
~ie dauerhaft fortgesetzt werden, einen breiten gesellschaftlichen Konsens vorraus.
m Bereich der Chemie. d.h. bel der Herstellung und Verwendung chemischer Pro'
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dukte Ist seit einiger Zelt zu beobachten, daß dIeser Konsens In zunehmendem Maße
schwieriger herzustellen Ist. Wachsendes UmweltbewuBtseln aber auch dIe Entwick­
lung alternativer Vorstellunge!) Ober die Rqlle der Chemie Im gesellschaftlichen Pro­
duktions- und Reproduktlonsprozeß sind hlerfür verantwortlich. Sowohl bel der Be­
wertung des Nutzens neuer (aber auch alter) chemischer Produkte, als auch bel der
Bewertung der Risiken wurden erhebJfch gegensätzliche Positionen aufgebaut. Män­
gelln der Kommunikation Ober diese Risiken haben dazu nicht unwesentlich beige­
tragen. Die Verbesserung der Kommunikation Ober dle Risiken kann einen wertvollen
Beitrag zur Pointlerung der gegensätzlichen Positionen liefern und damit zur Ver­
sachllchung der Diskussion beitragen. Eine Auflösung des Konflikts Indes sollte man
sich Von der RIsiko-KommunIkation allein nicht erwarten. DIe RisIken der Chemie
sind durch Ihre Stoffe bedingt, solange diese In breitem Ausmaß vorhanden sind,
bestehen sie grundsätzlich fort.

Um die Risiko-Kommunikation Im Bereich der Chemie gestaltbar zu machen, müssen
Art und Umfang der Risiken charakterisiert und dem Kreis der mögllcherwelse davon
betroffener Menschen zugeordnet werden. Die kurserleehe Durchsicht der Gefahren­
potentiale der Chemie hat ergeben, daß dle einzelnen RIsikoquellen hinsichtlich Ihres
WIrkungspotentIals dem IndIviduum, einer bestimmten abgegrenzten Gruppe oder
der Allgemeinheit zugeordnet werden können. Diese Zuordnung definiert den Rah­
men für die Risiko-Kommunikation, d.h, wer muß mit wem Ober was reden.

Die Risikoquellen, die sich in Ihrem WIrkungspotentIal vorwiegend auf IndivIduen
richten, konnten Im Rahmen der vorliegenden Arbeit nur skizzIert werden. Insbe­
sondere die Bereiche: HaushaltschemikalIen, NahrungsmIttel, ArzneimIttel, Wasch­
und ReInigungsmittel, sowie Kosmetika sollten hinsichtlich der Bedingungen für die
Risiko-Kommunikation In eIner gesonderten Expertise bearbeitet werden. Der
Schwerpunkt der vorliegenden ArbeIt bezieht sich auf die Bereiche: chemische Pro­
duktion, ReststOffentsorgung, Gefahrguttransport und globale RisIken. FOr diese Be­
reiche, deren Risiko größere Gruppen oder die Allgemeinheit Oberziehen, konnten
die Risiken angedeutet und die Probleme der RIsikodiskussion dargestellt werden.
Dabei hat sich gezeigt, daß Insbesondere beim arbeItsbedIngten Umgang mit Che­
mikalien effektive Risiko-KommunikatIonsmodelle im Rahmen des ArbeItsschutzes
bestehen und auch mit Erfolg praktfzlert werden. GleichWohl auch In diesem Bereich
noch weitere VerbesserungsmöglIchkeiten gegeben sInd, kann er als Erkenntnis­
quelle fOr die Gestaltung entsprechender Modelle fClr den Bereich Umwelt angesehen

werden.

Forschungs- und Entwicklungsbedarf

Aus der Analyse der Ursachen für die Hemmnisse der Risiko-KommunIkation (Kap.

4.2) können die Bereiche:

• Informatlonsdeflzite,
• Kommunikatlonsbedlngungen.
• Wertvorstellungen

identifiziert werden. Daraus läßt sich weIterer F+E-Bedarf ableiten.
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Um Informationsdefizite zwischen den beteillgten Gruppen auszugleichen Ist zu
untersuchen:

• wie der Informationsaustausch vonstatten gehen soll
• welche Informationen (Daten) fOr die Kommunikation auf den verschiedenen

Ebenen vorhanden sein muß.

Insbesondere erscheint erforderlich, die Hemmnisse des freien Informationsflusses
zwischen den Beteiligten zu untersuchen. Ein wesentl1ches Hemmnis ist das oft sehr
welt ausgelegte GehelmhaltungsbedOrfnls. Dazu erscheint es notwendig, in einer
rechtl1~hen/polltlschen ExpertIse, Vorschläge für eine vernOnftlge Elngrenzung des
Umfangs der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse vorzunehmen. Das Gehelmhal­
tungsbedOrfnls 1stdabei mit dem Recht auf körperliche Unversehrthelt einerseits und
dem Informationsrecht des mOndlgen BOrgers andererseits abzuwägen.

Weiterhin scheint erforderl1ch klar herauszuarbeiten, welche Informationen von
welchen Beteiligten benötigt werden. Anzustreben Ist ein mehrstuffges Modell zu
entwickeln, welches den InformationsansprOchen der betelllqten Kreise Rechnung
trägt. Im Rahmen dieses Modells sollten Vorschläge entwickelt werden, welche In­
formationen an welche Beteiligten aktiv herangetragen werden sollen und wie dem
differenzierten Informatlonsanspruch (passive Informationsrechte) genOgt werden
kann.

DIe notwendigen Untersuchungen Im Zusammenhang mIt den EinflOssen der Kom­
munikationsbedingungen sind m. E. wenig chemiespezifIsch. Ebenso die auf die
Verbesserung der MedienberIchterstattung gerichteten Vorschläge. Auch die Pro­
bleme des Vertrauens In die Informationsquelle sind allgemeiner Natur. so daß aus
der Sicht der Chemlekommunlkatlon hier keine speziellen Anforderungen bestehen.

Hinsichtlich des Ursachenkomplexes"Wertvorstellungen" erscheint es sinnvoll die im
~ahmen des Arbeitsschutzes praktizierten Rislko-Kommunlkatlonsmodelle auf ihre
Ubertragbarkeit für den Umweltbereich zu prOfen. Dies setzt für die einzelnen Rege­
lungsberelche eine Betroffenheitsanalyse vorraus, d.h, um den KreIs der an der
Kommunikation zu beteiligenden Gruppen zu Identifizieren muß klar sein, wer durch
welchen chemischen Stoff wie bedroht wird. Aus diesen Abgrenzungen können ver­
schIedene Modelle für dle Rlslko-Kommunlkatlon entwickelt werden. Dabei erscheint
es wichtig, den Kommunlkatlonsprozeß als eine gegenseitlge Wechselwirkung auf­
zufassen. Dies bedeutet Im Kern die Entwicklung von Modellen der gesellschaftlichen
Mitwirkung und Mltbestlmmung. Zur ÜberbrOckung von Wertvorstellungen durch ge­
sellschaftliche Kompromisse erscheInen Beteiligungsmodelle ohne Alternative. Dies
gilt insbesondere fOr die Bereiche:

• Festlegung.vonSchutzzielen (auch Grenzwerte).
• Gerechte RlsikolNutzen-Verteilung (vgl. Chemlepolltik-Debatte).

F?r den abge.grenzten Bereich der Gefahrenabwehrplanung kann Rislko-Komm~­
nlkatlon im Smne eines "public learnlng" entscheld'end für richtiges Verhalten ,/0

einem Störfall und damit Oberlebenswichtig sein. FOr störfallrelevante Industrie­
standorte (z.B, Anlagen nach der Störtan-Verordnung) sollten Modelle für das "publlc
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learnlng" entwickelt werden, in die die spezlf1schen Bedingungen des Standortes In­
tegriert werden können.

An der Forschung Interessierte Gruppen

Das Interesse an gesellschaftswissenschaftlIchen Forschungsergebnissen Im Be­
reich der Chemie ist vom konkreten Projekt abhängig. Drei Hauptgruppen von An­
wendern (und auch FInanzgebern) können unterschieden werden:

1. Betrelber von Chemieanlagen, Deponien, Transportsystemen sind an konkreten,
Ihren unmittelbaren Bereich tangierenden Untersuchungen der Risiko-Kommu­
nikation interessiert. Das Hauptinteresse besteht darin, daß Risiko-Kommu­
nikation stets auch zur Verbesserung der Risikoakzeptanz beiträgt. Darüber hin­
aus bestehen Interesse zur Verbesserung des Verhaltens der Betroffenen bel
Unfällen/Störfällen. da dadurch Schllden (Kosten) minimiert werden.

2. Behörden, die mit dem konkreten Vollzug von Gefahrenabwehr und Katastro­
phenschutz befaßt sind. Die Behörden sind an der Optimierung der Rlslko-Kom­
munikatlon u. a. im Sinne des "publlc learnlng" interessiert. Dadurch wird dem
Vorsorgegesichtspunkt (Schadensbegrenzung Im Störfall) Rechnung getragen.

3. Behörden, die Obergeordnete staatliche Interessen verfolgen. sind an der RI­
siko-Kommunikation interessiert, da das rationale Elementln der DlskusslonOber
Risiken dadurch gestärkt wird. Interesse besteht Im Rahmen der allgemeinen
RIsikosteuerung, Technologiefolgenabschätzung, UmweltverträgllchkeitsprOfung,
etc.

DarOberhinaus besteht bel allen Risiken, die die AllgemeInheit betreffen, auch ein
öffentliches Interesse an der Rlsiko-Kommunlkatlon.
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Tabellen und Bilder

Bereich Produkte (BeIspiele)

Papierindustrie Aluminiumsulfat

Bauindustrie Zementzusatzstoffe, Kunststoffe, Holzschutzmittel,
Bitumen, DIchtungsmassen

DienstleIstung sg ewerbe Chemischer BUrobedarf (Farben, präparierte Pa-
piere), IndustrIereinigungsstoffe, Klebstoffe

NE lndustrle Korund

Nahrungsmlttellndustrle .Zucker, Essigsaure, Gelatine, LebensmIttelzusatz-
stoffe, Emulgatoren

L.andWIrtschan Dllngemlttel, PestIzide, Futterzusatzstoffe
(Phosphate)

Private Hauhalle Wasch- und ReInigungsmittel, Kosmetika,
Pharmazeutika, HeimwerkerchemikalIen

VerarbeIlendes Gewerbe Klebstoffe, Anstrichstoffe, Lacke, Schmiermittel
.AutomobIlIndustrie Lacke, Kunststoffe'
Steine-und ErdenIndustrie Säure, Laugen, Flußmittel
Druckindustrie . Farben
TextlIIndustrie Fasern, Farben
Verkehr PetrochemIsche Produkte

Tabelle 1:Hauptanwendungsgebiete für chemische Produkte (Auswahl)

Anzahl der Anlagen Anzahlder Standorte
pro Standort

1 178
2 - 5 53
6 ~ 10 13

11 - 20 11
21 - 30 3
31 - 40 1
41 - 50 1

Tabelle2:Konzentration von Störfallrelevanten Anlagen In Standorten
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Stoff.
Anzahl der DeponIen Anzahl der Efnzelstoftegruppe
pro Stoffgruppe pro Stoffgnrppa

Alkohole 2 0 5 0A11Phata 4 c::J 12 c=JAmIne 2 0 2 0Aromate 8 ( 33
Ether

Cl<W's 9 I 29 I
Metalle 15 [ 24 Ipes's

2 0 4 0
Pestizide 7 I I 8 ClPhenole 7 ~~ 13 c:::J
Phthafate 2 0 2 0
POlycyclen 5 C:::J 6 0
Verschiedene 11 30 I

I & j 2b I Ii I I ,
10 :lO 400 4 6 12 16

'Ti b r b 9 von AbfaIJabfagerungena ete 3: Hilufigkelt verschiedener Schadstoffe in der Umge un
nach /81,82/ (zitiert nach /3i!)
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Zeltdl· Wirkung Z auf
Quelle Pfad 1

menslon Einzelne Gruppen Allgem.

Luft lang c
Chemieanlagen Wasser lang c
(Normalbelrieb)

Nahrung lang a c

Luft kurz a
Chemieanlagen

Wasser kurz a
(Störrä11e)

Brand/Ex. kurz a

Raumluft lang c

Chem. Produkte Nahrung "lang c

Hautkontakt lang c

Raumluft kurz a

Nahrung kurz a
(Unfälle)

Hautkontakt kurz a

Brand/Ex. a

Luft kurz a

Wasser kurz aGefahrgulunfalle
Nahrung lang c

Brand/Ex. kurz a

Luft lang c
Restsloffe (Unfälle) Wasser lang a

Brand/Ex, kurz a
Luft lang c

Globale
Wasser lang cVerschmulzung
Nahrung lang a c

Wirtschaft lang x :1

IndustrIelle Folgewir. Soziales lang x
kungen

Polltlsch lang x
Militärisch lang x

Tabelle 4: Betrolfenhellsanalyse für ehern. Stoffe mit Gefahrenpotentlal einschließlich indi­
rekter Folgewirkungen

1) Der Pfad "Nahrung" bezieht sich aur die Aufnahme des Schadstoffs durch
die Nahrungskette, Trinkwasser

2) Die Wirkung bezieht sich auf direkte Einwirkung. Der Abgrenzung wurde
elne maximale Betroffenheit zugeordnet d. h. wenn die Allg. betroffen ist, Ist
auch die Gr. und die EZ betroffen.

a == akute Wirkung, c =chronlsche Wirkung Im Regelfall (Wirkung ist stoff­
spezifisch); akute Wlrkung kann chronische Wirkung einschließen

3) Indirekte Folgewirkungen wirken stets auf die Allgemeinheit, wenn auch
best. Gruppen besonders betroffen sein können.
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• e 1:: 1::
7ii Cl 0 0

E ~
c ca. ca. c ~:l tIl tIl CII

Beteiligte Gruppen I :0 c c c oloC a.
0 - c ~ ~ iii

Individuen s !:2 e III
iX :l

c ..... C oe :I :1.- 10

QlJ:l Q) .e! E''äi' E'lii ~ ce
Cl (11 Cl

(11 C .::c:l .::UI
.\!!E III ~ 0 .l2jg ..'!!la A .f;lGl

C i3 c. 0 -J(
1:(11 Gl (1111) CllEe .!!!::I
<CJ:I <C

==
Q Cl'_ Cl' .... 8 1:1:'1;1

Betrelber von Anlagen d d d d · · d I

Produzent · · . · I I d d

Anbleter (Handel) - · . - · · - d

Spediteur · · - · d d - -
Hersteller von Anlagen I I I I - I 1 - .
Transportmitteln

Versicherer I d I · d d · I

GenehmIgungsbehörden d d d d d d I d

ÜbenNachungsbehörden d d d d · · - d

FeuenNehr, Polizei · d - - d d - .

Gerichte I i I I I I - I

Experten d d d d d d d d

BOrger d d d d · · · d

Arbeitnehmer · I - · I I · d

Politische Parteien I I 1 I I I J I

L

Religionsgemeinschaften - - - - · - I I

-
Presse, Medien I I I I I I J I

Gewerkschaften I - · J I · I
·

Interessensverbände (Ver- 1 I I I I i I I

braucherv., Kammern, etc.) ,

Tabelle 5: Übersicht Ober die an der Rlslko-Kommunlkatfon beteiligten Gruppen,

d=dlrekt betelligt,l=lndlrekt beteiligt.
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Abbildung 3: Zuordnung von Anlagen nach der Störfall·Verordnung nach /24/

tödlich
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1. Einleitung

Es Ist mittlerweile unumstritten, daß die sogenannten "neuen Informations- und
Kommunlkatlonstechnologlen" In fast allen gesellschaftlichen BereIchen zu gravie­
renden Veränderungen fOhren werden, 50 daß schon von einem grundsätzlichen ge­
sellschaftlichen Umbruch von der "IndustrlegesellschaW hin zur "Informatlonsge-
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•

seilschaft" die Rede Ist. Wenn auch daraber Einigkeit besteht, daß die
gesellschaftliche Entwicklung In Zukunft zu eInem groBen Tell von der
"Computerlslerung" Im weitesten Sinne geprägt sein wird, so bestehen doch hln­
sichtlich der Richtung dieser Entwicklung oft diametral entgegengesetzte Auffas­
sungen. Die Prognosen reichen von Visionen einer unbeschwerten lntorrnatlons­
technischen Zukunft der Freiheit und des Wohlstandes (z.B. Y. MASUDA 1981) Ober
hoffnungsvolle Optionen auf die "hurnan-cornputerlslerte Gesellschaft" (K. HAEFNER
1984) bls hin zu Prognosen, die ~ In Anlehnung an Max Webers bekannte Mahnung ~

die Zukunft der Gesellschaft "Im elektronischen Gehäuse der Hörigkeit" (C. KOCH
1963) erblicken.

In solch allgemeinen Zukunftsprognosen spiegelt sich deutlich das Ausmaß an
DIssens, das den öffentlichen Diskurs Ober die "sozialen Folgen" der "Mikroelektro­
nik" kennzeichnet. Während Hersteller und Betrelber der neuen Technologlen die
sozlalen und wirtschaftlichen Chancen der neuen Technologlen betonen, wird auf
Selten der sogenannten "neuen sozIalen Bewegungen", unterstützt von (meist
sozialwissenschaftlIchen) Kritikern, vor den "unkalkullerbaren Risiken" der
"Informatlslerung" gewarnt. In der allgemeinen Öffentlichkeit flndet sIch häufig ein
diffuses Unbehagen gegenaber "dem Computer". Das vielschichtige Feld der Korn­
munikation Ober Risiken und Chancen, vom allgemeinen Unbehagen Ober kulturkri­
tische ReflexIonen bis hin zu manifesten InteressenkonflIkten soll Im folgenden be­
schrieben und strukturiert werden, um zu klären, wer mitwem aber welche Risiken
kommunIziert, welche "Deutungsmuster" sich hinter verschiedenen Bewertungen von
Risiken und Chancen verstecken und welche Probleme der KommuniKation beste­
hen.

Das Spektrum derfOr den gesellschaftlichen Wandel (In welche Richtung auch Immer
dIe ZeIchen welsen) verantwortlichen oder verantwortlich gemachten und unter dem
Rubrum "Neue Informations- und Kommunlkatlonstechnologlen" subsumierten Tech­
nologlen Ist breit, Kennzeichnend für alle sind aber zwei grundlegende,mlt den
verschiedenen Anwendungsformen verbundene Prozesse (vergi. B,
METTLER~MEIBOM, 1985):

der Prozess der "lnformatlslerung", d.h, die Ablösung herkömmlicher Formen der
InformatIonsverarbeitung und Speicherung durch elektronische, dJgltalislerte
Verarbeitung und Speicherung von Information.

• der ProzeB der "Medlatlslerung", d.h, die zunehmende technische (elektronische)
VermIttlung zwischen dem Menschen und seiner natürllchen und sozialen llm­
welt.

Die neuen lntormatlons- und Kommunlkatlonstechnologlen betreffen also die zen­
tralen Ressourcen gesellschaftlicher Reproduktion und Integration: Wissen und
Ko~munlkatlon - und zwar in der Welse, daß sie Intellektuelle, sozlale und praktische
Fähigkeiten und Aktivitäten des MenSchen nicht nur unterstützen, sondern teilweise
auch ersetzen. Die Entlastungs- und SUbstitutlonslelstungen der neuen Technolo9len
schließen kaum einen Bereich menschlichen Handeins aus und reichen von alltäg­
lichen Handlungskontexten wie Einkauf oder personaler Kommunikation bis hin ZU

hoch professionalisierten Handlungskontexten In Produktion, Verwaltung, Dlenstlei-
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stung und Wissenschaft. Es empfiehlt sich daher, den Begriff "I&K-Technologfen" welt
zu fassen. .

In der öffentlichen Diskussion werden die I&K-Technologlen häufJg mit den sog.
"neuen Medien" identifiziert, also mit den neuen Angeboten der MassenkommunJka­
tlon, wie Kabelfernsehen, Satellitenfernsehen, Video etc, auf der einen Seite und den
neuen Formen der Individualkommunikation wie Btx, Telefax, BIldfernsprechen etc,
auf der anderen Seite.

Neben diesen neuen Formen der Telekommunikation sollen hier aber alle Anwen­
dungsformen der "Mikroelektronik" Im privaten wie Im öffentlichen Bereich, von der
Datenverarbeitung Ober Nachrichtentechnik bis hin zur Robotlk bezüglich Ihrer Be­
deutung als Gegenstand von Kontroversen Ober die mit den neuen Technologlen
verbundenen Risiken und Chancen betrachtet werden. Denn ein Charakteristikum
der neuen luk-Technologlen liegt gerade darin, daß sIch Informatlons- und Kommu­
nikationstechnik, also "Informatlslerung" und "Medlatlslerung" durch Digitaltechnik
auf die gleiche technische Grundlage stellen und damit jede Form der WIssensag­
gregation und -verarbeitung mit der Nachrichtenübertragung verbindet, es also zu
einem System der Informatfonsgewlnnung, -spelcherunq und -Obertragung kommt.
Daraber hinaus besteht das Neue der Technologlen gerade auch In Ihrer gesell­
schaftlich umfassenden Anwendung und darin, daß einzelne Technologlen In Ihren
Anwendungen und Auswirkungen Ober relativ getrennte Handlungsfelder (wie z.B,
Freizeit, Haushalt auf der einen Seite und Arbeit und Beruf auf der anderen) hlnaus­
greifen oder gar gerade an den Schnittstellen solcher Handlungsfelder ansetzen
(Bsp.: lnformatlslerung von Dienstleistungen).

Die öffentliche Und wissenschaftliche Wahrnehmung und Bewertung von-, wIe auch
die Kommunikation Ober Risiken der neuen I&K-Technologlen ist - wie noch zu zel­
gen sein wird - in hohem Maße durch unterschiedliche sozlo-kulturelle Deutungsmu­
ster, Gesellschaftsbilder ete. der beteiligten Akteure bestimmt. Dies Ist zwar keln
Merkmal allein' des Dlskurses aber I&K-Technologlen - Wertungen und Gesell­
schaftsbilder spielen auch z.B. bel der Kontroverse um die Kernenergie eine bedeu­
tende Rolle. Im Falle der I&K-Technologlen sind aber schon die Grundvorausset­
zungen der Kontroverse, d.h, dle Frage, was Oberhaupt als "riskant" oder
"Sozlalverträgllch" zu gelten hat, von Deutungsmustern und Werten besetzt, was ­
auch dies wird noch zu erörtern sein -vor allem darauf zurückzuführen Ist, daß es
sich bel den mit den neuen I&K-Technologlen verbundenen Risiken In der Hauptsa­
che um soziale, d.h, gesellschaftlich vermittelte und damit nicht unmittelbar auf
"Fakten" reduzlerbare "Technikfolgen" handelt.

Mit den daraus resultierenden SchwierIgkeiten hatte schon die Enquete-Kommission
"Neue Informations- und KommunikatIonstechniken" des Deutschen Bundestages zu
kämpfen. Die Mitglieder der Kommission, die tor viele und oft die wichtigsten
Aspekte der Risiken neuer I&K-Technologlen zu keiner elnheltll;hen Be~ertung
kommen konnten, klagen In Ihrem Bericht an den Bundestag aber, Schwierigkeiten
bel der Erfassung der Tatsachenbasis", "Unsicherheiten der theoretischen Annahmen
aber WIrkungszusammenhänge" sowie "Kontroversen bel der Bestimmung von Kri­
terien für die Auswahl entscheidungserheblIcher Gegenstände und die Bewertung
der Befunde" (Enquete-Kommission, 1983, B). Der Vorsitzendeder Kommission bringt
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die Probleme auf den Punkt und konstatiert In seinem Vorwort, "...daß eine strenge
Grenzziehung zwischen Sachaufklärung und Wertung nicht möglich war" (ebenda, S.
3).

Der folgende Versuch einer Strukturlerung der verschiedenen Themen, Ebenen und
Involvierten Parteien des aus den genanntenGründen recht unübersichtlichen Feldes
der Kommunikation Ober Risiken der I&K-Technologlen läßt sich von einem welten
sozialwissenschaftlIchen RIsikobegriff leiten, um den genannten Besonderheiten und
Problemen der gesellschaftlichen Auseinandersetzung In diesem Bereich gerecht zu
werden. Unter Risiken werden hier weniger unmittelbar aus technischem Versagen
oder aus funktionsbedingten Nebenfolgen resultierende Gefahren für Gesundheit und
Umwelt verstanden, als vielmehr wesentlich Indirektere, nicht unmittelbar aus den
technischen Funktionen sich ergebende Veränderungen sozialer Beziehungen und
ges~lIschaftlicher Verhältnisse.

Zunächst werden die Anwendungen der neuen Technologlen In den belden Einsatz­
feldern "'Arbeit" und "auBerberuflicher Alltag" und die In den belden Feldern sich je
spezifisch ergebenden Themen der gesellschaftlichen Risiko-Kommunikation (Ab­
schnltt 2) sowie der Stand der Forschungzu den gesellschaftlichen Folgen der neuen
I&K-Technologlen (Abschnitt 3) kurz skizziert. In Abschnitt 4 werden dann die ge­
sellschaftllchdlskutlerten Risiken und Chancen entlang der "WIrkungsdimensionen":
Individuum, Gesellschaft und Politik Im einzelnen dargestellt. Derfolgende Abschnitt
(5) versucht dann eine Analyse von Struktur und Besonderheiten der gesellschaft­
lichen Kontroverse Ober I&K-Technologlen, wobei Insbesondere :auf den zugrunde­
lIegenden RIsikobegriff, die Involvierten Parteien und die In die Debatte einfließenden
Deulungsmuster und Werte abgehoben wird. Im Abschnitt 6 werden mögliche Felder
der Forschungzur Risiko-Kommunikation im Bereich I&K-Technologlen skizziert.

Die erhobenen Aussagen über Chancen und RisIken sind zum größten Tell sozlal­
wissenschaftlichen Publikationen entnommen.: Dies erklärt sich zum einen dadurch,
daß das Engagement der Sozialwissenschaften, da es sich Im wesentlichen um sozi­
ale Folgen handelt, natürlich Im Bereich der Technologiefolgenabschätzung fOr neue
I&K-Technologien besonders ausgepr~gt Ist. Zum anderen bleibt die Diskussion von
RisiKen und Chancen für viele Probleme aber auch auf die Sozialwissenschaften be­
schränkt, weil zum einen - aufgrund Ihrer gesellschaftlichen Vermlttelthelt - Folgen
dem Alltagsverstand nlcht unmittelbar einsichtig sind. Zum anderen sind - da dIe
Implementatlon der neuen Technologlen in vielen Bereichen erst am Anfang steht ­
Ausagen Ober Chancen und Risiken der I&K-Technologleen oft nur prognostisch
möglich. Viele der sozialwissenschaftlIch vorgebrachten Thesen sind aber auch In
den politischen Prozeß und In die AlltagskommunikatIon über I&K-Technologlen In
weniger expliziter Formulierung diffundiert oder knOpfen zum Beispiel an Beforch­
tungen von Betroffenen an, so daß damit auch die DiskussIon In der allgemeinen Öf­
fentlichkeit repräsentiert ist.

2. Die Hauptelnsatzfelder von I&K-Technologien

Die neuen I&K-Technologlen umfassen von Ihrem Einsatz her verschiedene gesell­
schaftliche Handlungsbereiche, die man unter dem Gesichtspunkt Ihrer
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Formallslerung In die belden großen Handlungskomplexe Arbeit und
Fretzelt/Nlcht-Arbelt unterteilen kann. Im Bereich der Arbeit treffen die neuenTech­
nologlen auf stark formalisierte und im Hinblick auf zweckrationale ZIelvorgaben or­
ganlslerte Handlunqskontexta. Der außerberufHche Alltag Ist Im Vergleich dazu
diffus, unorganlslert, Individuell und weniger organisatorisch strukturiert. Dies brIngt
auch fOr die Diskussion Ober Risiken der I&K-Technologlen Differenzen mit sich, die
In einer Diskussion der verschiedenen WIrkungsdimensIonen (Abschnitt 4) nicht Im­
mer berOckslchtigt werden können. Das Individuum Ist beispielsweise als arbeit­
endes so gut wie etwa als Medienrezipient In seinen Kompetenzen und BedOrfnlssen
von I&K~Technologien betroffen, dennoch steht es In der Arbeitswelt bzw. In der
Freizeit In kaum miteinander vergleichbaren Handlungszusammenhängen. Im fol­
genden sollen daher grundlegende Probleme des EInsatzes der Technologlen In den
belden Feldern Arbeit und außerberufllcher Alltag kurz beschrieben und der jeweilige
allgemeine argumentatorlsche Hintergrund der Rlsl~o·Kommunlkatfon kurz skizziert
werden, ehe auf die spezifischen WIrkungsdimensionen der neuen I&K-Technologlen
eingegangen wird.

2.1 Arbeitswelt

Die Auswirkungen der Informatlslerung auf das System gesellschaftlicher Arbeit ha­
ben bisher, verglichen mit anderen gesellschaftlichen Bereichen, noch am ehesten
zu manifesten Konflikten gefOhrt. tv:lelnungsverschledenhelten werden hier auch auf
politischer Ebene zwischen Unternehmen und Gewerkschaften und Vertretern ver­
schiedener wirtschaftspolitischer Richtungen ausgetragen. Damit zentriert sIch Im
Bereich Arbeit und Beruf die Kommunikation Ober Risiken und Chancen der
I&K-Technologlen aber nicht allein um dIe Beziehung Mensch-TechnIk. DIeses
Problemfeld wird vielmehr Oberlagert vom klassischen Vertellungskonfllkt zwischen
Kapital und Arbeit und den damit verbundenen Macht- und Interessengegensl:ltzen.

Andererseits fließen hier aber auch sehr grundsätzliche geseHschaftspoJltlsche Po­
sltlonen In die Kontroverse um die Technik ein: Welche Form der OrganIsation ge­
sellschaftlicher Arbeit und welche WIrtschaftspolitIsche Orientierung Ist fOr die Zu­
kunft realistisch bzw. wOnschenswert? Der Option fDr forciertes wIrtschaftliches
Wachstum steht hier dle OptIon einer völligen Umstrukturierung des Systems der
gesellschaftlichen Arbeit entgegen (ArbeltszeltverkOrzUng, garantiertes Mindesteln­
kommen etc.), wobei dIese KonflIktlInie sich nur partiell mit der o.g. (KapItal/Arbeit)

Oberschneidet.

Die Technologlen, an denen sich die Kontroverse entzO~det, betre~en sowohl den
klassIschen Industriearbeitsbereich als auch BOrotätigkeiten und DIenstleistungen.
Zunehmend sind auch nicht nur eher handwerkliche Tätigkeiten oder einfache
Routlnetätlgk~lten betroffen, sondern auch komplexe geIstige Arbeit. ~Ie Anwen­
dungsformen der Mikroelektronik lassen sich In vier Bereiche unterteilen.

1. IndustrIelle Fertigung: Von der automatlsche Steuerung von Maschinen (CAM)

bis hin zum einsatz von Robotern
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2. BOrotätlgkelten: EDV, Textverarbeitung, BOrokommunlkatlon (z.B. FernkopIeren,
elektronische DatenObertragung)

3. Automatisierung und lnformatlslerung von Dienstleistungen (z.B. Fahrkartenau­
tomaten, Kredltberatungssysteme)

4. Informatislerung geistiger Arbeit: Hier sind die Möglichkeiten z.B. Im BereIch der
IngenieurHltlgkeit schon recht fortgeschritten (CAD). Die Entwicklung sogenann­
ter Expertensysteme läßt hier gravierende Auswirkungen auch für andere
Professionen erwarten (z.B. Medizin, Recht).

DIe Diskussion um die Auswirkungen des zunehmenden Einsatzes von Mikroelektro­
nik In Produktion und Verwaltuna (CAM, CAD, elektronische Datenverwaltung, Text­
verarbeItung etc.) auf den Arbeitsmarkt fällt zusammen rnlt den seit Ende der sleb­
zlaer Jahre bestehenden wirtschaftlichen Wachstumsproblemen. Daher Ist hier
schon strittig, ob das "Ende der Vollbeschäftigung" primär als Resultat einer allge­
meinen Wachstumskrise oder als struktureller Effekt der Rationalisierung von Ar~

beltsprozessen durch den Einsatz neuer Technologlen zu begreifen Ist; ob also der
"Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgeht" (H. Arendt), oder ob Im Gegensatz dazu die
neuen Informatlons- und Kommunlkatlonstechnologlen einen neuen Wachstums­
schub Induzieren werden, der positlve Beschäftigungseffekte nach sich ziehen wird
( e.s. HOFMEISTER 1981). Hieraber konnte schon die vom Bundestag eingesetzte
Enquete~Kommlsslon "Neue Informatlons- und KommunlkaUonstechnlken" In Ihrem
Zwischenbericht keine Einigung erzielen (vergi. Enquete-Kommission 1983. 97f.).

In der Perspektive langfrIstigen sozlalen Wandels wird eine ~thlrd wave" der wirt­
schaftlichen Entwicklung oder der BegInn eines neuen Kondratlev-Zyklus aber die
Eröffnung neuer Märkte durch die mlkroelekronischen Produktinnovationen erwartet.
Vor allem aber wird - oft anknüpfend an das ParadIgma der post-industriellen Ge­
sellschaft (BELL 1973) • eIner neuer Schub wirtschaftlichen und sozIalen Fortschritts
auf der Grundlage einer zunehmenden ökonomischen Bedeutung "theoretischen
Wissens" und des Wachstums des DIenstleistungssektors prognostiziert. Mit der
Implementation neuer l&K·Technologlen sei eine sozlo-ökonornlsche Neustrukturle­
rung zu erwarten, die hohe Wachstumsraten, neue Märkte und neue Tätigkeiten vor
allem Im Dienstleistungssektor mit sich bringen, also mithin die meisten der Pro­
bleme der heutigen Industriegesellschaften lösen werde (BELL 1974, HAEFNER 1984,
NAISBITI 1984. BARRAS 1986). Aus Sicht der Unternehmen wird auch immer wieder
auf die Bedeutung der I&K-Technologien fOr die Konkurrenzfähigkelt der Unterneh­
men sowie auf die Möglichkeiten der Verbesserung der Betriebsorganisation (z.B.
Formallslerung und Integration von Aufgaben, Dezentralisierung und damit erhöhte
Marktflexlbltität etc.) hIngewiesen (vergi. KENT/RAU 1985).

Gegen dIese Hervorhebung der wirtschaftlichen Chancen steht die PrOgnose einer
drohenden "Zwei-Drittel-Gesellschaft" der hochquallflziert~n. gut bezahlten Arbeits·
platzbesitzer, denen ein Drittel Wirtschaftlich und sozial Ausgegrenzter gegenaber~
steht (z.B. NEGT 1985. DAHRENDORF. 1983).

DarOberhInaus Wird mit dem zunehmenden Einsatz von Computertechnologien der
5. Generation, insbesondere von Expertensystemen in Produktion und Verwaltung,

214



ein weiterer Abbau von Arbeitsplätzen durch die AutomatisIerung auch geistiger
Routlnetätlgkeiten erwartet (Enquete-Kommission 1987, 14).

Diese grundsätzlichen KonflIktlInien finden sich auch In der DIskussion der Auswlr­
kungen des Einsatzes neuer Technologlen auf die Qua/ltiltder Arbeit WIeder.

Positive Erwartungen richten sich auf die sukzessive Abschaffung körperlich und
psychisch belastender Routlnetätlgkelten, der InformatIonstechnischen Requallfl~

zlerung Insbesondere der Maschinenbedienung, generell auf die Zunahme an Auto­
nomie und EntscheidungsmöglIchkeiten an lnformatlslerten Arbeitsplätzen In Pro­
duktion und Verwaltung. Probleme werden hier meist lediglich In einem mittelfristig
bestehenden MIßverhältnis zwischen den neuen QualIfIkatIonsanforderungen und
den vorhandenen QuaHflkationen der Arbeitskräfte gesehen, die den neuen Anforde­
rungen durch berufsbfldungspolltlsche MaßnahmE;!n angepaßt werden müssen (z.B.
HAEFNER 1984, BIEDENKOPF 1984).

Kritische Prognosen betonen dagegen eine Polarisierung der Arbeitskräfte In solche,
die an neuen Arbeitsplätzen rnlt hohen quallflkatorlschen Anforderungen beschäftigt
sein werden und solche, die durch die neuen Technologlen elne Dequallflzlerung er­
fahren werden. Noch weIter gehen Einlassungen, die die neuen Produktlonstechno~

loglen generell als weIteren Schritt In der "'Taylorlslerung" der Arbeit, d.h. als 5trs"
tegle zunehmender Enteignung des "Produktlonswlssens" der Arbeitnehmer durch
das Management begreifen (vergi. z.B. BRIEFS 1986, NEGT 1985). Dieser PosItion
wurde vor einiger Zelt auch von gewerkschaftsnahen Sozlalwlssenschaftlernln einer
empirischen Studie die These neuer ProduktIonskonzepte entgegengehalten, nach
der rnlt der ElnfOhrung computergesteuerter Produktion eine UnternehmenspolItIk
einhergeht, die auf mehr Entscheidungsspielraum und AutonomJe der Arbeitskräfte
setzt (KERNISCHUMANN 1984; vergi. zur Kritik am RatIonalIsierungstheorem auch:
MALSCH 1967).

Andere Befürchtungen richten sich vornehmlich auf eine drohende Standardisierung
auch geistiger Arbeit. die Entslnnllchung der Tätigkeiten generell, oder auf eine dro­

hende Entpersonallsierung von Dienstleistungen.

Eine Umstrukturierung der ArbeitsverhältnIsse wird von einem Trend zur
Teleheimarbeit erwartet. Hier stehen eher psychologische Risiken wie Vereinsamung
am Arbeitsplatz manifesten arbeitsrechtlichen Problemen gegenl.lber (frelberufllche
TätigkeIt mit mangelnder sozialer Sicherung ete.). Die position der Unternehmen Ist
hier eindeutig positiv, da sie sich hiervon erne Flexlblilsierung des Arbeltskräfteein~
satzes versprechen. Diese Flexlbilislerung wird gerade von den Gewerkschaften als
Gefahr für die Arbeitnehmer angesehen. da die "Telehelmarbelter" zur unternehme­
rrsehen Manövriermasse In Rezessionsphasen werden könnten. Die Gewerkschaften
fOrchten hier weiter eine Desolldarisrerung von Belegschaften und eine Privatisie­
rung von Arbeitsverhältnissen. die den gewerksch13ftlichen Schutz erschwert, aber
natürlich auch den Einfluß der Gewerkschaften generell gefährdet. Insbesondere von
Frauen scheint Teleheimarbeit als eine Möglichkeit zu berußlcher UnabhängigkeIt
und Zur Verbindung von Arbelt und Familie wahrgenommen ZU werden (ESPEJO/ZIV

1982; DJI, 1985; HOLTlISTERN, 1986; HUBER 1987).
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2.2 Außerberuflicher Alltag und Freizeit

Die ElnfOhrung neuer I&K-Technologlen außerhalb der Arbeitswelt für den "privaten
Nutzer" vollzIeht sich In drei TeilbereIchen:

1. Die private Nutzung von Computern: horne-computer, Computerspiele

2. neue Formen der Massenkommunikation: Kabel- und Satellitenfernsehen, Video

3, neue Formen der IndIvidualkommunikatIon: Btx, Blldfernsprechen u.a.

Anders als die private Computernutzung und die neuen Formen der IndivIdualkom­
munikation stellen die neuen Möglichkeiten der Massenkommunikation keine neue
Qual1tät Im Prozess der Technisierung von KommunIkationsprozessen dar..Dle hier
auftretenden Probleme sind seit Beginn des Fernsehens bekannt, die neuen Medien
stellen hier lediglich eIne Erweiterung des bisherigen Programmangebots und der
KonsummöglIchkeIten des RezIpIenten dar. Diese Erweiterung kann aber durchaus
eIne Veränderung von Sehgewohnhelten und neue Gefahren rar bestimmte Nutzer·
gruppen mit sich bringen (Bsp.: Konsum von "Horror"· und "Porno"- Videos durch
Kinder und Jugendliche).

EIne neue DIskussion um die Technisierung des Alltags entzündet sich vor allem
aber an den Veränderungen Im Bereich der IndividualkommunikatIon. Der Bereich
des außerberuflIchen Alltags war wie die Arbeitswelt auch In der Vergangenheit ver­
schledenen TechnIsierungsprozessen ausgesetzt. Anders aber als Im Bereich "Ar­
beit" haben diese Prozesse kaum zu ernsthaften Konflikten gefUhrt. Erst mIt den
neuen I&K-Technologlen und hier Insbesondere mit den neuen Möglichkeiten der
Informationsgewinnung, der InformatIonsverarbeitung und der InteraktIon für den
privaten Nutzer durch Computer und dIe sogenannten neuen Interaktiven Dienste
wird (auch wIssenschaftlich) dIe Technisierung der außerberufilchen Lebenssphäre
als Problem wahrgenommen. Dies Ist vor allem daraus zu erklären, daß mit der Ein­
fOhrung neuer I&K~Technologlen erstmals der strukturelle Kern der sogenannten
"Lebenswelt", nämlich Kommunikation und Erfahrung, von Technisierungsprozessen
betroffen Ist und zwar In einer Welse, die den außerberuflichen Alltag technologisch
mit der Arbeitswelt Inverschiedener Hinsicht "vernetzt" bzw. Ihn mit blsher nur Inder
Arbellswelt dominanten zweckrationalen Verhaltensanforderungen durchsetzt:

•
•

•

durch die Durchmischung von Arbeitszeit und Freizeit

durch die Herstellung interaktlver Schnittstellen zwischen Haushalten und
Dienstleistungen

durch die Ermögl1chung der Übernahme von DienstleIstungen durch den Haushalt
selbst

• allgemein durch die EinfUhrung einer fOr den Bereich der Arbelt konzipierten
Technik (Computer) In den außerberuflichen Alltag

Auf wlssenS~haftncher Ebene wird diese EntWicklung als Prozeß der RatJonallslerung
begriffen. DIe Bewertung dieses RationalIsierungsprozesses Ist aber hoch kontro'
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vers. Während von der einen Seite diese Entwicklung als "Entlastung" oder gar als
Bereicherung des AJltagshandelns begriffen wlrd, also Im wesentlichen als ein Pro­
zeB, der viele Routinetätigkeiten vereinfacht, abkürzt oder ganz automatIsIert sowie
neue Möglichkeiten der Wlssensanelgnurig und Kommunikation eröffnet, wIrd von
der anderen SeIte diese Entwicklung als "Kolonisierung" begriffen - als Übergriff
wissenschaftlicher, technischer und ökonomischer RationalItätsstandards aus der
hochformalisierten und professionalisierten ArbeItswelt auf den blsher von solchen
Ratlonalislerungen freien Bereich der Familie, der Freizeit, der Kultur, der sozialen
BeZiehungen atc, (vergI.: RAMMERT 1983, METTLER-MEIBOM 1986). DIe damit ver­
bundenen prognostizierten Folgen selen hIer vorläufig und allgemein als IfEntfrem­
dungsphänomene" gekennzeIchnet. Im einzelnen werden diese Im folgenden Ab­
schnitt zu charakterisieren seIn.

Manifeste gesellschaftliche Konflikte sind hier bisher nicht aufgetreten. Dennoch,ein
latentes KonflIktpotentIal liegt sicherlich In den unterschiedlichen Erwartungen und
BedOrfnlssen von Anbietern und Betreibern der Technologlen und den privaten
Nutzern. Auch zeigen sich, wenn nicht manifeste Konflikte, so doch eine Spaltung der
Bevölkerung in solche, die den I&K-Technologlen eher kritisch gegenOberstehen (auf
politischer Ebene: "neue soziale Bewegungen") und solchen, die die neuen Techno­
loglen teils euphorisch begraBen.

3. Stand der Forschung

Entsprechend dem unterschiedlichen Ausbaustand der I&K-Technologlen und dem
damit gegebenen unterschiedlichen "Problemdruck" sowie den differenten NIveaus
der KonflIktaustragung In den Bereichen "Arbeit" bzw. "auBerberuflicherAlltag'"bIetet
auch der Stand der wissenschaftlichen Forschung Ober dIe gesellschaftlichen Aus­
wIrkungen neuer I&K-Technologlen eIn recht unelnheltlfches Bild.

Was die Auswirkungen auf den Arbeitsbereich angeht, Ist die Forschung relativ f~rt­
geschritten. DiszIplinen wie die lndustrle- und Betriebssoziologie oder die Arbeits­
Psychologie setzen sich schon seft langem (auch empirisch) mIt den Folgen der Au­
tomatisierung und Rationallslerung auf die Entwicklung und Struktur des
Arbeftsmarktes auf dfe Qualität der Arbeit und die QuallfikatJonsanforderungen für
die Besch::lftlgt~n, mit Problemen der "Humanlslerung der Arbeitswelt'" durch den
Einsatz neuer Technologlen oder sozialpsychologischen Auswirkungen der Erfahrung
von Arbeitslosigkeit auseinander. Vor allem läßt sich auch In einer VIelzahl von Fall~
stUdIen zu betrieblichen RationalIsierungsmaßnahmen und den daraus sIch erge­
benden Konflikten zwischen Management und Belegschaften ansatzweise eine
Thematlslerung nicht nur von Chancen und Risiken sondern auch von Problemen der
Risiko-Kommunikation finden. Hierzu sind auch Überlegungen zur Beteiligung der
"Betroffenen'" bel der ElnfOhrung elektronischer Informatfonssysteme In den Be­
trieben zu zählen (vergi. MAMBREY/OPPERMANN/TEPPER 1983).

Vergleichbar Ist der Forschungsstand bezogllch der Auswirkungen elektronischer
(Massen-) Medien, was Sehgewohnhelten, Probleme durch ~ernsehen In der
famIllaien Kommunikatfon Gefährdung von Kindern und Jugendlichen durch Fern­
sehkonsum etc. angeht, w~nn auch hier dle Ergebnisseder Forschung- bspw. tor die
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Auswirkungen von Medienkonsum auf die Entwicklung des Sozialverhaltens - teils
recht Inkonsistent sind (vergl.,zusammenfassend RONNEBERGER 1982, MAST 1985).

Hinsichtlich der weiteren, soziokulturellen Folgen der J&K-Technologlen Ist der Stand
der Forschung weitaus weniger fortgeschritten. Zu nennen wären hier:

1, Die wissenschaftlichen Begleltuntersuchungen zu den Btx- und KabelpIlotpro­
jekten (vergI. zu einem Überblick ALBRECHT-LOHMAR/PETERS 1985), Hier steht
vor allem die Frage der Akzeptanz der neuen Technologlen Im Vordergrund
(Nutzerverhalten, Nutzungsdauer, Probleme Im Umgang mit den Technologlen),
woraus ROckschlOsse auf soziale Auswirkungen nur beschränkt möglich sind.
Soweit Aussagen zu Folgen wie sozlaie Ungleichheit (knowledqe-qap) oder Ra­
tionalisierung von AlItagskommunlkation gemacht werden, stehen diese auf
schwachen FOßen, da sie auf der Basis eines kaum entwickelten Ausbaustandes
und gesellschaftlichen Verbreitungsgrades der Technologlen getroffen werden
mOssen (vergi. KROMREY/JANSHEN 1984).

2. Zur Frage der Auswirkungen der Computertechnologie auf die Entwicklung der
Persönlichkeit und die Kompetenzen des Individuums liegen einige empirische
Untersuchungen vor, die auf Risiken wie Zerstörung sozialer Kompetenzen, An­
passung von Denken und Verhalten an die binäre Logik der Computeralgorithmen
etc, hinweisen (EURICH 1985, TURKLE 1986, PFLÜGER/SCHURZ 1987). Diese
Studien haben aber (notwendigerweise) exploratlven Charakter, was die Validität
Ihrer Ergebnisse einschränkt.

3, Aus dem Bereich der Umfrageforschung liegen wenige Untersuchungen zur Ein­
stellung der Bevölkerung zu den I&K-Technologlen vor (LANGE 1984, BECKER
1984), die Im wesentlichen auf eine ambivalente Einschätzung der
"Computertechnologie" durch die Bevölkerung hinweisen. Positive Erwartungen
bestehen hinsichtlich des wissenschaftlichen Fortschritts (etwa in der Medizin),
wirtschaftlicher Konkurrenzfähigkelt und Arbeitserleichterungen. Dem stehen
BefOrchtungen hinsichtlich der Problematik des Datenschutzes und der zuneh­
menden Überwachungs- und Kontrollmögllchkelten Im Arbelts- und Privatleben
sowie hinsichtlich der Arbeitsplatzvernichtung und des Verlustes zwischen­
menschliCherKontakte gegenQber.

4. Der größte Tell wissenschaftlicher Arbeiten zu den sozialen Folgen der neuen
I&K-Technologien Ist einem eher reflektlerenden sozialwissenschaftlichen
Technology Assessmentzuzurechnen. Diese Arbeiten versuchen, ausgehend von
theoretischen Annahmen aber gesellschaftliche Strukturen Form und Inhalt der
neuen Technologlen, Annahmen ilber Nutzerverhalten oder' aus einer Bewertung
der gegenwärtigen TechnologiepolItik heraus, zukOnftlge Chancen und Risiken
zu extrapolieren (z.B. HAEFNER 1984, KUBICEK/ROLF 1985, METILER-MEIBOM
1986). Dabei wird auch versucht unter Betrachtung verschiedener Einflußvaria­
blen wie Wirtschaftliche Entwicklung, Nutzerverhalten oder Nutzerst1le, alternative
I&K-Landschaften mit unterschiedlichen Risikoausprägungen zu entwerfen
(HOBOHM/JUNGERMANN 1985, RUST 1982,SCARDIGLI et al. 1982, De GOURNAY
1982). Ein solches antrzlpierendes Technology Assessment kann natürlich redig­
Iich zu Aussagen kommen, die - Vor dem Hintergrund verschiedener theore-
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tlscher Grundannahmen ~ mehr oder weniger PlauslblilUlt fOr sich In Anspruch
nehmen können.

Atles In allem kann fOr den bisherigen Stand der Forschung gelten, daß nur wenig
empirisch validierte Ergebnisse zu Chancen und Risiken der I&K~Technologlen vor­
liegen. Vielfach bleibt die wissenschaftliche Beschäftigung mlt den geselJschaft~

lichen Folgen der I&K-Technologlen - aufgrund des Im Vergleich zum Machbaren und
Beabsichtigten In vielen BereIchen noch wenig entwickelten "Ausbaustandes" ~ auf
der Ebene allgemeiner "essaylstlscher" ReflektIon Ober potentielle Risiken und
Chancen beschränkt. Abgesehen von den bestehenden ForschungslOcken htnslcht­
lieh der Abschätzung von Chancen und RisIken der I&K~Technologlen Hegen auch so .
gut wie keine Arbeiten vor. die sich mit dem "Meta-Thema" der KommunIkation Ober
Chancen und Risiken auseinandersetzen.

4. Wirkungsdimensionen der neuen I&K~Technologren

Im folgenden wird versucht, die verschiedenen mit 'den I&K~Technologlen In Zusam~

menhang gebrachten Risiken und Chancen unter drei Dimensionen zusarnmenzufae­
sen, Die Zuordnung der "Wirkungen" Ist dabei nicht Immer eindeutig möglich, zu
einer Strukturlerung desunOberslchtllchen Feldes der Kommunikation Ober
"1&K~Rlslken" aber unerlässlich. DIe Dimensionen (Individuum. soztale Beziehungen,
Politik) liegen quer zu der Differenzierung der Handlungskontexte ArbeIt VB. NIcht­
Arbeit. Es werden daher auch auf der jeweiligen Dimension RisIken und Chancenaus
belden Bereichen erörtert. Zur besseren Übersicht werden zu Beginn des jewelllgen
Abschnitts die dIskutierten Chancen und Risiken, aufgeschlOsselt nach
Handlungskontexten und Anwendungsformen der I&K~Technologlen, In einer Tabelle
Zusammengefaßt (vergI. Tab. 1-3).

4.1 Risiken und Chancen für die Kompetenzen und Bedürfnisse des
Individuums

BezOglieh der Auswirkungen der neuen I&K~Technologlen auf die Kompetenzenund
BedOrfnlsse der Individuen sind sehr weitreIchende. aber auch sehr abstrakte
RIsikoprognosen gemacht worden. Gerade hier zeigt sich die unsichere Erfahrung.~
basis, auf der sich die Diskussion Ober Risiken und Chancen der I&K~Technologlen
bewegt.

Den Hintergrund von Warnungen vor Gefahren fOr das Individuum, seine
Emotionalität, seine Intellektuellen und sozialen Kompetenz~n bUdet vor allem die
den l&K~Technologlen inhärente Tendenz, menschliche Fähigkeiten und Aktivitäten
durch technische Abläufe zu ersetzen. DIese Tendenz zeigt sich Im ArbeltsberSM'Ch
I - . i durch computergeJteuerte a-n der Ubernahme von Facharbelterquatlflkat anen I
schlnen bis hin zur Übernahme von Entscheidungen durch Expertensysteme~~e~g ,
z.B. BRIEFS 1986 VOLPERT 1986) Dies wird negativ als Abnahme an mense c er

, • I d Elnzelen an die Maschine
Autonomie und als zunehmendes Ausgellefertse n e~ die fOr Ihn arbeitefund
gesehen. Der Mensch werde zum Anhängsel der Masch neo
denkt (WEIZENBAUM 1978, A1GRAlN 1982. BAMME 1983).
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Handtungsv

Individual- Massenkommunika·kDntexte! Camputeranwendungen kommunikation/Inter· tlonAnwen- aktive Dienstedungstetder

Arbeitsentfremdung,
Verlust VOll Autonomie Verlust sozialer Kon-und Kreativität, takte, Entwertung per-EntslnnlJchung von Re· sönllcher Erfahrung,

~
atltät, Entwertung per-

Entslnnllchung 'Von Re-sönllcher Erfahrung
alltät, Arbeltsentfrem-iii (Dequallflzlerung). dungDa "Taylorlslerung" gel·

stlger Arbeit
~
Cll Entlastung von-e

RoutinetätIgkeIten,
Erleichterungvon

q;
e: mehr Kompetenzen

Kommunikation, Entla-~ durch
stung von\Il Dezentralisierung von
RoutInetätIgkeitenoe

0 Entscheidungsstruk-
turen

Verlust von Autonomie Verlust sozialer Korn-
und Kreatlvltät, petenz durch zweck-
Entslnnllchung Von Re- gerichtet KommunIka-

Passlvltät, Realitäts-Q c alltät, Entwertung per- tlon, Verlust von
~

(11
sönllcher Erfahrung, LebensquaUtät und verlusto;t ~.
Verlust sozialer Kom- Überforderung durcht ii: petenz durch RückZug Automatisierung vonoe In dia "Computerwelt" DienstleIstungen,2

i Individueller Zugang
Entlastung von Kon-

freie Programmwahl,
c zu Informationen, Ent-oe f: lastung 'Ion Konsum- sumarbelt, lndlvldu- Teilnahme am öffent-III c

eller Zugang zu lnfor-
uehen Leben Ober

tQ IU arbeit, Erweiterung::I oe
matlonen, Erweiterung

RDr;kkanal
1\I o 'Ion Wissen und Hand-

sozialer Kontaktelungsmögllchkelten

Taballe 1: Auswirkungen I/on Informatlslerungund Medlatlsierung auf das Individuum

. h imPosItiv wIrd gerade hierin ein enormes EntlastungspotentIal gesehen, das src I h
Barelch des auBerberufllchen Alltags z.a. als Entlastung von "Konsurnarbeit" durc
Dienste wie "Horne-bank.lng" ete. ausdrückt. Der Zeltaufwand für alltägliche verrlCh~
tungen (Einkaufen, Bankverkehr, Behördenverkehr, HaushaltsfOhrung) wOrde durc

t ' mteInteraktive Dienste verringert und solche Aktivitäten wären nicht länger an bas HT1

Zelten gebunden, die individuelle VerfOgung Ober die "Freizeit" werde damit erhö~t.
Im Arbeitsbereich Ist eine Entlastung durch die übernahme repetitiver Tellarbeiten I~
der Produktlon, aber auch anderer RoutinetätigkeIten Im BOro dur~
I&K-Teclmologlen zu erwarten. Hier bietet sich dann dIe Chance, das wachsen e
Zelthudget zur EntWicklung persönlicher FähIgkeiten und Interessen zu nutzen - dS

4
n

Spielraum der Selbstbestimmung also gerade zu vergrößern {z.B. HAEFNER 198 ,
ELKINS 19B4}.

Die Tendenz zur Ersetzung des Menschen durch Computertechnologie ffndet für die
Kritiker Ihren Höhepunkt im Einsatz von Expertensystemen in der pro;zeßsteuerun~
und In hochprofessIonalIsierten Dlenstlei~tungsberufen {Mediziner, Juristen e~~l~
Dem Indlvlduum werde zunehmend die Verantwortung fOr sein Handeln und dIe
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scheidung aber sein Tun von programmiertem ExpertenwIssen abgenommen, womit
die Gefahr des Verlustes der Fähigkeit, selbstständig und verantwortungsvoll zu
handeln und auch die Gefahr eine StandardisIerung von Entscheidungen verbunden
sei (VOLPERT 1986, LENK 1984). .

Neben den Risiken der Enteignung von QuaJlflkationen und Kompetenzen wird auch
das Risiko der Anpassung des menschlichen Denkens und Handeins an dIe standar­
disierten Prozeduren und formalisierten Programme der elektronischen Verarbeitung
von Wissen gesehen. Die fOr eine elektronische Verarbeitung von WIssen notwendIge
Formallslerung von Informationen (binäre Logik) komme einer Reduktion vielschich­
tiger menschlicher Erfahrung gleich. Der Spielraum menschlicher Kreativität werde
eIngeengt, das menschliche Denken am Regelwerk starrer Algorithmen ausgerichtet
(VOLPERT 1980,1986). Generell werde der Reichtum und Wert persönlicher Erfahrung
gegenaber dem formalisIerten Wissen aus Datenbanken etc. entwertet
(METILER-MEIBOM 1985, 1986; NOWOTNY 1984). DIese BefOrchtungen richten slch
Sowohl auf die Entwicklungen Im Arbeitsbereich als auch auf die Zunahme privater
Computernutzung wie auch auf die Möglichkeiten des Zugriffs auf Datenbanken aller
Art durch neue TelekommunikatIonsdienste wIe Btx. Auch Im Zusammenhang mit
den "Expertensystemen" Ist von der Gefahr der "Uniformität von Denkmustern" die
Rede; dem steht aber auch die Hoffnung entgegen, daß mit den erweiterten Mög­
lichkeiten des Zugriffs auf Wissen dIe "Nutzung kreativer Potentiale gefördert werde"
(Enquete-Kommission 1987, 16). Insgesamt wird der BefOrchtung einer Reduktion
menschlicher Fähigkeiten die These entgegengehalten, die MöglJckelten der SpeI­
cherung und schnellen Verarbeitung großer Datenmengen erweitere die Intellektu­
ellen Kapazitäten des Menschen und erschlossen Ihm neue Wlssens- und Erfah­

rungsbereiche (z.B. ELKINS 1984)

Die These der Verödung Intellektueller Fähigkeiten wird Insbesondere bezOgllch der
Frage der Computernutzung durch Kinder (Computerspiele) vorgebracht (z.B.
VOLPERT 1985). Computerspiele förderten alleIn sensumotorlsche FähigkeIlen, und
der Umgang mit Computeralgorithmen schon bel Kindern fahre zu eIner
VerkOmmerung klndllcher Phantasie und se.lbständigen Denkens. Demgegenaber
stehen teils empIrisch gestützte HinweIse darauf, daß Computerspiele und eIn
kindgerechter Umgang mit dem Computer (bspw. durch die fOr Kinder entwIckelte
Computersprache "Jogo") durchaus räumliches und abstraktes Denken bel KIndern

fördern können (GREENFIELD 1987).

Am gleichen Problem entzOndet sIch die Auseinandersetzung um den 71nsatz von
Computern In Schule und Ausbildung. Während auf der eInen Seite vor einer einsei­
tigen Ausrichtung des Unterrichts an der binären LogIk des Computers, und elnledr

V d I I Kompetenzen gewarnt w r
ernachlässigung emotionaler kreativer un soz a er d

(z.B. HAEFNER 1982 EURICH 1985), betonen zum BeispIel die Mitglieder er

CDU/CSU In der Enqu~te-Kommlsslon"Neue InformatlonshU~: K~~~~l~~~:~~::~:~
nlken" den Vorteil " daß durch den Einsatz der I&K-Tec n en

, .•. I rt und von personalen und
Vielfältige Routlne- Lehr- und Lerlworgänge In obJektl.v ~el~: Weise und damit häufig
emotionalen Beziehungen entlasteter Form auf Indlvld I I 1983 117' vergl auch
aUch effektiver erledigt werden könnten (Enquete-Komm ss on • , •

HAEFNER 1982).
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DIe Gefahr einer Deformation Insbesondere der sozialen Kompetenzen des
Menschen wird In der beim Umgang mit Computertechnologie erforderten
ZweckratIonalItät des Denkens und HandeIns gesehen. Durch die "Verdichtung" oder
auch Rationalisierung von Arbeit und Kommunikation verringern sIch die Spielräume
fOr 'spontanes und Intuitives Handeln. Die Emotionalität und die kommunikativen
Kompetenzen des Menschen, die wesentlich für die Herstellung sozialer Bezie­
hungen sind, verkümmarn ztigunsten einer eindimensionalen zweckrationalen Ori­
entierung des Verhaltens. Der "technikzentrierte Mensch" sei nicht mehr In der Lage,
sich In soziale. zwischenmenschliche SItuationen und Beziehungen einzubringen
(METTLER-MEIBOM 1985, VOLPERT 1980. PROn 1984. PFLÜGER/SCHURZ 1986,
KUBICEK/ROLF 1986).

Noch einen Schritt weiter geht dIe These, daß die durch Rationalität und Kontrolller­
barkelt all Ihrer Abläufe gekennzeichnete Welt der Computeralgorithmen In Ihrer
Faszinationzur Abschottung von den wesentlich diffuseren und nlcht-kontroilierbaren
Problemen der AlltagsrealItät und zwischenmenschlicher Beziehungen, zur Kom­
pensation oder zur Flucht vor der Außenwelt mit der Konsequenz zunehmender
Kontaktarmut und Kontaktunfähigkeit führe (WEIZENBAUM 1978, HEINTZ 1987).
Sherry Turkle konnte In den USA für diese These durch teilnehmende Beobachtung
In der SUbkultur der "Computer-freaks" und "Hacker" auch empirische Evidenz er­
bringen (TURKLE 1986).

Der These von der Verödung sozialer Fähigkeiten, die oft auch mit dem Verweis auf
den Verlust der Erfahrung personaler Kontakte durch die mehr und mehr allein tech­
nisch vermittelte Kommunikation In Beruf und Alltag vorgebracht wird, wird von an­
derer Seite entgegengehalten, daB die neuen I&K~Technologlen mit Ihren erweiterten
Möglichkeiten des Zugriffs auf Wissen und Informationen gerade die sozialen Kom­
petenzen der Individuen erweitere, also durch mehr Wissen auch die Möglichkeit zu
mehr Austausch gegeben sei (KtK 1976, BIEDENKOPF 1984) oder auch schon rein
technisch die Herstellung sozialer Kontakte und die Teilnahme am gesellschaftlichen
Leben durch dIe neuen Möglichkeiten der Telekommunikation erleichtert werde
(vergi. hierzu auch 8ÖCKELMANNfNAHR 1981).

Mit der Erweiterung des Angebots Im Bereich der Massenkommunlkatton (Kabel- und
Satellitenfernsehen, Video), aber auch mit den neuen Unterhaltungsangeboten des
Computers oder auch von Btx verbinden sich BefOrchtungen, die bezogllch
extensiven Fernsehkonsums schon länger in der Diskussion sind (vergl. zusammen­
fassend Enquete-Kommission 1983). In erster Linie wären hier Gefahren wie
Passivität durch den Konsum von Unterhaltungssendungen und Computerspielen zu
nennen. Dies wird insbesondere für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen
als Problem gesehen. In diesem Zusammenhang wird auch vor dem Risiko einer
verzerrten Wahrnehmung der Realität oder gar vor RealItätsverlust gewarnt. Zwi­
schen das Individuum und die Außenwelt schiebt sich mehr und mehr das Medium
Bildschirm, das dem einzelnen Insbesondere In Form von Unterhaltungsangeboten
eine Pseudorelitäl anbietet. die seine Kompetenz zur Lebensbewältlgung untergräbt
(Enquete~Kommlssion 1983).

Einer solchen 8eto~ung der Risiken der Erweiterung von Programmangeboten der
Massenkommunikation für das Individuum wird als Vorteil die größere Freiheit in der
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Programmwahl entgegengehalten, die dem Ideal der Individuellen Jnformatlonsfrel­
heit näher bringe. Auch die gerade mit dem Kabelfernsehen verbundene Möglichkeit
lokaler und regionaler Informatlonssendungen wJrke dem Risiko des Realltätsvar­
lustes entgegen. Da die gesendeten Inhalte dem eigenen Erfahrungshorizont ent­
sprechen, sei hier fOr den EInzelnen die Kontrolle der MedienrealItät erleichtert
(Noelle-Neumann 1980). Neue Mögllchkelten fOr eine aktive Rolle des Bargers Im
Mediensystem selen schließlich auch durch den "offenen Kanal" des Kabelfernse­
hens gegeben (SCHMIDBAUER 1983, SCHün 1983),

4.2 Risiken und Chancen bezüglich der Qualität sozialer Beziehungen und
der gesellschaftlichen Integration

Information und Kommunikation als "Rohstoff" der neuen Technologlen sind die zen­
tralen Ressourcen des gesellschaftlichen Zusammenlebens. Es Ist daher nIcht
verwunderlich, daß sich eIne Vielzahl von Prognosen auf Veränderungen der perso­
nalen Beziehungen, der Beziehungen In den Intermediären sozialen Bereichen wie
Familie und Nachbarschaft. der Kommunikationsverhältnisse Im Dienstleistungsbe­
ralch, bis hin zu Veränderungen gesellschaftllcher Machtverhältnisse und Problemen
der gesellschaftlichen Integration richten. Unter den Risiken für die sozialen Bezie­
hungen Ist - komplementär zu der oben genannten Gefahr der VerkOmmerung soz}
ater Kompetenzen der IndivIduen - vor allem das der Entpersonallslerung sozialer
Beziehung durch die Zunahme der Mensch-Maschlne- und der Mensch-Masehlne­
Mensch-Kommunikation auf Kosten direkter personaler Kontakte zu nennen.
Bildschirmtext als Interaktives System mit der Möglichkeit, nahezu alle Alltagsaktivl­
täten wIe Einkauf. Bankgeschäfte, Reisebuchungen, Informatlonsbeschaffung zu
Hause vom Bildschirm aus zu verrichten (vergi. MAYNTZ et al, 1979-1983,
KROMREY/JANSEN 1984), gilt hier als Vorreiter eines gesellschaftlich umfassenden
Systems technisch und nicht mehr personal vermittelter Kommunikation
(METTLER-MEIBOM 1986, KUBICEKIROLF 1985). Gerade fOrdefizitär Integrierte sozl­
ale Gruppen wie Alte und Behinderte wird hier das Risiko weiterer Jsollerung auf­
grund der schwindenden Anzahl ungeplanter sozialer Kontakte,auf der anderenSeite
aber auch die Möglichkeit zur Erleichterung von Alltagsbesorgungen und eine Ver"
besserung der Möglichkeiten zur Teilnahme am sozialen Leben gesehen (Enquete­
Kommission 1983).

In diesem Zusammenhang wird auch unabhängig von Btx das Problem der zuneh­
menden Informatlslerung von Dienstleistungen genannt (vom Expertensy.tem zur
Kredlt- oder Steuerberatung bis hin zum Fahrkartenautomaten), mit dem zum einen
das Risiko des Wegfalls nicht-zweckgerlchteter Kommunikation zwischen Kllent und
Dienstleistungspersonal, zum anderen aber auch die Gefahr einer Standardisierung
von Dienstleistungen auf Kosten individuell zugeschnittener Beratung verbunden
wlrd, Generell wird in der zunehmenden Technisierung von bisher durch den per­
sönlichen Kontakt oder gar ein Vertrauensverhältnis zwischen KHent und Experten
oder Berater gekennzeichneten Dienstleistungen (Insbesondere In der Medizin) das
RiSiko des Verlustes der "zwischenmenschlichen'" Qualität der Versorgung und die
Reduktion des Klienten auf die Rolle eines zu erledigenden "FalJes'" gesehen (z.B.
Enquete-Kommission 1987. Forschungsgruppe Sozialökonomischer Wandel 1987).
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Dem Trend zur Entpersonallslerung und zur Auflösung sozialer Beziehungen in der
Jndlvldualkommunlkatlon wird die IsolatJon am Arbeitsplatz durch die zunehmende
Mensch~Maschlne~Kommunlkatlonund-vor allem auch die sozial deprlvlerende Wir­
kung des zunehmenden Konsums von UnterhaJtungsangeboten der Massenkornrnu­
nlkatlon an die SeIte gestellt. Als Risiken werden hler die Verödung der Alltagskom­
munikation am Arbeitsplatz und In den FamlJlen und die Zerstörung der Freizeitkultur
genannt: Das Mehr an Freizeit In der "Informationsgesellschaft" werde nicht zu mehr
Aktivität In sozialen Zusammenhängen genutzt, sondern Isoliert vor dem Fernseher
verbracht (verql, zusammenfassend RONNEBERGER 1982 und Enquete-Kommission
1983,128 ff.)

Handlungs~
Individual-kOl\toxtel Massenkommunlka-

Anwen- Computeranwendungen kommunikation/Inter- lIon
dungsfelder aktive Dienste

Zerstörung der sozl-
alen Beziehungen
durch Zunahme der Zerstörung der sozl-
Mensch-Maschlne~ alen Beziehungen

e Kommunlkatlol\. durch Zunahme tier
1i wZwel·Drlttel~ Mensch-Maschlne-
'iii Gesellschaft"durch Kommunikationii: zunehmende Arbeits-

losigkeit

Dezentrale OrganJsa~
~ tlonsformen In Produk·
I»

tlon und Verwaltung Dezentrale omanrse-oe tlonsformen In Produk-oq; und damit Demokrati-
e slerung der Arealts- tlon und Verwaltung
41
u vernännlsse, wach- und damit Demokratl-e sierung der Arbetts-111 sender allgemeineroe verhättnlsse(J Wohlstand durch Ra-

tIonalisierung

knoWledge gap. Zer~ Entpersonallslerung
gesellschaftlichee störung der sozialen sozialer B~zlehungen,Cll Beziehungen durch Deslntegratlon durch.w Standardisierung von

~ Zunahmeder Mensch- Dienstleistungen, Ra- Rllckzug' in die Medl-

E a:: Maschine· tionallslerung lebens- enweit, kognitive
:::: Kommunikation weltlicher Aktlvitälen ProvlnzJalisierung
'q.. neue Formen der\Il
~

Gruppenkommunlka~~
t::: allgemeiner Zugangzu lion, Stärkung lebens-E freIe Programmwahl,
GI e Informationen,Abbau weltlicher Zusammen-

Tellnahme am ötfent-1j 41 Von lnformatlonsmo- hänge durch neue0 llchen Leben übers:: nopolen KontaktmöglIchkelten,rs 2 Abbauvon ROckkanal
~ (J

Kommunikations-
hemmnissen.

Tabelle2: Auswirkungen Von Informatlslerung und Medlatislerung
auf die sozialen Beziehungen

~In :dellteres Risiko für den gesellschaftlichen Zusammenhalt wird in einer

d~;cA ~ ~~ungl lebenswellticher Bereiche (Familie, Inlerpersonale Kontakte) durch
r e swe t entstammende zweCkrationale Organlsa\ionsprinzJpJen und Hand-
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lungsorientierungen aber das Eindringen der neuen I&K~Technologlen (Insbesondere
Btx) in den Alltag gesehen (METTLER-MEIBOM 1985, RAMMERT 1983, JANSHEN 1980,
WERSIG 1985). Die von den neuen Technoloqlen verlangte zweckrationale Denk- und
Handlungsweise zerstöre die fOr die PersönlichkeJtsentwlcklung und das soziale zu­
sammenleben notwendigen Merkmale vielschichtiger Kommunikation (Oberschau­
barkelt, sinnliche Wahrnehmung, Unmittelbarkeit, Flexibilität, Emotlonalltät), fOhre zu
einer Gestaltung des sozialen Zusammenlebens nach dem Muster ratlonaler
Tauschbeziehungen (LÜSCHER 1984, RAMMERT 1983, METTLER-MEIBOM 1985), zu
einer nur noch zweckgerichteten Form der Kommunikation, zur Auflösung von auto­
nomen, von ratlonaler Organisation und Fremdbestimmung freien Erfahrungsräumen
(Familie, Nachbarschaft). Das Eindringen' von ZweckratJonalltät In den Alltag wird
auch Im Zusammenhang mit den Möglichkeiten der Tele(helm)arbelt erörtert. Durch
die Durchmischung von Arbeit und Freizeit verliere die Familie den Charakter einer
emotionalen Schutzzone (PROTT 1984).

Ober die Gefahr des Verlustes sozialer Kontakte hinaus werden auch Risiken für die
gesamtgesellschaftlIche Integration gesehen. Die neuen luk-Technologlen verstär­
ken die der modernen Gesellschaft Inhärente Tendenzzur Individualisierung. Durch
dJe Möglichkeiten des Individuellen Abrufs von Informatlonen (Daten, Texte), des
Kommunlzierens mit Organisationen und Institutionen (Auskunft, Bestellung von Wa­
ren und Dienstleistungen), die Individuelle Wahl von zielgruppenorientierten Pro­
grammen (Programmabruf, Video), durch den Rückzug In die eigene "Medienwelt"
bestehe die Gefahr gesellschaftlicher Desintegration (RONNEBERGER 1982). Die da­
mit verbundene Segmentierung des Publikums (SAXER 1980, NOELLE-NEUMANN
1980) könne - verstärkt durch die Zerstörung von für die normative Integration not­
wendigen lebensweltlIchen KommunikatIonszusammenhängen (Familie, Nachbar­
schaft etc.) - zur Auflösung einer gemeinsamen gesam'tgesellschaftllchen Erlebnis­
welt mit der Konsequenz "kognitiver Provinzlallslerung", also der Auflösung eines
gesamtgesellschaftlIchen Erfahrungszusammenhangs und der Aufspaltung der Ge­
sellschaft in disparate soziale Wahrnehmungswelten führen (RUST 1982).

Die oiverslflzlerung der InformationsmöglIchkeiten, die durch die neuen
I&K-Technologien geschaffen wird, wird auf der anderen Seite aber gerade als ge~

sellschaftliche Chance gesehen.

• Es ergeben sich neue Möglichkeiten· der Gruppenkommunlkatlon. Der Erfah­
rungsaustausch In sozialen Netzen Gleichgesinnter werde daher erlelchtert

(LENK 1984, BÖCKELMANN/NAHR 1981).

• Die zu erwartende Vielfalt des Angebots an Kommunikationsinhalten könne zu
einer Überwindung von gruppenspezifischen Wahrnehmungsweisen und lnteres­
senorlentlerungen und damit zur Herausbildung eines pluralistischen Normensy­
stems mit positiven Konsequenzen für die gesellschaftlich Integration führen

(NORA/M1NC 1979, Im Anschluß daran auch WERSIG 1985).

• Zusammen mit der Frelsetzung von Zelt durch die Ratlonallsfer~ng des AIrbeltls-
b K un'katlonsmögllchkelten zu e ner n-

ereie,hes könnten die wachs~nden omm I rkun lebensweltllcher Zu-
tenslvlerung sozialer Verhältnisse und zu einer Stä. 9
sammenhänge beitragen (TOFFLER 1980).
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Nicht nur vor alnar horizontalen Segmentierung der Gesellschaft. sondern auch vor
neuen sozialen Ungleichheiten bzw. einer Verstärkung bestehender sozialer
DlsparlUlten wird von KrItikern der "Informatlslerung der Gesellschaft" gewarnt.

• Da die neuen Technologlen eine erhebliche Anforderung an die Lernbereitschaft
der Nutzer stetlen, ergäben sich ungleiche Zugangschancen für lernfähige und
-beralte Junge und weniger flexible ältere Personen (HAEFNER 1982, 1984).

• Da die neuen I&K-Technologlen eher von gebildeten Schichten genutzt werden
(nachgewiesen bspw. fOr die Nutzung von Btx; vergi. MAYNTZ u.a., 1979- 1983,
Bd.1: GALLWAS/HASSEMERISEETZEN 1983) und eIne rationale Verarbeitung des
wachsenden Angebots an Informationen eher von gebildeten Schichten erwartet
wird, bestehe das Risiko der Vergrö8erung der WIssenskluft In der Gesellschaft
(NORNMINC 1979, SAXER 1980, NOWOTNY 1984) bis hin zur Herausbildung einer
gesellschaftlich dominierenden "Hlgh-Tech-ElIte" (HAEFNER 1984).

DemgegnOber stehen aber Prognosen. die die par.tlzlpatorlschen Möglichkeiten der
I&K-Technologlen betonen.:

• Neue J&K-Technologlen ermöglichen dezentrale Organisationsformen In Produk­
tion und Verwaltung. Dies bringe auch eine Dezentralisierung der gesellschaft­
lichen WIssensverteIlung und eine Demokratlslerung des Zugangs zu gesell­
schaftlich relevantem Wissen mit sich (z.B.: SIMON 1979, REICHARDT 1982,
ELKINS 1984). DIe Denzentralltät von WIssensaneignung und Verarbeitung hebe
die Abhängigkeit von eIner zentralisierten InformatIonsvermittlung (Insbesondere
der Massenkommunlkatlon) auf.

• Technische Möglichkeiten wie lntormattonsabrur, offener Kanal, ROckkanal kön­
nen die EigeninItiative fördern und zu vermehrter sozio-kultureller Beteiligung
fahren (Enquete-Kommission 1983, BIEOENKOPF 1984).

• InformatIonstechnisch vermittelte Kommunikation kann aufgrund von - im Ver­
gleich zur direkten Kommunikatlon - geringeren Interpersonalen Kontrollmög­
lichkeIten zum Abbau von Kommunikationshemmnissen und Machtstrukturen In
der Kommunlkatlon fahren {RICEILOVE 1987}.

Solch positive Ausbllcke In die InformatIonsgesellschaft gehen bis hin zu Utopien
einer "konvlvlalen'" Gesellschaft der Freiheit und des Wohlstandes (NORNMINC 1979,
RUST 1982) oder auch '"alternatIven" EntWOrfen eIner herrschaftsfreien Gesellschaft
der Gleichen dank der dezentralisierenden Wirkung des Computers
(GARRETTIWRIGHT 1980).
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Tabelle 3: Auswirkungen von InformaUslerung und Medlatfslerung

auf das politische System

4.3 Risiken und Chancen für das politische System und das Verhältnis

Staat/Bürger

~fe gesellschaftlich diskutferten Auswirkungen neuer I&K-TechnOloglen auf das pell­
tische System im weitesten SInne Jassen sich unter zwei Gesichtspunkten zusam-

menfassen:

1. Risiken und Chancen fOr die politische Kultur und das Verhältnis Admlnlstratlon­

Staatsbarger im Hfnbllck auf die Funktionsfähigkeit der Demokratie

2. Risiken und Chancen der Speicherung persönlicher Daten
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Auswirkungen auf die politische Kultur und die staatliche Organisation

Als risikoreich Im Hinblick auf dla Funktionsfähigkeit der Demokratie wird zum einen
die mit der Verkabelung und den neuen Medien verbundene Tendenz zur Massen-

gesellschaft angesehen:

• Die Verkabelung der Gesellschaft befestige die asymmetrische Kommunikation
zwischen InformationsanbIetern und RezIpienten sowie die Abhängigkeit und
ManipulIerbarkelt der letzteren. Auch der "ROckkanal" beschränke den Nutzer auf
die Rolle des Addressaten mit nur rudimentären AntwortmöglIchkeiten.' Die
MöglichkeIt permanenter EInstellungsmessung aber den Rackkanal berge damit
die Gefahr der "Trlvlallslerung politischer KonsensblldungH In sich. Verkabelung
bedeute noch nicht die partlzlpatorlsche "Vernetzung" der Gesellschaft (LOWI

1980,1984).

• Der Konsum einer wachsenden Zahl an Medienangeboten lähme den
Partizipationswillen des Bargers und fahre zu politischer Apathie und Uniformität.
letztlich zu einer weiteren Formierung der Öffentlichkeit sowie zu einer Reduktion
der Rolle der Staatsbarger Im politischen ProzeB auf die des "akklamierenden
Publikums'" (vergi. SAXER 1980, RONNEBERGER 1982).

• Weitererhin stehe dem Ideal einer breiten Beteiligung der Bürger am politischen
ProzeB die schon oben erwähnte Gefahr einer Spaltung der Gesellschaft In In­
formierte und NIchtinformierte durch den nach Bildung und Einkommen unter­
schiedlichen Zugang zu Informationen entgegen (KUBICEK/ROLF 19S5).

Fürdas Verhältnis zwischen (staatlicher) Administration und Bürger werden negative
Effekte der neuen I&K-Technologlen durch die zunehmende Formallslerung des Wis­
sens gesehen. Dies fahre zu elner VergröBerung der Kluft zwischen Experten und
Laien bzw. Verwaltung und Bargern sowie zu einer weiteren Zentralislerung von
Entscheidungskompetenzen und könne den technokratischen und wenig bOrger­
nahen ArbeitsstIl der Verwaltungen noch verstärken. Die zur Herstellung von "BOr­
gernähe" erforderliche Transparenz des Verwaltungshandeins, die heute schon kaum
gegeben sei, sei mit der EinfOhrung des "papiertosen Büros" und der massenhaften
Speicherung von Daten noch weniger zu erwarten. Die KontrollmöglIchkeiten des
Bürgers werden weiter reduziert (Enquete-Kommission 1983. LOWI 1984, LENK 1984).
Daneben bestehe dIe Gefahr der Standardisierung und Typisierung des Verwal­
tungshandeIns, womit ein Verlust an Flexibilität In der Behandlung von Einzelfällen
verbunden sei (Enquete-Kommission 1983).

Den Gefahren fOr die Demokratie wird insbesondere dla Chance dezentraler Orga­
nisation von Information und Entscheidung entgegengehalten:

•

228

Die Vielfalt der Informatronskanäle gewähre einen massenhaften Zugang zu In­
formationen. Da Information nicht länger ein "knappes aur'set, werde der lnfor­
mallonsbesitz demokratisiert. Dadurch verbesserten sich auch die Chancen fOr
Interessenverbände wie Bürgerinitiativen und Verbraucherverbände. sich poli­
tisch Gehör zu verschaffen (BIEDENKOPF 1984, Enquete-Kommission 1983).



• Die DIalogfähigkeit der neuen Technologlen fördere die politische Beteiligung der
Rezipienten, und die Informationssysteme verschafften dem BOrger freien Zu­
gang zu relevanten polltrschen Informationen, die rationales und selbstständiges
pollttsches Handeln erst möglich machen. Die neuen I&K-Technologlen stellten
damit einen Schritt In Richtung auf das Ideal des "mOndlgen BOrgers" dar
(BIEDENKOPF 1984).

• Telekommunikation erleichtere die Kommunikation zwischen BOrger und Ver­
waltung (weniger Behördengänge), ermögliche eine bessere Orientierung des
BOrgers z.B. Ober die Steuer- und Sozialgesetzgebung (Reese et al, 1979) und
böte auch die Chance zur Dezentralisierung administrativer EntscheIdungsstruk­
turen (Enquete-Kommission 1983).

~Der gltJserne Mensch" - Auswirkungen der Speicherung pers/Milcher Daten

Die neuen I&K-Technologlen erleichtern - vor allem Ober den Weg der Vernetzung
verschiedener Datenbanken - den Zugriff auf Daten aus der amtlichen Statlsltlk, aus
Dokumentationen, aus dem Verwaltungsvollzug oder aus Umfragen. Zusammen mit
neuen "Überwachungstechnologlen" wie z.B, dem maschinenlesbaren Personalaus­
weis erweitern sich die Möglichkeiten der PersonenOberwachung und der politischen
Planung (z.B. Reese u.a. 1979). In diesem Zusammenhang stellt sich das Problem
des Schutzes persönlicher Daten, das In JOngerer Zelt anläßllch der Volkszählungzu
politischen Kontroversen führte, In deren Verlauf das BundesverfassungsgerIcht 1963
das "Recht auf InformatIoneIle Selbstbestfmmung~ als "... eine elementare Funk·
tlonsbedlngung eines auf Handlungs- und MltwJrkungsfählgkelt seiner BOrger be­
grOndetenfrelheltlfchen Gemeinwesens" festschrieb (BundesverfassungsgerichtDez.
1983, zft. nach ALEMANNISCHATZ 1986, 634).

Die Enquete-Kommission "Neue Informations- und Kommunlkatlonsfechnlken'" (1983)
unterscheidet zwei Bereiche. In denen sich das Problem des Datenschutzes stellt:

• Telekommunikationsdienste (Btx)

• ComputergestOtzte Informationssysteme (Personallnformatlonssysteme)

Telekommunikationssysteme sind zur SIcherstelJung eines reibungslosen Ablaufs
darauf angewiesen, personenbezogene Daten zu erheben. zu speichern und zu
übermitteln (vergi. dazu auch MAYNTZ et at. 1979-1983, Bd.7):

• Daten Ober Nutzer und Anbleter zur Überprüfung der Zugangsberechtlgung

• Die In den Programmen selbst enthaltenen Daten (z.8. Mitteilungen, elektro­
nische Post, Speicherungen Ober Verarbeitungsvorgänge etwa bel Bankge­
SChäften)

• Daten aber Betrieb bzw. Nutzung der Angebote (z.B. bel entgeltlichem Abrufvon

Informationen)

Damit begibt sich der Nutzer notwendigerwelse seiner Anonymität. DarOberhinaus
ermöglicht die Beobachtung seines A~ru(verhaltens ROckschlosse auf seine lnteres-

229



sen. Trotz bestehender rechtlicher Garantien wie Fernmelde- und Datengeheimnis
besteht somit das Risiko der Nutzung der anfallenden Daten durch DrItte
(MarketIngunternehmen, Auskunfteien, Polizei, Verfassungsschutz) und damit einer
Verletzung des Rechts auf lntormatlonelle Selbstbestimmung (Enquete-Kommission
1983).

ComputergestOtzte Informationssysteme ermöglichen die massenhafte Speicherung
persönlicher Daten und dle Vernetzung verschiedener Datenspeicher zum Zweck des
Datenvergleichs und der Datenakkumulation. Polizeiliche und nachrichtendienstliche
Informationssysteme, Datenbanken der Sozialversicherungen und Personallnforma­
tlonssysteme der öffentlichen Verwaltungen und der privaten Wirtschaft könnten da­
mit auf der einen Seite Planungen und Entscheidungen erleichtern und auf eine
breitere WIssensbasis stellen (BIEDENKOPF 1984, Enquete-Kommission 1983). Auf
der anderen Seite wird aber vor dem mit der Speicherung persönl1cher Daten ver­
bundenen Risiko des Einsatzes von Wissen zu Lasten der betroffenen Personen so­
wie der Gefahr einer ungleichen Informations- und MachtverteIlung In der Gesell­
schaft und In den Betrieben aufgrund des mangelnden Zugangs der Betroffenn zu den
gespeicherten Daten gewarnt.

PersonalInformationssysteme In den Betrieben (zur Lohn- und Gehaltsabrechnung,
zur Personalverwaltung und -planung) ermöglichten die Schaffung von
Persönllchkelts- und LeistungsprofIlen durch:

• ROckschlüsse auf die persönliche Situatlon durch Daten über Pfändungen, ver­
mögenswIrksame Leistungen, BeihIlfezahlungen etc.

• Rückschlüsse auf den Arbeitseinsatz durch Informationen Ober Fehlzeiten.
Überstunden, Besuch von FortbIldungsveranstaltungen etc.

Zusammen mit Daten etwa aus der Telefondatenerfassung, der Gleitzeiterfassung,
den Betriebszeiten von Datensichtgeräten etc. könne sich so ein Machtzuwachs des
Managements auf Kosten der Belegschaft bis hin zu einer umfassenden Personal­
Oberwachung ergeben (Enquete-Kommission 1983, BRIEFS 1986).

Die staatllehen Möglichkeiten der Datenspeicherung und das damit verbundene Ri­
siko des Datenmißbrauchs haben ZUsammen mit der Diskussion über die durch den
neuen maschinenlesbaren Personalausweis geschaffenen Möglichkeiten staatlicher
PersonenOberwachung zu Warnungen vor einer EntWicklung zum "überwachungs­
staat'" gefOhrt, der alle Möglichkeiten zur Kontrolle abweichenden Verhaltens in der
Hand habe (LENK 1985, KUBICEKJROLF 1985).

Als Chance umfangreicher Datenspeicherung wird solchen BefCIrchtungen die Ver­
besserung staatlicher Verwaltung und Planung auf der einen Seite sowie die Ver­
besserung der Effizienz polizeilicher Fahndungs- und Ermittlungstätigkeit im Interes­
se d,:r Sicherheit der Bilrger entgegengehalten, wobei betont' wird, daß die
rechtlichen Vorkehrungen gegen Datenmißbrauch ausreichten um eine
Transformation der Demokratie in einen Überwachungsstaat auszuschließen.
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5. Analyse der Risiko-Kommunikation Im Technologiefeld "Neue

Informations- und Kommunlkatlonstechnologlen"

Die Konkomitanz von technologischem Wandel und Risiken fOr Umwelt und Ge­
sundheit fahrt In modernen Gesellschaften zunehmend zu Kontroversen aber SInn
und Richtung der technischen Entwicklung und zu Konflikten zwischen den pell­
tlschen, wissenschaftlichen und ökonomischen Promotern und Verwaltern des
wissenschaftlich-technischen Fortschritts und der potentiell aus allen gesellschaft­
lichen Schichten und Gruppen sich rekrutierenden Kategorie der sogenannten "Be­
troffenen". Nicht mehr die "Logik der Relchtumsproduktlon" mit Ihren Konflikten um
die gesellschaftliche Verteilung des Reichtums scheint die Dynamik der modernen
Gesellschaft auszumachen. sondern die "Logik der Produktfon von Risiken" scheint
der Gesellschaft zunehmend Ihr Bild aufzupräaen, weshalb BECK glaubt. die Mo­
derne nicht mehr als "Industriegesellschaft", sondern als "RIsikogesellschaft" kenn­
zeichnen zu müssen (BECK 1986). Auch die Auseinandersetzung um die Risiken der
neuen I&K-Technologlen gehört In diesen Zusammenhang. Sie weist aber gegenOber
klassischen Rlslkotechnologlen wie etwa der Kernenergieeinige Besonderheiten auf,
die Im folgenden zu analysieren sind.

5.1 RIsikobegriff und diskutierte Risiken

Die Vielfalt der In der öffentlichkeit dIskutierten und oben Im eInzelnen i:Iargestellten
RISiken der I&K-Technologlen läßt sich zu folgenden Komplexen zusammenfassen:

• Mentale Risiken
wie die Entslnnllchung der sozialen und natOrlichen Umwelt und dIe Entwertung
persönlicher Erfahrung Im privaten Alltag und am Arbeitsplatz. Anpassung von
Denken und Handeln an Computeralgorithmen. Verlust von Kreativität und der

Fähigkeit zu eigenständigem Handeln und EntscheIden.

•

• soziale Risiken
wie der Verlust nicht zweckgerichteter sozialer Kontakte. die Entpersonallslerung
von kllentenzentrlerten Dienstleistungen. dIe Entstehung neuer sozialer Un­
gleichheiten (knowledge gap), bis hin zur gesellschaftlichenDesintegrationdurch

die Technisierung von Kommunikationsprozessen•

Politische Risiken h d H r
wie die Stabilisierung oder gar Verschärfung gesellschaftlicher Mac t- un er M

schaftsverhältnisse durch den ungleIchen Zugang zu der Immerowlchtlger wer~
denen Ressource "Information" sowIe du'rch die zunehmenden berwachungs-

und Kontrollmöglichkeiten.

• Wirtschaftliche Risiken • .' n Fa! an für das $y-
wie das Risiko "technologlscher ArbeitslosIgkeit'" m~t S~I~: ratl:n (Zwei-Drittel­
stern der sozialen Sicherung und der gesellschaflllc en n 9

Gesellschaft).
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Zwei Charakteristika der Risiken der "Informatrslerung" lassen sich für alle diese
Komplexe festhalten: Der vor,wlegend soziale oder gesellschaftliche Charakter der
Risiken und - damit zusammenhängend - die gesellschaftliche Vermlttelthelt, d.h.
nicht unmittelbar technische Bedingtheit Ihres Elntretens.

Im Vordergrund der gesellschaftlichen Konflikte Ober technisch Induzierte Risiken
standen bisher hauptsächlich Fragender Ökologie und der Gesundheit. Es ging - und
geht - In erster Linie um dle Folgen des technischen FortschrItts JOr die natOrliche
Umwelt des Menschen und seine biologisch/physiologische Ausstattung. Dagegen
sind die mit den neuen I&K-Technologlen verbundenen Risiken rein sozialer oder
psycho-sozlaler Natur; sie betreffen die sozlo-kulturelle "zweite Natur" des
Menschen.

Die Folgen der I&K-Technologlen sind zwar, wie auch bel der Kernenergie oder dem
Straßenverkehr, technisch bedingt, sIe treten aber nicht als unmittelbare Folge etwa
eines technischen Versagens oder auch als direkt technisch bedingte "Nebenfolgen"
des "Normatbetrlebs" auf. Zwischen Technik und Ihre Folgen tritt als vermittelnde
Instanz die Art und Welse des gesellschaftlichen Umgangs mit der Technik.

Eine solche gesellschaftliche Vermittlung zwischen Technik und Ihren Folgen trifft
zwar fOrJede TechnIk zu. Schon die Produktion technischer Systeme Ist nicht unab­
hängig von gesamtgesellschaftlIchen oder gruppenspezifischen Zieldeflnitionen und
Werten, die auf der anderen Seite auch die Anwendung der Technik und damit auch
die mit der Technik verbundenen Risiken determinieren (vergi. z.a,
BIJKER/HUGHES/PINCH 1987). Dieser VermIttlungszusammenhang erhält aber bel
den I&K-Technologlen dadurch eine besondere Qualität, daß hier mit den von den
neuenTechnologlen "bearbeiteten" Feldern "WIssen" und "Kommunikation" der Kern
der Vergesellschaftung selbst zur Disposition technischer Systeme steht. DamIt sind
soziale oder kulturelle Folgen nicht mehr ohne weiteres als "Nebenfolgen" von den
Intendierten Funktionen der luk-Technologlen zu trennen, wie dles z.B, bel der Me­
dlzlntechnlk möglich Ist, wo die Verbesserung von Diagnose oder Therapie als
Intendierte Folge des Einsatzes medizinischer Apparaturen von nicht-Intendierten,
sozialen Nebenfolgen, wie etwa dla Störung des Arzt-Patient-Verhältnisses, zu tren­
nen Ist. "Normalbetrieb" Ist Im Falle der I&K-Technologlen die "Bearbeitung" sozialer
Beziehungen: Die Funktion der Informatlslerung besteht - neutral gesprochen -ln der
Intendierten "Veränderung" gesellschaftlicher Informatlonsverarbeltungs- und Kom­
munikationsprozesse, die bisher weitgehend nicht-technisch vermittelt waren. Ob
dies als "Verbesserung" oder "Verschlechterung" eben dieser Prozesse verstanden
wird, Ist eine Frage, für deren Beantwortung sich "objektive" KriterIen nur schwer
angeben lassen, da sie den ROckgriff auf notwendigerweise hoch voraussetzungs­
volle und gesellschaftlich umstrittene Begriffe von den Strukturen eben des betrof­
fenen Gegenstandes "GesellschaW erfordert. Den hieraus resu Itlerenden Problemen
wird der bisher In der Risikoforschung gebräuchliche Risikobegriff kaum gerecht.

In den RisIkostudien des ingenieurwissenschaftlichen Rlsk-Assessment und den
sozlalwlssenschaftlichen Studien zur RIsikowahrnehmung wurde Rtslko bisher
hauptSächlich verstanden als Inder Wahrscheinlichkeit eines technischen Unfalls und
den hieraus resultlerenden Schäden (meist gemessen an der Anzahl von Todesfäl­
len) geschätztes Gefahrenpotentfal des EInsatzes eines technischen Systems (vergl.
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KOLLERT 1988; SLOVIC et al. 1982). Risiken wurden also Im wesentlichen an
quantlfJzlerbaren Dimensionen technisch bedingter Nebenfolgen festgemacht. Zwar
lassen sich tor verschiedene RisIken der Informatlslerung quantIfIzIerbare Indika­
toren finden, wie z.B. die vor einem Btx-Termlnal verbrachte Zelt als Indikator fOr
soziale lsollerthelt (vergi. z.B. JUNGERMANN et al, 1986), solche quantlflzlerbaren
Indikatoren können aber die In der gesellschaftlichen Kommunikation Ober RisIken
der I&K-Technologle hauptsächlich betonten qualitativen RIsIkodimensionen nur un­
zureichend erfassen. Da die Risiken der Informatlslerung In der Regel In einem
langfristigen Wandel sozlo-kultureller Strukturen bestehen, kann die Wahrschein­
lichkeit Ihres EIntretens nicht probablllstisch berechnet, sondern allenfalls bezogen
auf Annahmen Ober gesellschaftliche Strukturen und menschliches Verhalten mehr
oder weniger plausibel postuliert werden. Ebensowenig läßt sich das Schaden.aus"
maß quantifizieren, da slch die erwarteten Schäden nicht In einem Ursache"
WIrkungsmodell nach dem Muster von technischem Versagen und etwa Anzahl von
Toten und Verletzten abbilden lassen. DarOberhinaus wird sich selbst Innerhalb der
Sclentlflc Communlty kaum Konsens daraber herstellen lassen, was Im Falle der
"Informatlslerung" Oberhaupt als Schaden oder Nutzen begriffen werden kann. Hier­
auf wird Im fogenden noch einzugehen sein (vergi. Abschnitt 6.2.3).

Die sozialwissenschaftlIehe Forschung zur RIsikowahrnehmung erkannte rasch. daß
"Schadensausmaß und -wahrechelnllchkelt" die Dimensionen der Wahrnehmung von
Risiken nicht hinreichend beschreiben, und neben diesen quantftaven Merkmalen
qualitative RIsikomerkmale die gesellschaftliche Wahrnehmung und Bewertung von
Risiken bestimmen. In verschiedenen StudIen zur RIsikowahrnehmung konnte dabei
eine Vielzahl von qualltatlven RIsIkomerkmalen als relevant for die Rlslkowahrneh"
mung nachgewiesen werden (zu einem Überblick vergi. RENN 1964,600.). Diese Ja.~

sen sich grob auf folgende Dimensionen reduzieren:

• Bekannthelt des Risikos
Je mehr über ein technisches Risiko und die Umstände seines Eintreten. be-
kannt 1st, für um so weniger bedrohlich wird es gehalten. Je mehr Risiken und
Ihre Ursachen der Alltagserfahrung entrückt sind, oder je neuartiger oder uner­
forschter die Risiken sind, um so höher wird das GefahrenpotentIal elnge.chätzt.

• Freiwilligkeit der Rls/koUbernahme
Je nachdem, ob die Übernahme des Risikos oder die Kontrolle einer riskanten
Technologie im Kompetenzbereich des Einzelnen liegt oder gesellschaftlich da-­
legiert ist (etwa an "Experten"), Ist die BereItschaft zur RIsikoObernahme stärker

oder weniger stark ausgeprägt.
• Schreck/ichkelt der Folgen/katastrophisches Potential

Je "schrecklicher" dle Nebenfolgen einer Technologie sind oder jehOher ihr Ka­
tastrophenpotentlal eingeschätzt wird, umso stärker Ist die Wahrnehmung einer
Gefährdung durch diese Technologie, auch unabhängig von der Hypothetlzltät
des Risikos oder der Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Katastrophe.

• Nutzen der Technologie •
Je nach der Bewertung des Nutzens einer Technologie und Insbesondere der
gesellschaftliche Verteilung des Nutzens (Exkluslvltät VB. GleichverteIlung von
Nutzen) wird das Risiko einer Technologie hOher oder geringer eingeschätzt.
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Versucht man diese Dimensionen der Wahrnehmung von RIsiken. die ja nichts an­
deres sind als (sublektlv einer Technologie zugeschriebene} qualitative Risikomerk­
male, auf die I&K-Technologlen zu Obertragen, ergibt sich folgendes Bild:

1. Die Risiken der I&K-Technologlen mOssen sicherlich als eher "unbekannt" und
weitgehend unerforscht gelten. Die Folgen der I&K-Technologlen setzen sich
langfrIstig und zunächst latent In einem Wandel sozialer Strukturen und Verhal­
tensweisen durch: sie sind nicht unmIttelbar zu erfahren. Dies wOrde dafOr spre­
chen, daß das RIsiko der "Informatlslerung" In der allgemeinen ÖffentlichkeIt als
hoch eIngeschätzt wird. was aber offensichtlich nicht der Fall Ist.

2. FOr den Bereich "Arbeit'" und für das Problem der Speicherung persönlicher Da­
ten gilt sicherlich. daß die RIsikoObernahme eher fremdbestimmt oder aufge­
zwungen 1st, und die Kontrolle der Technologlen nicht In der Hand des Einzelnen
liegt. Dies wOrde erklären, weshalb In diesen Bereichen die öffentliche Debatte
schärfer gefahrt wird als dies fOr den Bereich der "Informatlslerung" des außer­
beruflIchen Alltags der Fall Ist. Hier Ist die RIsikoObernahme und die Kontrolle
der Technologie eher frelwllllg bzw. persönlich oder wIrd doch zumindest von
den privaten Nutzern (des Kabelfernsehens, von Btx oder Home-Computer) so
erfahren.

3. Die Folgen der l&K-Technologlen lassen sich mit den Begriffen "Schrecklichkeit"
oder "Katastrophenpotentral" kaum beschreiben. Katastrophale Unfälle sind
kaum zu erwarten und Folgen wie z.B, der Verlust personaler Kontakte sind si­
cherlich nicht In einem Sinne "schrecklich" wie der Verlust von Menschenleben.

4. Der Nutzen der I&K-Technologlen Ist fOr viele Bereiche möglicherweise ebenso
unsicher und vage wie Ihre Risiken (z.B, die Chance verbesserter gesellschaft­
licher Planung vs. "überwachungsstaat" als Folgen großer Datenspeicher). FOr
den IndivIduellen Nutzer von I&K-Technologlen Ist aber der Nutzen bspw. des
Abrufs von Informatlonen zu bestimmten Konsumangeboten über Btx sicherlich
unmittelbar einzusehen, während Risiken Wie der Verlust von Sozfalkontakten
erst langfrlstlg zu erwarten wären und auch Im Falle Ihrers EIntretens nicht mehr
unmittelbar ursächlich auf I&K-Technologlen zurückgefOhrt werden können. For
Btx, um bel diesem Beispiel zu bleiben, Ist der Mangel an Akzeptanz wohl we­
niger auf die Wahrnehmung von gesellschaftlichen Risiken zurückzufahren. als
vielmehr auf dIe relativ hohen finanziellen Kosten des Anschlusses. Der Nutzen
kann zeitlich und sachlich der "Be-nutzung" der Technologie unmittelbar Zuge­
rechnet werden, Während das Risiko zeitlich verschoben und In seinem Bezug
zur Technologie eher diffus wahrgenommen wird. Dieser zeitliche und sachliche
Bruch zwischen Nutzung (oder Nutzen) und Risiko der I&K-Technologlen Ist
Ausdruck der oben erwähnten gesellschaftlichen Vermlttelthelt von Folgen.

Insgesamt schelnt, was die qualitativen RIsikomerkmale angeht, das Rlsikopotentlal
der I&K-Technologlen eher gering zu sein. Dies kann zum Tell auch die bIsher eher
geringe Konfliktträchtlgkeit der öffentl[chen Debatte Ober Risiken der
lnformatisierung erklären. Andererseits Ist aber auch offensichtlich daß die genann­
t~n Dimensionen für die I&K-Technologlen zum Te[( nur schwer o~eratlonalislerbar
Sind. "'Unbekanntheit" Von Risiken z.B, Hegt im Falle der I&K-Technologien weniger
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Im Sinne von "Unsicherheit" über Folgen vor, sondern eher Im Sinne von man­
gelndem Wissen Ober die gesellschaftlichen Prozesse, die Oberhaupt zwischen Nut­
zung und Folgen vermitteln. Oder: Was bedeutet z.B, "Schrecklichkeit der Folgen"?
Im Falle der Kernenergie Ist die Definition mehr oder weniger eindeutig bezogen auf
die physiologischen Auswirkungen radioaktiver Strahlung oder die Anzahl der Toten
bel einem Unfall. Im Falle der I&K-Technologlen Ist das Problemfeld weitaus un­
Oberslchtllcher: Ist z.B. die Rationalisierung von Kommunikationsprozessen eher
wünschbar, weil sie volkswirtschaftlich Kosten spart, oder Ist sie eher "bedrohlich",
weil sie soziale Lebensformen zerstört?

Die Probleme, die sich bel Anwendung der von der sozialwissenschaftlIchen For­
schung ermittelten qualitativen RIsikomerkmale auf I&K-Technologlen ergeben, ver­
weisen wiederum auf die mangelnde BerücksIchtigung des spezifischen Risikotyps
der I&K-Technologlen In der RIsikoforschung. Bspw. sind In den fOr die Risikofor­
schung relevanten Zeitschriften wie "Rlsk Analysis" und "Rlsk Abstracts" bisher keine
Studien Ober "RIsiken der Informatlslerung" erschienen. Der BegrIff RisIko wird nach
wie vor auf In der Hauptsache technisch Induzierte Gefahren fOr Gesundheit und
Umwelt angewandt. Es kommen so nur solche Technologlen oder Gefahrenquellen
In den Blick, von denen Gesundheits- oder Umweltschädigungen zu erwarten sind.
In einer einflußreichen Arbeit Ober die Bedeutung von qualltatlven RIsikomerkmalen
fOr die RIsIkowahrnehmung wurde eine Vielzahl solcher RIsIkoquellen einbezogen,
Von der Kernenergie, Ober das Rauchen bis hin zum TIefseetauchen. Technologlen,
deren Gefahren oder Risiken vorwiegend In sozialen, kulturellen oder politischen
Veränderungen bestehen, wurden nicht berOckslchtigt (sLOVICet al, 1982).

Sogenannte "non-fatallty rlsks", die In hohem Ma8e moraHsche, sozIale und poli­
tische Gefahren Involvieren und für I&K-Technologlen typIsch sind, fanden In der
Forschung bisher kaum Beachtung oder wurden sogar als "non-rlsk factors" behan­
delt (von WINTERFELDT/Edwards 1984, 62).

Von WINTERFELDT und Edwards (ebenda) differenzieren denn auch In einer
Typologie von Konflikten Ober technologische Risiken zwischen "debates that are
etther about rlsks In the speciflc sense or about more general soclal values and
concerns". Um auch diese "non-rlsk factors" (sozIale Werte, polltlsche und öko­
nomische Einstellungen) In ihrer Bedeutung fOr die RIsikowahrnehmung und -kom­
munikation zu berücksichtigen, schlagen von WINTERFELDT und Edwards eine er­
weiterte Typologie vor, die sich nicht allein an der Qualität verschIedener Rlslken,
sondern darOberhinaus auch an spezifischen Merkmalen von Technologlen und an
den Inhalten der um diese Technologie gefOhrten gesellschaftlichen Auseinander­
setzungen orientiert Auf der Ebene der Technologlen unterscheIden sie dabei zwt­
Schen verschieden~n Kategorien von Technologlen deren "Impacts" Im engeren
Sinne risikobezogen sind, d.h mehr oder weniger deutlich gesundheltllc~e un:
ökologische Risiken implizieren und bisher In der RIsikoforschung hauptaächllch b ­
trachtet wurden und solchen Technologien, deren Risiken vornehmlich auf der
Ebene der Bedrohunq sozialer Werte oder moralischer Einstellungen bestimmter so­
zialer Gruppen oder der Gesellschaft Insgesamt liegen.

Dieser letzteren Kategorie wären die neuen I&K-Technologien zuzuordnen. Im we~
sentlIchen sind es wertbehaftete Vorstellungen Ober indIviduelle FreiheIt und poll-

235



tische Ordnung, gesellschaftliche Macht und Herrschaftsverhältnisse, Formen der
Vergesellschaftung, Natur und Bedürfnisse des Menschen oder ganz allgemein Werte
des "guten Lebens", die von der "Informatlslerung" als bedroht erfahren werden.

FOr die Analyse der Kommunikation über Risiken der I&K-Technologlen wären die
o.g. qualitativen Risikomerkmale also um zwei Dimensionen zu erweitern:

1. Gesellschaftliche Vermlttelthelt von Risiken
Je stärker riskante Auswirkungen einer Technologie aber langfristige Prozesse
gesellschaftlichen Wandels vermittelt sind (oder, anders ausgedrückt, wenn es
sich um sozlo-kulturelle Risiken handelt), umso schwieriger Ist die Rekonstruk­
tion eines Ursache-Wlrkungs-Zusammenhanges von Technologie und Risiko. Der
Nutzen der TechnologIe Ist dagegen meist unmittelbar einsichtig. Hieraus lst
dann auch hauptsächlich zu erklären, daß (bisher) In der allgemeinen Öffent­
lichkeit die Einführung neuer I&K-Technologlen kaum zu dramatischen Reak­
tionen gefOhrt hat.

2. Bedrohung gesellschaftlicher Werte
Je stärker gesellschaftliche Werte von den Folgen einer Technologie betroffen
sind, umso abhängiger Ist die Wahrnehmung von Risiken von gesellschaftlichen
Deutungsmustern (vergl hierzu vor allem die Abschnitte 5.2.1 und 5.2,3). Nicht
nur die Bewertung von Risiken und Nutzen wird bel den I&K-Technologien von
Interessen, sozialen Normen, kulturellen Werten und Deutungsmustern bestimmt.
Schon die Bestimmung dessen, was als Risiko oder Nutzen gilt, Ist hier umstrit­
ten und von Deutungsmustern abhängig. Was fOr den einen gerade die Chance
der neuen Technologlen ausmacht (etwa die Rationalisierung von KommunIka­
tionsprozessen), konstituiert fOr den anderen gerade das Risiko.

Die meisten Probleme oder strukturellen Besonderheiten der RIsiko-Kommunikation
Im Bereich "I&K-Technologlen" resultieren aus dlesen belden qualitativen Risiko­
merkmalen von I&K-Technologlen.

5.2 Struktur der Kommunikation über Risiken der I&KMTechnologlen

5.2.1 Ebenen der Kontroverse

V. WINTERFELDT und Edwards unterscheiden In Ihrer Typologie Technologlen nicht
nur nach Ihren spezlflschen "Impacts", sondern auch nach den unterschiedlichen
Typen der AuseInandersetzung über dle Je spezifischen Risiken: Kontroversen. die
sich mehr auf Bewertung und Interpretation von Fakten und Tatsachenwissen bezie­
hen und solche, dle eher von unterschiedlichen Wertorlentlerungen bestimmt wer­
den. Im einzelnen nennen von WINTERFELDT und Edwards folgende Ebenen, wobei
die ersten drei eher "tatsachenbezogen" und die letzten drei eher "wertbezogen"
slnc:

1. Conflicts about data and statlstlcs
2. Confllcts about estimates and probabilltles
3. Confllcts about assumptlons and definitions
4. Conflicts about rlsk-cost-benefit tradeoffs
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•

5. Confllcts about the distribution of rlsks, costs, and beneflts
6. Confllcts about basic soclal values

Typisch für Technologlen, deren Risiken eher auf der Ebene der "value threats and
moralimpositions" angesiedelt sind, Ist denn auch eine deutliche Prägung der ge­
sellschaftlichen Kontroverse durch wertbezogene Themen, wobei der dominante
Konflikt um Werte häufig lediglich In Form eines Konflikts um Tatsachen ausgetragen
wird (a.a.o., 65).

Dies zeigt sich fOr die I&K*Technologlen deutlich, sowohl für den Arbeitsbereich als
auch für den Bereich des auBerberuflichen Alltags:

• Die Auseinandersetzung um die Auswirkungen der "Informatlslerung" auf die
Entwicklung des Arbeltsmarktes und die Qualität der Arbeitsplätze Ist Im we-

. sentIlehen geprägt durch den Interessengegensatz von Kapital und Arbeit und
die daraus resultlerenden unterschiedlichen Kosten/Nutzen trade-offs und Ver­
tellungskonfllkte. Die damit verbundene gegensätzliche Wahrnehmung und Defl­
nltlon von "RationalIsierungsrisiken" - was auf der Unternehmensselte als Chan­
ce der Informatlslerung gesehen wird, stellt sich fOr die Arbeitnehmerseite als
"Arbeitsplatzrisiko" dar * bestimmt damit auch die Auseinandersetzung auf der
"Tatsachenebene" bspw. was die UrsachenfOr die Arbeitsmarktentwicklung an­
geht,

In die Debatte um die Zukunft der Arbe[tsgesellschaft, die vorwiegend auf
(sozlal)wlssenschaftlicher, aber auch auf poJltlscher Ebene gefOhrt wird, fließen
neben der genannten gegensätzlichen Interessenorientierung auch gegensätz­
liche SOZiokulturelle Wertorlentlerungen ein. Eher an Werten wie materieller SI­
cherheit und wirtschaftlichem Wachstum orlentlerte Gruppen betonen die wirt­
schaftlichen Chancen der neuen Technologlen, die eine Lösung der Im Moment
bestehenden Probleme des Arbeitsmarktes und der ArbeitsqualItät bringen wür­
den. Dagegen betonen Gruppen, die eher an "postmaterialIstIschen" Werten wie
Selbstverwirklichung und Partizipation orientiert sInd, die Risiken und setzen auf
einen Umbau der ArbeItsgesellschaft (massIve ArbeltszeltverkCrrzungen, garan­
tiertes Mlndestelnkommen etc.),

FOr die Rlslko-Kommunlkatlon hinsichtlich der Im weitesten Sinne "sozlo·
kulturellen" Auswirkungen der neuen I&K-Technologlen (Kompetenzen der Indl·
viduen, gesellschaftliche' Integration, Entwicklung der Demokratie) Ist In noch
stärkerem Maße als fIlr den relativ klar konturierten Bereich "ArbeIt" eine Be­
stimmung der Definition und Prognose von Risiken durch differente Wertorlen­
tierungen, Gesellschaftskonzepte und anthropologische Grundannahmen festzu­
stellen. Aussagen etwa Ober den drohenden Verlust kommunikativer Kompetenz,
die Zerstörung kreativer Potentrale der Persönlichkeit, das Risiko gesellschaft­
licher Desintegration, Ober wachsende soziale Ungleichheit oder die Stärkung
politischer Macht- und Herrschaftsverhältnisse, wie auch Aussagen Ober die Lö­
sung all dieser Probleme In einer durch Wohlstand und Freiheit gekennzeIch­
neten "Informationsgesellschaft" sind schon wegen Ihres notwendlgerwe[se
prognostischen Charakters empirisch nicht zu validieren und beziehen sich Im
wesentlichen auf gesellschaftstheoretIsche Annahmen wie etwa das
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Habermas'sche Theorem der "Kolonisierung der Lebenswelt" durch zweckratio­
nale Imperative des politischen und ökonomischen Systems (HABERMAS 1981)
oder WEIZENBAUM's Theorem des' "lmpertallsmus der Instrumentellen Vernunft"
(WEIZENBAUM 197B). .

• Differente politische Orlentlerungen und gesellschaftliche Ordnungsvorstellungen
prl:lgen sowohl die Debatte um die Auswirkungen der neuen Technologlen auf
das polltlsehe System und die Entwicklung der Demokratie als auch die Debatte
um die zukQnftlge Ausgestaltung des Mediensystems.

- An einem traditionellen, eher "autoritären" Staatsverständnis orientierte Par­
teien und Indtvlduen sehen In den neuen I&K~TechnoJoglen die Chance zur
Sicherung von Werten wie Daseinsvorsorge, polltlsche Stabilität und Innere
Sicherheit. Sie erwarten, daß ein starker Staat die Gewähr zur Sicherung von
Demokratie und Wohlstand biete. Dem steht eine weltverbreitete Skepsis
gegenOber dem Konzept des "starken Staates" und die Betonung von Werten
wie Partizipation, Dezentralltät, Selbstverwaltung etc. entgegen. Die Konflikt­
linie kann hier grob mit den belden "'Lagern" etablierte Parteien vs. neue so­
zlale Bewegungen umschrieben werden. Insbesondere In der Auselnander­
'setzung um die Volkszählung wurde deutlich, Inwieweit hier auch
gegensl:ltzllche Ansichten Ober die soziale Beherrschbarkeit des
Informatisierungsprozesses als auch ein Mangel an Vertrauen In die Fä­
higkeit und den Willen der staatlichen Administration zu einem verantwor­
tungsvollen Umgang mit den Möglichkeiten der fnformationsfechnologlen
(das Ausschließen von Datenmißbrauch) die RJsJko-Kommunikation bestim­
men.

- Pläne zur Privatisierung von Rundfunk und Fernsehen und zur DereguJlerung
des TelekommunikatIonssystems sind orlentlert an Werten wie "'freie
Programmwahl'" und zielen auf einen "offenen Medienmarkt", der die beste
Garantie für eine Vielfalt an Informationen, Meinungen und Unterhaltung bie­
te (CDU/CSU). Die Gegner der Deregullerungspolltik halten dagegen. daß
diese lediglich partikularen ökonomischen Interessen diene und diesen den
demokratischen und bIldungspolItIschen Auftrag des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks opfere (SPD/Grllne) (vergI. hierzu HUHN/KOSzvK 1985. 52ft.). In
diese Kontroverse Ist somit auch ein Konflikt Ober die gesellschaftliche Ver~

teilung von Risiken und Nutzen der neuen I&K-Technologle eingebunden
(Nutzen fOr die privaten Anbleter von Rundfunkprogrammen und Diensten vs.
Risiken für die gesellschaftliche Entwicklung und die Demokratie).

Alles In allem erweist sich die Debatte In Ihrer starken Prägung durch dIfferente
Wertorlentlerungen als Teil der allgemeinen politischen Ausetnandersetzu ng um
Modernislarungsrisiken und um Sinn und Ziel des wlssenschaftllch.technlschen
Fortschritts.

5.2.2 KonflIktparteien und Ihre Rolle

Fllr gesellschaftliche Kontroversen aber technologische Risiken lassen sich generell
mindestens vier Kategorien von Akteuren oder KonflIktparteien unterscheiden:
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1. Verursacher (Produzenten oder Betrelber riskanter Technologlen)
2. Exponierte

3. Regulierende Instanzen (Legislative, Administration) Jurisdiktion)
4. Wissenschaftliche Experten

Für die Kontroverse über Risiken und Chancen der neuen I&K-Technologlen muß
man zunächst feststellen, daß klare Frontstellungen zwischen solchen Akteurstypen,
zumindest was die allgemeine öffentliche Diskussion angeht - (anders als etwa bel
der Kernenergie) kaum auszumachen sind. Bisher Ist es hier allenfalls zu
"atmosphärischen Störungen'" (PETERMANN 1986, 223) gekommen, aber kaum zu
manifesten Konflikten, etwa um unterschiedliche Konzepte oder "Pfade" der
Implementatlon von ,1&K-Technologlen.

Charakteristisch tOr die Kommunikation OberRisiken der neuen I&K-Technologlen Ist
vor allem, daß die Debatte Insbesondere für die allgemeinen "sozlo-kulturallan" RI­
siken Im wesentlfehen auf (sozlal)wlssenschaftllcher Expertenebe gefahrt wird. Dies
Ist In der Hauptsache auf die "gesellschaftliche Vermlttelthelt'" der "Impacts'" dieser
Technologie und die damit auf der Ebene des Alltagsverstandes nicht unmittelbar
einsichtige Betroffenheit von Risiken zurückzuführen sowie auf den prognostischen
Charakter der RIsikoabschätzung. BefOrworter der l&K-Technotoglen (meist unter­
stützt von Betreibern und Produzenten) betonen die wirtschaftlichen Vorteile der
neuen Technologlen und fahren bezüglich der Betroffenen das Argument der Entla­
stung von Routinetätigkeiten an. Die Kritiker gehen - so könnte man vergröbernd sa­
gen - vom "Kolonisierungsargument'" aus und betonen die lebensweltllch
zerstörerischen Aspekte der I&K-Technologlen. Wissenschaftliche Expertise hat bis­
her Eingang In die allgemeine öffentliche oder politische Debatte, abgesehen von
dem schwer zu evaluierenden Weg der "Publizistik" (verschIedene Experten stellen
Ihre Thesen zu Risiken der neuen Technologlen auch In eher "populärwIssenschaft­
lichen" Veröffentlichungen oder In PresseartIkeln vor), vor allem Ober die Enquete­
Kommissionen des Deutschen Bundestages (vergJ. Enquete-KommissIon 1983, 1987)
gefunden.

Der "klassische" Konflikt zwischen Betroffenen einerseits und BetreIbern bzw. Pro­
duzenten der Technologlen andererseits spielt bisher lediglich bezoglIeh der
Implementatlon von I&K-Technologlen Im Arbertsberelch eine Rolle. HIer fahrt der
Industrielle Interessengegensatz zwischen BelegschaftenfGewerkschaften auf der
einen Seite und UnternehmenfManagement auf der anderen Seite zu manIfesten
Konflikten, die allerdings auch (anders als etwa In der Auseinandersetzung um dle
Kernenergie) In hohem Maße verrechtllcht und reguliert sind. Die Auseinanderset­
Zungen um die EinfOhrung und die Folgen neuer Technologlen Ist mehr oder weniger
Institutionalisiert Ober Betriebsräte MItbestimmungsgremien und rechtliche
Regulatlonen der Konfl1ktaustragung' (Betriebsverfassungsgesetz), was Konflikten
durch die Abfederung von Folgen mittels "Sozialplänen" häufig die Spitze nimmt.

Daß es Im Unterschied zum Arbeltsberalch bisher Im privaten Bereich noch nlch~:u
Konflikten zwischen Betroffenen und Betreibern neuer Technologlen (etw~ ~o~ It x)
gekommen lst hängt zum einen sicherlich mit dem noch wenig an w c eh ein
Ab' . Iit usammen Anders aber aue a s

us austand von I&K-Technologlen für den A ag z • It da neuen
Im Arbeitsbereich erscheint die lmplementatlon und der Umgang m n
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I&K-Technologlen den potentiell Betroffenen nicht als fremdbestimmt. Die RIsiko­
Obernahme Ist freiwillig, die Nutzung noch weitgehend selbstbestimmt. Der "Betrof­
fene" Ist weItgehend selbst der ."Betrelber" der TechnIk, weshalb es hier schon an
konfllktträchtlger "Reibung" zwischen "ExponIerten" und "Betreibern" mangelt. Dies
spIegelt sich auch In empirischen Untersuchungen zur Technikakzeptanz wieder, dle
zeigen. daß mit zunehmender Nähe der TechnologIe zur Lebenswelt (Alltagstechno­
loglen) dIe Akzeptanz zunimmt (vergi. FUCHS 1987). Zudem liegen die Risiken der
"Alltagsinformatisierung" ja weniger In dem Umgang mit dem einzelnen technischen
Artefakt (bspw. Computer). sondern In den aus der akkumulierten und vor allem
vernetzten Anwendung sich ergebenden Effekten, sind also letztlich vermittelt Ober
die mit den neuen Technologlen Implementierte Form der Vergesellschaftung und
weniger direkt Oberdas Verhältnis Verursacher-Exponlerte. Damit Ist aber auch, wie
oben bereits gesagt, eine komplexe Beziehung von Risiken und Nutzen gegeben.
Der Nutzen der I&K-Technologlen liegt fOr den privaten Nutzer unmittelbar auf der
Hand. DIe Risiken werden dagegen nur vermittelt Ober einen langfristigen ProzeB
gesellschaftlichen Wandels wirksam und Ihr ursächllcher Zusammenhang mit den
jeweiligen Technologlen Ist nicht unmittelbar evident.

Mit zunehmender Verbreitung der neuen Technologlen auch Im außerberufilchen
Alltag dürften In Zukunft aber auch Probleme der Risiko-KommunikatIon zwischen
(privaten) Nutzern von I&K~Technologlen und Produzenten oder Anwendern der
technischen Systeme an Bedeutung gewinnen. Probleme wie die Überforderung
menschlicher Lern- und Verarbeitungsfähigkeit durch die Komplexität elektronischer
lnformatlonsverarbeltungs- und Kommunikatlonssysteme durch die Verbesserung
der '"BenutzerfreundlIchkeit" der Technologlen finden bel den Herstellern noch welt­
gehend BerOckslchtlgung, um die Akzeptanz der Systeme zu erhöhen. In den
Blidschirmtextpllotprojekten spielte bspw. die Kritik an der Komplexität und Ineffek~

tlvltät des angebotenen Informationssuchsystems eine wichtige Rolle (vergi.
MAYNTZ et al, 1979-1983, Bd, 1). Demgegenober könnten aber Probleme wie die
mangelnde BerQckslchtigung kommunikativer Nebenzwecke der von der Dienstlei­
stungsautomatisierung betroffenen Alltagsaktlvitäten, d.h. die mangelnde BerOck­
slchtlgung "lebensweltllcher" Bedarfnisse der Nutzer von l&K~Technologlen durch die
an Kriterien wie wirtschaftliche und technische Effizenz orientierten Produzenten und
Anwender Anlaß zu Konfl1kten geben. Bezeichnend ist hier der Umstand, daß rech­
nlker die Frage der Akzeptanz häufig nur unter dem Gesichtspunkt mangelnder Be~
nutzerfreundllchkelt oder Effektivität sehen und bspw. kaum unter dem Aspekt von
negativen Auswirkungen auf die alltägliche Herstellung von "Lebensqualität" durch
Informelle Sozialkontakte. Akzeptanzprobleme geraten hier häufig lediglich unter
dem Gesichtspunkt der technischen Verbesserung der Mensch-Maschlne­
Kommunikation in den Blick (vergi. z.B. POSCHENRIEDER/ZEITLER 1987).

Die politische AdminIstration Ist In dIe Auseinandersetzung um Risiken der
I&K~Technologlen bisher kaum in regulierender Funktion Involviert. Durch das Enga­
gement In der Verkabelungspolitlk und Im Zusammenhang mit der Volkszählung tritt
sie selbst als Betreiber oder Verursacher auf und wird zum Ziel der Kritik von poli­
tischen Gruppierungen und neuen sozlatsn Bewegungen.



DIe Krltlk an der Durchführung der Volkszählung und die vorgebrachten Bedenken
hlnslchtHch der Gewährleistung des Datenschutzes haben zu einer Neubewertung
der rechtlichen Bestjmmung~n zum Datenschutz gefllhrt und damit auch die
LegislatIve und die Judikative als regulierende Instanzen In die Diskussion um die
politischen Risiken der I&K-Technotogien Involviert; sowohl auf betrieblicher Ebene
(PersonalInformationssysteme) als auch auf allgemeinrechtlIcher Ebene wurde ein
"Recht auf InformatIonelle Selbstbestimmung" festgeschrieben. Außerdem wurden
Regelungen zum "AbglelchH behördlicher Datensammlungen, zum Recht der Erhe­
bung persönlicher Daten durch Behörden und zum Recht der Information der Betrof­
fenen Q'ber erhobene Daten erlassen. Diese rechtllchen Bestimmungen werden al­
lerdings von Kritikern und Datenschutzbeauftragten auch weiterhin als unzureichend
betrachtet (vergl. z.a, von SCHOELER 1986).

Das Engagement des politischen Systems In der Auseinandersetzung um Risiken der
Informatlslerung In Form eines vom Deutschen Bundestages Inltlerten Technology­
Assessment In der "Enquete~Komlsslon neue Informations- und KommunIkations­
techniken" (Enquete-Kommission 1983) zeigt durch sein'IetztendllchesScheitern (Die
Kommission legte keinen Abschlußbericht vor und wurde mit dem Reglerungswech~
sei 1983 nach Ablieferung eins ZwIschenberichts aufgelöst' Inwieweit politische
Ordnungsvorstellungen In die Diskussion um technIsche Risiken hineinwirken und
eine regulierende. quasi-neutrale Rolle parlamentarischer Institutionen erschweren.
Das Scheitern der Enquete-Kommission fällt zusammen mit dem Engagement der
neuen RegierungskoalItion fOr die Verkabelung, d.h, mit der Übernahme der Rolle
des Betrelbers der durch die Kommission zu bewertenden Technologie (vergi.

HOFFMANN~RIEM 1988).·

5.2.3 Ursachen von Kontroversen und Kommunikationsproblemen

Kontroversen aber Risiken der I&K-Technologlen haben Ihren Ursprung zunächst
darin, daß bezOgllch der gesellschaftlichen AuswIrkungen der neuen
I&K-Technologlen keine gesicherten Erkenntnisse vorliegen. Diese Unsicherheit des
Wissens und der Mangel an validen Daten aber die meisten RIsikoaspekte der
I f b RI lk n hat andererseIts
n ormatislerung stimuliert einerseits Kontroversen 0 er 5 e ,

bisher aber auch manifeste Konflikte weitgehend verhindert.

U I h k unikatfonssoziologisch
rsachen für Kommunikationsprobleme lassen sc omrn P bl be

d I Empfänger· ro em •
entweder als Sender-, als Botschafts-, als Medlum- 0 er a 5 der Risiko-Korn-
greIfen. COVELLO et al (1986) haben dieses Modell auf Probleme f dl I

• k ft dieses Modells or e spez -
munikation zu Obertragen versucht. Die Erklärungs ra ränkt als das Modell
fiSche ProblematIk der I&K.Rlslken Ist aber [nsofarn :~n~~:t~~ution~IISJerten gesell.
Von einem mehr oder weniger entwIckelten oder g I&K~Technologlen ist die Rl.
SchaftlIchen Diskurs Ober RIsiken ausgeht. Im Falle d~~ tlIchkelt aber bisher nur
Slko-Kommunlkatlon. zumIndest In der allgemeinen e~llchen ;uf Expertenebene
rUdImentär entwIckelt, und Kontroversen finden Im wes

en
ll

chaftllchen Kommunika·
~tatt. Dennoch lassen sich einige der Probleme de~~~:L:O et al, vorgeschlagenen
tlon aber Risiken der "Informatlslerung" mit der von

8egriffllchkelt beschreiben.
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Botschafts-Probleme - ergeben sich vor allem aus dem Mangel an empirisch gesi­
chertem Wissen Ober die gesellschaftlichen Folgen des Einsatzes neuer
I&K-Technologlen (COVELLO et al.; "Iarge data uncertalntles"), DIes liegt wIe gesagt
zum einen daran, daß gesamtgesellschaftlIch betrachtet die "Informatlslerung" si­
cherlich erst am Anfang steht, Ausagen Ober Folgen also nur auf einer dOnnen Da­
tenbasis gemacht werden können, Zum anderen aber sind Rlslkoabschätzunpen ge­
rade fOr gesellschaftliche Folgen des Einsatzes von Technologlen Immer stark von
gesellschaftlich Deutungsmustern oder theoretIschen Annahmen abhängig, wodurch
auch nur selten Konsens etwa Ober die Relevanz von Daten für die Prognose tech­
nisch bedingter gesellschaftlicher Veränderungen oder RIsiken zu erreichen 'Ist.
Hieraus erklärt sich zum Tell dle bis zum wechselseitigen Unverständnis reichende
GrundsätzlIchkelt der Auseinandersetzung (Informatlslerung als "Segen" oder
"FluchN

) , wie auch die relative Folgenlosigkelt solcher Kontroversen für die allge­
meIne Öffentlichkeit (d.h. der Mangel an manifesten Konflikten). Da Risiken der
I&K-Technologlen kaum unmittelbar erfahren werden und die Abschätzung von Fol­
gen (RisIken oder Chancen) kaum empirisch zu validieren Ist, läßt sich zwar trefflich
debattieren, aber unmittelbarer Problemdruck, der sich In manifesten Konflikten ent­
laden könnte, besteht offenbar nicht.

Sender- oder Quellen·Probleme - bestimmen hauptsächlich die Kontroverse um den
Datenschutz. Mangelndes Vertrauen In politische InstItutionen hinsichtlich deren
Willen und Möglichkeiten zur Verhinderung von Datenmißbrauch Ist eine wesentliche
Ursache tar die ThematJslerung des Risikos einer Zunahme politischer Überwachung
und Kontrolle. Ähnliche Probleme zeigen sich In der KommunikatIon zwischen Ma­
nagement und Belegschaften Ober die Folgen der mikroelektronischen Ratlonallsle­
rung In Produktion und Verwaltung. Gegensätzliche Interesse der Verwertung von
Kapital auf der eInen und von Arbeitskraft auf der anderen Seite fahren Insbesondere
auf Selten der Belegschaften zu MIßtrauen bezüglich der 'Rlstkolnforrnatlonen" des
Managements. Schließlich Ist auch dIe Kritik an den Verkabelungsplänen der
Bundespost und an der Zulassung von privaten Fernsehanstalten zu einem Guttell
von dem Verdacht gespeist. daß die Betrelber dieser Pläne (Medienkonzerne und
Bundespostministerium) wenIger allgemeinwohiorientiert handeln, wIe es Ihre poli­
tische RhetorIk vorgibt. sondern eher partikulare wirtschaftliche Interessen verfolgen.
Insofern erklären sich auch hier Kontroversen um gesellschaftliche Risiken der
I&K-Technologlenzumindest zum Tell aus einem Mangel an Vertrauen in die Quellen
von Informationen Ober den Sinn und Zweck der "neuen Medien".

Medium- oder Kanal-Probleme - Ein Urteil Ober die Rolle der Medien im Prozeß der
I&K~spezlflschen Risiko-Kommunikation wäre nur Im Anschluß an detaillierte In­
haltsanalysen zu teffen, dürfta aber Insofern Probleme aufwerfen. als eine solche
Analyse ~ zumindest für dIe Erhebung von "inaccuracles and dlstortlons" In der Be­
richterstattung (COVELLO et al. a.a.O.) - einen "obJektiven" RIsikobegriff voraussetzt,
an dem die Berichterstattung der Medien zu messen Wäre;

Empfänger-Probleme - Soweit hierunter Probleme In der Rezeption von Risikoinfor­
mation durch ~ExponierteN verstanden werden, IMt slch fOr den Bereich der
I&K-Technologlen schon deshalb wenig aussagen, weil dle Risiko-KommunikatIon
zwischen Betroffenen und Betreibern oder anderen Akteuren der Rislko-Kommu-
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nlkatlon kaum entwickelt Ist. Soweit hierunter Probleme der RIsikowahrnehmung
verstanden werden, macht es wenig Sinn, wie COVELLO et al, Begriffe wie
"'Inaccurate perceptlons" (als DefIzit auf Selten der Empfänger von RIsikoinformatIon)
einzuführen. Zumindest für Risiken der' I&K-Technologlen muß zunächst von
"splstemoloqlsch" glelchberecht1gten Mustern der RIsikowahrnehmung ausgegangen
werden, um daran anknOpfend etwa KommunIkatIonsprobleme zwischen verschie­
denen Gruppen zu analysieren.

Auf dieser Ebene kann denn auch eine hinter den mit dem genannten kommunika­
tionssoziologischen Modell beschreibbaren Problemen liegende Ursache fOr Kontro­
versen aber RIsiken der Informatlslerung und Medlatlslerung ausgemacht werden,
nämlich die den AuseInandersetzungen unterlegten verschiedenen politischen, kul­
turellen und gesellschaftlichen Deutungsmuster. DIese bestimmen Insbesondere
aufgrund des Wertbezugs der Risiken der lnformatlslerung ("'value threats") sowie
des weitgehend spekulativen Charakters der Kontroverse die Wahrnehmung und
Deflnltron von Risiken.

Die sozialwissenschaftlIche RIsikoforschung hat sich In den letzten Jahren darum
bemOht, dem Umstand Rechnung zu tragen, daß verschiedene gesellschaftliche
Gruppen Ihrer Haltung gegenOber Risiken offenbar unterschiedliche RIsikobegriffe
unterlegen, und ist der Frage nachgegangen, "...welche Merkmale die Wahrnehmung
von R1slko charakter1sleren und welche Faktoren diese Wahrnehmung beeinflussen'"
(vergi. JUNGERMANN/SLOVIC, 1987,6). D1e Forschung hat sich dabei Immer weiter
von einem rein "technischen" durch Schadensausmaß und -wahrscheinlichkeit be­
stimmten RIsikobegriff entternt und zum einen auf die Bedeutung "qualitativer
Rfsikomerkmale" fOr das Alltagskonzept von Risiko hingewiesen. Auf der anderen
Seite löst sie sich mehr und mehr von einem "objektlvIstischen'" RIsikobegriff und
begreift Rlsfko als "collectlve construct" (DOUGLAS/WILDAVSKY 1982a; vergi. auch
JUNGERMANN/SLOVIC 1967.48), als in gleichem Maße etwa wie religiöse Weltbilder
ober politische Ordnungen sozial konstituiert und nur In verschiedenen sozialen

Kontexten verständlich:

MRalher than beeing somethfng that 15 Inherent in the external world, rlsk and Jt~
absence are qualltles that are conferred upon It by soclal process.

(THOMPSON/WILDAVSKY, 1982, 147, Herv.lm OrJg.)

Damit sind Debatten aber Risiken aber Immer auch Debatten aber die Le
g1tf,mltä:,

b t b t t organlze soclal relat ons
es ehender sozialer Ordnung und darOber Hhow es 0 I I

(DOUGLAS/WILDAVSKY 1962b S 50) Dfes gilt insbesondere dann, wenn - we d
m

Falle der I&K-Technologlen _ d~S RlsikopotentJal einer Technologie ~or~:Iem g:;Sdi
e

in einer Veränderung sozialer Beziehungen oder Verhältnisse beste t, er ger e
Debatte dann sehr schnell auf die Ebene grundsätzlicher Auseinandersetzungen um

Sinn und Ziel des wissenschaftlich-technischen Fortschritts.

A tfl h die Kontroverse Ober Rlsl-
uf dieser Ebene scheint mir denn auch das wesen c e, siedelt zu sein und

ken der Informatfonstechnologlen prägende Deutung5~~~~rdae~g;echnOIOglen unter­
ZWar die ,jeweils der Beurteilung von Chancen und RIS h ngs Technik - Gesell­
legten Konzepte des Bedlngungs- und Wlrkungszusamm~n am Zweck der Analyse
Schaft (vergi. dazu auch HUBER 1987). Idealtypisch - d.h. a s zu
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konstruierte "reine" Typen, nicht als "reale" Typen - lassen sich vier solcher Kon­
zepte unterscheiden.

1, Der optimistisch-deterministische Standpunkt
Das Verhältnis von technischem und gesellschaftlichem Wandel wird als positiv
gerichteter Determlnlerungszusammenhang Technik ;; = = > Gesellschaft ver­
standen. D.h., die technische Entwicklung bildet den Motor des zivflisatorlschen
Fortschritts, Die durch dle Technik vorangetriebene Rationalisierung des wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens wird .lm wesentlichen als ProzeB der
Entlastung, der Herstellung von Freiheitsräumen, der Versachllchunq sozialer
Beziehungen, der ErweIterung von Handlungsspleiräumen gesehen. Dies scheint
das vorherrschende Gesellschaftsblld des traditionellen "Technikers" und
"Technokraten" zu sein, das nur wenIg Spielraum fOr die Wahrnehmung evtl. ge­
sellschaftlicher Risiken von Technik bietet. Folglich werden auch
PAkzeptanzprobleme" als Ratlonalltätsdeflztte von Mensch und Gesellschaft be­
trachtet oder bestenfalls als durch eine Weiterentwicklung der Technik in Rich­
tung auf mehr BenutzerfreundlIchkeit zu behebendes Anpassungsproblem gese­
hen (vergi. 2.B. POSCHENRIEDER/ZEITLER 1987).

2. Der pessimistisch-deterministische Standpunkt
Auch dieser Standpunkt unterstellt eine Determination der gesellschaftlichen
Entwicklung durch die Technik, allerdings mit umgekehrten Vorzeichen. Der
durch die Technik In Gang gesetzte Ratlonallslerungsprozeß wird nicht als Entla­
stunas-, sondern als .Entfremdungsprozeß gesehen, als Prozaß der Zerstörung
lebansweltlicher Beziehungen. wachsender Abhängigkeit von unlJberschaubaren
technischen Systemen etc, Viele der Befürchtungen hlnslchtllch der Verödung
des Alltags und der Auflösung sozialer Beziehungen durch I&K-Technologlen
beruhen auf einem solchen fortschrlttsskeptJschen TechnikbIld.

3. Der optlmlstfsch~/nstrumentalistische Standpunkt
Der Charakter der technischen EntWicklung und ihres Einflusses auf die Gesell~

schaft wird nIcht als durch etwa eine der Entwicklung inhärente positiv oder ne­
gatIv gedeutete RatIonalisierungslogik vorherbestimmt begriffen. Technik wird
als Instrument verstanden, dessen Charakter von der gesellschaftlichen Anwen­
dung abhängig Ist, oder doch zumindest hiervon modlfrzlert wird. Als Beispiel
eines solchen Standpunktes set etwa das Plädoyer Klaus Häfners (1984) für die
"human computerisierte Gesellschaft" genannt. Zwar sieht Häfner durchaus
vielfältige gesellschaftliche Risiken der neuen I&K-Technologien; deren Entwick­
lung selbst wird aber mehr oder weniger als autonomer, nicht gesellschaftlich
gesteuerter oder steuerbarer Prozeß verstanden, so daß es letztlich die Aufgabe
und Chance der Politik bleibt, die Technik "human" zu gestalten. HAEFNER sieht
vor allem für das Bildungssystem dIe Aufgabe, den Menschen zu einem IIkom­
petentan" und "sozialverträglichen" Umgang mit den neuen Technologlen zu ba­
fähIgen.

4. Dar pessim/stlsch-Instrumentallstlsehe Standpunkt

Auch hler wird angenommen, daß die technische Entwicklung abhängig ist von
Ihrer gesellschaftlichen Gestaltung. Da das gesellschaftllche Handeln aber be­
stimmt sei von partikularen wirtschaftllchen Interessen, diene der technische
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Fortschritt Im wesentlichen der Durchsetzung von ProfIt- und MachtInteressen.
Bezüglich der I&K-Technologlen finden sIch Elemente dieses Standpunktes z.B.
In der "linken" KritIk an der VerkabelungspolItIk der Bundesregierungoder an der
Öffnung von Rundfunk und FernsehenfOr private, an wIrtschaftlichem Ertrag ori­
entierte Programmanbieter.

Es sei noch einmal darauf hingewiesen, daB es sich hIer um eine IdealtypIsche
Unterscheidung handelt, die nIchts Ober die "RealltätstOchtlgkelt" der Jeweiligen
Standpunkte aussagen will. Inwieweit solche "TechnikbIlder'" und die Zunahme einer
kritischeren Sicht der Technik mit einer realen Zunahme technisch bedingter Risiken
Im Zuge der "Modernlslerung" - wie etwa BECK (1986) postuJlert - zusammenhängen,
kann hier nicht geklärt werden. Auch soll die gewählte Typologie nicht darober
hinwegtäuschen, daß sich In der gesellschaftlichen WIrklichkeIt die genannten
Standpunkte vielfach vermischen. Dennoch kann die getroffene Unterscheidung fOr
die Verdeutlichung der die Wahrnehmung von - und die Kommunikation Ober Risiken
bestimmenden wesentlichen Deutungsmuster hilfreich sein.

5.3 Ansätze zur Thematlslerung von Risiko-Kommunikation

Da Kontroversen Ober Risiken der neuen I&K-Technologlen, abgesehen vom Ar­
beltsberelch, bisher kaum In Form manifester Konflikte ausgetragen werden und da­
mit auch kaum Institutionalisierte Formen der Konfllktaustragung existieren, werden
bisher auch weder öffentlich noch wissenschaftlich Probleme der Rlslkommunlkatlon
In diesem Technologiefeld Im Sinne einer Metakommunikation aber RIsiko-Kommu­
nikatIon thematisiert. Ansätze hierzu liegen allenfalls In sozialwissenschaftlIchen
Feldstudien zur ElnfOhrung neuer Technologlen In Betrieben und den dabeI auftre­
tenden Konfllkten vor. Der Schwerpunkt solcher Studien liegt allerdings rnelst auf
dem Konfllkthandeln der Belegschaften und wenIger In einer Analyse der
Wahrnehmung von - und der Kommunikation Obertechnologische Risiken.

5.4 Besonderheiten der Kontroverse In der BRD?

Eine auch die breitere Öffentlichkeit erfassende kontroverse Diskussion um die ge­
sellschaftlichen Folgen der I&K-Technologlen findet mittlerweile In allen westlichen
IndustrIeländern statt, vielleicht mit Ausnahme von Japan. Als Besonderheiten der
bundesrepubl1kanlschen Kontroverse wären allenfalls eine stärkere Thematlslerung
der "Iebensweltllchen" Risiken der I&K-Technologlen, sowie vielleicht eine stärkere
PolitisIerung der Debatte durch das Aufeinanderprallen von an "postmaterla­
I1stlschen" Werten orientierten sog. '"neuen sozialen Bewegungen" und etablierten.
an Werten wIe WIrtschaftswachstum und technischem Fortschritt orIentierten Grup­
pen und Institutionen zu nennen. BeJdes Ist wohl kaum aus einer spezlflschen
"1&K~Problematlk" in der BRD zu erklären, sondern ist Ausdruck der In der BRD ge­

nerell schärferen Kontroverse Ober "Modernlslerungsrlslken".

Ei I ge des Computers und zur
n Internationaler Vergleich von Umfragedaten zum ma LANGE 1964 S 45-48)

Einstellung der Bevölkerung zu neuen I&K-Technologlen ( 1 I' I ·h
k I T d zu einer pess m st sc eren
Ommt zu dem Ergebnis, daß sich international e n ren
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Technikeinstellung abzeichnet. Während sich aber zu EInzeiproblemen wie Daten­
schutz und Arbeitslosigkeit C\le Umfrageergebnisse International mehr und mehr an­
gleichen, zeigt sich hinsichtlich der generellen Sicht "des Computers" und seiner
Wirkung auf die Labansquatltät, daß hier In der Bundesrepublik pessimistische Ein­
stellungen Oberwiegen, während etwa In Großbrlttanlen und den USA die Oberwie­
gende Mehrheit der Bevölkerung eindeutig positIve Erwartungen hegt. Auch diese
Differenz In der generalisierten Einstellung zu den neuen Technologlen, bel ähnlichen
Einstellungen zu spezifischen Problemen, weist die besondere Bedeutung der allge­
meinen "Fortschrlttsdlskusslon" und möglicherweise der o.g. "TechnikbIlder" In der

BRD hin.

6. Forschungsperspektiven und Verwertungszusammenhang

"Kommunikation aber Risiken der I&K-Technologlen" erweist sich In der SkIzzierung
Ihrer wesentlichen Themen und Probleme als vielschichtiges Feld gesellschaftlicher
Kontroverse um die Gefahren und Vorteile technischer Innovationen. So vlelfältlg
aber auch die ArgumentatIonslInien sind, so wenig focusslert und In manifesten
Konfllkten geronnen Ist - trotz des von BefOrwortern wie Gegnern zugestandenen
Immensen gesellschaftlichen Veränderungspotentials der Technologlen - häufig die
gesellschaftliche Auseinandersetzung hierüber, Aufgrund des Im Vergleich zum
Machbaren und Beabsichtigten In vielen Bereichen noch wenig entwickelten "Aus­
baustandes" verbleibt die Kontroverse meist auf der Ebene allgemeiner Reflektlon
Ober potentielle Risiken und Chancen. Dies schränkt auch das Spektrum möglicher
Forschungsthemen stark ein.

Auf der anderen Seite 11:Ißt der Stand der Forschung zu den gesellschaftllchen Risiken
der I&K-Technologlen doch wichtige und durchaus zu bearbeitende Fragen offen.
Da abgesehen von den bestehenden Forschungslacken hlnsichtllch der Abschätzung
yon Chancen und Risiken der I&K-Technologlen auch so gut wie keine Arbeiten vor­
liegen, die sich mit dem "Meta-Thema" der Kommunikation Ober Chancen und Risi­
ken auseinandersetzen, eröffnet sich fOr die Gruppe MUT lrn Prinzip ein nahezu un­
Oberschaubares Feld von mögllchen Forschungsprojekten. Stellt man aber In
Rechnung, daß Forschu ng zur Risiko-Kommunikation sich nicht allein auf die
Thematlsierung InnerwissenschaftlIcher Kontroversen beziehen kann, sondern zu­
mindest Ansätze zu einer konfllktorlschen oder kontroversen Thematislerung von
Risiken und Chancen In der allgemeinen Öffentlichkeit voraussetzt, kämen meiner
Meinung nach folgende Themen In Frage:

• Sinnvoll erscheint zunächst eine theoretlsche oder empirische Beschäftigung mit
dem allgemeinen, "Ideologischen" Hintergrund der Risiko-Kommunikation Ober
J&K-Technologlen. Vorstellbar wäre hier eine an die oben vorgeschlagene
Typologie von "Technlkblldern" anknOpfende Untersuchung der Frage, welche
gesellschaftlichen Deutungsmuster die Wahrnehmung von Chancen und Risiken
(bspw. von Herstellern/Betreibern der neuen Technologien, von. politischen
Gruppierungen/Parteien oder nach Lebensstilen unterschiedenen sozialen GrUp­
pen oder "SUbkUlturen") prägen. Mögllch wäre elns eingehende Analyse von
Publlkatlonen verschiedenster Art • von wissenschaftlichen Veröffentlichungen,
aber Publikationen einschlägiger Unternehmen (Siemens etc.) bis hin zu
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Statements In den Medien oder Werbung fOr einschlägige technische Systeme-,
um hlerübar die kommunizierten Rlslko- (rsp. "Chance"-) Begriffe und die dahin­
ter liegenden "Technikbilder" zu ermitteln. Schwieriger dOrfte es sein, die Vor­
stellungen "privater" (auch potentieHer) Nutzer zu erheben. Die von der allge­
meinen Bevölkerung bel der Bewertung von Risiken und Chancen der
Informattslerung angewandten RlsJkobegrlffe und Tachnlkbllder dürften nur Ober
eine standardisierte Befragung zu erheben sein, während die Deutungsmuster
spezifischer Nutzergruppen ( z.B. Btx-Nutzer, "Hacker") mittels qualitativer Me­
thoden erforscht werden könnten.

Eine solche Aufarbeltung der "gesellschaftlichen Konstruktion" der RIsIkowahrneh­
mung könnte dann In speziellere Untersuchungen einfließen.

• Die Debatte um die Ratlo~a/lsferung der Arbeit durch Mikroe/ektronlk
Hier Ist es um die Risiken Arbeltsplatzverlust und QuallflkatJonsverlust zu einer
massiven Kontroverse zwischen Betroffenen (Arbeitnehmern) und Anwendern
(Unternehmen/Management) sowie zwischen. politischen Interessenverbänden
gekommen. Interessant wäre hier eine Untersuchung der unterschiedlichen
"trade-offs" von Chancen (wlrtschaftllche BetrlebsfOhrung, Konkurrenzfähigkelt)
und RIsiken (Arbeitsplatzverlust, Entwertung von Qualifikationen) bel ElnfOhrung
neuer Technologlen zwischen Management und Belegschaftenl Betriebsrat! Ge·
werkschaften, wobei auch Möglichkeiten der Verbesserung der Rlslko·Kommu­
nlkatlon bspw. durch Partizipation von "'Betroffenen" bel der ElnfOhrung neuer
Technologien erörtert werden könnten.

Hier bietet sich auch die Möglichkeit, mittels FallstudIen prozessuale Aspekte der
Risiko-Kommunikation zu untersuchen:

Welche Strategien werden von den Konfllktpartelen In der Auseinanderset·
zung um Folgen von RatlonalislerungsmaBnahmen angewandt?

Wie verändern slch ArgumentatIonsmuster Im Laufe der Auseinanderset­
zung?

In welcher Weise belnflußt die für ArbeitskonflIkte typische Verrechtllchung
und Institutlonallslerung von Modi der KonflIktaustragung die Risiko-Kom­
munikation? Trägt sie zur Versachllchung der Auseinandersetzung bel? Ver­
hindert sie die Artlkulatlon speziflscher Interessen und die BerOckslchtigung
gruppenspezifischer Risiken, die slch z.s, aus der sogenannten

"Segmentatlon des Arbeitsmarktes" ergeben?

Untersucht werden könnte auch, inwieweit bestimmte Partlzipatlonsmodeile
angewandt werden oder angewandt werden könnten (Mitbestimmung,
"Informed consent"), und Inwieweit diese auf andere Felder der

Rislkokommu nlaktlon Obertragbar sind.

Aufschlußreich könnte auch eine Untersuchung der bel der Teleheim~bel:f"m~g­
lIcherweise auftretenden Intra-personalen Konflikte durch den Utra dtn er
wahrgenommenen Chancen und Risiken sein (Möglichkeit der Verbin ung von
Arbeit und Familie vs. Isolation und mangelnde soziale Sicherheit).
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•

• Die Auseinandersetzung um den Datenschutz
Auch hier sind zwischen Betroffenen (BOrger) und "Anwendern", zum Tell auch
zwischen Vertretern der sog. "netien sozialen Bewegungen" und "etablierten"
Parteien, konkrete Risiken wie staatliche überwachung und Verlust der Prlvat­
sphäre Gegenstand der Auseinandersetzung. Aussichtsreich dOrfte hier etwa
eine Untersuchung der Frage sein, Inwieweit die Wahrnehmung von Chancen und
Risiken der Datenakkumulation und -Vernetzung vom Grad des Vertrauens In
Politik und Administration bestimmt Ist (Source Problems).

• Die Auseinandersetzung um die "Deregulierung" von Rundfunk. und Fernsehen
sowie Post- und Fernmeldewesen
Insbesondere die Verkabelungspolltlk des Bundespostministeriums hat den Streit
um die neuen I&K-Technologlen zum politischen Thema werden lassen. Hier
könnte eine Analyse der die verschiedenen RIsikowahrnehmungen prägenden
gesellschaftlichen und politischen Ordnungsvorstellungen und Interessen sowie
der hieraus sich ergebenden Kommunikationsprobleme ansetzen. Methodisch
könnte man vielleicht an die von MUT durchgefOhrte SozialverträglIchkeitsstudie
anknOpfen (RENN et al, 1982).

• Automatisierung von Dienstleistungen
Dies scheint Insofern ein vielversprechendes Forschungsfeld zu sein, als hier
zum einen Risiken ( unterschiedliche Zugangs- und NutzungsmöglIchkeiten nach
Alter und Bildung, Gefahr sozialer Isolation etc.) deutlich auszumachen sind und
auch zwischen Betroffenen und Anwendern thematisiert werden können. Zum
anderen werden die genannten Probleme noch nicht (wie z.B. 1m Fall der Ratlo­
naltslerungsdebatte oder der Massenkommunikation) von wissenschaftHchen
SpezialdisziplInen bearbeitet.

Zu thematisieren wären hier bspw. die Ansprüche von Klienten an kommerzielle
und staatliche Dienstleistungen einerseits (Individuelle Beratung, Partizipation)
und das Bedürfnis nach Rationalisierung der DIenstleistungstätIgkeit bei den pri­
vaten Anwendern bzw. der staatlichen Administration andererseits.

Allgemeinen Auswirkungen der neuen Techn%g/en auf den auBerberuflichen
A/ltag und die sozialen Beziehungen ..

Hier wäre zunächst einmal eine Erhebung der von der Bevölkerung wahrgenom­
menen Chancen und Risiken der Informatlsierung des Alltags (auch Im Hinblick
auf gruppenspezifische Unterschiede nach Alter, Bildung, soziokulturellen Inter-
essen etc.) nötig. .

Interessant hinsichtlich des Problems der (politischen} Ausgestaltung zukOnftiger
I&K-Landschaften dOrfte auch die Thematlslerung der Frage sein, welche Kom­
ponenten der Alltagskommunlkatlon dle potentlellen Nutzer von
I&K-Technologlen im Vergleich zu Produzenten, Anbietern. Experten und Admi­
nistration betonen, und inwieweit ein eher "technisch-rationales" Verständnis von
Kommunikationsprozessen auf Selten der letzteren an den "diffusen" Bedürfnis­
sen der Alltagskommunikation vorbetzlelt.
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Verwertungszusammenhang:
Die gesellschaftliche Verwertung von Forschungsergebnissen zu den genannten
Fragestellungen sollte an dem Ziel einer "Ratlonallslerung'" der Kommunikation Ober
Risiken der I&KwTechnologlen orientiert sein. Da aber die Kontroverse um die
Informatlslerung ~ wie gezeigt - stark von gegensätzlichen polltlsehen und gesell­
schaftlichen Deutungsmustern durchdrungen Ist und zum anderen thematisch we~

niger vom Streit um manifeste, in Irgendeiner Welse empirisch zu verifizierende Fol~

gen der neuen Technologlen, sondern Im" wesentlichen von zwar sehr
weitreichenden. aber daher häufig auch spekulattven, wertgeleiteten Prognosen be­
stimmt Ist, wird dieses GrobzIel nur schwer zu operatlonaHsleren sein. Risiko-Korn­
munlkatlonsforschung wIrd sich daher leicht dem Verdacht aussetzen, Verbesserung
von Kommunikation Immer unter der Prämisse partikularer, gruppenspezifischer
Wertgesichtspunkte zu betreiben. Wie sie slch einem solchen Verdacht entzIehen
könnte, soll hier nicht erörtert werden. Das Problem sollte allerdings als Problem der
Glaubwardlgkelt von Rislko-Kommunlkatlonsforschung selbst (Source Problem I) bel
der Forschungsplanung berOckslchtlgt werden.

Potentiell könnte jede der In die "Debatte um I&K~Rlslken Involvierten Gruppen: Ad­
ministration (Deregullerung. VerkabelungspolItIk). politische Parteien und tnteres­
sengruppen, Produzenten und Betrelber der Technologlen (Akzeptanzsicherung).
Betroffene (etwa Belegschaften und Interessenvertretungen) an Forschungen zu "
Struktur und Problemen der RIsiko-Kommunikation Ober I&K-Technologlen zur Opt'·
mlerung der Artikulation eIgener Standpunkte Interessiert sein,

Daraber hinaus wäre insbesondere wegen der deutlichen Ausprägung von grundle­
genden gesellschaftlichen Deutungsmustern In der Debatte um I&K-Rlslken ein Bei­
trag zur wissenschaftlichen Erhellung gesellschaftlicher Kontroversen Ober Moder­
nlsierungsrlslken und der gesellschaftlichen Technikdebatte zu erwarten.

7. Zusammenfassung

Kommunikation aber Risiken der I&K-Technologien heißt Im wesentlichen Kernmu­
nlkatlon Ober Im weitesten Sinne sozlo~kulturelle Folgen der ""nformatlslerung'" und
'"Medlatislerung" von gesellschaftlichen Prozessen der Wlssensverarbellung und
Kommunikation Die 1m einzelnen kontrovers bewerteten Folgen lassen sich zum
Zweck der Dars;ellung nach Anwendungsfeld der Technik und WIrkungsdimensionen
unterSCheIden. Tabelle 4 faßt die Themen der Kontroverse noch einmal grob zusam­

men.

RIsikobegriff . H t che um sozlo-
Daß es sich bel den Risiken der I&K-Technologlen In der aup sa

11 h ftUchen Kontroverse um
kulturelle Risiken und nicht (wie bisher In der gese sc a 't handelt bringt spe-
technologische Risiken) um Risiken fOr Umwelt und Gesundhel It i h
zifische Probleme für die Risiko-KommunIkation in diesem Bereich m sc.
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Handlungs-

Folgen IDr das poil-kontextel Folgen für das Indlvi- Folgen IDr das sozialeWirkungs- duum System tische Systemdirnen-
.slenen

• ArbeItsloslgkeIt

• Zunahme von• Dequallflzlerung Überwachung arn
Arbeltsenlfrem- Arbeitsplatz durch•

Personallntorma-dung • Massenarbeltslo-
tfonssysteme(Entslnnllchung slgkelt (ZweI-

der Tätigkeiten, Drittel- • Machtunglelch-
c Verlust von Gesellschaft) gewicht zwischenQI EntscheIdungs-

Management und~
.!!! spIelräumen}

Interessenvertre-a:
tung• Isolation am Ar-

~ beltsplatzQ,I

f
Entlastung vonoq; •

c Routfnetätrgkelten • sozialer Fort- • Verbesserung In-QI

schritt durch Ra-u • mehr Kampe- nerbetrJeblicherc
tlonallslerung vonIII

tenzen durch . Planungoe
ArbeItsprozessenCJ Dezentrallslerung

von Strukturen

• Verlust von Auto-
nornle und • Wenigerunge-
Kreatfvltät plante soziale

Kontakte• Entslnnllchung
von Realität, Re- • WJssenskluft • Überwachungs-alltätsverlust

Verlust \Ion Le- staat•• Entwertung per- bensqualltätdurch • .mehr BOrgerfernesönlicher Erfah- Automatisierung
der Verwaltungenc rung von Dlenstlel-

~
Verlust sozialer stungen

:§ •
D:: Kompetenz durch • Rationalisierung

Rllckzug In die des AlJlagslebens
tll 'ComputeTWelt~

i$ • Erweiterungsozl-oq
• Individueller Zu- aler Kontakt- • RationalisierungL.

Ql
gangzu lnforma- möglichkeiten politischer Ent-..I:;

~ tionen scheidungen
~ • gesellschaftliche• Entlastung von Glelclwertellung • bessere Planungf I:: KonsUmarbeit von WissenQl GI

• oemokratlsleruogl§ u
c • ErweIterung von • TeUnahme am öf- durch neueltIIII .c Wissen und Hand. fentllchen Leben Partizipations-0

lungsmögliehkelten (über ~ROckka- möglichkeIten
nat")

Tabelle 4: GesellschaftHche Auswirkungen von luK-Technologlen

1. RIsiken der J&K-Technologien ergeben sich nicht unmittelbar aus dem
technlscMunktlonalen DesIgn der entsp~echenden technischen Geräte oder Sy~
sterne, sondern sind gesellschaftlich vermittelt. d.h., sie werden erst in einem
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langfristigen, durch die ElnfOhrung von J&K-Technologlen In verschiedenste
Handlungsbereiche Induzierten Prozeß gesellschaftlichen Wandels wIrksam.
Damit sind die Risiken 1m Gegensatz zum Nutzen der Technologie nJcht un­
mittelbar erfahrbar. Dieser Umstand Ist Im wesentlichen verantwortlich far die
Abstrakthelt oder gar BelIebigkelt der Diskussion aber die Folgen der
"Informatlslerung".

2. Gesellschaftliche Risiken bestehen letztlich In einer Bedrohung wertbehafteter
Vorstellungen aber Individuelle Frelhelt und politische Ordnung, gesellschaftliche
Macht- und Herrschaftsverhältnisse, Formen der Vergesellschaftung, Natur und
BedOrfnlsse des Menschen oder ganz allgemeIn Wertedes "guten Lebens", Da­
mit Ist die Definition dessen, was als Risiko zu begreifen Ist, stark abhängig von
gesellschaftlichen Deutungsmustern und wertbezogenen OrientIerungsn.

Wertbezug der Kontroverse
Aus diesen Granden wird die Kontroverse um die Folgen der I&K-Technologlen auch
kaum in Form eines Streites um die Validität von Daten oder Schätzwerten ausge­
tragen. Hinter solchen Auseinandersetzungen 'läßt sich zumindest meist leicht der
Wertbezug der Kontroverse ausmachen.

• Unterschiedliche Interessenorlentlerungen auf Arbeitnehmer- bzw. ArbeItgeber­
seite und hieraus resultierende unterschiedliche Kosten/Nutzen trade-offs be­
stimmen die Debatte um die mikroelektronIsche RationalisIerung von Arbeits-

prozessen.

• Divergierende politische Ordnungsvorstellungen unterliegen den Auseinander­
setzungen um dIe politischen Konsequenzen der Speicherung persönlicher Da­
ten (Traditionelles obrlgkeitsstaatllches Denken vs. Orientierung an Werten wIe

bspw. IndivIduelle Freiheit)

• Alles In allem läßt sich sagen, daß eher an Werten wie materielle SIcherheit und
wirtschaftliches Wachstum orientierte Gruppen dIe Chancen der
I&K-Technologlen betonen, während eher an "postmaterlallstlschen'" Werten wie
SelbstverwIrklichung und Partizipation orIentierte Gruppen die RisIken der
I&K-Technologlen betonen und die Informatlslerung der Gesellschaft als
"Kolonfallsierung" bisher nicht technisIerter LebensbereIche betrachten.

KonflIktparteien und Konßlktnlveau Rl Ik der
Charakteristisch fOr die gesellschaftliche Kommunlkatlon Ober s en
I&K-Technologien 1stbisher das relativ niedrige Konfllktnlveau und die weitgehende
B d tungen zwischen Experten.

eschränkung der Kontroverse auf Auselnan erse z

D I alts und Betreibern bzw. Pro-
er "klassische" Konfl1kt zwischen Betroffenen e ners ledl lieh bezOglieh der

duzenten der Technologlen andererseits s~ielt bi:her e R~lIe. Die Gegensätz­
I~Plementation von I&K-Technolog1en Im ArbeJtsbere~~:~~ hinsIchtlich der mikro­
hchkelt der Interessen von Management und Belegs rbelts latzinteresse vs. be­
elektronischen Technisierung von ArbeItsprozessenK(A fHkte: Daß es Im privaten
trieblIehe Rationalisierung) führt hier zu manlfest:n on nd B~trelbern neuer rech­
Bereich noch nicht zu Konflikten zwischen Betrollenen u
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nologlen (etwa von Btx) gekommen Ist, kann zum einen darauf zurOckgefOhrt werden,
daß Im außerberufllchen Alltag dla Implementatlon und der Umgang mit den neuen
I&K-Technologlen den potentiell Betroffenen nicht als fremdbestimmt erscheint. Die
Betroffenen sind bls zu einem gewissen Grad sozusagen selbst Betreiber der neuen
Technologlen, weshalb es kaum zu Konflikten zwischen Betroffenen und Betreibern
kommen kann. Zudem Ist rur den privaten Nutzer der I&K-Technologlen der Nutzen
Im Gegensatz zum potentiellen Risiko unmittelbar mit der Be-nutzung gegeben. Bei
einer gesamtgesellschaftlIchen Verbreitung der neuen Technologlen und einem da­
mit gegeben faktischen Nutzungszwang könnten sich aber auch hier Konflikte erge­
ben. '

Problematisch für die politische AdminIstration Ist der Umstand, daß sie In die De­
batte um Risiken der lnformatlslerung bisher kaum als regulierende Instanz Involviert
Ist, sondern In der Kontroverse um den Datenschutz (VolkSZählung) und dIe "neuen
Medien'" (VerkabelungspolItik) selbst als Betreiber oder Partel auftritt. Damit wird die
politische Administration zum wlchttgsten ZIel der Kritik von Gegnern der
I&K-Technologlen.

Ursachen von Kommunikationsproblemen
Das Grundproblem bel der Kommunikation Ober Risiken neuer I&K-Technologlen
besteht ZUnächst darin, daß zu den gesellschaftlichen Folgen der Informatlsierung
bisher kaum gesIcherte Daten vorliegen und auch nur schwer zu erheben sein wer­
den, zum einen wegen des nur mittelbaren Zusammenhangs zwischen technischem
Betrieb und Risiko, und zum anderen wegen des starken Wertbezugs der RIsiken
selbst ("value threats"). Diese Unsicherheit sttmullert Kontroversen Ober RIsiken und
Chancen der I&K-Technologlen. Immunisiert die jeweilIgen Argumente aber auch
gegen empirische Valldlerung.

Daneben spielt vor allem In den Auseinandersetzungen um den Datenschutz und dIe
VerkabelungspolItik, wie auch In den Konflikten um betriebliche Ratlonallslerungs­
maßnahmen die Frage des Vertrauens In die Quellen von Informationen Ober die
Folgen der I&K-Technologlen eine wichtige Rolle. Die Argumente der Betrelber der
Jeweiligen Technologlen (polrtische Administration bzw. Management) werden schon
deshalb von Selten der Gegener der neuen Technologlen oder der Betroffenen mit
Skepsis aufgenommen, weil dIe genannten Institutionen oder Gruppen In dem Ver­
dacht stehen. entgegen Ihren öffentlichen Verlautbarungen, partikulare wirtschaft­
liche Interessen zu verfolgen.

Neben solchen eher der "Pragmatik" von Kommunlkatlonsprozessen zuzurech­
nenden Problemen muß aber auf eine grundsätzliche Ursache von Kommunikations­
problemen hingewiesen werden: Ore starke Prl:\gung der Debatte um die Risiken der
Informatlslerung durch divergIerende politische, kulturelle und gesellschaftliche
Deutungsmuster. Von besonderer Bedeutung sind dabei die der Beurteilung von RI­
siken der J&K-Technologlen Je zugrunde gelegten. 'Technlkbllder", d.h, grundsätz­
liche Vorstellungen Ober den Zusammenhang von technologischem und gesell­
schaftlichem Wandel (deterministische vs, Instrumentalistische KonzeptIon) sowie
Ober die WIrkungsrichtung dieses Zusammenhanges ("Entlastung" vs.
~Koronlallsrerung").

252



Forschungsperspektiven

Eine wIssenschaftliche Thematlslerung von Problemen der KommunIkationen Ober

Risiken der I&K-Technologlen - Im SInne von Metakommunikation Ober Risiko-Kom­

munikation - hat bisher nicht stattgefunden: AllerdIngs wird das Forschungsfeld auch

durch den Mangel an manifesten Konflikten Ober Risiken der lnformatlslerung eln­
geschr1:l.nkt.

Sinnvoll erscheint es, dort anzusetzen wo das KonfJlktfeld deutlich genug kcnturlert
Ist, d.h. KonflIktparteIen und bestehende oder potentielle Probleme der Risiko-Kom­
munikation ldentlflzlerbar sind. Aussichtsreiche ForschungsfeJder wären dann z.B.:

•

•

•

Die Bedeutung Interessengebundener unterschledJlcher trade-offs von Chancen
und Risiken bel Management bzw. Belegschaften rnr Konflikte um dIe Rationali­

sierung von Arbeitsprozessen.

Die Bedeutung des Vertrauens in Politik und Administration für die Wahrnehmung

von Risiken der Akkumulation persönlicher Daten In der AuseInandersetzung um

den Datenschutz

Oie Bedeutung unterschiedlicher politischer und wIrtschaftlicher Ordnungsvor­

stellungen fOr die Auseinandersetzung um die "Deregullerung" von Rundfunk und

Fernsehen.

• Oie Bedeutung von Ansprüchen von Klienten an private und staatliche DIenstleI­

stungen eInerseIts und des Interesses an Rationalisierung von DIenstleistungen

bel privaten und staatlIchen AnbIetern andererseits fOr eine mögliche Kontro­

verse um die Automatisierung von Dienstleistungen.

Wegen der herausragenden Rolle, die allgemeine oder technikbezogene geBell­

schaftllche Deutungsmuster in der Auseinandersetzung um I&K-Technolglen spielen,

versprIcht eine Untersuchung der Bedeutung solcher Deutungsmuster In verschie­

denen Feldern der gesellschaftlichen KommunIkation Ober RisIken der

J&K-Technologien Einsichten auch zu Fragen der aI/gemeInen Struktur und Proble­

matik gesellschaftlicher KommunIkation aber ModernlslerungsrIslken.
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1. Das Spurengas/Ozon-Klimaproblem

Der anthropogene EIntrag von klImawirksamen Spurengasen (siehe Abb. 1) begann
verstärkt mit dar Industrialisierung zur Mitte des vorIgen Jahrhunderts. Hauptquelle
Ist seither die Erzeugung von Energie Ober die Verbrennung fossiler EnergIeträger
sowIe die moderne el'lerglelntel'lsl\18 Landwirtschaft. Die stetige Steigerung des
Energiebedarfs hat nicht nur die fortschreitende Technologie begrOndet. diese min­
dert ja gerade In jOngster Zelt den relativen Energieeinsatz bel Produktionspro­
zessen, sondern Ist vor allem In Zukunft Folge des rapiden 8evölkerungswachstums,
der Verstädterung und elnar an slch zu begraßenden posltlven Wirtschaftsentwick­
lung In den Ländern der "Dritten Welt". Senkenänderungen sind wie Quellenände­
ru ngen teilweise anthropogen Induziert, teilweise folgen sie feedbacks (z.B.
Meereserwärmung). Infolge von Blomassanreduktlon (Abholzung tropischer Regen­
Wälder) und Bodenverlust (z.B, Desertifikation) fallen vor allem wesentliche Senken­
teIle fOr CO2 weg. Auch hier verstärkt der Bevölkerungsdruck das Problem. Der ver­
stärkte Eintrag von CO2, CO, 502 vor allem durch die Verbrennung fossiler
EnergIeträger; von CH4, N20 und NH3 Infolge der Intensivierung der landwirtschaft;
von NO und CO Infolge der Zunahme des Kraftverkehrs und von CFCl:3 sowie
CF2C~ Infolge von Treibgasen ato, In die Atmosphäre, erwärmt die Trcpcsphäre und
kühlt die Stratosphäre ab. Letzteres trägt Ober den Eintrag von CFC~ sowie CF2C~

zur "AusdOnnung" der stratosphärischen Ozonschicht bel.

Dazu fehlt es derzeit an zUkunftsorlentlerten PoHtlkern und drängenden Kllmaslg­
nalen.

In den folgenden Kapiteln soll die Grundlage zum VerständnIs der Gesamtproblema­
tlk gelegt werden, bevor dann auf die Grundfragen von Risiko-Perzeption, Rlslko­

> Evalution und Risiko-Management eingegangen wird.
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2. Stand der Forschung zu Klimaveränderungen

2.1 Belege des Anstieges des Kohlendioxid-Gehaltes In der Atmosphäre

VerU:Ißllche Werte der c02~Konzentratlon In der Atmosphäre liegen seit 1957 von den
Observatorien am Mauna Loa auf HawaII und vom SOdpolargeblet vor (vgl. Abb. 2 und

Abb.3).

Seit 1957 zeigte sich ein genereller Anstieg des CO2-Gehalfes In der Atmosphäre
vom 315 - 316 ppmv auf ca, 342 ppmv Im Jahre 1983. Der gegenwärtIge CO2-Gehalt
der Atmosphäre liegt nahe bel 350 ppmv. DIe SteIgerungstendenz des C02~Gehaltes

In der Atmosphäre aber dem SDdpolist ähnlich groß wie auf Hawaii (vgl. Abb, 2 mit

Abb.3).

Die saisonalen Schwank.ungen des CO2-Gehaltes der Atmosphäre sind Ober HawaII
höher als aber dem SOdpol. Auf der Nordhalbkugel werden nämlich große Flächen

von sommergroner und winterkahler Vegetation eingenommen, welche Im Sommer

relatlv viel C02, zur Stoffproduktlon verbrauchen. Damit Ist z.wischen Mal und Sep­
tember auf der Nordhalbkugel der CO2-Gehalt der Atmosphäre stark abgesenkt. Im

Winter erreicht er sein Maximum. Um abschätzen zu können, um welchen Betrag der
CO2-Gehalt der Atmosphäre seit BegInn der Industrialisierung, also ca, seit 1850 an­

gestiegen Ist, bedarf es eines Schätzwertes des CO2-Gehaltes der Atmosphäre vor

Beginn der Industrialisierung, d.h. vor der Intensiven Nutzung fossiler Energieträger
wie Kohle und Öl. Aus den Relationen der Kohlenstoffisot~pe 12C und 13C kann man

aus BaumrIngen sowIe aus dem Inlandeis den CO2-Gehalt vergangener Zelten ei­

nigermaßen präzise abschätzen. Um'1800 lag nach Baumringanalysen der CO2-Ge­
halt der Atmosphäre bei 230-260 ppmv. Nach Elsbohrkernanalysen kann man vor 1850
mit 260 ppmv CO2 in der Atmosphäre rechnen, Als einen Mittelwert des

prälndustrtellan C02~Gehaltes der Atmosphäre nimmt man heute 270±10 ppmv CO2
an. Danach Ist seitdem der CO2-Gehalt der Atmosphäre um ca, 100 ppmv ange­

stIegen. Nach dem Zweiten Weltkrieg lag die Wachstumsrate pro Jahr bel etwa 5 %;
selt der Energiekrise von 1973 Ist sie auf 2,3 % abqesunken, Es Ist anzunehmen, daB

mit der seit eInigen Jahren herrschenden Verbilligung fossiler EnergIeträger die
Produktion von CO2 In die Atmosphäre wieder elne höhere Steigerungsrate erreIcht.

Um den CO2-Gehalt der Atmosphäre In seiner zeItlichen Änderung besser verfolgen
zu können, wurde ein weltweites Meßnetz aufgebaut.

Es umfaBt alle/ne in der BundesrepublIk Deutschland mehrere Stationen, die zum Tell
In sogenannte Relnluftgebleten liegen, wle Schaulnsland, zum Teil auch in tIefer ge­

legenen Lagen, welche stärker von industrIellen BallungsgebIeten beelnflußt werden.

Der absolute Gehalt an C02in der Atmosphäre erscheInt niedrig, eIne Steigerung von

100 ppmv seit Beginn der Industrialisierung absolut gering. Man muß jedoch be­
danken, daß Spurengase In der Atmosphäre eIne große Wirkung auf den Strahlungs­
haushalt ausüban, welcher bei weitem den absoluten Volumengehalt I1berstelgt. .
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Abbildung 2: Entwicklung der atmosphärlschen CO
2"Konzenlratfon

am Mauna loa, Hawaii Im Zeitraum 1958 bis 1976 (Monalswerle)

Quelle: Smagorlnsky, J. (1981'. S. 662

2.2 Die Änderungen des Gehaltes weiterer kflmawlrksamer Spurengase In der
Atmosphäre. '

Die KlImaWirkung des Spurengases CO
2

wird durch den Eintrag weiterer Spurengase
In die Atmosphäre verdoppelt. Dazu gehören Methan (CH4) mit einer Steigerungsrate

Von ca, 1 - 2 %/a (Werte Jeweils nach BACH, 1986), das tropesphärische Ozon (03'

mit einer Slelgerungsrate von 7 %/a. Der Anteil der StIckoxide (N20/NOx) In der At­
mosphäre Wächst um 0,2 ~ 0,3 % pro Jahr. Höher Ist die Zuwachsrate der

ChlOrfluormethane (CFC~ und CF C~) mit3·5 %, weiter slnd zu nennen,ohne daß
exakte Werte vorliegen: KOhlenm~noxrd (CO), Ammoniak (NHa) und SchwefeldIoxid
(5°2)'

2.3 Ursachen des Kohlendloxld~und SpurengasanstIeges In der Atmosphäre

Iiauptursache des zu beobachtenden CO
2·AnstJeges

In der Atmosphäre Ist die
EnergieproduktIon vor allem der westlichen Industrieländer. Im Jahre 1900 ver­

braUchte die Welt ca. 0,5 Terawatt Energie pro Jahr, um 1945 2 Terrawatt, heute Ist

~in Level von etwa 10 Terawatt erreicht, davon werden 2 Terawatt durch Feuerholz

n der Dritten Welt beigesteuert.
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am Sl1dpollm Zeitraum 1956 bis 1976 (Monatswerte)

Quelle: Smagorfnsky, J. (1981), S. 663

Vor allem die Verbrennung fossiler EnergIeträger wIe Gas, Öl und Kohle ließ große
Mengen von CO2 und weiteren Spurengasen als Folge der Verbrennung In die At­
mosphäre austreten. Es wird geschätzt, daß Im Jahre 1978 ca. 21,5 Gt (GIgatonnen)
CO2 in die Atmosphäre durch anthropogene Verbrennung abgegeben worden sind.
Über dle letzten 120Jahre sind so ca. 610 Gt CO2 In die Atmosphäre gelangt. Das im
Jahre 1978 "anthropc ~ zoogen" an die Atmosphäre abgegebene CO2 machte ca, B
% des CO2 aus, das die BIosphäre in diesem Jahr assimilleren konnte. Auch dIeser
Betrag scheint relativ gering, er hat jedoch den C02~ Kreislauf gehörig durcheinander
gebracht. Derzeit verbleiben In etwa 50 % des künstllch In die Atmosphäre elnge~

brachten CO2 In ihr, 50 % werden In Senken eingearbeitet, vor allem In die BJosphäre
und In die Ozeane. FQrdie weItere Entwicklung des C02~Gehaltes In der Atmosphäre
Ist es von entscheidender Bedeutung, welche AufnahmefähigkeIt dte sogenannten
Senken für das künstllch produzierte, also Im natürllchsn C02,-Kreislauf

OberschOssige CO2 leisten können. Auf der Erde existieren zwei große Senken for
CO2, die terrestrische Biomasse und dIe Ozeane. .

Die terrestrische Biomasse auf der Erde geht Infolgeder Nutzung durch den
Menschen zurQck, so daß die Aufnahmef~higkelt der Pflanzenwelt tor CO2 langfristIg
eher sinke.n als steigen wird. E.ine erhöhte Asslmllatlonsrate der Pflanzen lnfolge des
CO2-Anstleges In der Atmosphäre ist nur bedingt zu erwarten, da die höhere
AssimiJatlonsrate zumeist durch Nährstoffmangel verhindert wIrd.
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Durch die Abholzu ng tropischer Wälder,werden Im Gegenteil ca, 3,6 Gt (GIgatonnen)
Kohlenstoff pro Jahr zusätzlich der Atmosphäre zugefOhrt. Demgegenaber wIrd durch
Aufforstungsmaßnahmen der Atmosphäre nur ca, eIne Drittel GIgatonne Kohlenstoff
pro Jahr entzogen. Bel Bodenercslon wird aber Humusverlust Im Boden gebundener
Kohlenstoff freigesetzt. Auch Drainage von Boden setzt CO2 freI. Dieses "'edaphische
C02H macht 0,6 - 0,8 % des jährlichen CO2-Anstreges aus. (vgl. BACH, 1986). DIe
Wachstumsstlmullerung der Pflanzen durch erhöhten CO2-Gehalt der Atmosphäre
und durch einen erhöhten Gehalt der Atmosphäre an NOx macht allenfalls 0,5 Gt pro
Jahr aus. Die terrestrische Biosphäre wird also In der Summe keine zusätzliche
Kohlenstoffsenke sein können. Ihre Aufnahmebereitschaft fOr das anthropogene CO2
Ist In Zukunft abnehmend.

Die Aufnahmefähigkeit der Ozeane fOr den vom Menschen zusätzlich produzierten
Kohlenstoff hängt weitgehend von den Ozeantemperaturen ab. Es Ist langfrlstrgdamit
zu rechnen, daß lofolge des Anstreges des CO2-Gehaltes In der Atmosphäre mIt
steigenden Temperaturen die Meeresoberflächentemperaturen ansteIgen und damit
die Aufnahmefähigkeit der Ozeane fOr CO2 reduziert wIrd. Wichtig fOr die CO2-Auf­
nahmefähigkelt der Ozeane Ist die Größe der Flächen des sogenannten up-weJllng
und down-welling. Bekannte Gebiete des wechselnden up-welHng und down-wel/lng
sind etwa die Meeresräume vor der Kaste Ecuadors und Perus (EI Nlno· Phänomen).
Dort herrschte In den Jahren 1983/84 ein ungewöhnlich langes down-welHng. DIe
Meerestemperaturen waren ungewöhnlich hoch. In solchen Zelten, also In Phasen
des sogenannten Super-EI-Nlno Ist die Aufnahmefähigkeit der Meere fOr CO2 sehr
stark begrenzt. Vorhersagen Ober die Flächen des up- und down-wellfng der Meere
zu machen, Ist jedoch unmöglich. Wlchtlg Ist es zu bedenken,daßdie CO2-Aufnahme
durch die Ozeane In Abhängigkeit von den Ozeantlefeverschieden lange,dIe größten
Ozeantlefen eingerechnet Ober Jahrzehnte dauern kann. Die Hauptaufnah­
memögl[chkelten liegen In' den obersten 100m der Ozeanschlcht. Die Mischung der
obersten 100m mit der Ozeanschicht zwischen 100und 1000m geht nochrelativ rasch
vonstatten. Die Mischung mit noch größeren Ozeantlefen geschieht nur sehr lang­

sam.

DIe Ozeane bauen aber das anthropogene CO2 nur sehr langsam ein. Sie welsen
gleIchsam ein sehr langes CO -Gedächtnis auf. Damit werden die Ozeane allerdings
In der GesamtbIlanz noch Ob;r 2000 Jahre Infolge der heutrgen erhöhten CO2-Pro­

duktion mehr CO wieder an dIe Atmosphäre abgeben, als sle es natQrllcherwels
e

täten, auch wenn 2man sofort die anthropogene CO2-lnjektlon In die Atmosphäre ein-

stellen würde,

D I d Z kunft bel weitem nicht
a man annimmt daß die obersten 80m des Ozeans n er u

mehr so viel CO 'aufnehmen können wie sie das seit der Industrialisierung bis h
l
euhte

2 'h d ß d r Mensch die terrestr sc e
getan haben und da man weiterhin davon ausge t, a e 20 % d s zusätz-

BIomasse reduzieren wird, ist anzunehmen, daß in ZUkUOftd~~~hc:'le be~de~ Senken:
lieh vom Menschen In die Atmosphäre abgegebenen CO2 d I 80 Olt den können un a so /0

errestrlsche BIosphäre und Ozeane aufgenommen wer der Dritten Welt In der At-
der CO2-Produktlon der Industrieländer und der Län~erd Atmosphäre wird In Zu­
lTlosphäre verbleiben (BERGER, 1981). Der CO2-Ge:a:u er durch die Verbrennung
kunft rascher ansteigen, auch wenn die cO2-Pro u on
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fossiler Energieträger zurückgehen sollte. Dies um so mehr, wenn Berechnungen
richtig sein sollten, daß durch die Abholzung tropischer Regenwälder nicht nur ca.
20 % der weltweIten anthropogenen CO2-Produktlon geleistet werden, sondern diese
vielleicht sogar verdoppelt würde. Zu bedenken Ist. daß durch diese Vegetations­
zerstörung und die Verbrennung des Holzes als Feuerholz nicht nur die CO2-Senke
minimiert wird. Damit Ist der Effekt der Vegetatlonszerstörung und der Verbrennung
von Feuerholz ein doppelter Im CO2-Haushalt der Atmosphäre.

2.4 Ursachen des Anstieges des Gehaltes weiterer Spurengase der
Atmosphäre

Durch Verbrennungsprozesse, wie durch Kraftverkehr, steigt der Anteil der
Stickoxide und der Kohlenmonoxide In der Atmosphäre. Die ständige Steigerung der
Kraftfahrzeugdichte wIrd den Ausstoß dieser Stoffe trotz Katalysatoren wetter "ga­
rantleren". Die Stickoxide tragen zudem Ober photochemische ReaktIonen zur Ver­
mehrung des troposphärlschen Ozons bel, Schwefeldioxid wird durch "fossile"
Energieerzeugung in die Atmosphäre eIngetragen und wirkt somit nicht nur, wie
Ozon, direkt auf die Biosphäre Ober die BegOnstlgung der Waidkrankheiten, sondern
auch über die Veränderung des Strahlungshaushaltes negativ Im KlImasystem "Er­
de". Methan und Ammoniak, wie auch dle Stickoxide, werden vermehrt durch die
moderne LandwIrtschaft In die Atmosphäre eingetragen (Reiskulturen, Massentier­
haltung, DOngung). Chlorfluormethane sind Produkte von SprOhdosen (Sprays),
KOhlmlttel- und Kunststoffverschäumungs-Zusätze. .

2.5 Die Wirkung des Kohlendioxid und weiterer Spurengase auf den
Strahlungshaushalt der Erde

Warum wirkt nun der Anstieg des CO2-Gehaltes der Atmosphäre und der Anstieg
weiterer Spurengase erwärmend in den unteren Atrnosphärenschlchten? Dies Ist auf
Änderungen Im Strahlungshaushalt zurOckzufOhren. Nach Schätzungen von FLOHN
(1986) macht dabei das CO2 nur ca. 50 % der Klimawirkung der anthropogenen Spu­
rengase aus. Als zusätzliche WIrkungskomponente kommen die O.g. Spurengase so­
wie Wasserstoff hinzu: Ozon (03)' Methan (CH4), DIstickoxid (N

2
0 ) sowie die Chlor~

ftuorkohlenwasserstoffe. .

Bel dem Durchgang der Strahlung von der Sonne durch die Atmosphäre zur
Erdoberfläche fJndet nicht nur eine Wellenänderung zwischen Ein- und Ausstrahlung
entsprechend dem Wlenschen Verschiebungsgesetz statt, und. wird so die
kurzweilige Einstrahlung in langweilige Wärmestrahlung transformiert, sondern be­
stehen In der Atmosphäre sogenannte Fenster, durch die die Ein- bzw. Ausstrahlung
relatlv ungehindert vonstatten gehen kann. Die Sonne strahlt infolge ihrer hohen
Oberflächentemperatur kurzweillg zur Erde, die Ausstrahlung von der Erde geschIeht
lnfolge Ihrer relativ geringen Oberfl~chentemperatur Im langwelligen Bereich. Die
Atmosphäre weist in dem Bereich zwischen 8 und 14Äm sowie zwischen 16 und
20j!m ein sogenanntes Fenster auf, durch das die langweilige Strahlung von der Erde
in die Atmosphäre und damit die Energieabgabe der Erde relativ ungehindert erfolgen
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kann. Dieses Fenster wird vor allem durch zunehmenden Wasserdampfgehalt der
Atmosphäre geschlossen.

CO2 und Spurengase fahren, wenn sie verstärkt in die Atmosphäre eingebaut werden
und dort verweilen, zu eIner Einengung des Ausstrahlungsfensters Im randllchen
Sektor. Es folgt daraus eine lnltlala Temperaturerhöhung auf der Erde, die die
Verdunstung verstärkt. Damit wird der Atmosphäre verstärkt WasserdampfzugefOhrt,
welcher das Ausstrahlungsfenster nun .auch In seinen zentralen Teilen einzuengen
vermag. Damit geschieht ein großer Tell der CO2'Spurengas KlImawirkung Indirekt
Ober eine Anrelcherung von Wasserdampf In der Atmosphäre. DIe StrahlungsbIlanz
der Erde wird positiv verändert, weil der zunehmende Gehalt der Atmosphäre an
Spurengasen (C0

2
etc.) die Einstrahlung von der Sonne zur Erde nIcht behindert,

wohl aber einen Tell der langweiligen Energieabgabe der Erde In dle Atmosphäre In
den unteren Atmosphärenschichten .absorbiert. Damit werden die unteren Atmo­
sphärenschichten erwärmt.

Eine große Unbekannte In der Betrachtung dieserStrahlungsbIlanz Ist jedoch die
Änderung der Bevölkerung infolge der Initialen Temperaturerhöhung auf der
Erdoberfläche. Eine Verdichtung der Bevölkerung fahrt zu einer Reduktion der Ein­
strahlung, aber auch zu einer Erhöhung der Gegenstrahlung durch die Wolken nach
unten, Indem die Wolken langwellige Ausstrahlung von der Erdoberfläche wieder
zurOckwerfen. Die Folgen einer Erhöhung der Bewölkerung auf die StrahlungsbIlanz
sind nur schwer abzuschätzen. Ähnliches gilt für die Erhöhung der
Schwebstoffkonzentrationen (Aerosole) In der Atmosphäre lnfolge vielfältiger
Atmosphärenverschmutzung in Industriellen BaJlungsberelchen, aber auch etwa als
Folge der Landschaftszerstörung in den Ländern der DrrttenWelt (vgl. FLOHN, 1986),
Damit unterliegen alle berechenbaren KlImawirkungen der anthropogenen Atmo-

sphärenmodifikation großen Unbekannten.

2.6 Meßbare KlImafolgen des Anstiegs des Kohlendioxid-Gehaltes und

weiterer Spurengase In der Atmosphäre

Aus mehreren GrO nden Ist es sehr schwierIg, derzeit gemessene Trends von rem­
peratur und Niederschlag auf der Erde auf die zunehmende C02/Spurengas­

Belastung der Atmosphäre zurückzufahren. Zum eInen laufen im atmosphärischen
Geschehen permanent natürllcha Prozesse ab (etwa Vulkanausbrüche). dIe zu relativ
großen Schwankungen von Temperatur und Niederschlag auf der Erde fOhren, zum
anderen wird elne Erwärmung der Erde als Folge des Eintrags anthropogener sp~­
rengase und von CO in die Atmosph~re durch die Ozeane sehr lange verzögde ,

d
2 d häre geschieht Ober as

enn ein großer Tell der Erwärmung der Er atmosp b It
Ozeanwasser So muß zunächst einmal die Ozeantemperaturansteigen, evDo1r woe ­

• h t werden kann. e ze-
Welt rnlt AnstIegen der Atmosphärentemperaturen gerec ne • • der Atmo
ane verzögern die KlImawirkung des CO2• und Spurengas-Anstleg

es
rn •

SPhäre unter Umständen um Jahrzehnte.
I der Temperaturen und- des

NatOrliche Ursachen relativ kurzfrl~tlger Fluktuat one~er Solarkonstanten, etwa des
Niederschlags auf der Erde sind etwa Schwankungen ht aufgrund dIeses Phäno­
Sonnenradius in einem 76-Jahres·Zyklus. Seit 1961 harrs

c
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mens ein relatrver AbkOhlungstrend. Vulkanausbrache wirken aber dle Injektion
vulkanischer Gase und Feinstäube In die Stratosphäre markant auf den
Temperaturhaushalt der Erde ein (vgl. Schönwiese, 1987).

Untersuchungen zu rezenten Temperaturänderungen In großer räumlicher und zeit­
licher Auflösung wurden etwa von FRANKENBERG 1984 für das Bundesgebiet durch­
gefOhrt. DarIn zeIgte sich z.B. für den Zeitraum 1959-1978 ein signIfikanter Trend der
Zunahme der Januar-Temperaturen, aber glelchzeltlg ein noch deutlicherer negativer
Trend der April-Temperaturen. Ursachen dieser Schwankungen sind Im wesentlichen
Wetterlagenänderungen. Seit MItte der 70er Jahre sanken die Januar-Temperaturen
In süddeutecnland bis 1987 wieder ab, und war der Negatlvtrend der April­
Temperaturen beendet (vgl. BRENNECKE, FRANKENBERG, GÜNTHER, 1986). Die
Änderungen der atmosphärischen Zirkulation kommen als weitere natOrliche Ursa­
chen weltweiter KHmaschwankungen hinzu. Alle natürlichen Schwankungen können
dIe KlImawirkung des C02/Spurengas-Anstlegs In der Atmosphäre maskieren.

Betrachten wIr jedoch die Sommer- und FrOhjahrstemperaturen Ober dIe letzten
Jahrhunderte, wie es durch die Auswertung önologischer Zeitreihen von Selten W.
LAUERs und P. FRANKENBERGs (1986 und 1987) geschehen Ist, so müssen wir fest­
stellen, daß die Zelt ab 1900 bIs heute eine Warmphase darstellt, wie sie In der Ge­
schichte seit dem Mittelalter nIcht mehr aUfgetreten Ist. Ob diese Warmphase aller­
dings eine Folge des Anstiegs des C02/Spurengas-Gehaltes der Atmosphäre Ist, muB
zunächst einmal dahIngestellt sein, denn es zeigen sich in diesen Schwankungen der
Tarnparaturen aber Jahrhunderte stets deutlich die EInflOsse der Vulkanismusaktivi­
täten. Unser Jahrhundert Ist bisher von starken andauernden und weltweIten Vulka­
nismusaktIvitäten weitgehend verschont geblieben. Dies hat sicher einen wesent­
lichen Tell der Erwärmung bewirkt (vgl. Abb. 4).

Jangste Studien, vor altem von Schönwiese tn Frankfurt durchgefOhrt, belegen eine
C02/Spurengas-Wlrkung auf den Temperaturhaushalt der Troposphäre. Vor allem aus
den Tropen liegen positive Temperaturtrends vor (vgl. FRANKEN8ERG, 1985). Deut­
licher als bei den Temperaturen zeIgt sich ein kontinuierlicher KlImawandel der Erde
In dem permanenten Anstieg des Pegelstandes unserer Weltmeere um ca. 1,5 mm
pro Jahr seit 1880, wie er In Abb. 5· verzeichnet Ist. Man kann diesen
Meeresspiegelanstieg durchaus auf steigende Temperaturen und damit auf ein Ab·
tauen von Landeis zurOckfOhren. Eine groBe Rolle spielt daber das ZurOcktauen der
Gebirgsgletscher, vielleicht auch des Grönlandelses, während die Elsmasse der
Antarktis eher zunimmt (vgl. FLOHN, 1986).

Das C02/Spurengas-Experlment der Menschheit läuft also noch nicht lange genug ab,
der CO2-Gehalt der Atmosphäre ist auch noch nicht hoch genug, um wirklich ein­
deutige Klimwlrkungen erkennen zu können. Es bedarf daher Modellrechnungen, um
abzuschätzen, welche Wirkungen eine Verdoppelung oder Vervierfachu ng des
CO2-Gehaltes In der Atmosphäre auf unser bodennahes Klima haben warde. Reali­
stische Schätzungen gehen davon aus, daß lm Jahre .2030 oder .2050 sich der Gehalt
an CO2 in der Atmosphäre. verglichen mit der vorindustriellen Zelt, verdoppelt haben
dürfte, Auf dieses SzenarIum stellen sich die meisten Modellrechnungen ein.
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~i~ Die Ergebnisse von MOdel/rechnungen der Kohlendloxid/Spurengas.
gerna~lrkung {für eIne Atmosphäre mit doppeltem KohlendIoxId-Gehalt

genuber der vorindustriellen Zelt (2030.2050»

Die ersten B
der At erechnungen der KlImawirkungen eIner Erhöhung des CO2-Gehaltes In
Verdre~osPhäre gehen bereits auf Arrhenlus' (18B6) zurück. Er schätzte fCJr eine
stl achung des CO2-Gehaltes der Atmosphäre eInen weltweiten Temperaturan­
alse~ ~m goC. WeItere Me/lenschritte In der Berechnung der Temperaturänderungen
MOIloge des Anstiegs des CO2-Gehaltes der Atmosphäre gehen auf Calander und

er zurOck.
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in MOdelJansätzen sind fOnf Typen zu unterscheiden: Nu/(dlmenslona/e Modelle,
I ~lerglebjJanzmodejJe, Zonale Klimamode/le, Stochastische Kllmamodelle und Zirku-

Ha onsmodelle. Die Vielfalt der Modelle bedingt bereits methodJsch eine große
eter .

h ogenltät der ErgebnIsse der Klimawirkung einer Verdoppelung des CO2-Ge-
c~tes der Atmosphäre. Reine Strahlungsmodelle berechnen dIe KJlmawlrkung des
S 2 .Im Strahlungshaushalt der Atmosphäre nulldimensIonal an einem Erdpunkt.
btrah/ungskonvektlonsmodeJle beachten nicht nur die Änderung In der Strahlungs·

i1anz, sondern auch die Änderungen der Konvektion von Luftpartikeln bel der Be­
~eChnung der KlImawIrkung des CO -Anstieges In der Atmosphäre. In Tab. 1sind dIe
rgebnlsse derartiger Modellrechn~ngen fOr die Annahme einer Verdoppelung des

CO2·Gehaltes der Atmosphäre wIedergegeben.
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Änderung des Meeresniveaus
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AbbUdung 5: Llneare Regress/on der Änderung das quasi globalen Meeresspiegels.
Die Werte rar 1881 bis 1960(Punkte) sind weniger repräsentativ
wie diejenigen rar 1931 bis 1960(Kreise).

Quelle: 8arnett, T.P. (1965)

Es zeigen sich Annahmen von Temperaturänderungen gegenOber heute zwischen
minimal + O,5°C (Sommerwfll und Rehmer, 1984) und maximal 4,2°C (Wang und
Stone, 19BO). Alle Ergebnisse welsen In die gleiche Richtung, nämlich eine
Erwärmung der unteren Erdatmosphäre; die Beträge, welche prognostiziert werden,
sind jedoch sehr unterschiedlich. Alle Modelle zeIgen auch elnheltllch, daß etner
Erwärmung der unteren Atmasphärenscnlchten bis In eine Höhe von ca, 12 km, d.h.
atwa bis zur Obergrenze der Troposphäre, eine AbkOhtung der Stratosphäre gegen­
übersteht (vg1. Abb. 6).

Die Reduzierung der langweiligen Ausstrahlung von der Erde in dla Atmosphäre In"
folge einer verstärkten Absorbtion langweIHgerStrahlung In der Troposphäre bedIngt
ein Energledeflzlt In der Stratosphäre und damit deutliche AbkOhlungserschelnungen

Oberhalb von etwa 25 km. In Tab. 1 sind die unterschiedlichen stratosphärischen Ab"
kQhlungsbetriilge unter Annahme einer Verdoppelung und einer Vervlerfachung des
COf Gehaltes der Atmosphäre Wiedergegeben. Diese stratosphärische AbkOhlun9
spielt vermutt!ch eine wichtIge Rolle bel der AusdOnnung des ozongehaltes der
Stratosphäre.

Die derzeit besten Prognosen der KlImawirkung elner Verdoppelung des CO2"Ge­
haltes In der Atmosphäre sind Ober ZlrkulatronsmadeJle (GCM) zu erzielen. Sie ba"
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Study AT.IK)
1967 Manabe and Wetherald

1971 Manabe

1.33·2.92

1977 Augustssan and Ramanalhan

1.90

1978 Rawntree and Walker

1.98·3.20

1979 Hunt and Wells

0.78·2.76

1980 Wang and Slane

1.82·2.20

1981 Charlack

2.00·4.20

1981 Hansen et al,

1.58.2.25

1981 a Hummel and Kuhn

1.22·3.50

1981 b Hummel and Kuhn

0.79·1.94

1981 Hummel and Reck

0.80·1.20

1981 Hunt

1.71 ·2.05

1981 Wang et a1.

0.69·1.82
1.47·2.80

1982 Hummel 1.29• 1.83

1...' 982 Undzen et al. 1.46· 1.93

.2984 lai and Ramanathan 1.80·2.40

~984 SommervJlle and Remer 0,48· 1.74

Tabelle 1: Hypothetische Veranderung der Obertlachentemperaturen
unter Annahme einer VerdoppelUng der CO2·Konzentration
nach Strahlungskonvektivmodellen verschiedener Autoren

Quelle: Schleslnger, M.E. (1986), S.39

~:eh:n als mehrdimensionale Modelle die Änderung der Atmosphärenströmung In
a e h nalyse der KlImawirkung des steigenden CD2-Gehaltes ein und können damIt
Fuc die regIonal unterschiedlichen Erwärmungsraten oder Änderungsraten von
lIe~chte und Bewölkung abschätzen. Allerdings "laufen" derzeit sehr unterschied-
~t e Zirkulationsmodelle in den LaboratorIen. Keines kann Ober lange Zelt die Re­

a; ät der atmosphärischen Zirkulation und aller Randbedingungen unseres Klimas,
~ e des Reliefs, der Vegetation und der Ozeane voll erfassen. Vor al/ern die
d.odeilierung der Ozeane und der Bevölkerung Ist nach wie vor schwierig. So stellen
Kle gekoppelten AtmosPhären/Ozean-Zirkulatlonsmodelle (OGCM) die derzeitige

rönung der PrognosemöglichkeIten dar. Einfache atmosphärische Zirkulations­
modelle sind Im eigentlichen Sinne noch nicht einmal dreldlmensfonal. DIe heutigen
vieldimensionalen Modelle berOcksichtigen als Sphären die Ozeane, die Elsmassen
U~d die Landmassen der Erde sowIe die ObergestOlpte Atmosphäre. AllerdIngs kann
dla Ozean-ZirkUlation nur bis ln relativ geringe Tiefen simuliert werden. Hauptvorteil
der ZIrkulationsmodelle Ist, daß sie die ROckkoppejungen (feed-backs) berOckslch­
tlgen können, vor allem die Änderung der Schneebedeckung und auch die Änderung
der Meeresoberflächentemperaturen jeweils In VerbIndung mit der Änderung des
CO

2-Gehaltes
und der darln eingebundenen direkten Änderung des

Temperaturhaushaltes der unteren Atmosphäre. Eines der ältesten ZIrkulatIons­
modelle, aber gleichzeitig eines der bekanntesten, ist das von Manabe und
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Abbildung6: VertikalerTeml1eraturgradlent. berechnet nach
eindimensionalen Strahlungs-Konvektlvmodel1en
unter Annahme verschledenerCO2-Konzentratlonen
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Wetherald, welches Im Jahre 1975 vorgestellt wurde. Die Abb. 7 zeigt dIe entspre­
chende Kllmawlrk.ung einer Verdoppelung des CÖ2-Gehalts der Atmosphäre, diffe­
renziert nach Höhe und BreItengraden.

Dieses Modell bezieht den Ozean jedocl\ nur relativ einfach in seine Berechnungen
ein. Er ist als Quelle der Verdunstung, aber weder als WärmespeIcher, noch als
Wärmetransporteur Integriert. Es werden die Temperaturen zweier Standards der
CO2-Konzentratlon der Atmosphäre, nämlich von 300 ppm mit 600 ppm verglichen.
Unterhalb einer Grenz.schlcht In ca, 18 - 20 km Höhe (Stratosphäre) erweist sich eine
troposphärlsche Erwllrmung, darüber eine stratosphärische Abkühlunq. Differenziert
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Quelle: Smagorlnsky, J. (1981), S, 675

man die bodennahe Erwärmung der Atmosphäre nach Breitengraden, so zeigen die
~ederen Breiten allenfalls mittlere Jährliche Temperaturerhöhungen von 2 ~ 3°C.
Darkante Temperaturerhöhungen treten erst nördlich von 60°C nördlicher Breite auf.

ort können sich nach dem Modell von ManabeJWetherald dIe Temperaturen um bis
Zu 10°c Im Jahresmittel erhöhen. Dies liegt an der ROckkoppelung der KlJmawlrkung
des verdoppelten CO2-Gehaltes der Atmosphäre mit einer starken Reduktion des
arktischen Meereseises, welche eine erhebliche Verminderung der kurzweiligen
Albedo, also der ROckstrahlung der Erde Im kurzweil/gen Bereich, bedeutet und da­
mit einen erheblich höheren Energieeintrag In die bodennahen polaren Schichten
bedingt. Manabe und Wetherald haben zudem die Änderung der relativen Feuchte
als Folge der CO2-Zunahme In der Atmosphäre berechnet. Eszeigt sich (vgl. Abb. B)
ZUnächst einmal wiederum eine horizontale Differenzierung mit eIner Zunahme der
LUftfeuchte in den unteren Troposphärenschfchten und einer ReduktIon der Feuchte
in nahezu allen höher gelegenen Atmosphärenschichten.

FeUchtigkeitszunahme In höheren Schichten findet sich fnselhaft nur über dem
Nordpolargebiet und In einIgen tropischen Bereichen. Damit hängen naturgemäß
;UCh Änderungen In der Bewölkerung zusammen. Die KlimawIrkung Ober
~wölkerungSänderung wird jedoch als gering angesehen, da sich die Feuchtig­

keitsabnahme In den höheren Schichten und die Feuchtlgkeftszunahme In den nle-
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Oie Punktulerung zeIgt eine Zunahme der relativen Feuchte.

Quelle: Smagorlnsky, J. (1981). S. 677

deran Schicht hb d k an gegenseitig In der WolkenbIldung neutralisieren. Es bleibt jedoc zu
se

h:t
n en. daß die Bewölkung auf der Erde eine relatlv große RoUe tür die abzu­

S:iel:~nde Klllllawlrkung einer Verdoppelung des CO2-Gehaltes der Atmos~häre
ru d kann. Alleloe eine fOnfprozentlge Änderung der Bewö\\<.ung und eine Ande-

r
ng er Höhenstockwerke der Bewölkung um 500 m würde eine Temperaturände-

ung auf der E d ' .. drun d r oberfläche von 3 - 51lC auslösen können. Eine elnprozentlge An e-
Atrn

9
0 e~ BeWölkung könnte etwa ein Viertel des Anstiegs des CO2-Gehaltes In der

dar K~IP äre maskieren. Somit bleibt die Bewölkung eine l:jroße Unbekannte im Spiel
lllaWlrkungs~Zenarlen des CO2-Gehaltes der Atmosphäre.

In Abb 951 d ',.
einer V d n die Ergebnisse verschiedener jüngster Modellrechnungen der Folgen
gleiChe~~ 0ppelUtlQ des CO2-Gehaltes der Atmosphäre auf die Temperaturen ver­
zetnber JaUntereinandergestellt. Sie betreffen allerdIngs lediglich die Monate De­
von We~h nuar Und Februar. Es handelt sich um folgende Modelle: das GFDL-Modell
FlUid D arald und Manabe aus dem Jahre 1986, erstellt Im Labor fQr Geophyslcal

GOddar~n~:I~s, das GISS-Modell von Hanssen u.a. aus dem Jahr~ 1984. erstellt Im
Meehl btute for Space Studles und das NCAR-Modell von WashIngton und
Alle Mcds dem Jahre 1984, erstellt am Natlonal Center tor Atmospherlc Research.

o elle zelg I ImStratosPhä an eine ähnliche Tendenz, nämlich Temperaturabnahmen
retlberelch und Temperaturerhöhunqen in der. Troposphäre. Es Ist ZU ba-
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Quelle: Schlesfnger, M.E. (1986), S. 40,
achten d ßdl' Ä IN I a e BreItenkreiserstreckung dieser Modelle vom quator sowoh nach
Slo~den als auch nach SOden reicht. Die Temperaturänderungen Ober dem SOdpoJ

n einheitlich weit schwächer ausgebildet als Ober dem Nordpol. Alle Modelle zel-
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gen auch eine Übereinstimmung In den größten Temperaturerhöhungen Ober den
Nordpolargebieten. Von Modell zu Modell zeigen sich dennoch gravierende Unter­
schiede der Temperaturreaktlon auf eine mögliche Verdoppelung des CO2-Gehaltes
der Atmosphäre. Das GFDL-Modell weist eine Temperaturerhöhu ng Im bodennahen
Bereich der Arktis von Ober 14°C aus, während das GISS-Modell und das
NCAR-Modell einheitlich Temperaturerhöhungen von "nur" 7°C zeigen. Überein­
stimmend erscheint Im Bereich der Tropen die größte Temperaturzunahme nicht im
bodennahen Bereich, sondern In einer Höhe um 10 km. Hier zeigt das NCAR-Modell
die größten Temperaturerhöhungen von mehr als +7°C In der höheren Troposphäre
Ober dem Äquator. Dies könnte zusammen mit einer bodennahen Erwärmung des
Nordpolarqebletes das Hauptschwungrad der Zirkulation der Atmosphäre, den
Energiekontrast Äquator/Pol stark verändernI

BACH, Jung und Knottenberg (1985) untersuchten für Westeuropa nach verschie­
denen atmosphärischen Zlrkulatlonsmodellen In größerer räumlicher Auflösung die
Wirkung einer Verdoppelung des CO2-Gehaltes der Atmosphäre auf das Klima. Die
Abb, 10a und 10b zeigen die Raummuster der Temperaturänderungen nach dem
GISS-Experiment, getrennt fOr das Jahresmlt1el, den Winter, FrOhjahr, Sommer und
Herbst. In Abb. 10b sind In gleicher jahreszeitlicher Auflösung die Folgen der Ver­
doppelung des CO2"Gehaltes fOr die Niederschlagsaufkommen dargestellt. FOr den
Bereich von Nordafrika bis Skandlnavlen ergeben sich MIt1eltemperaturerhöhungen
von 3 - SOC. Im Jahresmittel zeigt der saharische Raum mit Ober SOC die höchste
Temperaturzunahme. Dies gilt auch in den einzelnen Jahreszeiten unter Ausnahme
des Winters, der die höchsten Temperaturerböhungen im BerOlch Skandlnaviens und
des Nordpolarmeeres ausweist. Damit wird deutllch, und dies gllt für alle Modellex­
perimente, daß die Temperaturerhöhung am stärksten Im Nordpolarbereich im Winter
ausgeprägt ist. Es wird allerdings auch Im Bereich MItteieuropas sowie des östlichen
Westeuropa eine Erhöhung der WIntertemperaturen um S - 6°C zu verzeichnen sein.
Die Sommertemperaturen dOrften nach dem GISS-Experiment In den europäischen
MItteibreIten um 3 ~ 4°C aufgrund eIner Verdoppelung des CO

2-Gehaltes
In der At­

mosphäre ansteigen. Dieses wOrde vom Temperaturregime her bedeuten, daß unser
Klima subtropische Zage annähme. Es wäre In Westeuropa allerdings kein
Winterregen-Klima zu erwarten. Im Jahresmlt1el würde lediglich im SDdwesten des
Untersuchungsgebietes der Niederschlag unter dem heutigen Niveau liegen, wäh­
rend ansonsten ein Nlederschlagsanstlegum 0,1 - 0,6 mm pro Tag gegenOber heute
bel einer Verdoppelung des CO2-Gehaltes In der Atmosphäre zu erwarten wäre. Be·
trachtet man die Niederschlagsänderungen In den einzelnen Jahreszeiten, so zeigen
sich vor allem Im Winter negative NIederschlagsabweichungen Im sOdlichen Mittel·
meerraum sowie in Nordafrika. DIes könnte ökologisch von großer Bedeutung sein,
da dort Vegetation und Landnutzung an Winterregen angepaßt sind. Dafür wOrden
sich allerdings In welten Teilen des MItteimeerraumes die Herbstniederschläge,
wenn auch nur relativ gerlngfOgig, erhöhen. Im westeuropäischen Bereich wäre mil
einer Abnahme der Sommerregen zu rechnen. Insgesamt ergäbe sich kaum eine
ökologische Benachteiligung Irgendeines Teiles des westlichen Europas aufgrund
von NIederschlagsänderungen infolge der Änderungen des CO -Gehaltes der Atmo­
sphäre nach dem GISS-Modell. Andere ZIrkulationsmodelle ~o das BMO-Modell,
welsen jedoch bereits bel einer Verdoppelung des CO -Gehaltes der Atmosphäre
erhebliche Niederschlagsänderungen aus. 2
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Das BMO-Experiment geht von eIner Erhöhung der Meeresoberflächen-Temperaturen
um 2°C bei eIner Verdoppelung des CO2-Gehaltes der Atmosphäre aus. In dIesem
Falle wäre bereits Im Jahresmittel mit einer erheblichen Reduktion der NIederschlä­
ge südlich von 50°C BreIte zu rechnen. DIe NIederschläge wOrden dort vor allem Im
Winterzeitraum um etwa 1 mm pro Tag zurOckgehen. DIes würde bedeuten, daß dIe
an sIch schon relatfv arlden GebIete vor allem Nordafrikas und von Teilen SpanIens
sowie Italiens noch arld er würden, als sie es heute slnd, DIes hätte erhebliche ne­
gative Auswirkungen auf dle dortige Landwirtschaft.

Eine der zentralen Fragen Im Zusammenhang mit dem Temperaturanstieg Im polaren
Bereich Ist das Verhalten der Elsschllde. Es Ist anzunehmen, daß dIe
Festlandselsschllde In Grönland sowie In der Antarktis zunächst einmal nur sehr
schwach auf die Temperaturerhöhungen reagIeren werden. Problematischer Ist das
Verhalten des arktischen Meereseises. Zumindest teilweise wird das polare Packeis
bel einer Verdoppelung des CO

2-Gehaltes
In der Atmosphäre abtauen. Bel einer

Temperaturerhöhung um SOC, dies wäre eine konservative Schätzung fOr die
arktischen GebIete, wOrde das Packeis In den Monaten August bis September voll­
ständig verschwinden. Möglicherweise wOrde allerdings das arktische Meereseis,
wenn es eInmal vollständig abgetaut worden Ist, sich auch Im Winter nlcht mehr
regenerieren können, vor allem deshalb nicht, weil 1m eisfreien Sommer zuviel Wär­
me im Meer gespeichert und lnfolge der Abwesenheit der EIsschicht eIne Mischung
des kalten Oberflächenwassers mit dem wärmeren TIefenwasser erleichtert würde.
Ein eisfreies GebIet der Arktis bel einer Vereisung der Antarktis würde wesentlich
gravierendere Klimaänderungen mlt sich bringen, als sie bel den bisherIgen ExperI­
menten errechnet worden sind. Nicht nur ein drastischerer Anstieg des Meeresspie­
gels wäre zu erwarten, sondern vor allem eIne ruckartige Verlagerung der Kltmazo­
nen nach Norden. Die Kllmagortel der Erde sind mit Ihren WIndsystemen gleichsam
ZWischen den beiden Elskappen fixiert. Eine sogenannte unipolare Vereisung, d.h.
eine VereIsung lediglich der Antarktis, würdezu Zuständen des Klimas zurOckfOhren,

wie sie Im Tertiär geherrscht haben.

Bel allen Modellen Ist ledIglich dIe KlImawirkung einer Verdoppelung des CO2-Ge­
haltes der Atmosphäre berOckslchtigt worden. Unter EInbezIehung der Obrlgen
klImawirksamen Spurengase könnte die Wirkung erheblich markanter ausfallen, bIs

zu einem Faktor 21

Trotz aller hochdIversifIzierter Modelle bleiben die KlImaprognosen hypothetIsch.Nur
eindeutige KlimawIrkungen könnten dIe Gesellschaften zu aktiven Schritten gegen
weitere starke Einträge von CO und anderen Spurengasen In die Atmosphäre be­
wegen, vornehmlich die Ozean: verhIndern derzeIt die Wahrnehmung des CO2-SIg-

nals, .
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Derartige Zirku latlonsmodelle werden als OGCM's bezeichnet, weil sie den Ozean
mit seiner Zirkulation bis In ca. 1000 m Meerestiefe in die Modellanalyse integrieren.
Einbezogen sind auch etwa Bedingungen, wie die Sallnltät des Ozeans und die Dicke
des Packeises auf den Ozeanflächen. Es zeigt sich In einem Modellexperiment von
SCHLESINGER (1986), daß eine Erwärmung der oberen SchIchten des Ozeans erst
nach drei Jahren post 2 x CO2 zu erwarten Ist, und daß erst nach einem Ablauf von
16 Jahren die Oberflächentemperatur des Ozeans sich um 1°e erhöht hat. Erst nach
weiteren vier Jahren hat die Atmosphäre mit einer Temperaturerhöhung um 1°C auf
die Verdoppelung des e02-Gehaltes In der Atmosphäre reagiert. Der Schwellenwert
von 1,50e Temperaturerhöhung Im Bereich der bodennahen Atmosphäre wird erst
nach einem Ablauf von mehr als 16 Jahren deutlich. Diese "time lags" liegen darin
begrOndet, daß die bodennahen Temperaturen auf dem Land sehr eng mit den
Oberflächentemperaturen der Meere zusammenhängen. Das OGCM-Modell zeigt den
Zustand der Temperaturen In Atmosphäre und Ozean 16 Jahre nach einer abrupten
Verdoppelung des e02-GehaJtes In der Atmosphäre. Es verdeutlicht so auch den
"time lag" bis sich eIn neuas Gleichgewicht zwischen Atmosphäre und Ozeanen
herstellt. In Abb, 11 ist das regional differenzierte Ergebnis der Temperaturände­
rungen In der Atmosphäre und Im Ozean nach dem vorgenannten gekoppelten
atmosphärischen ZIrkulationsmodell der Oregon State Unlverslty dargestellt. Maxi­
male Erwärmungen des Ozeans an der Oberfläche bzw, In den oberflächennahen
Bereichen sind im Bereich von sosc Nord und 300e SQdzu konstatieren. Auch er­
weist sich eine Koppelung der regionalen Muster der Änderung der Temperaturen
auf den Landoberflächen mit der Änderung der Meerestemperaturen.

Es Ist somit nicht zu erwarten, daß schon In naher Zukunft drastische Änderungen
der Temperaturen und des Niederschlags auf der Erde eintreten werden. Dies liegt
an der trägen Reaktion der Ozeane auf Initiale Temperaturänderungen In der Atme­
sphäre, Die zukOnftigen Temperaturänderungen In der Atmosphäre hängen wesent­
lich von dem zukOnftlgen Energie-Scenario ab. Es sollen daher einige EnergIe­
Szenarien von NIEHAUS dargestellt sein, die die unterschiedliche Wirkung
verschiedener ZUkunftsstrategien auf den C02~Haushalt der Atmosphäre und damit
auf zu erwartende Temperaturänderungen wiedergeben.

2.9 Zukunfts-Energle~Szenarlen

Als erstes Szenarium sei das "Base-case" Energie-Scenario dargestellt (Abb. 12a +
12b).

Der maximale Energieverbrauch von 65 Tera-Watt wird auf den Zeitraum zwischen
2060 und 2080 gelegt. Es wird davon ausgeg.angen, daß die Nuklearenergie den
größten Teil der EnergieproduktIon leistet. Der Verbrauch fossiler Energieträger,
deren Verbrennung für die Steigerung des Spurengas-Gehaltes in der Atmosphäre
verantwortlich ist, soll nach diesem Szenarium unmittelbar post 2000 seinen Höhe~

punkt überschritten haben und danach drastisch zurückqehen. Voraussetzung für
dieses Szenarium ist allerdings die Anwendung fortgeschrittener Nukleartechnologie,
wie des Schnellen Brüters und der Hochtemperatur-Reaktoren Das Szenarium er­
weist als KlImawIrkung eine Reduktion der C02~Emlssion In die Atmosphäre mit
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Quelle: Schleslnger, M.E., 1986. S. 47

Zeftverzögerung nach dem Höhepunkt der Verbrennung fossiler Energieträger und
Infolge davon nach dem Jahre 2020 eine nur relatIv gemäßigte Zunahme des

CO2-Gehaltes In der Atmosphäre. Danach wird um 2020 reIn aufgrund der Ände­

rungen des CO2-Gehaltes der Atmosphäre mIt einer Temperaturerhöhung um etwas
mehr als 1oe gerechnet werden müssen, um 2100 mIt einer TemperaturerhOhung um

2°C. Unter EInbezIehung aller Spurengase könnte sich dIe KJlmawlrkung aller hier
besprOChenen Szenarien hinsichtlich der Temperaturen verdoppeln.

Das zweite Energie-Szenarium (vgl. Abb. 13a + b) geht davon aus, daß dIe
NUklearenergie In Zukunft politisch nicht mehr vertretbar Ist. Es 1st dies das soge­

nannte 50 Tara-Watt "fossil fuel" Energle~Scenarlo.Nach dem Jahre 2020soll nahezu
ausschließlich Kohle für die Deckung des Energiebedarfs verbraucht werden. Dabei

\YOrde der CO -Gehalt der Atmosphäre gegen Ende des nächsten Jahrhunderts auf
ca, 1500pprn ;nstelgen. Die Temperaturerhöhung wt1rde um das Jahr 2030~ 2040bel

2,5
0C

liegen, um das Jahr 2100 bel Ober 50C. Auch bei einem Verbrauch von 30 TW

WOrde der CO2-Gehalt der Atmosphäre um den vierfachen Betrag hOher sein ats
heute und die Temperatur weltweit um 40C ansteigen. Der gesteigerte Verbrauch
fOSSlJerEnergle wOrde also auch bel erheblicher Reduktion der Steigerung des

Energieverbrauchs zu drastischen KlImaänderungen filhren.

281



50

20

10

.60
_30

80 2000 20
TlME--+

~- NUClEA.R

11- GAS

Im- Oll

11- COAl

\Q

70

60..------------------1'

eoe r------r----..-----.......,--.-~-...,..----"120

20602020198019loO
'--------J------I.-----L..-----'------::210~

........"...

1
600 3 .."........

15- ,.,e.
~

""~ ..:l;

lz!
0 ;;:

~ ;!: .... ~l.J ...... :::;!Z '00 l:!
)() %2

ci ::I

~~ ........,............ ,.,u w se e,

·:~:~~';$~N~RATION 0"
~

~ ..
/J

< 200
$

Abbildung 12a: Szenario zum ?rlmärenergleverbrauch bIs zum Jahr 2100

Abbildung 12b; Veränderung des CO2·Haushaltes bis zum Jahr 2100
unter Zugrundelegung des 0.9. SzenarIos

Quelle: Niehaus, F. (1981), S. 653

282



2020198019t,()
o

so

.-GAS
[TWI
70

70

s illIIII- ~ IL 60

~ 60
II-COAL

~
/'ii

50

ffiSO
ffi

~ 40

40

jE
~
u,

~ 30
Q
:;:
~ 20
:z
0
v

10

1900 20 i,(l 60 80 2000 20 i,(l 60 80 2100

TIME-+

2000 10

1'500
7.5

e A

~
~

):.

:z:
..

~ ~

U

l- V
~

ffilOOO l:! 5.0
v :::I ~
~

!c
CI:

~ ~
!

tJ 15
~

.. B
500 2.5

Abbildung 13a: "5D-TW"-Szenario zum fossilen Energieverbrauch

Abbildung 13b: Veränderung des CO2"Haushaltes bis zum
Jahr 2100unter zugruridelegung des O.g. Szenarios

Quelle: NIehaus, F. (1881). S.654

283



Die sogenannte 50 TW e02
wStrategie geht davon aus, daß um das Jahr 2000 ein

e02-Slgnal deutlich wird und drastische Maßnahmen ergriffen werden, den Ver­
brauch fossiler Energieträger einzuschränken und diese fossilen Energieträger durch
Sonnenenergie und Nuklearenergie zu ersetzten (Abb. 14a).

Um die Mitte des nächsten Jahrhunderts wOrde dennoch ein e02-Gehalt der Atme­
sphäre von 430 ppm erreicht. Es wird aber In Abb. 14b deutlich, daß die CO2-Emlssion
nach dem Jahre 1985 drastisch zurückgInge, und die CO2-Konzentratlon der Atmo­
sphäre um 2030 oder 2040 ihren Höhepunkt überschritte. Danach würden die T~m­

peraturen auf der Erde bis zum Jahre 2050 weltweit um weniger als 1°e ansteigen
und danach sogar die Temperaturerhöhung gegenOber heute leicht zurückgehen.
Unter EInbezIehung aller Spurengase würde wohl dennoch eine Erwärmung resultie­
ren.

Abschlleßend zeigt die Abb. 15 zwei Energie-Szenarien, die als High-Scenario und
Low-Scenarlo bezeichnet werden. Es sind dies die sogenannten IlASA-Scenarios der
Vereinigten Staaten. Sie gehen von mehreren GrundbedIngungen aus: Die Weitbe­
völkerung wIrd bis zum Jahre 2030, fOr diesen Zeitraum sind die Modelle erstellt
worden, um den Faktor 2 ansteigen. Die Brutto-Sozialprodukte auf der Erde werden
steigen, und zwar um den Faktor 6,4 bzw, 3.6. Die Welt-Prlmärenergle-Produktlon pro
Kopf der Bevölkerung wird sich auf 4,5 Kw (High Scenario) bzw. 2,8 Kw (Low­
Scenario) erhöhen. Nach dem Low-Scenarlo wird sich um 2030 der CO

2-Gehalt
der

Atmosphäre auf 430 ppm erhöht haben, nach dem High-Scenario auf 500 pprn. Die
. °e02

wbedingten Temperaturerhöhungen werden danach bei o.asc respektive 1,1 C
liegen. Der totale Energle-Verbrauch der belden Modelle differiert Im Jahre 2030
zwIschen 35,65 TW des Hlgh-Scenarlo-Modells und 22,39 TW des Low-Scenarlo­
Modells.

Infolge der anthropogenen Nutzung fosslller Brennstoffe wird sich jedoch nicht nur
der Gehalt an CO2 in der Atmosphäre, sondern auch von anderen Spurengasen
ändern. DamIt verstärkt sich die KlImawirkung In Troposphäre und Stratosphäre,
womit die Problematik des stratosphärischen "Ozon~Lochs" im deutlichen Zusam-
menhang steht. .

2.10 Die Folgen der Änderungen des Gehaltes der Atmosphäre an
Spurengasen auf den Ozon-Haushalt In 'der Stratosphäre

Nach Modellannahmen von Groves und Tuck (1979). wird eine drastische Reduktion
des Ozongehaltes der Atmosphäre Im Stratosphärenbereich unter anderem als Folge
der AbkOhlung der Stratosphäre angenommen. Damit war ein Gedankengang aufge­
griffen, der bisher In der Diskussion um das "Ozon-Loch" noch wanlg zum Tragen
kam, nämlich d~r Zusammenhang zwischen Spurengasänderungen In der Atmo­
sphäre und den Änderungen 1mOzongehalt der Stratosphäre, Verantwortlich ror den
Abb~u des Ozons in der höheren Atmosphäre ist nach BERGER allerdings nicht direkt
dle Anderung des COfGehaltes und weiterer Spurengase der Atmosphäre, sondern
die bis Zum Jahre 2024 bis 2040 zu erwartende Verdoppelung des troposphärlschen
N20-Gehaltes als Folge des Verbrauchs von strckstoffhaltlgen DOngern. Vorausge-
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setzt wIrd eine Erhöhung der direkten Produktion Von N20 von gegenwärtig 2,2 Mt
pro Jahr auf 30 Mt um das Jahr 2050. DIe damit einhergehende Verdoppelungdes
N20-Gehaltes der Atmosphäre wOrde eInen ErwärmungsbeItrag um +0,7°C In der
unteren Troposphäre bedlnqen; vor allem aber Infolge von Dissoziation In der
Stratosphäre zu einer Erhöhung des dortigen NO-Gehaltes fahren und Infolge davon
zu eInem "Abbau" des Ozons. In der JOngeren DIskussion wIrd aber vor allem die
Änderung des CFM-Gehaltes der Atmosphäre für den "Abbau" des Ozons verant­
wortlich gemacht. Chlorfluorkohlenwasserstoffe werden vor allem aus TreIbgasen
und KOhimItteln freIgesetzt, TreIbgase der ·Spraydosen sind unter dem Begriff
"Freone" bekannt (CFCI

3
und CF

2
C1

2
). DIese Chlorfluorkohlenwasserstoffe werden

auch mitverantwortlich far die BaumkrankheIten, vor allen Dingen Im Schwarzwald,
gemacht und tragen zudem als weIteres Spurengas zur Erwärmung der unteren At­
mosphäre bel. In der Stratosphäre zeitigen sie Ober die Störung des Ozonsystems
eIne noch gravierende KlImawirkung, nämlich die Verstärkung der UV-Elnstrahlung

auf die Erde.

Die Belege für eine Ausdünnunq des OzonschutzschUdes In der Stratosphäregerade
Ober der Antarktis sind eindeutig. Sie basieren auf Messungen der Sateliten NimbUS
4 und Nimbus 7 sowie der Ozonmeßstatlon Halley Bay des "Brltlsh Arctlc Survey".
Die Station mIßt den Ozongehalt mIt einem Oobsen-Photometer bzw. mit der
Lumlnlszenzmethode über Ballonaufstiege. DIe Satelliten messen die LIchtIntensItät
der Wellenlängen Im UV-Berelch nicht direkt, sondern Ober das von der Atmosphäre
gestreute Sonnenlicht, da sie Ja anders als dIe Photometer nIcht von der Erde durch
die Atmosphäre gegen die Sonne "blicken" können. Der Ozongehalt wird also Ober
die Intensität der UV-Strahlung gemessen. Beide korrelieren negatIvmiteinander.Die

Maßeinheiten sind Dobseh-Unlts (1 D.U = 10-3atm-cm).

Nach den Messungen Ist die mittlere Ozonkonzentration des Oktober seIt 1979 Ober
der Antarktis ständig zurückgegangen (vgl. jeweils ZASEL 1987, KLEY 1974). Im Ver­
laUfe des Winters sinkt die Ozonmenge natOrlicherwelse bis zu einem MInImum Im
Oktober ab Der Ozongehalt vermindert sich dabei um 0,6% pro Tag In 12 - 20 km
Höhe, glel~hZeltlg sinken die Temperaturen und verstärkt sIch der polarwlrbel ~e!
starkem Anstieg der SchwefelsäurekonzentratIon der "polar stratospherlc clou s

(PSC's). Dies Ist ein natürlicher Vorgang.

1 rt d Polarnacht In Zusam-
Diese Vorgänge stehen mit dem Wechsel von Po a ag un d

h t T mperatur Ozon- un
menhang: Während des Polartages sind zunäcse, I1 In der
A

d] Temperaturen vor a em
erosolkonzentration konstant zum Herbst sinken eIl wisse, d Störungswlrbe e ne ge

Stratosphäre stark ab, Im Winter bedingt resultleren e 01 A rosolkonzentratlon
Abschlleßung der antarktIschen Stratosphäre nach außen. e eM't Anbruch des

der PSC's steigt bel noch weiter sInkenden Tempe~~tu;:~per:turen erreichen
Polartages geht die Aerosolkonzentratlon wieder zurückj keim Oktober erreichen
bald Ihr Minimum, die OzonkonzentratIon beginnt zu s ~ ~~onkonzentratlonen Ihre
bei schon wIeder steIgenden Temperaturen Aero~~;-d~ polarwirbel zusammen. Es
normalen Werte. In November und Dezember br~ BreIten zustande, die Ozon­
kommt wIeder ein Luftmassenaustausch rnlt nie eren
W[ • dran (Zabel. 1987J.

edle Aerosolkonzentratlon steIgt wIe e
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Dieses natürllohe Ozonloch der Übergangsphase PolarnachtlPolartag (antarktischer
FrOhllng) vertieft sich nun seit 1975 und weitet sich aus. Bis 1987 war der Minimalwert
der OzonkonzentratIon während des antarktlschen FrOhlings von 260 D.U. um 40 %
gesunken. Der MInimalbereich hatte sich stetig ausgedehnt und bereits 1985 die ge­
samte Antarktis bedeckt. 1986 schien die Vertiefung und flächenhafte Ausdehnung
des "Ozonlochs" gestoppt, doch 1987 bedeckte es eine größere Fläche als Je zuvor,
die welt Ober den antarktischen Kontinent hinausging. Diese Sateilltenbeobachtungen
werden durch Messungen sowohl der Britischen Station Halley Bay als auch der
Japanischen Meßstatlon Syowa gest atzt.

Zum Verständnis der "Ozonloch - Hypothesen" muB zunächst einmal dle natOrliche
OzonbIldung verstand~n sein.

In der Stratosphäre spaltet energiereIches kurzweiliges LIcht der Wellenlänge kleiner
240nm O2, Ein Sauerstoff-Atom vereinigt sich dann mit einem Sauerstoff-MolekOI zu
0 3, also Ozon. Durch Photolyse wird 03 auch wieder In O2 und 0 zerlegt (2°2), In
der Troposphäre entsteht Ozon Ober die Photolyse von N0

2
durch weniger energIe­

reiche Strahlung der Wellenlängen kleiner 400nm (NO + 0). Das von N0
2

abgespal­
tete Sauerstoffatom verbindet sich dann mit 02 zu tropesphärischem Ozon. Durch
verstärkten Eintrag von N02 In die Troposphäre steigt Ihr Ozongehalt an. Dies wird
auch für die Waldkrankheiten mitverantwortlich gemacht.

Bel der OzonbIldung In der Stratosphäre dient die kurzweilige UV-Strahlung als
Energiequelle, Je weniger O2 dort gespalten wird, desto mehr UV· gelangt in die
unteren Atmosphärenschichten. Mit zunehmender UV-Strahlung auf die
Erdoberfläche werden Mutationen befürchtet sowie Steigerungen der Hautkrebsraten.
Dem könnten die Steigerungen des troposphärlschen Ozons entgegenwirken. Vor
allem der Stickoxidausstoß der Kraftfahrzeuge fördert seine Blldu ng.

o Zur Erklärung der. Vertiefung und Ausweitung des Ozonlochs während des
antarktischen Frilhllngs wurde eine VIelzahl von Hypothesen ins Feld gefOhrt. So
werden als natürllche Ursachen genannt: Verstärkte Vulkantätlgkelt und Differenzen
der SonnenaktIvität (hohe SonnenaktivItät bedingt hohe StlckoxldkonzentratlonEm und
Ober NO-Radikale niedrige OzonkonzentratIonen; Messungen zeigen aber geringe
N02-Konzentratlonen In der Stratosphäre). Eine AbkOhlung der Stratosphäre Ober den
Polen als Folge des EI Chlchan Ausbruchs soll relativ ozonarme Luft In den resultie­
renden verstärkten Wirbel aus der Troposphäre In die Stratosphäre "zlehen", Die
notwendigen Aufwärtswinde konnten Jedoch nicht festgestellt werden.

Am wahrscheinlichsten 1st daher die "anthropogene" Hypothese des Ozonabbaus
durch Chlorfluorkohlenwasserstoffe. Wegen Ihrer langsamen Zerfallsgeschwindigkeit
gelangen sie in die Stratosphäre, Licht spaltet von Ihnen dort Chlor-Atome ab. Ihre
Konzentratlon Ist am SOdpol seit 1982 um 5,5%la bis 1986 angestiegen. Ein Tell der
Chlor-Atome wird aber natOrlicherwelse ilber N0

2
In das weniger aktive Chlornitrat

überführt, Auf den PSC's wird dieses jedoch In schneller zersetzbare Verbindungen
umgesetzt (Zabel, 1987). Mit Anbruch des Polartages geben die zerfallenden polar
stratospherlc clouds dann sehr schnell große Mengen von Cl-Atomen ab. Dort, wo
die PSC's verschwinden, entstehen nach Beobachtung die "OzonlOcken"•

• Hauptagens sInd die radikalen CL-Atome, die extrem viele OzonmolekOle zerstören,
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bevor sie selbst neue VerbIndungen eingehen. Danach hängt die Ozonproblematrk
deutlfch vom anthropogenen Eintrag von Chlorfluorkohlenwasserstoffen In dIe Atrno­
sphäre ab. Dieser steIgt Jährlich noch um 3 ~ 5% an. Die sInkenden Temperaturen In
der Stratosphäre, die eventuell berelts ein deutliches CO

2'Spurengas-Klimaslgnal
darstellen, blockieren nun nach Crutzen (Malnz) die "Methanbremse" des
Ozonabbaus. Mit höheren Temperaturen bremst Methan gleichsam dle Aggressivität
der Cl-Atome. Insofern hängen dla Verstärkung und Ausweitung des Ozonloches, die
nun auch fOr dIe Arktis festgestellt werden konnte, auch mit der zu beobachtenden
AbkOhlung der Stratosphäre zusammen.

Die stratosphärische Ozonschicht splelt fOr das Leben auf der Erde eine sehr große
Rolle, Ozon wlrkt gleichsam als UVB-Fflter.'Es konzentrIert sich In der Atmosphäre in
der Schicht zwischen 10 und 50 km Höhe. Zwar erreicht es dort nur einen Anteil von
0,00006 % des Volumens, ohne Ozon In dieser Höhe gäbe es allerdings wohl kaum
Leben auf der Erde. Bel eIner VerrIngerung des Ozongehaltes In der Stratosphäre um
1 % würde der UVB~Antell der Strahlung, der an der Erdoberfläche ankommt, sich um
2 % erhöhen. Es ist allerdings noch nicht eIndeutig geklärt, In welcher Welse und ob
Oberhaupt die Chlorfluorkohlenwasserstoffe den Ozonschirm der Stratosphäre an­
greifen. DIe WahrscheInlichkeIt, daß die Temperaturänderungen in der Stratosphäre
bzw, die Änderungen des C02~Gehaltes In der Atmosphäre slch negativ auf die
OzonschIcht auswirken, slrid nach Modellrechnungen jedoch sehr wahrscheinlich
(vgl. RANDOW, 1987). Die Modell-experimente der Wirkung der Chlorfluorkoh­
lenwasserstoffe auf den Ozongehalt der Atmosphäre sind allerdings erheblich ver­
einfacht, gegenaber der Kompllzlerhelt der ReaktIonsketten in der Natur. Daher haftet
allen Computersimulationen eine relativ hohe IrrtumswahrscheInlIchkeit an. Zudem
muß davon ausgegangen werden, daß slch einige Spurengase, die auf Grund der
menschlichen Aktivitäten vermehrt In die Atmosphäre eindrIngen, hemmend auf den
Abbau der OzonschIcht wirken. Dazu gehört Methan. Von RANDOW (1987) unterteilte
die Analytiker der Ursachen der Ozonreduktlon In der Atmosphäre In dle Gruppender
Chemiker und der Dynamiker. Die Chemiker halten die Chlor'Fluor~Koh'
lenwasserstoffe für dIe Hauptübeltäter. DIe Dynamlker bezweifeln, daß ~ies dle allel­
nlge Ursache sein könnte Die Dynamlker rohren eine zIrkulationsdynamisch bedingte
AbkOhlung der stratosphärischen Temperaturen während des polaren Winters an.
Während der letzten sieben Jahre selen dle Temperaturen In der polaren
Stratosphäre um ca 180C gefallen. Nun könnte man die Temperaturabnahme In der
Stratosphäre allerdings auch in Zusammenhang mit der SteIgerung des C02~Ge~
h M I Max-Planck-Institut für
altes der Atmosphäre bringen crutzen von dem a nzer d I

ChemIe fand nun heraus daß Infolge der Temperaturabsenkungen Ober dem SO pOh'
, . t Methan-Bremse nicht me r

Vor allem Im antarktischen FrOhjahr, dle sogenanneMd IJ entsteht bei
funktloniere. Nach Crutzen,. dem sogenannten Arnold-crutzer t Ob ~ Temperaturen
tlefen Temperaturen In der Stratosphäre Ober dem SOdpolargeble 'd

e
. t der An.

u t S I t säure Eine Folge avon JS
n er -70oe. aus Stickoxiden vermehrt a pe er· aktionsfreudig Ist

stieg des OH-Gehaltes in der Stratosphäre, welChe: ~~~~~~:b~~dUngen freisetzen:
Dieses OH soll die gasförmige Salzsäure abbauen un
Welche In Reaktionsketten das stratosphärische Ozon aufzehren.

. die Änderung des Ozongehaltesin der
Faßt man diese Theorien zusammen und Sieht en CO .ProblematJk. so könnte es
Atmosphäre In Zusammenhang mit der gesamt 2
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sein, daß das Temperatursignal der Erhöhung des CO2-Gehaltes der Atmosphäre und
des Gehaltes an welteren klImawirksamen Spurenstoffen sich noch nicht im boden­
nahen Bereich unserer Kllmastatlonen zeigt, wohl aber In einer Abkohlung der
Stratosphäre. Damit wären nach dem Arncld-crutzen-Medell In der Atmosphäre Be­
dingungen geschaffen, die zu einem Abbau der stratosphärischen Ozonschicht fah­
ren. Das Arnold-Crutzen-Modell sieht als eine Hauptursache des Abbaus der
Ozonschicht In der Stratosphäre einerseIts sowohl die Temperaturabnahme In der
Stratosphäre, andererseits die Freisetzung von chtcr-Ptucr-Kchlenwasseretoften, In
der ReaktIonskette splelan jedoch die Stickoxide ebenfalls eine große Rolle, so daß
der Gedankengang der Wirkung einer vermehrten Frelsetzung von N20 auf den
Ozongehalt in der Stratosphäre durchaus Indas Arnold-Crutzen-ModeJl zu Integrieren
wäre. Auch könnte man damit die Theorlen der Chemiker und der Dynamlker ver­
binden. Mögl1cherwelse wird die Abnahme de~ Temperaturen in der Stratosphäre ja
nicht oder nicht nur durch einen erhöhten CO2-Gehalt und die Erhöhung des Gehaltes
weiterer Spurenstaffe In der Atmosphäre bedIngt, sondern wIe die Dynamiker wissen
wollen, durch Änderungen der Zirkulationsbedingungen In der Atmosphäre und
VulkaneruptIonen etc.

Modellexperimente zeigen auf, daß mit der Verringerung des Ozongehaltes In der
Stratosphäre evtl. eine Erhöhung des tropoaphärlschen Ozongehaltes verbunden ist,
weshalb elne WIrkung auf die Lebewelt der Erde nicht unbedingt zu erwarten Ist. Es
muB jedoch gefragt werden, inwieweit nicht gleichsam präventiv weitgehend auf
Chlor-Fluor-Kohlenwasserstoffe verzichtet werden kann, rein aus dem Verdacht ge­
gen sie, daß sie die Ozonschicht angreIfen könnten. Vor allem auf Treibgase In
Spraydosen könnten wir ohne Jede ökonomische Konsequenz verzichten. Insofern
sind derartige Gesetze In den Vereinigten Staaten seit langem erlassen worden.

Abschließend sei jedoch auf ein Phänomen verwIesen, welches nahezu alle Oberle­
gungen zur Änderung des Klimas auf der Erde als Foige anthropogener EIngriffe In
das KlImasystem zumindest kurzzeitig' "Ober den Haufen" werfen könnte.

2.11 Der mögliche Antagonismus natürlicher und anthropogener Klimatrends

Bereits In den bisherigen AusfOhrungen wurde darauf hingewiesen, daß das Klima
sich nicht nur auf Grund anthropogener Veränderungen der Zusammensetzung der
Atmosphäre ändert, sondern daß langzyklIsche und auch kurzzyklische natOrllche
Temperaturänderungen und NIederschlagsänderungen elne sehr große Rolle spielen
und evtl. alle anthropogenen Änderungen maskieren oder sogar umkehren können.
Wenn wir dIe Änderungen Im Witterungsgeschehen der letzten Jahrhunderte be­
trachten, wie sie durch eine Studie von LAUER und FRANKENBERG aus dem Jahre
1966 nunmehr für die Rheinpfalz bekannt sind" so haben sich In der jOngsten Ver­
gangenheit gravierende natOrliche Änderungen vor allem des Temperaturgesche­
hens in unserem Raum abgespIelt. Es wechselten Phasen extrem kalter Winter mit
Phasen warmer Winter, Phasen verregneter FrOhjahre und verregnete Sommer mit
Phasen sonnenreicher FrOhjahre und Sommer ab. Nie zuvor war jedoch das Kllma
so warm und für den Anbau der Agrarprodukte so gOnstig wie etwa seit Beginn
unseres Jahrhunderts. Inzwischen weiß man, daß VulkanausbrOche gravierende Ein­
wirkungen auf das KUmasystem haben können, närnllch durch die Injektion
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vulkanischer Gase In die Stratosphäre; weniger durch die direkte Abblendung des
Sonnenlichtes Infolge des Vulkanstaubes In den.unteren Atmosphärenschichten (vgl.
Schönwiese. 1987). So können wir Inzwischen mit dem Ausbruch des Tambora zu
Beginn des 19. Jahrhunderts die kalten Phasen seit etwa 18161n Verbindung brIngen.
Das Jahr 1816 war ein Jahr ohne Sommer, als Folge der stratosphärischen Gasge­
haltsänderunqan, Auf der anderen Seite ändert sich auch die Abstrahlung der Ener­
gie von der Sonne In relativ kurzzeitigen Zyklen unter anderem von 75 Jahren. Der­
zeit befinden wir uns wahrscheinlich In einem Strahlungsminimum, weshalb auch
wohl der KlImawirkungseffekt der Erhöhung des CO2-Gehaltes der Atmosphäre noch
nicht eindeutig zu registrieren ist. Um das Jahr 2010 Ist jedoch mit einem Maximum
der Abstrahlung von Energie der Sonne zu rechnen. Damit dürfte auch die
Erwärmung zu Beginn des nächsten Jahrhunderts höher ausfallen, als rein nach den
CO2 Gehaltsänderungen anzunehmen wäre. Auf der anderen Seite befinden wir uns
noch mitten In den langfristigen Zyklen von Glazial und Interglazial, wie sie seit der
Vereisung der Antarktis aufgetreten sind. Seit etwa 1,5 - 2 Mlo Jahren beherrschen
die Wechsel von Eiszeiten und Zwischeneiszeiten langzyklIsch das Klima auf der
Nordhalbkugel unserer Erde. Das Eintreten von Eiszeiten und Zwischeneiszeiten kann
Inzwischen recht gut mit Änderungen der sogenannten Erdbahnparameter In Zusam­
menhang gebracht werden. Das heißt, die Bahn der Erde um die Sonne ändert sich,
und der Neigungswinkel der Erdachse schwankt ebenfalls. Derzeit leben wir In einem
warmen Interglazial, das In der Vergangenheit allerdings kaum länger als 10.000
Jahre währte. Da nach dem Ende der letzten Kaltzeit bereits ca. 10.000 Jahre ver­
gangen sind. muB man für die nächsten Jahrtausende damit rechnen, daB sich eine
neue Kaltphase einstellt. Nach den Erdbahnparameterberechnungen Ist allerdings in
den nächsten 2000 - 5000 Jahren kaum mit einem derart drastlschen natorllchen
TemperaturrOckgang als Folge der Änderung der Erdbahnparameter zu rechnen, daß
wir von einer kommenden Eiszeit sprechen könnten. Allerdings muB mit einem Abfall
der Temperaturen Irgendwann In den nächsten Jahrtausenden gerechnet werden. Es
Ist auch bekannt, daB als Folge der Reduktion der Biosphäre mit Eintreten der Kalt~
phasen der CO -Gehalt der Atmosphäre drastlsch zurückging; und damit eine ROck~
koppelung einietzte die die AbkOh1un9 In der Troposphäre verstärkte. Möglicher­
weise verhindert nun der Anstieg des CO

2
-Gehaltes In der Atmosphäre auf Grundder

hst J hrt usende eine drastische
anthropogenen EnergieproduktIon etc. für die näc en a a f I
A th nen Effekte sehr lang r -

bkühlung Es kann also durchaus sein, daß dIe an ropoge h t• I SI ht auf die näc sen
stlg gesehen nicht unbedIngt negatlv wIrken, sondern n c I j d Fall ist
Jahrtausende unter Umständen Lebensräume auf der Erde erhalte~. n e, eml kt oder
j h auf das Klima e nw r
edccn damit zu rechnen. gleich ob der Mensc nun d damIt Regionen
nicht, daß sich KlImaänderungen auf der Erde ergeben u;Gunsträume waren
ökologisch benachteillgt werden, die für den Mensche~,v~;enen es mit keiner Na-
und umgekehrt. Das Klima auf der Erde Ist nicht stabil. r n. F Ist nur wie
t I ht u ändern DIe rage •
urschutzmaßnahme dazu bewegen, sich ruc z Kr' ffekten zusammen. Sie

Spielen anthropogene KUmaeffekte mit den natürlichen Imafe
Ü

das Jahr 2010zu er-
kö . t t n wie es etwa r

nnen In eine positive Rackkoppelung re e , d lt dem anthropogenen
Warten Ist, wenn ein natorllcher Erwärmungs

tren
mh ausgleichen wie es fOr

ErWärmungstrend koinzidiert, sie können sich allerdingsba:rCln keinem Fall'50 tun, als

die fernere Zukunft zu erwarten sein wird. Wir kön~~n I~ n Seine Fortexistenz hängt
ließe sich das Ökosystem unseres Planeten stahl d ad:; Klimageschehens ab. So
ganz wesentlich von Internen Schwankungen gera e
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wird die beste Zukunftsentscheidung darin liegen, Extreme zu vermeiden, einseitige
extreme Folgerungen der KlImaanalysen fOr dle Energieproduktion auf der Erde
nämlich. Wichtig ist es allerdings, die Phänomene der Änderungen der Atmosphäre
genau Im Auge zu behalten und auch zu bedenken, daß Entscheidungen, die wir
heute treffen, sehr langfristige Wirkungen haben und Ihre Auswirkungen unter Um­
ständen erst In Jahrhunderten zu sparen sein werden. Im Gegensatz zu den
Menschen der Vergangenheit, die seit dem Neolithikum gravierende EinwIrkungen
auf den Naturhaushalt ausübten, sind wir heute In der Lage, auf Grund wlssenschaft­
I1cher Erkenntnisse verantwortungsbewußter zu handeln und besser abzuschätzen,
welche Wirkungen unser Tun Im Haushalt der Natur zeitigt.

3. Bewertung des "Rlsikos" anthropogener KlImaänderungen

Jede KlImaänderung, auch die von Menschen InduzIerte, birgt Gefahren, also Risiken
für den Menschen In sich. Lebensräume verändern sich In ökosystemarer Hinsicht.
Nach der sachllch-naturwlasenschaftllchen Information soll nun im zweiten Hauptteil
der Analyse auf die Fragen der Rlslko-Perzeptlon, der Risiko-Evaluation und auch des
Rlslko-Manaaements anthropogener KlImaänderungen detaiIllert eingegangen wer­
den. Dabei soll das Risiko für den Menschen, dieWahrnehmung dieses Risikos durch
die gesellschaftl1chen Gruppen und die Möglichkeit von Rlsikovermeidungen (siehe
EnergIe-Szenarien) behandelt werden.

3.1 Hauptprobleme.der Risiko-Perzeptionanthropogener Klimaänderungen

Hauptproblem der RisIko-Perzeption der Spurengas-Problematlk ist der Mangel an
sparbaren Umweltslgnalen (vgl. Abb. 16).

Insofern wird dem Laien das Problem nicht derart bewußt, wie z.B.
Atmosphärenverunreinigungen, die sich In Waidkrankheiten oder Menschen­
krankheiten (Krupphusten etc.) äußern.Allenfalls wird die Problematik des Ozonlochs
als Steigerung des meßbaren Hauptkrebsrisikos begriffen, weil eine unmittelbare
Betroffenheit erzeugt wird. Es fällt auch schwer, dem Europäer aus nördlichen Re­
gionen positive Temperaturtrends als Folge der Spurengasanrelcherungen In der At­
mosphäre als Risiko zu verdeutlichen. Dies Ist allenfalls über den drohenden
Meeresspiegetanstleg zu vermitteln. Daher zeIgte der "Spiegel" als Risiko auch auf
einem Titelbild zur C02~ProblematJk den Kölner Dom Im Meer. Auch zukllnftlge RisI­
ken der Ntederschlagsänderungen lassen sich kaum vermitteln, zudem ja alle Zu­
kunftsrislken klimatischer Art auch für den Laien auf nicht nachvollziehbaren
Modellreehnungen basieren. Daher versuchen einige Wissenschaftler, rezente
KlImaereIgnisse auf die Spurengasanrelcherungen zurückzuführen, obwohl daror
keine streng wIssenschaftlichen Beweise vorliegen. So bringt GraBI (SWF-Intervlew)
die Darre In einigen tropischen Gebieten (SaheldOrre etc.) mit dem Spurengasge­
haltsanstIeg In der Atmosphäre In Zusammenhang und Richter (1987) dieselben mit
den Starkregen-Katastrophen des Veltlln im Sommer 1987. Hier liegt nun das Pro­
blem, bel anderweitiger Erklärung der Ereignisse, das Vertrauen In die Modelle der
Klimatologie und Oberhaupt den Glauben an ein C0

2JSpurengasrisiko
zu erschllttern.
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Abbildung 16: Schema zur Perzeption der spurengas-Rfslken

Wlr~~h .
S

meßbar sind an Temperaturänderungen allenfalls AbkOhlungen In der

tratosphä
re, die allerdings auch nicht streng auf die C02/SPUrengasanreiCherUngen

ZUrOckgefQhrt werden können, allerdings eine groBe Rolle bei dem Ozonabbau spie-
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len, der noch am ehesten als bedrohlich empfunden wird. Es steht also eInem nur
wenIg faßbaren Risiko ein modellhaft weitgehend gesichertes RisIko weltweiter
Klimaveränderungen gegenOber. Die Wirkungen werden durch energetische
Gedächtnisse (Ozeane) verzöqert oder durch natürliche Kllmapendelungen maskiert.
Wenn das Risiko erst spürbar Ist, dann wird ein Gegensteuern kaum mehr möglich
sein. Es gilt also, ein Risiko der Zukunft schon Jetzt bewußt zu machen, ohne bislang
klare Folgen der anthropogenen Spurengasanrelcherungen in der Atmosphäre auf­
zeigen zu können. Da die zukOnftlge KlImaentwicklung weitgehend von der Energie­
erzeugung abhängt. Ist sie steuerbar und daher ist die Bewußtmachung der Rlslken
nicht nur notwendig, sondern sie kann das Eintreten negativer KlImaveränderungen
verhindern. Dabei besteht Jedoch das Problem, daß auch Regionen von den Kllma­
änderungen profitieren werden, nämlich nach den bisherigen Modellen alle meer­
ferneren GebIete des nördlichen Europa, die wärmer, nicht aber arlder werden. In
Ihnen werden die Ernteerträge steIgen. Der MItteimeerraum wird aber wohl wie die
Great Plalns arider. Das Ernterisiko steigt dort. So können regionale Konflikte ent­
stehen, weil der Druck zu handeln je nach prognostfzlerter Betroffenheit sehr unter­
schIedlich ist.

3.2 "Rlslko" In der wissenschaftlichen Kohlendioxid- und Ozon-Literatur

Das Risiko der anthropogen InduzIerten KlImaänderungen Ist mIt großer Breitenwir­
kung In GlObal 2000 (1981), dem BerIcht an den Amerikanischen Präsidenten, erst­
mals deutlich auf der "politischen" Bahne ausgesprochen worden. Darin wird von
einer möglichen ErWärmung der Erde mit möglicherweise gravierenden Folgen für
die Landwirtschaft geschrieben. Ein anderes Risiko wurde In einem möglichen Ab­
schmelzen der grönländlschen und antarktlschen Elsmassen gesehen, das zu einem
Ansteigen des Meeresspiegels fOhren würde. Auch das heute In der Presse viel dis­
kutierte "Ozonproblem" (s.u.) Ist zu Ende der 70er Jahre bereits voll erkannt gewe~
san. Global 2000 (1981) führt die Gefährdungen der Ozonschicht durch Fluor­
Kohlenwasserstoff- Emissionen und N20·Emisslonen aus der Denitrifikation von
StlckstoffdOnger aus. Das Risiko vermehrten Hautkrebses wurde ebenso deutlich an­
gesprochen. Auch bestünde allgemein das Risiko von Mutationen. so bel Feldfrüch­
ten, wodurch auch die Schädigung der Ozonschicht Ernterisiken bedingte.

Die rein wissenschaftliche meteorologische bzw, klimatologische Literatur behandelt
das Thema der Risiken von KlImaveränderungen kaum, sondern "beschränkt" sich
auf die physikalischen Zusammenhänge Im Strahlenhaushalt der Erde bzw. auf
Modellrechnungen. Die Folgewirkungen der prognostizierten KlImaveränderungen
auf den "Menschen" werden allenfalls angedeutet, so Meeresspiegelanstiege bzw.
Hautkrebsprobleme (s.o.), Da die Klimawirkungen bisher kaum reglstrlerbar sind, und
die KlImaänderungen der Zukunft nur aufgrund von Modellrechnungen mit, vor allem
in regionaler Sicht. hohen Standardfehlern ausgesagt werden können, muß Jede
Rlstkoabschätzung für den Menschen Spekulation bleiben und ist daher weitgehend
auf die "populärwissenschaftliche" Literatur beschränkt, wobei eher von einer Gefahr
fOr das Klima als für den Menschen geschrieben steht.

Im Jahre 1976 erschIen in diesem Sinne erstmals das epochemachende Buch von
SCHNEIDER "Klima in Gefahr", der erste Bestseller In der ThematIk der anthropogen
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Induzierten KlImarisiken. Die KlImarisiken waren durch das In den USA bewußt ge­
wordene Ozonrisiko, vor allem aber durch die SaheldOrre seit 1969publik geworden.
Damals erlebte die KlImarisikoforschung Ihre "Initialzündung" und stieg Oberhaupt
der Rang der Kllmaforschunq. Drei Fragenkreise kamen damals nahezu glelchzeltrg
Im Sinne von "Risiko" auf: "Ist die Saheldürre zumindest teilweise anthropogen ver";
ursacht"; "führt die OzonausdOnnung zu Hautkrebs"; "gehen wIr anthropogen
Induziert einer Warmzeit oder de natura einer neuen Eiszeit entgegen?" Das
EIszeitszenarium wurde durch N. CALDERs 1974 erschienenes Buch "The Weather
Machlne", mit dem Untertitel der deutschen übersetzung "Droht eine neue Eiszeit?"
populär. Seitdem haben eigentlich ohne Unterbrechung, wenn auch verstärkt In
Jüngster umweltbewußter Zelt, die Medien diese Kllma-Rlslko-Fragen aufgegriffen.
SCHNEIDER (1978) wurde durch die Frage eines Journalisten das Dilemma der
Risiko-Prognosen des Klimas ohne aktuelle Sparbarkelt verdeutlicht: "Glauben Sie
nicht, daß heute zu viele Wissenschaftler wie Sie vom bösen Wolf sprechen, obwohl
uns vielleicht gar kein solches Tier bedroht?" Er konnte nur mit der "Wahrschein­
lichkeit menschlicher Katastrophen" antworten. Seitdem verläuft auch die RisIko­
Kommunikation ZWischen den Wissenschaftlern In den drei Ebenen der Optimisten.
der Pessimisten und der "neutralen" reinen Naturwissenschaftler (der Mehrheit), die
sich zu den potentiellen KlImagefahren fOr den Menschen nicht äußern wollen, weil
dazu streng naturwissenschaftliche Grundlagen fehlen. Niemand vermag derzeit
"natürliche" von "anthropogen Induzierten" KlImatrends zu trennen. SCHNEIDER for­
derte Indes eine Risiko-Perzeption durch die Politiker auf den begrOndeten Verdacht
hin, daß "Wölfe Im Wald lauern", ohne zu wissen. hinter welchem Baum. Wenn die
Risiken erst voll meßbar sind, dann Ist es tür Gegenmaßnahmen häufigzu spät. Wa­
gen sich die Kllmaforscher auch sehr unterschiedlich welt vor In der Aussage der
künftigen KlImarisiken für den Menschen, so besteht doch heute Einigkeit darin. daß
die anthropogene Zufuhr von Spurengasen (C02, etc.) in die Atmosphäre zu einer
ErWärmung des Klimas fahren wird. Ob hingegen das Ozonloch über der Antarktis
rein anthropogen ausgedehnt und vertieft Ist, bleIbt umstritten (sieheTell 2).

SCHNEIDER rät zur Genesis-Strategie (1 Mose, Träume des Pharao), um wie der
Pharao durch Vorratswirtschaft sieben magerenJahren vorzubeugen, die zukOnftlgen
KlImarisiken, soweit der Mensch sie verursacht, zu dämpfen. Voraussetzung fOr :~~
Akzeptanz von Schritten gegen die KlImagefahrsei eine Aufklärung der öffentJIchk ,
was SCHNEIDER mit seinem Buch versucht hat. Damit wollte er erstmals elnle
R V t Ung politischer Entsche ­

lslko-Perzeption durch den Laien erreichen als orausse z
kO ftl KlImarisikos. Insofern

dung zur Reduktion des anthropogen Induzierten zu n gen
Ist sein Buch voll "persönlicher Meinungen", weil die reine DarstelJut

gd~~ n:;~
wissenschaftlichen Erkenntnisse für den Laien wenig überzehu~~n~nt:l:ktuell:;. der
fOrchtet schon ein "wärmeres Klima"? SCHNEIDER fOhlte slC. llte Es schien
Ob k lt" hinweg Wirken wo •

er die Grenzen der "vertrauten Gelehrsam e " handeln hat Es
Ih h Ungewlßhelten zu •

m Wichtig zu wissen, "wie man anges1c ts von "KU akatastrophe einzustel-
sei unabdingbar sich auf die "nicht unwahrscheinliche m
I • t t Risikos verlangt.
en, Es wird also die Perzeption eines vermu e en

. t" hat diese relativ frühe Diskus­
Bel der gerade In den USA verbreiteten "KrebSang~ d s "ozonrls1kos" und damit
slon der Klimarisiken zu einer verbreiteten Perzept on e
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zu eInem Verbot der FCKW's In Spraydosen gefOhrt. Damit waren SCHNEIDERs Ge­
danken und auch die Anregungen aus "Global 2000" aufgegriffen worden.

Die Risiko-Kommunikation hatte damals jedoch kaum unter den Klimawissenschaft­
lern, sondern zwischen wenigen Popularisten und der ÖffentlichkeIt stattgefunden,
wobei den Popularlsten naturgemäß ihre "Vereinfachung" von den Fachkollegen Obel
genommen wurde.

Schon 1975 war die Diskussion um KlImarisiken zwischen Warm- und Kaltzeit In den
USA auf breiter Grundlage Im Gange. Das globale Risiko wurde durch den "Report
of the Panel on Cllmatlc Variation" der US National Academy of Sclences (1975) In
einem markanten Satz zusammengefaßt: "Eine große KlImaänderung wOrde öko­
nomIsche und soziale Umstellungen weltweiten Ausmaßes erzwingen, denn die bls­
her entwickelten globalen Systeme der Nahrungsmittelproduktion und Bevölkerung
hängen vom Klima ab." Dabei wurde sowohl das Risiko einer natürlichen nahen
Eiszeit wie auch einer anthropogen Induzierten Warmzeit Intenslvst In der Öffent­
lichkeit diskutiert. Damals zerbrach in den USA dasWIssenschaftsgebäude einer von
Gesellschaftsstrukturen bestimmten Welt, während In Deutschland die Gesell­
schaftswissenschaften noch den "Zukunftston" ziemlich deutlich aJlelne angaben und
Klimatologie als "nlcht-qesellschattsratsvant" galt. Damals erkannte man In den USA
den wichtigen Zusammenhang zwischen zukOnftlgem Klima und zukünftiger
Energieerzeugung, ohne daß jedoch daraus Folgen wie angesichts der
Ozonproblematlk abgeleItet worden wären. Dies liegt daran, daß die zukOnftlge
Energieerzeugung gleichsam zwIschen zwei Risiken wählen muß. Die kurzfristig
"slchere" Energieerzeugung Ober fossile EnergIeträger bedingt wesentl1ch das
Erwärmungsrisiko des Klimas durch Anreicherung von CO

2
und weiteren Spuren­

gasen In der Atmosphäre. DIe Kernenergie vermeldet diese Rlslken,enthält aber
"nähere" Risiken. Alternativen sind bisher nicht In Sicht. Insofern scheuen sich die
Politiker, Konsequenzen aus der Perzeption des "C0

2-Rlslkos"
fOr unser Klima zu

ziehen. Die bisher beste, wenn auch ungewollte Gegenmaßnahme war die Verteue­
rung des Ölprelses durch die OPEC, ein wahrhaft "ökologischer" Beschluß aus der
Sicht der Klima-Wissenschaft, weil er zur Energieeinsparung drängte.

In Deutschland ist die Erkenntnis des "Klimarislkos" erst mit einem "time lag" allge­
mein geworden. Gerade H. FLOHN (1985) hatte jedoch sehr froh auf die amerIka­
nische Risikoforschung aufmerksam gemacht. Er ist sogar sehr früh den Weg der
Reglonallsierung des Risikos zukünftiger KlImaänderungen gegangen. W. BACH hat,
aus den USA kommend, das KlImarisiko auch In Deutschland einem breIten Leser­
kreis zugänglich gemacht. Im Jahre 1982erschien sein Buch: "Gefahr für unser Klima
- Wege aus der CO2-Bedrohung durch sinnvollen Energieeinsatz", das bereits in
seinem Titel den vollen Inhalt zusammenfaßt. Auch dieses Buch wurde In der Fach­
welt umstritten diskutiert, weil der Autor das Klimarisiko aber das naturwissen­
schaftlich streng Nachweisbare hinaus verständlich zu machen versuchte. Auf mehr
als 40 Selten ging mit Ihm erstmals ein deutscher Klimaforscher auf die "Auswir­
kungen von KlImaveränderungen auf die Gesellschaft" ein (S. 135-177) sowie ebenso
ausfl1hrllch (S. 175-302) auf "Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung eines C0

2/Kllma­
problems" wie auf "Zukunftschancen". Damals waren sich In der BundesrepublIk
Deutschland auch die Regierenden des "Kilmarlslkos" bewußt geworden und star-
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teten Im Herbst 1983 das bereits von der Vorgänger-RegIerung konzipierte "Klima­
projekt der Bundesregierung" (BMFT). Es zielt auf dIe Erfassung zukOnftlger Klima­
zustände auch unter Aufarbeltung des Paläokllmas. Globale und mesoskallge
Klimamodelle sollen u.a. auch dIe Risiken In Zukunft anderer KlImazustände Ver­
deutlichen.

Die "AGF" (Arbeitsgemeinschaft der GroßforschungseinrIchtungen) versucht darüber
hinaus, die bundesdeutschen Forschungen des "Menschllchen EInflusses auf das
Klima" zu bündeln, Auf der jOngsten das Klima betreffenden Tagung (AGF, 1987)
stand die anthropogene Kllmamodlflkatron Im Vordergrund. Die Vorträge betrafenje­
doch die noch keineswegs abgeschlossene Grundlagenforschung (Ozean-Klima;
Meeres-Kllma; CO2-Kreislauf) und beinhaltete so nicht Irgendwelche RIsikoaussagen
fOr den Menschen. Es bedarf eben noch vieler basls-wlssenschaftllcher Anstren­
gungen, das Kllmasystem Oberhaupt zu verstehen. Die Vielzahl relevanter Einfluß­
größen läßt heute eher Ansätze wIe die "Chaostheorie" als "einfache" Schlußfolge­
rung zu, wie sie einer Rlslkoforschunq dienlich wären.

Zwar fehlt es an Rlslkoausfohrungen In der wlssenschaftJlchen Literatur, doch wagen
einzelne Forscher sich auf streng wissenschaftlich nicht gesichertem Terrain von
Gefahrenprognosen. So äußerte sich H. Graßl vom GKSS-Forschungszentrum In
Geesthacht In einem Spiegel-Interview (Nr. 49/1967, S. 266) Ober die WeltklJma­
Gefahren gerade des "Ozonloches" Ober der Antarktis und des "TreibhausklImas"
(C02-Problem). Er warnte vor der Verschiebung von KJlmazonen, denen die
hydrologischen Systeme nicht angepaßt sind und vor resultierenden ErnterIsiken. Er
ging aber auch auf die Imponderabilien der KlIma-Rislko-Prognosen ein, so die Mo­
delle der 8ewölkungsänderung (siehe Tell 2).

In der Presse wird seit einigen Jahren das Risiko des anthropogen verursachten
Klimawandels häufiger diskutiert. so Im SpIegel 33/1986 die "KlIma·Katastrophe"
einer ErWärmung mit weltweitem MeeresspiegelanstIeg. Ihr widmete der Spiegel
sogar das Titelbild des Kölner Domes Im Meereswasser. Dies entspricht Jedoch
keiner seriösen Prognose. Der Spiegel 49/1987 widmete sIch detailliert dem
nOzonlochrlslko" des Hautkrebses und verstärkter Mutationen bel allen Lebewesen.
Sehr seriös hat "DIe Zeit" sich der Problematik des "Ozonlochs" (vgl. RANDOW, 1967)
angenommen. Dennoch blieb die Breitenwirkung einer Rislko·Perzeptlon In der Be­
Völkerung weitgehend aus, weil keine spürbaren Folgen zu registrieren sind. Nach
dem letzten Sommer war es fOr "Bild" und andere ZeItungen offenbar lukrativer, vor
einer neuen "klalnan Eiszeit" zu warnen, als vor dem "Treibhauseffekt" zunehmenden
C02~Gehaltes der Atmosphäre. So findet eine Risiko-Kommunikation Ober Klima­
probleme allenfalls Im Expertenkreis statt, wobei sehr schnell der Schluß gezogen
wird. daß alle dlesbezOglichen Aussagen vage sind und man zunächst el~mal die
G Bt 01 Experten-Kommumkatlonen

rundlagenforschung weiter vorantreiben mO e. e det il
Ober die CO _und Ozon-K1imaprobleme verlaufen kaum strittig. es sei dennen. h

a•

W 2 • h b w chemischen und blottsc en
egan der Schwierigkeit der rein physlkallsc en z • . 1 A

Materie lassen sich die Zusammenhänge dem Laien jedoch kaum vermltteKn.. n-
d bl erstanden haben schwer, onse-
ererselts ist es für diejenigen. die das Pro em v • I

qUenzen zu ziehen (Energieszenarien). weil es keine rJsikolose Energeerzeugung
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gibt, und die Energieerzeugung nun einmal die Haupteinflußgröße anthropogener

Klimamodlflkatlon Ist.

D~r Begriff des "Risikos" fällt In- der wissenschaftlichen LIteratur kaum. Es wird eher
von Gefahren für das Klima als von Risiken der KlImamodifikation fOr den Menschen
geschrieben. BACH (1982) verwendet den Begriff bel: "Risikoarme Energie- und
KlimapolItIk", also zur KennzeIchnung politischer Strategien. welche das KlImarisiko
der Zukunft vermindern können. Ansonsten fällt der Begriff in der wissenschaftlichen

LIteratur kaum einmal.

3.3 Kommunikation des 17Kllmarlslkos'"

Aufgrund der bisherigen Darlegungen das.sachtells (Kap. 2) und des RIsikoteIls der
Expertise lassen sich nun neun Basisfragen zur "Rlslko"Kommunikation" Im Rahmen
der KlImaprobleme beantworten.

3.3.1 Verwendung des Begriffes "'Risiko" In der KlImaforschung

Die Erforschung der Ursachen und Wirkungen der Zufuhr anthropogener Spurengase
In die Atmosphäre verwendet den Begriff des Rlslkos kaum (s.o.). Analog wird aller­
dings von "Gefahr" geschrieben. Dabei Ist In der Regel "Gefahr fOr das Klima" ge­
meint, also die Gefahr der Änderung des Klimas durch.ranthropccene KlImaeffekteN
(vgt. FLOHN, 1985). Bewußt Ist dabei, daß das Klima auch von Natur aus transitiv Ist.
Die Alternative der anthropogenen KlImamodifIkationen Ist also nicht Kllmastabltltät,
sondern natürliche KJlmaschwankung oder K!lmapendelung (im Sinne von Rudloff).
Als Gefahr anthropogener KlImamodiflkatlonen wird Ihre Geschwindigkeit und Ihre
eventuelle Koinzidenz mit natOrllchen Trends gesehen. Die "Risiken" für den
Menschen flnden sich in der naturwissenschaftlichen Fachliteratur nur angedeutet.
Die populärwissenschaftliche Literatur beschreibt- naturgemäß spektakulär - darOber
hlnaus RIsIken der anthropogenen KlimamodifikatIon fOr den Menschen (SCHNEIDER,
1978, BACH 1982, Global 2000). Daneben wird allerdings auch das "Risiko natürlicher
KlImaänderungen" tar den Menschen behandelt (CA~DER,1977). Die Menschheit
steht danach zeitlich In einem Interglazial zwischen den Gefahren (Risiken) natür­
licher und anthropogener KlImamodifIkation•.

3.3.2 Risiken für das Klima und den Menschen Im Rahmen der
KlImaforschung

Geht man bei der Auflistung der KlImarisiken Ober dle CO
2"Ozonproblematlk

hinaus,
so lassen sich folgende derzeit lrn Mittelpunkt der Forschung stehende KlImarisiken
anthropogener und natürlicher Art. auflisten (zu Details siehe oben. Kap. 2).

- Das Risiko der Erwärmung der Troposphäre und der AbkOhlung der
Stratosphäre durch die lnlektlon anthropogener Spurengase (C02 etc.) In die
Atmosphäre und damit elnhsrqehend drastische Veränderungen der
atmosphärischen ZirkUlation (einfach gesagt: "Verschiebung" von Kilmazo·
nen).
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- Das Risiko weltweiter NIederschlagsänderungen durch die Anrelcherung
anthropogener Spurengase In der Atmosphäre mit gravIerenden Folgen fOr
die Ernteerträge. Hier werden sich "begOnstlgte" und "benachteiligte" Re­
gionen ergeben (2:.B. höhere NIederschläge Im nördlichen
WestfMltteleuropa; Arldlslerung des MIttelmeerraumes und der Great Plalns).
In der Nlederschlagsumvertellung (siehe Modelle Im Sachte11) liegt eln hohes
Potential sozialer und polItischer Konflikte. Innerhalb polltlscher Großräume
(EG, USA, UdSSR, China) werden sich die Konflikte noch ausgleichen lassen.
nicht aber in der Dritten Welt der Kleinstaaten (etwa Sahelzone).

- Das Risiko eines weltweiten Meeressplepelanstleps als Erwärmungsfolge
durch das ROcktauen von Gebirgsgletschern oder gar des Grönländlschen
Inlandeises. Selbst In jOngste Schulbücher (Heimat und Welt 7/8 f. Hessen,
Westermann-Verlag) hat diese Problematik mit einer Karte womöglich Ober­
fluteter Gebiete In Norddeutschland bereits Eingang gefunden. Betroffen da­
von wären alle KOstengebiete, dIe sich heute kaum mehr als 10m Ober den
rezenten Meeresspiegel erheben. Wie aus den arfdlslerten Gebieten wOrde
es aus den Oberfluteten Bereichen zu Mlgratlonsbewegungen In weniger be­
nachteiligte oder sogar begQnstlgte Regionen kommen, entweder geordnet
oder unter schweren Konflikten, ähnlich der Völkerwanderungszelt.

- Das "BasIsrisiko" der anthropogenen "Oberflächenmodlflkatron". Mit der
Umwandlung von "natürllcher Oberfläche" In "Kulturfläche" hat der Mensch
seit dem Neolithikum folgende Rahmenparameter des KJlmasystems ent­
scheidend verändert und tut dies heute noch, z.B. In Interaktionen mit den
vorgenannten RisIken: Albedo, Rauhlgkeit, Wasser- und Wärmehaushalt,
wobei die anthropogene ModJflkation der belden letzteren Ober Oberflächen­
veränderungen durch dIe Bowen-Ratio, die Relation fOhlbarer und latenter
Wärme, verknüpft Ist. KlImaänderungen durch anthropogene ModifikatIon
des Strahlungshaushaltes (Spurengase etc.) stehen In engem "feed back"
mit KlImaänderungen durch anthropogene Oberflächenmodfflkatlonen. Oie
Abholzung tropischer Regenwälder ändert dort z.B. die Albedo, die
Rauhlgkelt, die Landschaftsverdunstung (vgl. LAUER und FRANKENSERG,
1981), damit die Bowen-Ratlo sowie dla Kohlenstoffsenke. Das Verbrennen
des gerodeten Holzes setzt zusätzliche Spurengase (v.a, CO2) fref. Mit der
Verdunstung ändern sich aber auch weItere Parameter des Wasserhaus­
haltes: Abfluß und langfristig auch der Niederschlag. So Ist dIe SaheldOrre
sehr wahrscheinlich auch eine Folge der Abholzung von Wäldern In Westaf­
rika. Da alle KlImarisiken sich In einem systern abspielen, sind sie eng mit­
einander verknüpft und daher nur schwer Isoliert zu analysieren.

Das Risiko der "AusdOnnung" der Ozonschicht durch Injektion bereits beim
"Erwärmungsrisiko" wirksamer Gase In die Stratosphäre und lnfolge der ~b­
kOhlung der Stratosphäre, einhergehend mit der Änderung des gl~ba~n
Strahlungshaushaltes durch den eIntrag anthropogener spurengase.ttn,b e

, h t child" der Atmosphäre unrm e ar
untere Atmosphäre. Da der "Ozonsc U zs d UV-StrahJung größtenteils
lebenserhaltend wIrkt, weil er die mutler~~ I~O von Mutationen bel allen
"verbraucht", folgt aus seiner Störung das 5
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Lebenswesen und primär das Risiko vermehrten Hautkrebses, v.a, bel
hellhäutigen Rassen (vgl. FRANKENBERG, 1985).

_ Das Risiko der Anrelcherung anthropogener Aerosole In der Troposphäre
durch Verbrennungsvorgänge, welche das ErWärmungsrisiko mit bedingt ha­
ben. Es Oberwiegt heute die Meinung, daß diese Aerosolanrefcherungen die
anthropogene Erwärmung verstärkten (FLOHN, 1985).

_ Das Risiko natürlicher KlImaänderungen In Interaktion mit den
anthropogenen Kllmamodlflkationen wird vor allem von Selten der
Paläoklimatologie untersucht. Dabei bedeuten die Berechnungen der
Erdbahnparameter (Exzentrizität, Schiefe der Ekliptik etc.) für die nähere Zu­
kunft anthropogener Klimamodifikationen keine gravierenden Änderungen
der Solarkonstanten. Ketten von VulkanausbrOchen, die nicht prognostizier­
bar sind, könnten Jedoch ROckfälle In eine "kleine Eiszeit" bedeuten, wie sie
mit Kernphasen etwa zwischen 1550 und 1620 herrschte oder 1816 ein Jahr
ohne Sommer bedingte (vgl. LAUER und FRANKENBERG, 1986).

Das Schema In Abb. 17 soll die VerknOpfung dieser Sachverhalte aufzeigen.

Die Vielzahl von EInflußgrößen des KJlmasystems und die geringe Prognostizier­
barkelt kurzfristiger "natürlicher KlImaänderungen", auch von Meerestemperaturen
und ZIrkulationsmustern (Merldlollaltyp/Zonaltyp) erschweren Klimaprognosen und
damit RIsikoevaluationen tar den Menschen. Aus dieser "Unsicherheit", einherge­
hend mit derzeit noch kaum möglicher Erfahrbarkelt des Klimarisikos, folgt die
schwierige Perzeption der KlImarisiken durch die Allgemeinheit.

3.3.3 Metnungsunterschlede über Kllmarlstken

In der seriösen Welt der Naturwissenschaft sind die KlImafolgen der anthropogenen
Spurengasanrelcherung In der Atmosphäre Inzwischen unumstritten. Allgemein wird
eine troposphärtsche Erwärmung und eine stratosphärische Abkühlung erwartet.
Ausmaße und Raummuster differieren Jedoch erheblich, Je nach Modellansatz (siehe
Kap. 2). Die Entwicklung leistungsfähiger Großrechenanlagen wird In Zukunft "bes­
sere" ErgebnIsse erwarten lassen, da das KlImasystem dann detaillierter
parameterlslert werden kann. Umstritten Ist vor allem noch die Rolle der Bewöl­
kungsänderungen Im Rahmen der anthropogenen Klimamodlflkatlonen. Verände­
rungen der Wolkenhöhen und vor allem der Wolkenbedeckung können regional die
KlImawirkung der Spurengase sogar überkompensieren. Von Selten der
Paläoklimatologie wird darüber hinaus der Analogfall des "neolithischen Kllmaoptl~

mums" angeführt, welches mit deutHch höheren Temperaturen als heute auf die
Kaltzeit post ca. 8500 B.P. folgte und soweit bekannt, weltweit eine ökologische
Gunstphase des Klimas gewesen Ist. Auch erinnert die Paläoklimatologie daran. daß
wir derzeit In einem Interglazial leben und daher die anthropogene Erwärmung der
Troposphäre die nächste Eiszeit zugunsten der Erhaltung weiterer Lebensräume für
den Menschen zumindest hinauszögern könnte (FRENZEL, HOHENHEIM,
SWF-Interviews). Es ist also durchaus umstritten, ob die derzeit ablaufende
anthropogene Klimamodifikation für die Menschheit global gesehen und in langen
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GroBe EiszeIt (in naher Zukunft ausgeschloBen)

Abbildung 17: Schema zum RIsiko von KllmaanderUngen

Zeiträu .
h men gedaoht von Naohtell seln muß. Kurzfrl,tlg blrgl sle jedoch ,Icher eie

ROhe, .onfllklpotentlal. Strltliger als das CO,-RI"ko wird In der FachweIl das oeen­
.~"kO dlskutlert. Hier stehen slch noch heute die Fronl

en
der 'Chemlker" und der

K ynamiker" gegenOber. die das ozonloch primär anlhropogen (Chlorlluor-
ohlenwas,erstoffe) oder prim" nalDrllch erklärt wissen wollen (,Iehe SachtelI). Die

möglichen Folgen for den Menschen (Mutatlonenl) sind jedoch unabhängig von der
Natur des Ozonloches. Jedoch nehmen dJe Dynamiker an, daß derProzeß der Ver-
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tlefung und Ausdehnung des Ozonloches auf die PoJargeblete beschränkt blJebe und
damit kaum ein Risiko fOr die Menschen existiere, zumal der Prozeß auch rückläuflq
sein könne, während die "Chemiker" mit einer weltweiten Ausdünnung des
"Ozonschutzschlldes" rechnen.' Die neussten Messungen unterstützen eher die
'Chemiker'. Allerdings könnte die trcposphärlsche Ozonanrelcherung In den Indu­
strialisierten Staaten Infolge des Kraftverkehrs etc. das Hautkrebsrisiko mindern, so
daß auch die Wirkungen auf den Menschen nur schwer abschätzbar sind. Verände­
rungen der Hautkrebsstatlstlk (vgl. FRANKENBERG, 1986) lassen sich zudem kaum
auf die Ozonproblematik zurückführen, da der Drang zu Sonnenbildern In
subtropischen Reglonen ("GermanengrlJl") wahrscheinlich gravierender wirkt. Der
Summatlonseffekt von Verhalten und Zunahme der Strahlung könnte jedoch verhee­
rend sein, zurnal das Sonnenbaden In "Reinluftgebieten" stattfindet.

3.3.4 GruppenkonflIkte um KlImarisiken

Die Gruppenkonfllkte um KlImarisikenlassen sich auf den Punkt der zukünftigen
Energiestrategien reduzieren, welche fOr die zukOnftlge anthropogene Spurengaszu­
fuhr In die Atmosphäre und damit die anthropogene KlImamodifikation entscheidend
sind. Daher sind die zukOnftigen Energieszenarien In Kap. 2 relativ ausfOhrlich be­
handelt worden. Es zeichnen sich folgende gruppenspezifischen Energieszenarien
ab, je nachdem ob das Nuklearrisiko oder das KlImarisiko höher bewertet werden.
Daneben stehen die Strategien der EnergIeeinsparung und der Alternativenergien.
Jede Strategie Ist gleichsam gruppenspezifisch.

Bel' einer hohen Bewertung des zukOnftlgen KlImarisikos vor allem durch die
anthropogene CO2-Zufuhr In die Atmosphäre und gleichzeitiger Erkenntnis, daß al­
ternatIve Energien (Sonne, Wind) nicht in hinreichendem Maße verfügbar sind, bietet
sich dle Kernenergie an, nicht nur den in Zukunft noch steigenden Energiebedarl zu
decken, sondern auch die Energieerzeugung über die Verbrennung fossiler Rohstoffe
zu ersetzen und damit die C02~Belastungder Atmosphäre zu mindern. Diese These,
welche rein atmosphilren-wlssenschaftllch durchaus einen Lösungsansatz bietet,
wird naturgemäß von den Industrie- und Wirtschaftszweigen vertreten, welche mit
dem Bau von Kernkraftwerken In Verbindung stehen. Bel verstärktem Einsatz der
Kernenergie könnten zudem auch andere Atmosphärenbelastungen, wie durch
Schwefeldioxid aus der Verbrennung fossiler Rohstoffe vermindert werden.

Spätestens seit "Tschernobyl" steht dieser Propagferung der Kernenergie eine "öf­
fentliche MeInung" gegenOber. die das lokale Risiko von Kernkraftwerken höher be­
wertet als das langfristigere und wesentlich globalere KlImarisiko. Zu den Kernkraft­
gegnern zählen die "GrOnen" als ökologisch-politische Bewegung und weitere
politische Partialgruppen aller ParteIen, die sich allerdings zu den KlImarisIken aus
der konventIonellen Energieerzeugung wohl bewußt wenig äußern, da sie sonst
KernkraftrisIko und KlImarisiko gegeneinander abwäqsn müßten, mit offenem Aus­
gangl Gegen den verstärkten Einsatz der Kernkraft Und für dIe weitere Energieer­
zeugung über die Verbrennung fossiler Rohstoffe sind bestimmte Regierungen
(Nordrheln-Westfalen) oder WIrtschaftsverbände (RuhrkohJeverband) aus ebenso
egoIstischen Wirtschaftlichen Gesichtspunkten wie manche BefOrworter der Kernen­
ergie.
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Eine dritte Gruppe erkennt das Dilemma zwischen Kernkraftrisiko und KlImarisiko,
man könnte diese heterogene Gruppe als "Intellektuelle ökologen" bezeichnen (z.B,
Spörl In Baden-WOrtemberg). SIe entwerfen ein Energiekonzept drastischer EInspa­
rungen an Energie durch den Einsatz von Hochtechnologie (Supraleiter etc.), der
hochtechnologischen Filterung der Abgase konventioneller Kraftwerke (fOr CO2 noch
nicht gelöst!) und der Nutzung alternativer regenerlerbarer Energien (Sonnenenergie,
Windenergie. Wasserkraft). Objektiv betrachtet reichen allerdings alternative Ener­
gien nicht aus, global den Energiebedarfszuwachs zu decken, geschweige denn
"risikoreichere" Energieerzeugung zu substituieren. Die dritte Gruppe rekrutiert slch
aus allen politischen und ökonomischen Bereichen. Sie ähnelt damit einer vierten
Gruppe, den "Intellektuellen Pragmatiken", welche sowohl das Kernkraft- als auch
das KlImarisiko hoch bewerten und daher vor allem einseitige EntscheIdungen ver­
hindern wollen. Zu Ihr tendieren Im politischen Spektrum etwa der Ministerpräsident
des Landes Baden-WOrrtemberg (L. Späth). Ihr Credo Ist: Weitestgehend gesicherte
Kernkraftnutzung solange keine Alternativen möglich slnd, EnergieeInsparungen
durch den Einsatz von Hochtechnologie, Reinigung der Abgase konventioneller
Kraftwerke bel Minderung Ihres EnergieerzeugungsanteIls. Auf diese Welse könnte
es gelingen, sich gleIchsam zwischen Kernkraft- und KlImarisiko hindurchzulavieren.

Die KllmawlssenschaftJer tendieren, soweit sie Oberhaupt Stellung nehmen, zur
letztgenannten Gruppe, BACH (1982) kann eher zur drIttgenannten Gruppe gerechnet
werden. Er bezieht allerdings den Gedanken der Energiegewinnung ein. KonfUkte
bestehen zwischen den Klima-Wissenschaftlern allerdings höchstens am Rande, da
sie sich auch nur randllch mit den Risiken für den Menschen und primär mit denen
tar das Klima beschäftigen. Auch zwischen WIrtschaftszweigen bestehen kaum Kon­
flikte, da kaum eine ganze Unternehmensgruppe einseitig auf den Bau bestImmter
Kraftwerkstypen ausgerichtet Ist dazu sind sich Nuklear-WMrmekraftwerke und kon­
ventlonelle Wärmekraftwerke noch zu ähnlich. Sie unterscheiden sich ja "nur" In der

Art und Welse, wie man Wasser erhitzt.

Bel den Medien Ist die Bewertung der Risiken fOr das Klima aUS der anthrOPOgen:~
Spurengasanrelcherung In der Atmosphäre und des Kernkraftrlsfkos sehr zwlesp ­
tl ... "S I I" d "Zelt" publizieren Ober

g. UberreglonaJe gehobene ZeitschrIften wie P ege un J
belde Risiken ohne slch allerdings, wie etwa politiker, entscheiden zu moss

en
hI ~

Ihnen finden ;Ich Im Grunde objektive Darstellungen. Die brefte ÖffentJfchkelt ~~~ n

derzeit so auf das erlebte KernkraftrIsiko (Tschernobyl) fixiert, daß ~~~, I~n~ rDa~~
Kl1marlsiko, welches ja auch "nur" prognostiziert tst, keinen Wlderhla Rn (Je. GAU's

spielt sicher auch die Assoziation von Kernkraft und NUklea~~a~~~:ä~~er~ne~en, zu­
und NUklearkriege werden für wahrscheinlicher gehalten. • h Auf die
m I tI des KllmarJslkos sprec an.

a die Erfahrungen gegen die Perzep on . ls CO -Folge postuliert, folgten
Warmen Winter der 70er Jahre, von manchen bereits a 21982 und 1983 etwa eIn
die kalten Winter der aOer Jahre, auf dIe warmen so~merSberefch das Risiko glo·
extrem kühler Sommer 1987. DamIt schl1eßt der Erfa rung
baler Erwärmung z.B. derzeit noch weitestgehend aus!

entlieh leichter vermittelbar•. Die
Das OzonrisIko ist der breiten öffentJfchkeJt wes k en als Folge vermehrter
Wa Hautkrebserkran ung

rnung vor einer Zunahme von . h n ozonschirms" fällt auf den
UV.Strahlung dank "Reduktion des stratosphärrs

C
e
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fruchtbaren Boden der verbreiteten Krebsangst. Da die Vermutung bestärkt wird,
Chlorfluorkohlenwasserstoffe selen dIe Hauptagentien der "Ozonzerstörunq", sind
eigentlich alle Gruppen, wie In den USA bereits geschehen, für ein Verbot dieser
Treibgase In Spraydosen. Ersafzstoffe sind gefunden, bzw. Alternativ-Techniken ent­
wickelt, so daß auch die Industrie problemlos auf Frlgene als TreIbgase In
Spraydosen verzIchten kann. Im Gegensatz zum hohen Umweltbewußtsein des
bundesdeutschen BOrgers steht allerdings noch dIe geringe Akzeptanz alternativer
Spraygase etc., well die Preise z,T. höher liegen. Wirtschaft und Polltlk haben sich
Jedoch auf einen Fahrplan zum AusstIeg aus den Frlgenen als Treibgasen geeinigt.
Dies geht Jedoch manchen Gruppen (Die Grünen) nicht schnell genug, und es gibt
auch noch Probleme hinsichtlich der Harmonlslerung Im EG-Berelch.

ProblematIscher 1stfOrdie Industrie der Verzicht auf Chlorfluorkohlenwasserstoffe als
KOhimittel In Kühlschränken oder als IsolationsmIttel bel Transformatoren. HIer Ist
trotz Forderungen ökologischer Gruppen eine schnelle Lösung kaum In Sicht.
Allenfalls bel der Entsorgung von KOhigeräten kann darauf geachtet werden, daß
keine Frlgene In die Atmosphäre entweichen. In der Öffentlichkeit und den Medien
wird diese Problematlk allerdings kaum dlskutlart, Man hat sich bisher voll auf die
Spraydosen konzentriert.

3.3.5 Ursachen von GruppenkonflIkten um Kllmarfslken und Ansätze zu einer
Risiko-Kommunikation

Konflikte unter den betreffenden Wissenschaftlern sind zunächst einmal vom
Modellansatz her bedingt (siehe Tell 2: Dlmensionalft1lt der Modelle) und daher, daß
sich bestimmte BedIngungen, wie Bewölkungsänderungen. kaum prognostIzieren
lassen, obwohl sie fOr die Einschätzung des Ktlrnarlsikos höchst wichtig wären. An­
sonsten bestehen Konflikte zwischen den Wissenschaftlern, welche bei Ihren natur­
wissenschaftlichen Leisten bleiben (die Mehrheit) und den wenigen, die sich an die
Öffentlichkeit wagen und, um dort Gehör zu finden, spekulativ werden müssen oder
zu noch nicht beweisbaren Behauptungen greifen müssen, damit das Risiko vom
Laien erkannt wird. Hinsichtlich des Ozonproblems Hegt der Konflikt von "Cheml~

kern" und "Dynamikern" gleichsam Im Modellansatz: Luftchemie, Luftbewegung.

Die Ursachen der Konflikte Im ökonomIsch/politischen Bereich hängen einerseits von
betriebswirtschaftlIchen oder auch Volkswirtschaftlichen Interessen, andererseits von
der "öffentltchan Meinung" ab. Da diese das potentielle KlimarIsiko kaum
verinnerlicht hat. spielt es derzeit In der Diskussion, trotz rezent hohen Medleneln­
satzss, kaum eine Rolle.

Eine Risiko-Kommunikation unter den Klimawissenschaftlern findet eigentlich nur
hinsichtlich der Risiken für das Klima, kaum Im Sinne von KlImarisiken für den
Menschen statt. Die noch ungelösten naturwissenschaftlichen Probleme sind zu groß.
als daß Sekundärdiskussionen breiter Raum gewidmet werden könnte. Eine wirkliche
RisIko-Kommunikation Ober "Klima" findet derzeit auch In der Öffentlichkeit kaum
statt, verglichen etwa mit der Kommunikation Ober Kernkraftrisiken. So gesehen steht
die Thematlsierung der Klimarisiken noch arn Anfang, wobei die Thematislerung des
OzonrIsikos in der Öffentlichkeit weiter gediehen ist als die des co

2
/s purengasrisj-
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kos, DIe rezente Häufung von Zeitungsartikeln Ilber KlImarisIken (DIe Zelt, SpIegel,
SIlddeutsche Zeitung) könnte auf den Beginn der Klimarlsikokommunikatfon hin­
weisen.

3.3.6 Besonderheiten der Kllma-Rlslko-Dlskusslon In Deutschland

In der massiven Erfassung der anthropogenen Kllmamodlflkatlonen sind dIe USAden
Europäern und damit auch den Deutschen vorausgeeilt. Dies liegt daran, daß dIe
ersten numerischen Modelle der Zirkulation der Atmosphäre In den USA entwickelt
Wurden (siehe SachteIl: MANABE und WEATHERALD) und auch nur dort entspre­
chende "hard-ware" verfOgbar war. Die Idee der Kllmamodlflkatlon durch
anthropogene Spurengase war aber wesentlich älter. An Ihr waren Deutsche maß­
geblich beteiligt. Da jedoch die moderne naturwissenschaftliche Erforschung der
CO2-KJlmarlslken und auch des Ozonrisikos In Deutschland erst mit mehrjährIgem
"time lag" gegenOber den USA einsetzte, Ist auch die Diskussion stark verzögert
Worden (vgl. FLOHN, 1985).

Als man In den USA bereits Spraydosen verbot, "schwiegen" In Deutschland dazudie
Medien noch weitgehend. Die Kilmaprobleme waren noch nicht aktuell. Auch heute
fehlt es eInem kleinen Land, wie der BundesrepublIk, an Ressourcen etwa zur
"Ozonlochforschung". HIer haben die USA mit Beobachtungsrrugzeugen und Satel­
liten einen eindeutigen Vorsprung, den nur dIe EG wettmachen könnte. Die Klima­
projekte der Bundesregierung und der EG versuchen, den Forschungsvorsprung der
USA auf dem Gebiet anthropogener KlImamodifikation aufzuholen. Solange dies
nicht gelingt, hinkt auch die Diskussion In Europa derjenigen der USA nach, trotz
bester transatlant/scher Kommunikation und WlssenschaftJeraustausch. Dies grrt vor
allem fOr dla Breite der Diskussion, wenlgerfllr Ihre Tiefe unter wenigen SpezIalisten.

In der Öffentlichkeit wIrd die Diskussion um KlImarisiken In Deutschland, wenn
Oberhaupt, Ideolog lscher und emotionaler gefllhrt, als etwa In Frankreich. Dortspricht
man Vom "lrrationallsme" der Deutschen (Le Monde). So hat die Orrentrlchkelt
Frankreichs kaum Probleme mit der Kernkraft, wodurch sich der Antagonismus
Kernkraftrlsiko/Klimarlslko dort auch nicht In der Schärfe stellt, wie In der Bundes~
republik Deutschland.

3.3.7 SozialwissenschaftlIehe Ansätze zur Kllma_Rlslko-Kommunlkation

. KU dffikaUonen der Offent-
Da biSher das KlImarisiko als Folge anthropogener mamo I d Ist wäre es
Ifchkeit kaum vermittelbar war, das Risiko aber global unrd gr~~::e~llma;iSlken In
Sinn sozIalwissenschaftlIcher Ansätze, dIe Kommunikat on .. hst zu e..torschen
b I . 0 bel wäre zun..c 11' •
re ter Öffentlichkeit erst voll zu erzeugen.. a e Uon erfuhren, und danach

Warum KJlmarlslken eine bislang noch germge Perz P ermitteltwerden könnten
auch, wie zukllnftlge KlimarIsiken der ÖffentHchkeit bfessere~ativ hohen Irrtumswahr~
angesichts des Faktums, daß alle Aussagen mIt e ner r dllrften die politischen
scheinlIchkelt belegt sind. An derartigen UntersuChUng:~le Wissenschaft. da ihre
EntscheIdungsträger primäres Interesse haben, ab~r auc

lcht
unabhängig Ist. NNatur­

Förderung von der Breltenwlrksarnkelt der Ergeb~r~~7e;esse an einer breiten Kom­
gellläß" hättan auch die Befllrworter der Kernkra
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munikation Ober KlImarisiken. Vor alfem müßte es Im EIgeninteresse der SozIalwIs­
senschaften liegen, ein derart schwer greifbares Risiko In Ihrem Sinne zu erforschen.

4. Schlußbemerkung

Fragt man sich, das Thema der anthropogen Induzierten Kllmarlsken abschließend,
nach den Möglichkeiten der RIsikovermeidung, also eines Managements des Klima­
risikos im Sinne von BACH (1982), so könnte folgende Strategie erfolgreich sein,
wenn es angesichts einer langfristig drohenden Eiszeit Oberhaupt opportun sein
sollte, dem Treibhauseffekt entgegenzuwirken.

In jedem Fall muß das OzonrIsIko durch ein weltweites Verbot des Einsatzes von
ChJor-Fluorkohlenwasserstoffen als Treibgase In Spraydosen etc. gemindert werden.
Die Industrie sollte Ersatzstoffe fOr CFM's als Kühlmittel etc, finden. Die Reduktion
der teilweise bereits OberhöhtenN-DOngung In der ersten Welt sollte den N20 Eintrag
tn die Atmosphäre dämpfen.

Zur VermeIdung des Treibhausrisikos sollten bel der Energlelnsparung die fossilen
Brennstoffe und damit die konventionellen Wärmekraftwerke ,substituiert werden
durch: maximale Energlelnsparungen per Hochtechnologie (Supraleiter, Wärme­
kraftkoppelung, sparsame Geräte und Leuchtmlttel etc.), durch maximale Nutzung
regenerierbarer Energien (Wasserkraft, Wlnd-, Solarenergie, Erdwärme) sowie den
Einsatz risikoarmer Hochtechnologle-Kernkraftwerke wie des Hochtempera­
turreaktors. Die Schadstoffemissionen des Kraftverkehrs könnten fast gänzlich durch
alternative TreIbstoffe ausgeschaltet werden (Stichwort: Rapsölmotor). Die Spuren­
gassenken, wie tropische Regenwälder, sollten per Internationalem Finanzausgleich
In Funktleu gehalten werden. Diese Management-Maßnahmen sind technologIsch
machbar und auch ökonomisch vertretbar. Sie müßten ~llerdlngs global erfolgen.
Dazu bedürfte es zunächst einer Kllma-Rlslko-Perzeptlon durch die öffentlichkeit.
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1. Der dritte Blick auf den Risiko-Begriff

Die Diskussion um die technIsche, ökonomische und soziale Entwicklung unserer
Gesellschaft wird seit etwa einem Jahrzehnt vom Begriff des Risiko geprägt. Der Er­
folg des Buches Ober die "RlslkogesellschaW von BECK (1986) Ist symptomatisch
dafOr, wie sehr dieser Begriff "Risiko" einen Nerv der Industriegesellschaft trIfft. Ob
man dies darauf zurückführt, daß In der Jndustrlegesellschaft die Risiken real zuge­
nommen haben, oder darauf, daß durch dIe zunehmende ErweIterung des EntscheI­
dungsspielraumes einst quast- natOrHche Gefahren ledlgrrch in RisIken transformiert
Worden sind (vgl. die Einleitung zu diesem Band), Ist aus der Perspektive eines Be­
obachters der RIsikodebatte glelchgOltl9. Ihm fällt zunächst einmal schlicht auf. daß

alle vom Risiko reden.

~ber wissen alle, wovon die Rede ist? Oder genauer: WeiB man, wenn man von "'RI­
sIken" spricht, ob die anderen das darunter verstehen, was man selbst damit meint?
Und umgekehrt, wenn andere von "Risiken" sprechen, weiß man, was sie damit
;elnen, und ob sich das. was sIe damit meinen, mit dem deckt, was man selbst unter

lesem Begriff versteht?

AUf den ersten Blick scheint dIe Problematlsierung des Begriffes u.nnötlg. "Risiko" Ist
die Möglichkeit eines Schadens und die Höhe eines Risikos bestImmt sich als Aus­
maß des Schadens gewichtet ~it der WahrscheinlichkeIt seiner Realisierung. Doch
die Auselnanderse~zungen um die Kernenergie In den siebziger Jahre machten
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deutlich, daß dieser der Versicherungsmathematik entstammende und In der Kern­
technik verwandte Begriff von Risiko sich offenbar nicht mit dem Verständnis von
Risiko deckte, das in der Öffentlichkeit die Haltung zur Kernenergie bestimmte.
Während "dle Experten'" auf das relativ geringe Risiko der Kernenergie verwiesen,
empfanden "'die Lalan" dieses Risiko als fast unverglelchllch hoch. Offenbar meinten
belde nicht das Gleiche, wenn sie vom "'Risiko" redeten.

Auf einen zweiten Blick, unternommen von den Sozialwissenschaften, wurden dann
die Unterschiede zwlschen dem analytIschen RIsikobegriff von Technik und Wirt­
schaft einerseits und dem Intuitiven RIsikobegriff der Öffentllchkelt genauer erkenn­
bar (vgl. SLOVIC, FISCHHOFF & LICHTENSTEIN 1981, SLOVIC 1987, JUNGERMANN &
SLOVIC 1990). So zeigten zahlreiche Untersuchungen, daß sich Experten bel Ihrer
Einschätzung des Risikos technIscher Systeme (z.B. Kohlekraftwerk oder Auto) oder
bestimmter AktivItäten (z.B, Rauchen oder FIlegen) Im wesentlichen an der Scha­
densdimensIon Todes- bzw. Krankheitsfälle und der relativen Häufigkeit Ihres Auf­
tretens orientierten; demgegenOber spielen für LalelJoffenbar zusätzlich noch andere
Merkmale eine Rolle, wie vor allem das Katastrophenpotential einer Technik oder
Aktivität, dla Freiwilligkeit, mit der das Risiko eingegangen wird, und die Kontrolller­
barkelt, die man einer Technik oder Aktivität zuschreibt. Einem Im Prinzip
quantlflzlerbaren analytischen RIsikobegrIff der Experten scheint also ein eher quall­
tatlves IntuitIves Verständnis von Risiko bei den Laten gegenüberzustehen. Damit
erklären slch weitgehend dle unterschiedllehen Rangreihen von Experten und Laien,
die man erhält, wenn man sie Systeme und Aktivitäten nach der Höhe ihres Risikos
ordnen oder dieses Risiko direkt einschätzen läßt. Die hier skIzzierte Kontrastlerung
und die umfangreiche sozialwlssenschaftllche Forschung zu den Facetten des
Intuitiven RIsikobegriffes suggeriert, daß es auf der Seite von Technik und Wirtschaft,
der Seite der Experten, einen mehr oder wenIger eindeutigen, homogenen, quantita­
tiven RIsikobegrIff gebe, der keiner weiteren PrOfung bedOrfe. Damit verknOpft sich
dann auch die Vermutung einer prinzipiellen Vergleichbarkeit technischer oder tech­
nisch bedingter Risiken, dIe natürlich - vor allem' Im technologlepolltischen Raum ­
große Attraktivität besitzt. Aber wie erklärt stch dann, daß sich "dle Experten" In den
Technikbereichen, dle heute kontrovers diskutiert werden, keineswegs über die Eln~

schätzung der Risiken einig sind, sondern sich untereinander oft nicht minder heftig
streiten als es Experten und LaIen oft tun? Operieren dIe slch streitenden Gruppen
aus Technik, Wirtschaft oder Politik vielleicht ebenfalls Implizit oder explizit mit un­
terschIedlichen RIsIkobegriffen?

Ein dritter Bl1ck Ist daher sinnvoll und erforderlich, der die In den heute dIskutierten
Feldern benutzten Konzepte von Risiko Ins Auge faßt und Ihre Gemeinsamkeiten und
Unterschiede identifizIert. Ein Blick also, der slch einer genaueren PrOfu ng des
RIsikobegriffes "der Experten" Widmet. In Ihrer Analyse der Konfl1kte Ober "rlskY
technologfes" haben VON WINTERFELDT & EDWARDS (1984) bereIts eine Reihe re­
levanter und Interessanter DIfferenzierungen vorgeschlagen, die jedoch nur partiell
und Indtrekt auf den Risiko-Begriff selbst Obertragbar sind. Um diesen Begriff Jedoch
soll es 1m folgenden gehen. Zunächst werden die In den verschiedenen Bereichen
kontrovers diskutieren materialen Risiken exemplarisch und vergleichend beschrie­
ben, wie sie in den Expertisen von PETERS, UTH, VAN DEN DAELE, HENNEN und



FRANKENBERG (in diesem Bande) ausfü hrllch dargestellt werden. Anschließend
werde.n wesentliche Merkmale der Jeweils zugrundelIegenden RIsIkobegrIffe, werden
Gememsamkeiten und UnterschIede Identlffzlert. Aus dieser Analyse werden ab­
schließend Konsequenzen fürRlslko-Verqlelche gezogen, Insbesondere fOr eine Be­
urtellung der Idee einer einheitlichen "Risiko-Skala" zur Bewertung von und Ent­
scheidung Ober Technologlen.

2. Welche Risiken werden kontrovers diskutiert?

Im folgenden werden repräsantatlve und typische RisIken, die In den eInzelnen Be­
reIchen diskutiert werden. getrennt fOr diese BereIche aufgefOhrt. OIe ReIhenfolge
orientiert sich dabei grob an der Prägnanz der Bereiche und, dles sei vorweg gesagt,
der In ihnen verwandten Risiko-Begriffe. Dies Ist zugleich partiell eine hIstorische
ReIhenfolge. Zuerst geht es also um die Kernenergie, dann um die Chemie, die
Gentechnik, die Informatlons- und KommunIkationstechnIk und schließlich um die

KlImaproblematik.

Kernenergie

In der Diskussion um die Kernenergie lassen sich mehrere wArgumentatlonskontexte
W

unterscheiden, In denen ganz unterschiedliche Arten von RisIken themallslertwerden:

(a) Risiken, die In direktem Zusammenhang mil dem BetrIeb kerntechnischer Anlagen
stehen, so. U.8. (aa) bel der Urananrelcherung die Erzeugung und Abzweigung von
waffenfähigem Spaltmaterial, (ab) bel der BrennelementfabrikatIon Schaden durchden
Umgang mit hoch giftigem und radiologisch gefährlichem Plulonlum, (ac) beimeigent­
lichem Betrieb von Kernkraftwerken die Abgabe von Abwärme an die Umgebung Ober
Kühltürme oder Kühlwasser sowie natürlich die Frelsetzung größerer Mengen von
Spaltprodukten bel technischen Störfällen oder äußerer Einwirkung, (ad) bel der Zwl~
schenlagerung die Frelsetzung radioaktiver Sfoffe bei Beschadlgung des BehaUer.
durch äußere Einwirkung (ae) beim Transport die Entwendung bombentauglIchen
Spaltmaterials (at) bei d~r Wlederaufbereltung eine hohe radioaktive Emission beim
Normalbetrieb: und (ag) bel der Endlagerung die Unmöglichkeit der GeWährl:~u;:,
einer OberJahrtausende reichenden Isolationder Spaltprodukte vonder BIOSP~ s'
Risiken durch mllltärischen Mißbrauch und Terrorismus, so u.a. intematfona e pan-

d E höhung des Schadensaus~
nungen und Kriegsgefahr, Erpreßbarkeltdes Staales un ~ kraft als wirtschaftlich
maßes Im Kriegsfall. (c) Risiken durch die Nutzung ~er e~nd Diffusion langfristig
wichtige Energiequelle, U.8. eine Behinderung d:r EntwrckrU~~än I keil von Urannefe~
besserer Alternativen (z.B. regenerativer Energien), eine A K 9:raftwerken Und (d)
ranten sowie Versorgungsengpässe bet der Abschallung v~nKe~~raftwerken. ~.a. eIne
Risiken durch die gesellschaftliche lnstilutlonallslerung vo ä k g der HandlUngsmög~
geringe demokratische Kontrolllerbarkeit und elne Elns~hr n B

un
de

P I 1990 In diesem an .
lichkeiten kOnftiger Generationen. Vgl. e ers ,

I lken die mit dem aetrleb einer
Der Fokus liegt hier im wesentlichen auf den R s f' ögllchen Katastrophen bei
kerntechnischen Anlage verbunden sInd, vor alJ~~ a~ ~er öffentlichen Diskussion
einem Reaktorunfall; diese Risiken sind jeden a 511nChaftSpolitischer Perspektive
dominant, während die anderen Risiken aus gese s
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eher auf der Ebene der Vertreter der verschiedenen Parteien und Bewegungen dls­
kutlert werden. Als Folgen werden primär Schäden für Gesundheit und Umwelt dls­
kutlert, die vergleichsweise präzise' zu definieren sind, sowie darOberhinaus
energiepolitIsche, gesellschaftspolitische und Internationale Fehlentwicklungen, de­
ren Definition ungleich beliebiger ist und daher meist stark die jeweilige politische
Grundposition der Akteure widerspiegelt. Bel den Unsicherheiten findet man ein
entsprechendes Kontinuum, das von der relativ genauen Bestimmbarkelt der Wahr­
scheinlichkeit spezifischer Schäden für Menschen und Umwelt bel einem Unfall be­
stimmter Art In einem Reaktor eines bestimmten Typs bis zur kaum präzlslerbaran
Vermutung der MöglichkeIt zur Entwicklung eines "Atomstaates" als Folge der Nut­
zung der Kernenergie fOr die stromversorgung relcht,

Chemie

Die Chemie Ist elnes der ältesten, allerdings erst Im- Verlaufe der letzten zehn Jahre
wirklich in den (öffentlichen) Blickpunkt geratenen Felder, In denen der Rlslko-Begrlff
eine Rolle splelt, Als Schwerpunkte der DIskussion werden u.a, folgende Risiken ge­
nannt:

{al Bei Chemieanlagen und Lägern {aal Schaden durch Immissionen aus dem
Normalbetrieb wie etwa akute Gesundheitsschädigungen (z.B. bel Smog), vor allem
aber chronische Schildigungen der Gesundheit (z.B. Krebs oder Organschäden durch
Asbestoder Blei) oder der Umwelt (z.B. Algenwachstum durch eutrophlerende Stoffe)
sowie (ab) Schäden durch Unfälle bzw. Störfälle wie etwa Gesundheltsbedrohung oder
Umweltverseuchung durch Ausbreitung toxischer Stoffe. (b) Bei der
Reststoffentsorgung auf DeponIen dIe Belastung des Wassers durch Abfluß- und
Sickerwasser. (c)Beim Gefahrguttransport unfallbedingte Schadstoffreisetzungen oder
Schadstoffkonzentrationen.(d) Durch chemische Produkte wie etwa Nahrungsmittel­
fremdstoffe (d.h, Zusätze wie Nitrat oder Rückstände wie Schwermetalle) Im wesent­
lichen Risiken chronischer Schäden für dle Gesundheit. (e) In der globalen
Verschmutzung schließlich vor allem RIsiken langfristiger und welträumIger Verände­
rungen der Biosphärewie etwa Belastungen von Luft und Wasseroder Strahlungsver­
änderungen durch Stickoxide). (Q DarUberhlnaus Indirekte RIsiken "der chernle", so
u.a, wIrtschaftliche Auswirkungen (z.B. durch zunehmenden Einsatz chemIscher Pro­
dukte Im Haushaltsbereich), psychosoziale Auswirkungen (a.a. durch zunehmenden
Konsum von Pharmaka). politische Auswirkungen (z.B.durch zunehmende nationale
und Internationale Verßechlungen) und mlJitärJsche Auswirkungen (z.B. durch Entwick­
lung neuer Kampfstoffe). VgJ. uth 1990, In dIesemBande,

Der Fokus liegt hier einerseits auf plötzlich eintretenden Katastrophen. andererseits
auf diffusen Tendenzen zu chronischen Schl:lden. Bel den Folgen stehen Schäden fOr
Gesundheit und Umwelt eindeutig im Vordergrund, die auch vergleichsweise leicht
zu quantifizieren sind. Unsicherheit findet sich sowohl als relativ präziser Wahr~

schelnlichkeltsbegrlff I.S. probabillstischer RIsikoanalysen (wie ln der Kerntechnik).
etwa In der Behandlung von Unfällen und Störfällen. wIe auch als nicht­
quantlflzlertes Konzept von Möglichkeit und Plauslbllltät, etwa wenn es um dle Fol­
gen Hglobaler Verschmutzung" geht, und endlich In der Festfegung von Grenzwerten.
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Gentechnik

Da es sich bei der Gen~Technl!<um einen SammelbegrlfffOr eine Reihe von Verfahren
und Methoden handelt, die an sich überall anwendbar sind wo es um die Untersu­
chung, Änderung und Nutzung von Lebensvorgängen geht, kann man dJe Risiken nach
dem Anwendungsbereich der Technik unterscheiden. In der ötrentllchkeit dlskulfert
werden beispielweise:

(a) FUr den Bereich der Genforschung u.a, das Risiko einer unbeabsIchtigten und un­
vorhersehbaren Erzeugung neuer pathogener Organismen aus der Rekombination von
nlcht- pathogenem AusgangsmaterIal sowie, damit verbunden, das Risiko der
epidemischen Verseuchung der BeVölkerung oder von Nutztieren durch neue
Organismen. (b) Bei der gentechnischen Produktion In geschlossenen Fermentern u.a,
das Risiko eIner Verseuchung der Umwelt durch neukombinierte Organismen unddas
Risiko von GesundheItsschIlden des Personals. (c) In Bezug auf die Frelsetzung
genetisch manipulierter Mikroorganismen oder Viren u.a, das Risikoeinerübertragung
des experimentell eingefUgten'genetIschen Materials auf beliebige OrganIsmen, tor die
mögliche Auswirkungen weder getestet noch vorhersagbarslnd, (d) Bel der Landwirt­
Schaft das Risiko der Fortsetzung des Trendszu Immer nochleIstungsfähIgeren Sorten
und Arten mlt der Folge genetischer Verarmung und höher AnUlIJlgkeil für neue
Schädlinge und Krankheiten. (e) Bel der Anwendung bel Pharmaka undImpfstoffen u.a,
das Risiko der UnterstOtzung der Symptombehandlung und einer 'ReparaturmedizIn',
dIe die gesellschafllIchen Folgen von Erkrankungen ausblendet. (f) FOr die genetische
DIagnostik u.a, das Risiko einer genetischen Diskriminierung und Selektion vonbetrof­
fenen Individuen auf dem Arbeitsmarkt und bel VersIcherungen. (g) Bel der
Gentherapie u.a, das Risiko der VorbereItung privater oder staallJcher
MenschenzOchtung. (h) Und endlich die RIsiken bel der mJlUarlschen sowIe
terroristischer Verwendung. Vgl. van den Daele 1990, In dIesem Bande.

Der Fokus liegt auf Problemen der Anwendung und vor allem auf Tendenzen als
Folge der Anwendung von Gentechnik weniger auf dramatischen Unfällen oder qua­

litativen Umschlägen. Bel den Folge~ wird ein breites Spektrum von Schäden :~~
Gesundheit und Umwelt für Gesellschaft Politlk und Kultur dIskutiert ~ keInesfalls

, ' h lt d Folgen Ist ent-
die klasslchen Schäden fOr Leib und Leben. Die UnsIcher e er 'd

F r k m je präzise gefaSt ~ un
Sprechend der Art der In Betracht gezogenen 0 gen, au . I

d W hrschelnllchkelt e ner
~Ohl auch nicht faßbar, bspw. bel der Frage nach er aaterfals auf beliebige
Ubertragung des experimentell eingefOgten genetischen ~ h DiskrimInierung
Organismen oder nach der Wahrschelnllchkelt einer genet sc ket

n
Es handelt sich

u d f dem ArbeJtsmar •
n Selektion von betroffenen Individuen au nhelt nicht wlssen-

durchweg um qualitative Einschätzungen, Ober deren Angemess
e

sChaftlIch entschIeden werden kann.

DiskussIon um Gen-Technik mit den
Ein Interessanter Rlslko-Typ findet sich bel der . 'k n werden mögllcherweise
s H h thetische RISI e
og. hypothetlschenH Risiken. Als ypo f h en verstanden, for die es we-

bestehende, aber nfcht konkret nachgewiesene.Ge a rö9lichen Kausalmechanismus
der empirische Evidenz noch den Nachweis eines m
gibt, Auf diesen Begriff wird noch zurückzukommen sein.
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Informations- und Kommunikationstechnik

Auch hier geht es, wie bel der Gen-Technik, vor allem um Risiken, die mit der Anwen­
dung der neuen luK-Technlken verbunden sind. Man unterscheIdet dabei zwischen dem
Arbeitsbereich und dem Privatbereich, In dem Anwendungen von luK-Technlken je
verschiedene Risiken für das Individuum, das soziale System und das pol1tlsche Sy­
stem bergen mögen, wenn man sich die vor allem sozialwissenschaft liehe Diskussion
anschaut. Es werden u.a. folgende Risiken genannt:

(aa) Beim Einsatz von Computern Im Arbeitsbereich das Risiko eines Verlustes an AlI~

tonomle und Kreatlvllät und einer Entwertung persönlicher Erfahrung sowIe das Risiko
einer Zunahme von Kontrollen durch PersonalInformationssysteme. (ab) Beim Einsatz
von Computern Im außerberuflichen Alltag das Risiko eines Verlustes sozialer Kom­
petenz durch Rückzug In die ~ComputerweW und das RIsiko der Entstehung eines
~knowledge gap· zwischen gesellschaftlichen· Gruppen. (ba) Bel der Anwendung von
luK-Technlk rar die Indlvlduatkommunlkatlon bzw. fOr InteraktIve Dienste Im Arbeitsbe­
reich das RisIko des Verlustes sozialer Kontakte und der Zerstörung sozialer Bezie­
hungen durch zunehmende Mensch-Maschlne-Kommunlkation. (bb) Bel der Anwen­
dung Im außerberuflIchen Alltag das Risiko einer Überforderung durch Automatisierung
von Dienstleistungen und der Entpersonallslerung sozialer Beziehungen. (c) Bel der
Anwendung von luK-Technlk Im Bereich der Massenkommunikation schließlich das
Risiko zunehmender Passlvltllt und zunehmenden Realitätsverlustes sowie politischer
Apathie. Vgl. Hennen 1990, In diesem Bande.

Auch hier liegt der Fokus auf schleichenden und eher diffusen Tendenzen. Als Folgen
werden primär mentale, soziale und politische Risiken dlskutlert, deren Definition
und Präzlslerbarkelt kaum erkennbar Ist. Entsprechend ungenau, ja fast Irrelevant ist
In dieser Risiko-Diskussion das Konzept der Unsicherheit; paradoxerwelse scheinen
die Prognosen mIt um so größerer SIcherheit vorgetragen zu werden, Je unklarer die
theoretische und arnplrlsche Evidenz Ist. Wiederum trifft der. Begriff der
hypothetischen Risiken. wie er oben elngefOhrt wurde, die Art der diskutierten RisI­
ken recht genau.

KlimaproblemaUk

In der Kllma-Dtskusslon geht es um die vielfältigen Veränderungen, die der Umgang
mit Technik durch Menschen f(Ir das Klima zur Folge haben könnte. Frankenberg nennt
u.a, folgende Risiken:

(a) Das Risiko der Erwärmung der Troposphäre und der AbkUhlung der stratosphäre
durch die Injektion von Spurengasen (C02 etc.) und damit verbunden einer ~Verschle­

bung~ von KJimazonen. (b) Das Risiko weltweiter Niederschlagsänderungen durch die
Anreicherung anthropogener Spurengase In der Atmosphäre mit gravierenden Folgen
Iür die Ernteerträge. (e) Das Risiko eines weltweiten Anstiegs des Meerespiegels mit
schweren Folgen für KOslengeblete. (d) Das ~Bas[srjslko" der anthropogenen "Ober­
Oachenmodlfikalion", bspw. durch Abholzung tropischer Regenwälder, womit diverse
KlImaparameter beetnOußtwerden. (e) Das Risiko der "Ausdünnunq" der Ozonschicht
durch Injektion von Gasen In die Stratosphäre und infolge der AbkOhJung der
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Stratosphäre durch den Eintrag anthropogener Spurengase In die untere Atmosphare,
mit der Gefahr von Mutationen bel Lebewesen und erhöhter Anzahl von (Haut-)
Krebserkrankungen. (g) Das Risiko der Anrelcherung anthropogener Aerosole In der
Troposphäre durch Verbrennungsvorgänge. (h) Das Risiko natllrllcher Klimaände­
rungen In Interaktion mit den anthropogenen Kllmamodlflkatlonen. VgJ. Frankenberg
1990. in diesem Bande. "

Der Fokus liegt hier ebenfalls auf langfristigen, nlchtaut plötzlichen Veränderungen.
Bel den Folgen werden * und das Ist der große Unterschied zu den In den übrigen'
Feldern behandelten Risiken ~ nicht primär Folgen für den Menschen umschrieben,
sondern zunächst etnmal Folgen für das Klima; rnlt Vorsicht nur werden daraus
mögliche langfristige Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen und auf seine
UtJ:Iwelt abgeleitet. Die mit der Abschätzung solcher globalen und InkrementelIen
Folgen verbundene Unsicherheit Ist diffus; eine Quantlflzlerung von Wahrscheln~

Itchkelt ist nicht einmal In Ansätzen absehbar ~ man bewegt sich durchweg Im Rah~
men von allerdings daten-gestatzter Vermutungen, die sich bestenfalls auf den
Nachweis kausaler Beziehungen zwischen einzelnen Parametern stützen können. DIe

realen Risiken sind tatsächlich äußerst undeutlich.

Klima unterscheidet sich von den anderen hier behandelten Feldern In einem wlch­
tlgen Aspekt: Es handelt sich nicht um die von einer einzelnen Technik und lader
Ihren vielfältigen Anwendungsmögllchkeiten direkt ausgehenden RisIken. Es handelt
sIch Vielmehr um Indirekte Risiken tar den Menschen und seine Umwelt, denn sie
entstehen nicht unmittelbar durch einzelne, technlk~bezogene Handlungen (bspW.
Gebrauch von Spraydosen mit FCKW) und Systeme (spez. der EnergieproduktIon),
sondern erst als Folge der durch diese Handlungen oder Systeme bewirkten klima~
tischen Veränderu ngen.

3. Wie sind die Risiken definiert und charakterisiert?

ik die In den verschIedenen
Wenn man so wie hier die wichtigsten materialen Rls en, f

I d mittelbar die ungeme ne
Bereichen diskutiert werden nebeneinander stellt. w r un Id t d B es, 'ff d Weh Es wird ev en, a
HeterogenItät und VielfältIgkeit des Rlsiko-Begn es eu '. d ögl'lcherwefse

J
. I Inem Schaden, er m

enselts der allgemeinen Idee des Risikos ase f t 'ft mehr Unter-
I I Menschen e n rJ ,

a s Folge der Aktivität eines Systems oder e nes RI Iko Begriffen gibt - daß
schiede als GemeInsamkeiten In den Jeweils verwa~dtednfi ,Stlon"zur allein richtigen,

'fl he RISIko e 101
man also schwerlich eine bestimmte spezt sc h TechnIkfeld und je
I

. heben kann. Je nac
s nnvollen oder gar objektiven Definition er 'K nzepte und damit auch

I h die RIslko- 0
nach Perspektive unterscheiden sich vle me r d wichtigsten Unterschiede
die Beurteilungen von Risiken. ror eine IdentlflkatlO~one~jSikOquelie beziehen sich
sind drei Fragen wIchtig: (a) Auf was tür einen TYPh d stypen werden In Betr.acht
die Risiken? (b) Welcher Schaden oder welche Sc ~e:~gJlCh des EIntretens eines
gezogen? (c) Wie wird die Unsicherheit gefaßt, die

Schadens besteht?
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3.1 Ursachen oder Quellen von Risiken

Systeme: Am einfachsten Ist die RIsikoquelle Identlflzlerbar, wenn es um den Betrieb
einer spezIfischen technischen Anlage geht, also bspw, eines Kernkraftwerkes oder
eInes Chemiewerkes, Hier können Fehler Im technischen Bereich (z.B. Material­
schaden) oder bel der Bedienung (z.B. Verzögerung einer AbschaJtung) mit mehr
oder weniger gut präzlslerbarer Wahrscheinlichkeit zu schäden fahren. Der Schaden
resultlert aus einem Unfall In einem Betrieb an einem Ort, Ein psychologisch wich­
tiges Merkmal dieser Art von RIsikoquelle Ist, daß sie vom allt::lgllchen Lebensbe­
reich separiert Ist und in Ihrer Wlrkungs- oder auch Versagenswelse nicht direkt
erfahrbar Ist; man kennt die RIsIkoquelle eigentlich nur aUS den Medien. Auf tech­
nische Systeme war ursprongllch das Risiko-Konzept bezogen und darauf beziehen
sIch auch heute noch alle "harten" - deterministischen oder probabIlIstischen ­
Risiko-Analysen, Dieses Konzept erlaubt Aussagen darüber, ob das Risiko eines Re­
aktors vom Typ A größer Ist als das Risiko eines Reaktors vom Typ B. Verglichen
werden also System- Optionen. EInen solchen Typ von RIsikoquelle finden wir nur In
Zusammenhang rnlt der Kernenergie, der Chemie, und partiell (wenn es um Labors
oder Produktionsstätten geht) der Gentechnik.

Regulationen: DemgegenOber lassen sich die RIsikoquellen bel der Gentechnik und
bel der luK-Technlk nIcht In der gleichen Welse ldentlüzleren, Die Quelle der Risiken
liegt hier vielmehr In derArt der Anwendungen und Bestimmungen In den verschie­
denen Bereichen, wo es jeweils zu spezifischen Schäden kommen kann. So kann die
Anwendung der GentechnIk In der LandWirtschaft möglicherweise zu genetischer
Verarmung oder kann die Nutzung von I&K-Technlk Im Privatbereich vielleicht zu
einer WIssenskluft zwischen gesellschaftlichen Gruppen fahren; bel einer
MOlIverbrennungsanlage kann es zu Schl:lden In der Umwelt durch Dioxin kommen,
wenn zulässige Werte Oberschritten werden. Die RIsikoquelle selbst wird auch hier
als separat und dem eIgenen Leben äußerlich wahrgenommen. Bel derartigen
RIsikoquellen werden primär Regulations-Optionen dlskutrert. Zum BeJspiel kann
man das Risiko des Einsatzes von Gentechnik In der Landwirtschaft vergleichen mit
dem durch Verbote erzwungenen Verzicht darauf. Oder aber man kann Alternativen
der rechtlichen Regulation des Einsatzes von Gentechnfk In der Landwirtschaft
entwlkeln und diese auf die mit ihnen verbundenen Risiken hin miteinander verglei­
chen; also welche KontrolImaBnahmen sind beispielsweise möglich und welche RI­
siken sind dann noch im Vergleich zu einem unkontrol1lerten Einsatz gegeben? Diese
Art RIsikoquelle finden wir In fast allen BereIchen, In denen es um Grenzwerte oder
SIcherheitsbestimmungen geht.

Handlungen: Dann gibt es als Rlsikoquellen technikbezogene individuelle oder poli­
tische Handlungen bzw. Entscheidungen, die erst kollektiv zu Schäden fOhren. So et­
wa die Verwendung von Spraydosen mit. FCKW durch viele Individuen, die mögli­
cherweise zu einer KlImaveränderung beitragen, oder die Nutzung des Computers im
privaten Lebensbarelch. Diese Risikoquellen (nicht Ihre Wirkungen) sind oft direkt im
Alltagsleben erfahrbar: Nutzung des Computers, des Autos, einer Soraydose oder
von Pharmaka sind Tell des alltäglichen Lebens. Die Handlungs-Optionen, die hier
diskutiert werden, sind häufig binär formuliert, also bspw. pro oder contra den Kauf
einer Spraydose mit FCKW, wenngleich die Politik den Gebrauch von FCKW als kon-
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tlnulerllche Variable betrachten muß, also bspw. Ihn prozentual Ober die Jahre hin­
weg zu senken versucht. Dieser Typ ,von RIsIkoquelle findet sIch bel InformatIons­
und Kommunikationstechnik und Im Rahmen der Kllmaproblematfk, In gewissem

Maße auch bel der ChemIe, soweit es um den Einsatz oder Gebrauch chemischer
Produkte geht.

Strategien: Auf einem noch allgemeineren Niveau gibt es als RIsikoquelle
technikbezogene Strategien der Anwendung und des Einsatzes von 'Technik, aus
denen zahlreiche und langfristige Schäden resultieren können. So wIrd eine stark auf
die Kernenergie setzende EnerglepoUtik von manchen als gefährlich betrachtet, weil
sie vielfältige Risiken für Umwelt, Gesundheit, Wirtschaft und Gesellschaft berge,
während eine Politik der Nutzung regenerativer Energien und/oder des Energie­
sparans weniger RIsiken berge. Hier werden alternative Strategie-Optionen dIskutiert

und miteinander auf die Implizierten Risiken hln verglichen, wIe etwa In der
Enquete-Kommission des Bundestages zur Kernenergie. Diese Art von RisIkobe­
trachtung, die also umfassende StrategIen als RlslkoqueJlen diskutiert, findetsIchfast
nur in Zusammenhang mit der Kernenergie, In Ansätzen vIelleicht noch bel Chemie

und Gentechnik.

Technologlen: Schließlich finden wir auf dem allgemeinsten Niveau eine ganze

Technologie als RlslkoqueJle definiert, etwa die NUkleartechnologle oder dle Gen­
technologie. Umstritten sind Technologle-0ptlonen, wobei es sich jedoch bel der Al­
ternative zu einer Technologie X nie um eine positive Alternative handelt, sondern

Immer nur darum, die Technologie X eben nicht fortzuführen oder auszubauen.

Wenn man also vom Risiko oder den Risiken einer bestimmten Technik spricht, muß

man spezifizieren auf welche mit dieser TechnIkverbundene(n) Rislkoquelle(n) man

1
, G t h 'k um ein konkretes

s eh bezieht. Ob es beispielsweise im Falle der en ec 01

gentechnisches Labor geht um die Freisetzung genetlschmanIpulierter Organismen,
, ft d um die Gentechnola-

um die Anwendung der Gentechnik In der Landwlrtscha 0 er

gle "als solche",

d . h im Obrigen für viele
Die hier beschrIebenen RIsikoquellen untersehel en SIe RI 'k _

# bar fOr die Intuitive SI 0
Menschen In einer Reihe von Merkmalen, die 0 en K t ehnlk ehe-
Einschätzung eine erhebliche Rolle spielen: Kernkraftwerke bZ

W

G·
eter:~nlk w~rden

I hnl he Labors bzw, en
m sehe Anlagen bzw. Chemie und gentec OISC at KontrolJierbarkelts-Aspekt).
als RislkoquelJen erlebt, auf die man keinen Elnflui~t Fr~IWifligkejts-A5pekt) und fllr
denen man ohne eigene Entscheidung ausgesetzt ( lwortlich gemacht
dJ en direkt veran

e bestimmte Personen- oder IntereSsengrupp " erem Maße für die
d' IIt in walt germg

werden können (Attrlbulerbarkelts- Aspekt); res g ,. derungen verbundenen
RI I 1 It Kfimaver.,n

s koquellen I&KwTechnlk oder dem artlell der persönlichen Kontrolle
technikbezogenen Handlungen, die zumindest P deren Gruppen attribulert

d 'cht allein an
unterliegen, freiwillig akzeptiert werden un nr
Werden können.
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3.2 Schadensspektrum, Schadensgewichtung und Schadensmerkmale

Es gibt große Unterschiede Innerhalb der TechnlkfeJder und vor allem zwischen Ihnen
hinsichtlich der Folgen, die In Betracht gezogen werden. Dies gllt sowohl für Art und
Gewichtung der Folgen als auch für bestlmmte Merkmale der betrachteten Folgen.

Schadensspektrum: Im einfachsten Falt wird ein spezifischer, klar deflnlerbarer Per­
sonen- oder Sachschaden betrachtet. DIes Ist die klassIsche versIcherungstech­
nische SIchtweise. Sie findet sich beispielsweise In der Diskussion um die Risiken
der Kernenergie: Die Anzahl unmittelbarer Todesfälle sowie langfristiger, strah­
lungsbedlngter Gesundheitsschäden sind dort diejenige Schadensdimensionen, die
Im Zentrum aller RIsikoanalysen standen und stehen. Ähnlich Ist die Situation In der
Chemie. Im Verlaufe der Auseinandersetzungen um Kernenergie und ChemIe ist aber
bald klar geworden, daß diese Schadensdefinition erstens allenfalls einen (wenn­
gleich wichtigen) Aspekt der Folgen von nur einer (wenngleich zentralen) Rlslko­
quelle trifft, nämlich des Anlagenbetriebes selbst, bel dem es zu einem Unfall kom­
men kann, und daß sie zweitens In keiner Welse diejenigen Risiken abdeckt, die mit
der Nutzung der Kernenergie bzw. der Chemie Insgesamt Ins Spiel gebracht werden
können und Im Rahmen der Kernenergiedebatte Ins Spiel gebracht wurden. Daher
kam es zu einer außerordentlichen Erweiterung des Spektrums betrachteter Folgen
~ Im Falle der Kernenergie liefern die Studien von RENN, ALBRECHT, KODe, PETERS
& STEGELMANN (1985) sowie MEYER-ABICH & SCHEFOLD (1986) Kataloge von
Schadensdimensionen, die Im Grunde das gesamte Spektrum der möglichen Folgen
fOr'Gesundhelt, Umwelt, WIrtschaft, Gesellschaft und Polltlk repräsentieren. Wir fin­
den bei der Kernenergie also einerseits den strengen, klassischen Schadenstyp als
auch einen welten, vleldlmenslonaten Schadensbegriff. Ähnliches gilt fOr die
Gentechnik: Einerseits findet man, wenn es um ein konkretes System als RIsikoquelle
geht (z.8. ein gentechnisches Labor)..Gesundhelt und Umwelt als allein betrachteten
Schadenstyp; wird demgegenOber "die Gentechnologie" diskutiert, erweitert sich das
Spektrum der betrachteten Schäden Ober mangelnde SozialverträglIchkeit, politische
und soziale Fehlentwicklungen, und Erosion von Wertvorstellungen bis hin zum kul­
turellen Wandel. Dies gilt Im wesentlichen auch für die Chemie. In der Informations­
und Kommunikationstechnik ist das Spektrum zwar eng, well nämlich bspw. Schäden
für (physische) Gesundheit und Umwelt nur eine geringe Rolle spielen; aber die
Schadenskategorien - Folgen mentaler, sozialer und politischer Natur ~ sind nur
schwer präzislerbar und abgrenzbar. Bei der Diskussion um anthropogen bedingte
KlImaveränderungen beschränkt man sich im Moment weitgehend auf Schäden für
das KlJma und, daraus vorsichtig abgeleitet, Schäden für die Umwelt und die Ge­
sundheit des Menschen; soziale und politrsche Aspekte werden allerdings ebenfalls
zunehmend behandelt.

SchadensgewIchtung: DIe Gewichtung der möglichen Schäden relativ zueinander Ist
Im Prinzip ebenso beliebig wie die Entscheidung für oder gegen die Aufnahme einer
bestimmten Schadenskategorie (abgesehen von, Schäden fOr diejenigen Güter, die
derzeit durch dIe Rechtsordnung geschützt sind). Denn Gewichtungen sind immer
Wertungen. Der oben gegebene Überblick zeigte Jedoch einige Unterschiede In der
Gewichtung einzelner Schadenskategorien zwischen den verschiedenen
Technikbereichen, Ober die offenbar ein gewisser Konsens besteht - jedenfalls. wenn
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man die Häufigkeit und Intensität der Diskussion der Schäden In der Öffentlichkeit als
Kriterium heranzieht: Bei der Kernenergie, bei der ChemIe und beim KlImathema
dominieren mögliche Schäden für Gesundheit und Umwelt, bei der Gentechnik do­
mInieren gesellschaftliche, polltlsche und 'ethlsche Probleme und bei der Informa­
tions- und Kommunikationstechnik sind es psychische, soziale und politische Pro­
bleme. Wenn unter Experten dlskutJert wird, etwa In Enquete-Kommissionen, treten
zwar die konkreteren, wissenschaftlich besser deflnlerbaren und bestimmbaren
Schäden in den Vordergrund; dies Impliziert jedochkeineswegs eine Veränderung In
der.Gewlchtung der eInzelnen Schadensdimensionen.

SchadenscharakteristIka: Selbst wenn man einen bestimmten Schadenstyp In ver­
schiedenen Technikfeldern In ähnlicher FormuJlerung findet, so kanndamitdoch sehr
verschiedenes gemeint sein. Beispielsweise werden In allen Bereichen mögliche
Schäden für die Gesundheit behandelt. Doch dieser Schaden hat In den einzelnen
Bereichen einen ganz unterschiedlichen Charakter. In folgenden Aspekten unter­
SCheiden sich u.a, die betrachteten Gesundheitsschäden: (a) UnmittelbarkeIt der
Folgen: Bel der Kernenergie etwa geht es primär um unmIttelbare, durcheinenUnfaJl
verursachte Todes- und Krankheitsfälle, bel der Chemie dagegen, wenn es etwa um
Luftverschmutzung geht, um mittelbare, sich In chronischen Krankheiten zeigende
Gesundheitsschädigungen. (b) Zeithorizont der Folgen:Bel der KlImafrage betrachtet
man die möglichen Schäden, bedingt durch langsame KlImaveränderungen, mit
einem außerordentlich langen Zeithorizont, während demgegenOber der Zeithorizont
bel der Chemie vergleichsweise kurz Ist. (c) Ausbreitungsradius der Fol~en: Mal geht
es eher um lokale Folgen (z.B, Unfall-Folgen), mal geht es um regionale Folgen (z.B.
bel Luftverschmutzung) mal geht es um globale Folgen (z.B. durch Klimaverände­
rungen). (d) Dlrekthelt des Kausalbezuges: Während StrahJungssschäden direkt auf
d! . kö und Insofern auch

e RIsikoquelle Kernkraftwerk zurOckgefOhrt werden nnen
keine weiteren Faktoren bel der Schadensabschätzung miteinbezogen werden

f
m~s-

sen, können mögliche Krebserkrankungen oft nicht direkt oder elnd~~I~ :~sc~;=
RIsikoquelle (z.B. eine chemische Emission) zurOckgefOhrt werden un I Ich proble­
zung der Gesundheitsschäden als Folge der EmissIon sind da:er ~;~n:nergfeund
matlscher. (e) Operatlonallslerbarkelt der Fo!gen: Während be~äd:rn verstanden wer­
bel der Chemie Gesundheitsschäden primär als physische~cB gegeben werden
den, fOrderen Feststellung noch vergleichsweise klare d a

K
e :unlkatiOnstechnlk

können, werden Im Zusammenghang mit Informations- un
lt

o:werer zu definieren
eventuelle psychosomatische Schäden betrachtet, die eW;ch:~en5dlmenslon, bspw.
slnc, (1) Maßeinheit: Selbst wenn es nur um eine el~Zl9 der 0 eratlonaffslerung, die
KrankheltsfälJe gibt es noch zahlreiche Möglichkeiten kö p n BerOhmt Ist das
d' rt n fOhren nnen,

urchaus zu unterschiedlichen Schadenswe e I M ß damr ob die amerika-
Beispiel von WILSON & CROUCH (1987): Nimmt man a 5 a rden Jst die Zahl der
r d 1970 sicherer gewo t • •

n sehe Kohleindustrie zwischen 1950 un I t die Sicherheit gestiegen,
Unfalltoten pro 1 Million Tonnen geförderter Kohle, ~~ 8

5
schäftigte heran, 50 Ist die

nimmt man aber als Maß die Anzahl der Toten pro I~Oh :rntergrund. den der Scha­
SiCherheit geringer geworden. - Der unterschied JCI:t sich "'auS der Natur der sa­
denstyp "Gesundheit'" offensichtlich haben kann. erg t t dem Typ der anfallenden
ehe.". vor allem aus dem Jeweiligen technischen KMon SuXn'g Es Ist nIcht sehr wahr-
S 9 und ess . d
ch~den, den Möglichkeiten Ihrer Erfassun d rlnftion und-messung (bspw. en

sCheinlich, daß man die Parameter der schadens e
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Zelthorizont) standardisieren könnte, ohne damit die RisikobestJmmung artifiziell
oder gar unmöglich zu machen,

Die Gemeinsamkeit In der Betrachtung der Folgen über die hier diskutierten
Technikfelder hinweg Hegen darin, daß (1) ein zunehmend breiteres schaeensepek­
trum zugrundegelegt wird, vor allem die Umwelt als Schadenskategorie fest etabliert
Ist, (2) die Gewichtung als ein politisch zu entscheidendes Problem gesehen wird, (3)
der Zeithorizont zunehmend verlängert wird, Insbesondere zukünftige Generationen
miteinbezogen werden, (4) der Radius der Betroffenheit zunehmend erweitert wird,
Insbesondere auch nationale Grenzen Oberschreitende Folgen bedacht werden, und
(5) auch qualitative Aspekte wie etwa kulturelle oder ethische Aspekte zunehmend
berOckslchtlgt werden.

Die großen UnterschIede Im Spektrum der betrachteten Folgen, In der Gewichtung
und Im Charakter dieser Folgen, die aUfgezeigt wurden, machen aber deutlich, wie
schwierig die Abschätzunq und erst recht dIe Bewertung der Folgen ist, die mit einer
Technik verbunden sind. Denn auch wenn die Feststellung eines In einer spezl­
fischen Welse defInierten Schadens vergleichsweise objektiv möglich Ist, so Ist doch
die Entscheidung über dIe DefinItion des Schadens selbst und erst recht die Ent~

scheidung Ober die EInbeziehung dieses Schadenstypus In die RIsikoabschätzung nte
durch wissenschaftliche, sondern Immer nur durch moralische oder politIsche Argu­
mente bestimmt (vgl. FIschhoff, Watson & Hope 1984).

3.3 WahrscheinlIchkelten, Möglichkeiten und Undeutllchkeiten

Ein Vergleich der In den einzelnen Technikfeldern diskutierten Risiken zeigt, daß
auch die Unsicherheit, mIt der bestimmte Folgen zu erwarten sind, sehr unter~

schiedlich gefaßt wird, so daß meist nicht nur eIne Verständigung über den Grad der
UnsicherheIt schwierIg Ist, sondern bereits eine Verständigung darüber, ob Ober­
haupt von einer Unsicherheit gesprochen werden kann und worauf diese denn
zurOckgefOhrt werden kann oder soll.

Wahrscheinlichkelten: Im klassischen, der Versicherungswirtschaft entstammenden
Verständnis Ist die Unsicherheit bezOglich des Auftretens eines Ereignisses als aus
der Empirie bekannte relative HäufigkeIt dieses Ereignisses deflnlert. Dies ist auch
der Unslcherheltsbegrlff der RIsikoanalysen, wie sie In der Kerntechnik oder in der
Chemie durchgefOhrt werden. Wahrscheinlichkeit in diesem Sinne ist ein echt quan­
titativer Begriff von Unsicherheit. Die Ursache der Unsicherheit selbst Hegt Im
stochastischen Charakter derjenigen Ereignisse, die das Auftreten des Interessie­
renden Ereignisses determInieren.

Bet der Analyse der Unsicherheit schon im relativ begrenzten Fall eines Kernreaktors
ist aber bald deutlich geworden, daß etwa die Wahrscheinlichkeit eines Bruches der
ReaktorhOlle oder einer Kernschmelze nicht mehr unmittelbar empirIsch bestimmt
werden kann, da keine hinreichende Datenbasis zur Verfügung steht. Dort, wo es um
extrem seltene Ereignisse und zudem um mehr oder weniger einzigartige technische
Großanlagen geht, kann die empirische Datenbasis auch gar nicht mehr gewonnen
werden. Hier greift man zu der Methode der Fehler- bzw. Ereignisbäume. mit deren
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Hilfe man die WahrscheInlichkeIt des Interessierenden Ereignisses analytisch aus
den empirisch bestimmbaren WahrscheinJlchkelten der das EreIgnis
determinierenden Komponenten berechnet. Sofern rar einzelne dieser Komponenten
ebenfalls keine Wahrscheinlichkelten empirisch oder analytisch bestimmt werden
können, erhebt man Wahrschelnlfchkeltsscht:ltzungen von Experten. Dies ist das Vor­
gehen der probablllstlschen RIsikoanalysen In KerntechnIk und ChemIe. Unsicherheit
wird zwar als Wahrscheinlichkeit quantlflzlert, aber die Quantlffzlerung hat auf Grund
der Art und Welse, In der sie erreicht wird, nicht die gleIche Gote wIe die direkt und
ausschlteßllch empIrIsch begrOndete Wahrscheinlichkeit.

Mllgllchkelten: Unslcherhelt kann sich ferner auf die Frage beziehen, ob denn ein
Ereignis überhaupt vernOnftlgerweise rer möglich gehalten werden kann. Hier geht
es um die "Hypothetlzltät" von Risiken. Damit wurde von HÄFELE (1974) Im Rahmen
der Debatte um dle Kerntechnik eIne Situation bezeichnet, In der man dIe relative
Häufigkeit des EIntritts eines der Art und der Kausalität nach bekannten Schadens­
ereIgnisses (Kernschmelze) nicht Im trlal-and-error Verfahren austesten kann; das
EreIgnis bleIbt In dIesem Sinne hypothetisch, d.h.< es kann keIne WahrscheIn­
lIchkeitsaussage außer derjenigen gemacht werden, daß das EreIgnis möglich, aber

höchst selten ist. ..

In der GentechnIk Ist ebenfalls von hypothetischen Risiken die Rede, Jedoch In eInem
anderen Sinne (vgl. VAN DEN DAELE 1990). BeispIelsweise wird die Möglichkeit
diskutiert, daß durch genetische Manipulation In unvorhersehbarer Welse a~s ansich
harmlosen Organismen geft:lhrllche human- oder tIerpathogene Krankheitserreger
werden könnten, die aus einem Labor entweichen, sich Ober dIe ganze Welt
verbreiten und katastrophale Opfer fordern. Es gibt keine Beispiele fOr dIe vermutete
Gefahr und man kann keinen kausalen Mechanismus spezifizieren, durch den das
Schadensereignis zustande kommen könnte. Es lst also offen, ob Oberhaupt die
Möglichkeit des EIntretens des Schadensereignissesgegeben Ist. Das hypothe~ls~e
Rlstko Ist ein Risiko das Im PrInzip unbestimmbar Ist. Es Ist das Risiko, das In J bt
Unkenntnis liegt, ob' es die Möglichkeit des Eintritts des Schadensereignisses n c

eVentuell doch gibt.
o thaft nur solche Gefahren

berwlegend werden allerdings In allen BereIchen erns f werden kann
diskutiert, deren Möglichkeit im Prinzip getestet oder nach~~w;S:er eine kalku:
Der Maßstab der Unsicherheit ist also zwar nicht efn~ ~~p:r:r

c
o:monstration oder

Iierte relative Häufigkeit, aber Immerhin die Eindeutig e e n

die Richtigkeit eines Beweises.
U Icherheit die gar nichtmehr

Undeutllchkelten' Schließlich gibt es eine Art diffuser ns I h' HÄFELE RENN &
qu • . U d utllchkelten (vg. auc J

antltatlv oder logisch faßbar Ist - n e I thmallerdingseIne etwas
ERDMANN 1990 die diesen Begriff ausfOhrlIch disk~t erehn, 't findet sich vor allem in
a d ,. . T von UnsIcher el d
n ere Interpretation geben). Dieser yp I d'katoren fOr Veränderungen es

der KlImadiskussion wo es einzelne konvergente n dl ngen anthropogen bedingt
KU ' ß dl e Verän erumas gibt, auch Hinweise dafar, da es d wie sich diese Veränderungen auf
sind, und schließlich Argumente dafar, daß un b klimatischeVeränderungen,und
die Erde auswirken könnten. aber das Wissen 11 e~ ß d'e Risiken tatsächlich recht
Ober die Zusammenht:lnge Ist noch so lockenhaft, a 'ln den letzten Jahren und
Undeutlich sind. Trotz umfangreicher Datenerhebungen
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trotz anspruchsvoller ModelJblldung und vieler Slmulationen Ist bislang weder eine
quantitative WahrscheInlIchkeitsangabe denkbar noch ein zwingender Nachweis des
Bestehens der vermuteten Gefahr gelungen. Maßstab der Unsicherheit Ist hier die
Plauslbllltät der Argumentationen, die sich auf die vorliegenden IndIkatoren und das
heutige Wissen von KlImaforschung und Chemie stOtzen.

Die SItuation Ist derjenigen nicht ganz unähnlich, die wir In der Informatlons- und
KommunikationstechnIk beobachten. Auch hier sind weder Daten fOr Wahrschein­
lIchkeitsangaben gegeben noch harte, unbestreitbare Nachweise fOr das Bestehen
der Risiken vorlegbar. Auch hier sind die Risiken eher "undeutllch". Kein Wunder,
daß die MeInungen welt auseinandergehen; und jede Meinung kann auch leicht auf­
rechterhalten werden, weil es Im Grunde keine Möglichkeiten der Klärung des
Sachverhaltes gIbt.

Die· Gemeinsamkeit In der Behandlung der UnsIcherheit In den hier betrachteten
Technikfeldern liegt darin, daß der quantitative Wahrschelnllchkeltsbegrlff nur bei
technischen Systemen Im engsten Sinne des Wortes anwendbar Ist, d.h, wenn es um
ein KOhisystem, eine Reaktorhillle, o.ä. geht. Bel allen anderen Problemen wie etwa
der Anwendung der Gentechnik in der Diagnostik oder dem Einsatz von Computern
Im Privatbereich wird mit einem welchen, einem qualitativen RIsiko-Begriff gear­
beitet. DIes gilt fOr die DiskussIonen unter Experten und erst recht natürlich für die
öffentllchen Auseinandersetzungen.

Unterschiede l1egen darin, ob ein Typ von Unsicherheit In einem Technikfeld
dominIert bzw. welcher Typ dies Ist. Kernenergie und Chemie sind wohl die beiden
einzigen Bereiche, In denen sich alle Typen finden lassen. In der Gentechnik fehlt
dagegen weitgehend der (quantitative) WahrscheinlIchkeitsbegriff und in der Infor­
mations- und Kommunikationstechnik bzw. bel der KlImadiskussion fehlt darüber­
hinaus auch noch der MöglIchkeitsbegrIff In dem hier explizierten Sinne.

4. Wann kann man Risiken vergleichen - und wann nicht?

Nicht nur zwischen Laien und Experten gibt es also UnterschIede im Verständnis von
Risiken, sondern auch Inder Gemeinschaft der Experten gibt es erhebliche Unter­
schiede in der Konzeptuallslerung von Risiko, sowohl Innerhalb als auch und erst
recht zwischen den einzelnen Feldern. Jedenfalls gilt das fOr die Risiken, Ober die
gestritten wird. Der Rlslko- Begriff, den wir In den fOnf untersuchten Bereichen ge­
funden haben. Ist äußerst heterogen: (1) Der Schaden Ist mehrdtrnenslonah Ober Art,
Definiton. Operatlonallsierung, Gewichtung u.a. der Dimensionen gibt es erhebllche
Meinungsdivergenzen. (2) Die Unslcherhalt wird unterschiedlich gefaßt: sie Ist im
Obrigennur selten quantitativ bestimmbar. Es zeigt sich, daß die Vermutung, dem
eher qualitatfven, "welchen" Risiko-Begriff der Laien stehe ein quantltatlver, "harter"
Risiko-BegrIff der (wlssenschaftlich- technischen) Experten gegenüber. nicht richtig
Ist. Auch der Wissenschaftlich-technische Begriff Ist oft und weitgehend eher qualita­
tiv, d.h, entweder Schaden oder Unsicherheit oder belde Parameter sind nicht ein­
deutig deflnlerbar und nicht echt quantlfizierbar.
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Welche Konsequenzen ergeben sich aus der Analyse des Rlslko- Begriffes In den
verschiedenen Technikfeldern für die MöglichkeIt von Risiko-VergleIchen? Rlslko­
Vergleiche können sicher nützfleh sein (vgl. auch COVELLO, VON WINTERFELDT &
SLC?VIC 1986, JUNGERMANN & WIEDEMANN 1990). EInIge Beispiele für eInen sinn­
vollen Einsatz, die der Literatur entnommen sind, ohne hier aber Im einzelnen do­
kumentiert zu werden: (1) Sie können die Vorstellungskraft unterstützen ("Das Kon­
zentrationsverhältnis von 1:1 Million entspricht dem zeitlichen VerhältnIs von 1
Minute zu 2 Jahren"). (2) SIe können das Gefährdungsausmaß veranschaulichen
("Wenn jemand Im Alter von 20 Jahren fOr ein Jahr In der Kohleindustrie arbeItet,
reduziert sich seine Lebenserwartung durchschnittlich um 5,7 Tage; der vergleich­
bare Verlust In der papierverarbeitenden Industrie beträgt 0,5Tage"). (3) Sie können
dIe relative Bedeutsamkeit von Risiken verdeutlichen ("Dle Gesamtkrebsrate der Ar­
beiter In dem Chemieunternehmen X liegt unter der durchschnittlichen Krebsrate der
amerIkanischen Gesamtbevölkerung"). (4) SIe können die ZuverlässigkeIt von
RIsikoeinschätzungen verdeutlichen ("Dle durchschnIttliche radioaktive Belastung
innerhalb einer 20- Mellen-Grenze eines Kernkraftwerkes betrl:lgt 0,02 mrem pro Jahr.
DIe durchschnittliche Dosis für die Anwohner des Kernkraftwerkes In Chernobyl be­
trug im ersten Jahr nach der Reaktorkatastrophe 5000 mrsm.").

COVELLO, SANDMAN & SLOVIC (1988) entwickelten sogar ein Manual zur Erstellung
und Anwendung von Risiko-VergleIchen In der Chemie. Darin unterscheiden sie fOnf
Vergleichsarten, die sie nach ihrer Akzeptabllltät fOr Laien In eIne Rangordnung
bringen; arn leichtesten akzeptabel sei ein VergleIch zwischen den gleichen RisIken
zu verschiedenen Zeitpunkten (z.B. gesundheitliche Risiken durch Emission vo~
ÄthYlen Oxid vor und nach der Installation eines Wäscher), am wenigsten akzeptabe
sei ein Vergleich zwischen völlig beziehungslosen RIsiken (z.B. RisIko durch
EmIssion von Äthylen Oxid gegenOber Risiko durch 'Autofahren). Jüngste empirische

Untersuchungen haben allerdings keine Unterstützung für die angenommeneA~~~~
latlon zwischen Art und Akzeptanz des Vergleichs gefunden (ROTH. GR dl
MORGAN FISCHHOFF LAVE & BOSTROM 1990) bzw. die Probleme verdeutlicht, e
sich aus ~Iner SOlchen'Prüfung ergeben (SLOVIC, KRAUS & COVELLO 1990).

H d dl I ung von Risikomaßen und ein
ler soll es um dIe Frage gehen, ob eine Stan ar s er I' IfUscher enl-

d I lk r Grundlage techno oglepo
araut basierender VergleIch von R s en zu. • er leiche Implizit oder explizIt

scheldungen gemacht werden kann, ob also Risiko V gAuCh aufbestimmte
I d lt I en normativen nspr

e nen Anspruch auf Rationalität und am e n & URQUHART 1983}. efn solcher
EntscheIdungen beqründan können (vgl. HEILMAN~r leichenden Objekte tatsächlich
Anspruch kann nur erhoben werden, wenn die zu g F fI ?
miteinander vergleichbar sind. Was heißt das In unserem a e

chen Asbest und Rauchen. Eine ty-
Nehmen wir als Beispiel einen Vergleich zwls K b durch Rauchen als durch
PI h h rkranken an re s .sc e Aussage lautet: Mehr Mense en e V gleich erscheintprima facle
ASbest; oder: Rauchen ist riskanter als Asbest. Diese~ e~sentfjcher Maßstab für die

plausIbel, weil dIe ErkrankUngsWahrscheinllc~~;.lt~I:r~ngs wissen wir. daß viele
Beurteilung der belden Risiken akzeptlert ~ und diese Haltungschll:lgt sich nieder
Menschen "rauchend gegen Asbest kämpfen, d. Asbestsanierung als für Maßw
In der Allokatron von mehr öffentlichen Mftteln fOr. ~eb trn Rauchen um ein freiwillig
nahmen gegen das Rauchen. Vermutlich, weil es SIe el
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Obernommenes Risiko handelt, während Asbest ein unfreiwillig zugemutetes Risiko
Ist. Auch wenn die vergleichende Aussage also einleuchtet, Ist sie offenbar keIne
hinreichende Basis für RIsikoeInschätzungen und RIsikoverhalten. Schon bel einem
so simplen Beispiel zeigt sich also die TOcke von Risiko-Vergleichen.

Nehmen wir als zweites Beispiel den beliebten Vergleich zwischen dem Autofahren
und der Kernkraft. Eine Aussage könnte lauten: Die Wahrscheinlichkeit, auf der Stra­
ße In eInem Autounfall ums Leben zu kommen, Ist x mal höher als die Wahrschein­
lichkeIt, als Folge eines Unfalls In einem Kernkraftwerk zu sterben; oder: Autofahren
Ist riskanter als Kernkraft. Dieser VergleIch stößt schon auf erheblich mehr Wider­
stand, nicht nur bei erklärten Kernkraftgegnern, sondern auch bei solchen BOrgern,
die eine Partei wählen, dIe sich für die Kernkraft einsetzt. Nicht allein. weil man frei­
willig Auto fährt, während die Kernkraft als von Staat und Industrie zugemutet erlebt
wird. Sondern vor allem auch deshalb, weil die Zahl der Todesfälle offenbar nicht die
eInzige Dimension bei der Beurteilung des Risikos der Kernkraft Ist. Das Bild einer
großen Katastrophe, die Schäden für kOnftlge Generationen, möglicherweise langfri­
stIg irreversible Verseuchungen von großen Gebieten, das geringe Vertrauen In die
WahrscheinlIchkeItsangaben der Experten u.a, spielen bel der Beurteilung der
Kernkraft ebenfalls meist eine größere Rolle. Der Vergleich hinkt also, weil wir es bel
den belden Risiken mit unterschIedllehen Schadensspektren und Schadensmerk­
malen sowie unterschiedlichen HSlcherheiten Oberdie Unsicherheiten" zu tun haben.
Die belden Risiken sInd also nur scheinbar echt vergleichbar. nämlich bei Reduktion
auf eine gemeinsame Dimension und unter Außerachtlassung aller anderen Aspekte.
Tatsächllch sind sie unvergleichbar.

Nehmen wir als drittes Beispiel einen Vergleich zwischen ChemIe und Gentechnik.
Eine Aussage könnte lauten: Gentechnik Ist riskanter als Chemie. Unmittelbar ist klar,
daß ein solcher Vergleich sinnlos Ist. Die Unterschledllchkelt von RIsikoquellen,
Schadensspektrum, Schadensgewichtungen und Schadensmerkmalen wie auch Un~

sicherheitskonzepten Ist auch Intuitiv evident. Solche Vergleiche findet man denn
auch faktisch nicht in der Risikodebatte. :

Vergleiche sind also möglich, wenn die zu vergleichenden Quellen mit dem gleichen
Maßstab und mIt dem gleichen UnsicherheItsmaß gemessen werden können, etwa
Wahrscheinlichkeit einer Erkrankung In einem bestlmmten Zeitraum oder einer Ver­
kOrzung der Lebenserwartung um eine bestimmte Zelt. Diese Voraussetzung ist im
allgemeinen erfOllt, wenn man beispielsweise technische Systeme miteinander ver­
gleicht (etwa zwei Reaktortypen). Modalitäten der Lagerung giftiger Abfälle oder der
Herstellung eines Produktes. Allerdings wird es schon hier schwierIg, wenn man die
Schadensdlmenslon(en) unterschiedlich operatlonallsieren kann - was fast Immer der
Fall Ist.

Unter folgenden Bedingungen aber werden Vergleiche fragwOrdig und folgllch meist
kontrovers: (a) Wenn das Aggregatniveau der verglichenen Risikoquellen unter­
schiedlich Ist, die Risiken also auf unterschiedlichem - eher molarem oder eher
molekularem - Niveau analysiert werden. (b) Wenn dIe RIsikoquellen nicht Identische
Schadensdimensionen haben, welche unterschiedlich gewichtet werden können und
unter denen es zudem quantitatlve wie qualitative Dimensionen gibt. (c) Wenn ferner
die UnsIcherheit unterschiedlich definiert und gemessen werden kann. Diese Situa-
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tlon aber Ilegt durchweg vor, sobald die Ebene dis Verglelchl von t.chnl.ch,n Sy..
sternen oder Regulationen verlassen wird (Gentechnik VI. Kernkraft) oder w.nn
RIsikoquellen unterschiedlichen Typs verglichen werden (Klrnenerolt v•• Auto).

Die Möglichkeit von Risiko-Vergleichen Ist also erstenl ,Int Funktion der Äqulval.nz
In der Analyseebene, auf der die Risiko-Komponenten definiert und gem....n .Ind
(Analyseäqulvalenz). zweitens der Äquivalenz, die zwilchen d.n O/m.nllonlltruk..
turen der verglichenen Risiken besteht (Strukturilqu/valanz), und drllt.n. d.r Äqui­
valenz der Maße fOr die Risiko-Komponenten, die sich belsplellwal.tlm Z.lthorlzont
für das Schadensereignis zeigt (Maßäquivalenz). Nur wenn hlnr.lch.nde An.ly.....
äquivalenz, Strukturäquivalenz und Maßäquivalenz gegeben .Ind, könn.nRI.ikln
sinnvoll miteinander verglichen werden. Dann allerdingi Itreltet man .Ieh Im allg,..
meinen auch nicht.

Wenn die genannten Anforderungen nicht erfüllt .Ind und man d.nnoch tln.n
RIsikO-Vergleich anstellen will, steht man vor einem Ollemma: Entweder b'Khr,nkt
man seine Analyse auf eine einzige (gemeinsame) DImeniion (Per.on.n. Od.r
Sachschaden), auf quantlflzlerbare Folgen und Unllch.th,'t.n. Dort kann m.n dlnn
bspw. feststellen, daß bel der RIsikoquelle X mehr Menlch.n pro Jahr ...rb.n .1.
bel der RIsikoquelle Y. Alle anderen qualitativen Schadenldlm.n.lonen wird," su­
Ber acht gelassen. Ein solcher Vergleich dürfte al. normativ unakztptab.1 zurückg.·
wiesen wird. - Oder aber man läßt bel der Bestimmung dll Jew.lIlg." Rl.fko••In.n
umfassenderen Begriff, d.h, elne komplexere Schadenlltruktur g.lt.n, und jn1tgri.rt
die bei jeder RIsIkoquelle partiell unterschledUchen Schaden.grOB,n "ach elntf Pt·
gel zu einem einzigen Risiko-Index, der dann wiederum einen Vergl.ich d.r inh.IWch
unterschiedlich gefaßten und vIelleicht unterschiedlich gewichttt.n RI.ik.n.rmög·
licht. Da aber die Definition, Messung und Gewichtung dei '"Unt.rbau,"d•• Ri.iko­
Index Vor allem dann, wenn qualitative Dimensionen enthalt.n .Ind, im Prinzip b-.
lieblg Ist, wird auch ein solcher Vergleich auf Wlder,pruch M08.n und •• wird ihm
kein normativer Anspruch eingeräumt werden. Kurzum: Eine normlfive '"RilikO" Sk,­
la" Zur Begründung technologlepolltlscMr Entlcheldungen, wie ,Ie in An,Jogi.lur
"Richter-Skala'" für Erdbeben manchmal gefordert wird, gibt .. nicht.

Die vergleichende Betrachtung der In den ver.chledenen Feldtrn di.kutit-l1en,Pi,i­
ken fahrt also zu dem Ergebnis, daß (1) die inhaltliche und mMhOCh"h~
Konzeptualisierung von Risiko Innerhalb der einzelnen aer'''h, und __ rKM t~.~

sehen ihnen außerordentlich unterschiedlich ist, (2) der Rj.ik~1ffMit.......kI'I:rv'
und qualitative Komponenten enthält und damit Anha8 und MOgliehk.it 1"rKoMrOw
versen bietet. und (3) diese Kontroversen daher al/enfall. durch Kortlen., kaum aber
durch wissenschaftliche Erkenntnis auflösbar .sInd.

Der Vergleich von Risiken Im Rahmen der Kommunikation iibfi 1~hniJ(..!Hl (){Hf'

technologiepolitische Optionen :st also. wenn er überzeugen 1011, an eme vottlf'~:
PrÜfung der Vergleichbarkeit der Risiken gebunden. Pt! AnalyH Mt geze.gt. wt
Aspekte bei einer solchen Prflfung In Betracht zu ziehen 'lind'. wekhi! V.or.!:'..~·
Zungen für einen Vergleich erfüllt sein muss.n, in weJeher WeiH die Gr~mCl.~~.
. , h ." P 'Ion Verg.,iCheIne C!1:arH.e aUf

eines Vergleiches offenzulegen sind. bel wele e,rn IY . i:ltt!e und b!l
Konsens hinsichtlich der prInzipIellen VergleiChbJlteff besteben d .. e . tw .
welchem Typ nicht. und schJieBlich welche Konuquenz.n oder A",pf~r; auJ



R1slko-Verglelchen abgeleitet werden können und welche Ansprache zurückzu­
welsen sind. Im Rahmen von Risiko-Kommunikation verlangen Risiko-Vergleiche

von demjenigen, der mIt Ihnen eine Botschaft verbinden will, einen differenzierten,

transparenten und auf norrnattve Ansprache verzichtenden Einsatz, vom Adressaten

In jedem Fall eine kritische und skeptische Prüfung.
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Das Forschungsfeld "Risiko-KommunikatIon" kann als dreidimensionaler Problem­
~~u~ verstanden werden, der durch dIe Ziele und Inhalte der Kommunlkatlon, durch
f ~ eteiligten Akteure und durch die verschiedenen Technikfelderstrukturiert lst, Im
o genden soll die Ebene der Akteure etwas näher analysIert werden.

1. Kommunikation über Risiken: Typologie der Beteiligten

Bel der Analyse von Prozessen der RisIko-Kommunikation stößt man auf eine Viel­
zahl sehr unterschiedlicher Betelligter und Betroffener. Dabei lassen sIch Im we­
sentlichen sechs Typen von "Akteuren" unt~rschelden (vgl. Tabelle 1):

• "Verursacher"', "'Betreiber", "Emittenten", d.h., die Verursacher der Gefahren bzw.
Risiken. Dazu zählen Betriebe/Einrichtungen, die Schadstoff-emittierende An­
lagen betreiben (z.B. ein Kraftwerk oder eine KupferhQtte}, Hersteller (potentiell}
gef~hrdender Produkte (z.B. Arzneimittel-produzenten), teils auch Forschungs­
einrichtungen (z.B. Versuchsreaktoren, Labors fOr gentechnIsche Experimente).
Transporteure von Gefahrengut (z.B. Chemie-Speditionen) sowie die Anwender
bzw. Benutzer bestimmter produkte (z.B. Pestizid-Einsatz oder Gebrauch von

FCKW-haltlgen Spraydosen).

• Exponierte: jene Personen, die den Jeweiligen Risiken a~sgesetzt sind. insbe­
sondere die Anwohner von Industrieanlagen, die Beschäftigten in Betrieben, die

Nutzer einer Technologie oder die Käufer eInes Produkts.

• DIe "'Interessierte Öffentlichkeit", also alle solchen Personen und Instltutronen.
die zwar weder "VerursacherH noch "Exponierte" sind, aber an der Problemdls-
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kussion teilnehmen, weil sie sich von den Konsequenzen zumindest mittelbar
oder längerfristig betroffen fOhlen. Hierzu rechnen elnerselts die 'allgemeine'
(nicht organisierte) Bevölkerung und andererseits organisierte Interessengrup­
pen, 50 etwa BOrgerinitiativen und sog. 'alternative' Bewegungen, Interessen­
verbände unterschiedlichster Art (einschließlich Gewerkschaften, IndustrIelobby,
UmweltschutzorganisatIonen, Kirchen) und die politischen Parteien. Diese Inter­
essengruppen wirken zumeist als MelnungsfOhrer.

• Regulative Instanzen, Insbesondere die staatHche Administration (Institutionen
des Bundes, der Länder, der Gemeinden), die legislativ oder exekutiv fOr die
Regelung der Jeweiligen Problemtage und die EInhaltung von Bestimmungen
verantwortlich Ist (z.b, Parlamente, Genehmigungsbehörden, Aufslchtsärnter),
außerdem Internationale Behörden (etwa der EG) sowie die Jurisdiktion.

• Wissenschaftler, die sachverständig In der Analyse der Auswirkungen und Risi­
ken von Technologlen sind. Diese entstammen Oberwiegend UnIversItätsInstI­
tuten, den GroBforschungseinrIchtungen und gelegentlich 'alternativen' Wissen­
schaftsinstituten (z.B.: öko-tnstttutj: selbständige SachverständlgelGutachter und
diverse wissenschaftlich-technische Gremien (z.B. DIN, VOI, TÜV, Enquete~

KommissIonen uäm.) kommen hinzu. Ferner treten einzelne Wissenschaftler auf,
etwa Mediziner oder Psychologen oder Juristen, die - teils aus dem For­
schungsbetrleb heraus, teils aufgrund ihrer praktIschen Arbeit - auf Risiken hin­
weisen.

• Medien, bzw. Journalisten aus Presse, Rundfunk, Fernsehen usw., die Informa­
tionen aber Technologlen und die mit Ihnen verbundenen Möglichkeiten und
Gefahren an dIe ÖffentlichkeIt vermitteln: ferner befassen sich zunehmend 5ach­
buchautoren mit Technikfolgen und RIsIkothemen.

Betreiber/Emlttenten:
Exponierte:
Öffentllchkelt:
Regulative Instanzen:
Wissenschaftler:
Medien:

Verursacher bzw. Quelle der Rlslken
dem Risiko ausgesetzte Personen
Gesamthe[t der Interessierten Bevölkerung
Admlnlstratlon und Jurisdiktion
Experten für Technikbewertung und RIsIkoanalyse
Journalisten aus Presse/Rundfunk/Fernsehen,
Autoren

Tabelle 1: Akteure der Kommunikation Ober Risiken

Unmittelbare Konflfktpartelen ~ etwa bel Auseinandersetzungen Ober eine chemische
Produktionsstälte, eIn Kernkraftwerk, eine Mallverbrennungsanlage - slnd tn der Re­
gel Betrelber und ExponIerte sowie die formal bzw.gesetzllch zuständigen admi­
nistrativen Instanzen. Der Kreis der Betroffenen Ist häufig gesetzlich definiert, etwa
Im Planfeststellungsverfahren (in dem übrlqens nur anwohnende BOrger Individuelle
Informatlons-, Elnspruchs- und Klagerechte haben, nicht hIngegen Verbände). Bei
vielen Technik-Konflikten empfinden sich allerdings sehr viel mehr Gruppen und In­
stitutionen der Gesellschaft·als "betroffen" - nämlich jener Teil der Öffentlichkeit, der
dem JeweUlgen Problemfall generelle (und nicht nur lokale) Bedeutung zuschreibt.
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(Daß der Terminus "Betroffenheit" oft nur auf Anwohner oder Nutzer gefährlicher oder
belastender Anlagen bezogen wird, Ist insofern einengend, und der Sprachgebrauch
Ist auch nIcht einheitlich). Wissenschaft und MedIen sInd In den allermeisten Fällen
beteiligt, dabei aber der Sache nach formal nicht unmIttelbar betroffen.

Nicht immer freilich konkretisiert sich ein Technik-Konflikt in einer bestimmten Ein­
richtung oder Anlage, etwa Im Fall der Gentechnologie, der I&K-Technlken, oder gar
der KlImarisiken, und dann sind Struktur und WechselspIel der Akteure weniger
deutlich zu erkennen.

Die genannten Akteure unterscheiden sich in BetroffenheIt bzw. Zuständigkeit, In
ihrer Partizipationsbereitschaft und in Ihren Einfluß ganz beträchtlich (siehe dazu
Insbesondere Abschnitt 2.4 In VAN DEN OAELE, 4.4 und Tabelle 61n PETERS, 4.1 und
Tab. 5 in UTH, 5.2.2 In HENNEN sowie 3,3.3 und 3.3.4 In FRANKENBERG; alle In
diesem Band). Große Unterschiede bestehen auch Im "WIssens-Status", d.h., Im
problembezogenen FachwIssen ("Experten versus Laien"). DIes gilt vor allem zwi­
schen den Akteuren, doch vielfach ebenso Innerhalb der Gruppen (so etwazwIschen
Wissenschaftlern unterschiedlicher Disziplinen oder zwischen verschiedenen Ver­

waltungslnstanzen).

2. Politische Wlllensbildung l Partizipation und Protest

Kommunikation Ober Risiken Ist In vieler Hinsicht Tell eines größeren gesellschaft­
lichen Prozesses, der In der Sozialwissenschaft als "Partizipation'" bezeichnet wIrd.
Allgemein versteht man unter Partizipation alle Aktivitäten, mit denen die Mitglieder
einer Organisation oder Gesellschaft sich an deren Zielbestlmung und
Entscheldungsfindung beteiligen, um Einsicht zu erhalten, Einfluß zu gewinnen un:
die eigenen Interessen zu vertreten (ALEMANN 1975, EI.LWEIN et al, 1975, KWEIT
KWEIT 1981, WANDERSMANN 1984). DabeI sind folgende Unterscheidungen wesent-

lich (vgl. auch PRESTER 1987, ROHRMANN 1990):

• Ziele: Partizipation kann auf Informlerung oder auf eInflußnehmende Beteillgung
(Veränderung oder Verhinderung von Zuständen/Maßnahmen) abzielen. Dabei
geht es sowohl um bestehende Einrichtungen (z.B. KernkraftWerkrek,

h Planungen (z.B. Gentechn ,
Müllverbrennung, Volkszählung) als auc um
Verkabelung, Endlagerungsstätten).

( B 5 hutz vor ImmissIonen) oder
• Nutznießer: Es kann um individuelle GOter z.. c Fall auchandere

kOllektive Güter (z.B. Erhalt der Natur) gehen, wobei in ~:I:~:: und diese selbst
als die Partizipanten von der Erreichung des Ziels pro
möglIchweise keinen persönlichen Nutzen haben.

'" rf' atlon zählen die Im adminlstra-
• Form bzw. Mittel: zur "konventionellen Pa IZlP b trlebllche Mitbestimmung,

ti F n (ZB Wahlen, even System verankerten arme •. 0 gegenOber werden Aktlvl-
Planfeststellungsverfahren, Klage, Streik L1sw.). 0 e~onstratlonen. Aktfonsgrup-o
täten wie Flugblätter, unterSchrjftensam~lun~;e"~artlzipatlon bezeichnet. Jen­
pen/ Bargerinitiatlven usw. als "unkonvent!one
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selts dieser legalen und weithin akzeptierten Mittel liegen Boykott, Besetzung
und Gewaltanwendung.

• Vorgehen: Die genannten Aktivitäten werden vielfach Individuell (z.B. Besuch
einer Anhörung, Leserbrief, Beschwerde, Klage), Mutiger Jedoch kollektiv in der
Gruppe ergrIffen. Hinsichtlich unkonventioneller Partizipation hat dabei die
BOrgerlnltlatlv-Bewegung eine entscheidende Rolle gespielt (MEYER-TASCH
1981, MÜLLER 1983).

• Adressat: Naturgemäß richtet sich Partizipation zunächst auf die Jeweils ent­
scheidungsbefugten Jnstltutlonen (z.B. Unternehmen, Verwaltung, Gesetzgeber,
Gerichte). Eine wichtige Rolle spielt darüber hinaus die Mobilisierung einerseits
von weiteren Betroffenen und andererseits von EInflußträgern und Experten; da­
mit kommen die allgemeine Öffentlichkeit sowie Medien, Interessenverbände
und die Wissenschaft Ins Spiel.

Inhalte und Formen von Partizipation und Protest werden oft als TelJ der sog. "Neuen
sozialen Bewegungen" gesehen (s. z.B. ROTH & RUCHT 1987, Übersicht In ROHR­
MANN & PRESTER 1987); dazu zählen etwa Ökologiebewegung, TechnologiekritIk,
Friedensbewegung, Alternative Lebensformen. Frauenbewegung u.a.m.

Im letzten Jahrzehnt ist das traditionelle Spektrum passiver und aktiver Partizipation
allmählich breiter geworden: Die Informationsrechte von BOrgern ("fIght to know")
bzw. Informlerungspfllchten von Staat und Unternehmen wurden erweitert (BARAM
1989, GURLITT 1989), neue Partizipationsformen erprobt, z.B, "Planungszellen"
(DIENEL 1978, GARBE 1986), "Consensus Workshop" (DIMENTO 1986) oder
partlzipative Planungsgremien (Beispiele In RUCHT 1982, WIEDEMANN et al. 1990),
sowie umfassende Anhörungen zur Vorbereitung staatlichen Handeins durchgefOhrt,
so etwa zu I&K-Technologlen, zur Lagerung radioaktiver Abfälle, zu KlImarisiken, zur
Gentechnologie, zur ChemiepolItik (BeispIele in FRANKENBERG, HENNEN, PETERS,
VAN DEN DAELE, UTH, alle In diesem Band).

3. Formen und Arenen der Kommunikation über Risiken

Wo und wie Kommunikation aber Risiken zwischen den jeweiligen Akteuren stattfin­
det, Ist nur wenig InstitutIonalisiert, läuft aber teils nach formalisierten Prozeduren
ab. Zunächst einige Beispiele:

•

•

•
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Hersteller Informieren Käufer/Konsumenten Ober r-rocuxmslken (z.B. Beipack~
zettel bel Medikamenten).

Parlamentsgremien debattieren gesetzliche Regelungen, bilden Ausschosse,
veranlassen Anhörungen usw. (z.B. Gentechnologie).

Interessierte Teile der Öffentlichkeit Informieren sich Ober Risikoprobleme. ln­
dem sie entsprechende Berichte In Presse oder Fernsehen verfolgen oder ein­
schlägige Literatur lesen.



• Anwohner einer gefährdenden Industrieanlage (z.B.Kraftwerke) bUden eine
BOrgerlniatlve, richten Protestschreiben an Betrelber oder Verwaltung, orqa­
nlsleren eine Demonstratlon, usw.

•

• Verwaltung bzw. Genehmigungsbehörden fOhren ein Planfeststellungsverfahren
fOr eine neue Industrle- oder Verkehrsanlage durch, etwa ein Chemiewerk, einen
Flughafen, eine MOllverbrennungsantage u.ä.rn, (Diese Form Ist rechtlich und
praktisch am weitesten entwickelt.)

Sofern Beteiligte den Weg der Klage wählen, kommt eszu Prozessen vorGericht.
In den dabei geführten Auseinandersetzungen Ober die Bewertung von Risiken
spielen wissenschaftliche Gutachter/Experten - solche der Prozessparteien und
solche des Gerichts - eine zentrale Rolle.

•. Viele Auseinandersetzungen um problematlsche Technologlen werden vorrangig
ZWischen Wissenschaftlern in Universitäten bzw. Forschungsinstituten gefOhrt
(dies gilt besonders fOr Chancen/Risiken von I&K-Technologlen und bIs vor ei­
niger Zelt weitgehend auch fOr die KlImathematik).

• In den Medien wird der Öffentlichkeit hauptsächlich erelgnisorlentrert berichtet,
doch finden slch auch vielfach HIntergrundsberichte (so etwa zu Gefahren der
Kernkraft. der Gentechnologie oder zu KlImarisiken), und Im Fernsehen werden
Ober JournalIstenberichte hinaus Diskussionen zwischen Akteuren veranstaltet

und den Zuschauern präsantlart.

ProblemsItuatIon

-~AktJvttät

lnfo-S~
EInflußnahme

auf and, Beltroffe~e I
aufoff. Instanzen

p~di
Innovatlon

KooperatIon

ßgJsplete1

DesInteresse: Reslgnatlon

LektOre; Planung studieren

Unterschrift-Aktion; BI

Beschwerde, Demo, Klage

Änderungsvorschläge

I öffenlllchen Planungen
Tabelle 2: Partlzlpatlonsformen von Burgern be . 11

Akteur der nicht lnstttutione
WeichE!' PartizipatIonsformen dem 6örger • alS~ je~~~n bzw. 'Planungen offenstehen
handeln kann. als Reaktion auf öffentl1che Ma F

na
e der Auseinandersetzung Ober

zentrale rag
Und auch ergriffen werden, Ist eine
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technologische Risiken. Eine Übersicht über die grundsätzlichen Handlungsmög­
lIchkeiten findet sich in Tabelle 2.
Wie das Schema zeigt, kann man Im wesentllchen auf vier Wegen aktiv reagieren:
man beschafft sich Informationen Ober den Problemfall, man bemüht sich um
gemeinschaftliche Initiativen zusammen mit anderen, man versucht eine Planung
(oder auch eine existierende Einrichtung bzw. Verfahrenswelse durch ProtestaktIvI­
täten zu verhindern oder man will die Problemlösung durch eigene Vorschläge be­

einflussen.

Die angesprochenen Formen der Beteiligung Oberlagernsich naturgemäß mit Ort und
Medium der Risiko-Kommunikation. Zusammengefaßt ergeben sich als wichtigste
Handlungsfelder bzw. "Arenen":

• Parlamente

• VerwaItungshandeln

• Gerichte

• Wissenschaftsbetrieb

• BOrgeraktlvlUlten

• Medien.

Allerdings stehen nicht alle Arenen allen Akteuren offen; ferner mangelt es an We­
gen, Interessengegensätze der Konffiktpartelen möglicherweise schon vor der Eska­
lation von Auseinandersetzungen - Im Sinne· eines präventiven 'Konflikt­
Management' - auszutragen.

In diesem Zusammenllang spielt auch der formale Status bzw. die 'Legitimation' der
Beteiligten eine Rolle: Teilweise Ist nämlich rechtlich vorbestimmt, welche Instanzen
ror die Regelung von ProblemenfKonfllkten zuständig und welche Personenkreise
dabei zu betellJgen sind (etwa bei der Abwicklung von Planfeststellungsverfahren).
Bel vielen RIsikoproblemen liegt allerdings keine präzise Regelung der Verantwort­
IIchkeiten vor. Ober die 'etablierten' Akteure hinaus Ist gelegentlich der Einsatz von
Konfllktmlttlern als Mediatoren ("Rlsk Ombudsman") vorgeschlagen worden, um
PartIzipation unkonventioneller angehen und eingefahrene KonfrontationslInien auf­
brechen zu können (s. etwa DiMENTO 1986, O'RIORDAN 1988, VLEK & CVETKOVICH
1989, ZUBE 1980).

4. Vergleich der Akteure in verschiedenen Technikfeldern

Wenn man nun die Akteure Ober die hier betrachteten Technikbereiche bzw. RIsIko­
probleme - d.h, Gentechnologie, Kernenergie, Chemie, Informatlons- & Kommunika­
tionstechnik, und KJimagefahren ~ hinweg betrachtet, so werden beträchtliche Unter­
schiede deutlich (s, VAN DEN DAELE, PETERS, UTH, HENNEN, FRANKENBERG, Kap.
2 bis 6 in diesem Band). In Tabelle 3 Ist dies synoptisch dargestellt. Darin sind die
verschiedenen Gruppen von Akteuran unter zwei Gesichtspunkten klassifiziert:

• nach dem Grad, In dem sie der Sache nach von dem Problemfall betroffen sind
(weil sie die Risiken verursachen oder ihnen ausgesetzt sind oder die KonflIkt­
regelung zu leisten haben oder von der Regelung betroffen sind usw.):
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• nach dem Ausmaß, In dem sie sich tatsächlich an den {oben erörterten} Arten der
Risiko-Kommunikation beteiligt haben.

Die Tabelle zeigt folgendes:

GentechnologIe:

FOr das RIsikoproblem Gentechnologie gilt, daß welt eher WIssenschaft
und Teile der Industrie als die Öffentlichkeit InvolvIert sind, außerdem die
betroffenen ExponIerten schwer zu definieren sind. Ferner spielen wissen­
schaft/lche und ethische Fragen eine welt größere Rolle ars etwa Probleme
wie Anlagensicherheit, gefährliche EmIssIonen oder Umweltver­
schmutzung, die Im Bereich EnergietechnIk oder chemIsche Industrie do­
minieren. Allerdings haben sIch Politiker und der wIssenschaftsorientIerte
Tell der alternat/ven Bewegung zunehmend engagiert, und auch dIe
Gesetzgebung hat sich aktIv eingeschaltet.

Kernenergie:

Im TechnikkonflIkt um die Kernenergie sInd mehr Akteure bete1llgt als In
Jedem anderen Technikfeld, und das Ausmaß der 6etefllgung an der RI­
siko-KommunIkation ist ebenfalls bel weitem am größten.(InsofernIst nicht
verwunderlich, daß dieser Technikbereich auch dIe stärkste Schubkraft fDr
das neue Forschungsfeld Risiko-KommunIkation hatte). Die AuseInander­
setzung H zunächst eher Ober naturwissenschaftlich Itechnlsche Sachver­
halte, später zunehmend auch Ober sozIalwissenschaftlIehe Aspekte - er­
faßte alle Bereiche der Gese/l~chaft: Protagonisten waren eInerseits die
ökologische Bewegung und andererseits Großindustrie und TechnologIe­
polItIk. RegulatIve Instanzen spIelen national und auch International eine
bedeutende Rolle.

Chemie: Derzeitig scheinen von der ChemIe ausgehende RisIken das grOßte Inter­
esse In Gesellschaft und Polltlk zu erfahren; auch die heftigenDebatten z.B.
um pharmazeutische Produkte oder die MOlIverbrennung lassen sich hier
einordnen. Angesichts der enormen Vielfalt potentiell gefährlicher che­
mischer Produkte und Anlagen (einschlIeßlich Lagerung und Transport, Ist
die darauf bezogene RIsiko-Kommunikation wenIger leicht zu strukturieren.
Neue Ansätze des Umgangs mIt RIsikoproblemen (so das Konzept des
"rlght to know") erweiterte Gesetzgebung (z.B.die "Seveso-Dlrektlve'" und
Umdenken In d~r Industrie (Stichwort ChemIepolitik) habensich besonders

In diesem Teehnikberelch entfaltet,

'&KHTechnlk: h f
Die SItuation Im Bereich der InformatIons· und Kom~~i~~:~'~~~~i:S::
gien Ist demgegenOber deutlich anders: Die Im weseOl d r b

, ~ rfenen Fragen wer an nu e-
schaft und 'kritrscher IntellIgenz au gewo 'bt praktisch keine
grenzt als RIsikoproblem konzeptuallslert. des o~~lschladmlnistratiVe.
Bewegung von 6etroffenen/Exp~nlerte~ln:~us:ahme hiervon ist natür­
Handeln scheint noch kaum anzulregen, (d' V, Iksbefragung, doch ist die-­
lieh die heftige Auseinandersetzung Ober '~ h°1&K J Entsprechend (mdet
se kaum repräsentativ für den Gesamtbere,c .
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ungleich weniger RisIko-Kommunikation statt als In anderen Technlkfel­
dern, und aktive Akteure sind selten (am ehesten gesellschaftlich enga­
gierte SozlalwissenschaftlerJ.

KlImagefahren:
Naturgemäß nehmen die von Klfmaveränderungen ausgehenden Risiken
eine Sonderrolle In der Analyse von Risiko-Kommunikation ein, vor allem,
weil die Risiken welt mehr dIe Zukunft betreffen als gegenwärtig schon
virulent zu sein, weil das Problem global Ist und nicht mehr national ein­
gegrenzt werden kann, weil die Datenlage besonders komplex und teils
auch noch unsicher Ist. Protagonisten waren allein Wissenschaftler, erst
nach geraumer Zeit erreichte das Problem die Polltlk, und in der Öffent­
lichkeit Ist ein Problembewußtsein allenfalls vage ausgebildet. In den
letzten Jahren haben allerdings die Medien die Thematik sprunghaft auf­
gegriffen, Kernenergievertreter haben das Problem als weitreichendes Ar­
gument zugunsten der Kernkraft aufgefaßt und eIngesetzt (was dle 'Anti­
Atom-Bewegung' abermals aktivierte), die politischen Parteien nahmen
den Konflikt auf, usw. Inzwischen sind Klimagefahren ein wesentlicher Tell
der Kommunikation Ober ökologische und gesundheitlfehe Risiken gewor­
den.

So verschieden die Rolle der Akteure In den betrachteten TechnikfeJdern auch Ist,
es gibt doch auch deutliche Gemeinsamkeiten: die öffentliche und generelle Be­
schäftigung mit Risiken läuft weitgehend Ober dle Medien, sie scheint am stärksten
durch den organlslerten Tell der betroffenen Öffentlichkeit (Insbesondere die alter­
native Bewegung und ökologisch orientierte Interessengruppen) bestimmt zu sein,
und Verursacherl Betrelber/Emittenfen haben sich mit vielfältigen Informatlonsmlt­
tein daran beteiligt. Was die problemspezifische - und teils nur begrenzt öffentliche ­
Behandlung von RIsikoproblemen angeht, so sind Wissenschaftler als Experten In
allen Arenen beteiligt, und die regulativen Instanzen (Gesetzgeber, AUfsfchtsbehör­
den, Gerichte usw.) haben sich Inzwischen mit jedem der hier erörterten TechnIkfel­
dern befassen müssen,

5. Probleme der Interaktion zwischen den Akteuren

In den vielfältigen Auseinandersetzungen um den Umgang mit technologischen Risi­
ken gibt es charakteristische Konfllktllnlen zwischen den Akteuren, und keine der
wechselseitigen Beziehungen (bei den hier unterachtedenen 6 Akteuren sind 15
paarweIse Relationen zu betrachten) ist konflfktfrel. Im Selbstblld fühlen s1ch alle
Akteure substantfell "Im Recht" und empfinden Ihr Handeln als angemessen. Das
gegenseitige Framdblld ist oft - mitunter geradezu stereotyp - durch negative
(Vor-)Urteile und fehlende Akzeptanz bestimmt. Solche 'Images' sind zum Beispiel:

•
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Rlslko-Verursacher: Proflt-/Erfolgs-orientiert, kümmern sich nicht um negative
Technikfolgen für Mensch und Umwelt, zu großer Einfluß Ober Lobbles, ...



Tabelle 3: DIe Bedeutung verschiedener Akteure
T h Ikberelchen

In unterschiedlichen ec n hl"s"'lgen das
gt vernac ""

Wohlergehen besor , rtsch'rltts-
Risiko-Exponierte: nur um privates h Sachlnformatlon. Technlk-/Fo
Gemeinwohl unzugänglich rnr technJsc e

.'
feindlich....

•

Akteur Beteiligung Im Technlkfefd

GenT KernE I&K ehern Klima

Rlslko-Verursacher

,Anlagen-Betreiber (m. Emlss.) - -li - -I -I

Hersteller gefährd. Produkte - cl c -I! -I

Forschungseinrichtungen -, [J ,

Transporteure [J -
Nutzer/Anwender - •

Rlslko-Exponlerte

Anwohner -11 -,
Beschäftigte In Betrieben o - -I -
Verbraucher/Benutzer [J - •

Öffentlichkeit

Bevölkerung allgemein oll 0 -I 0-BOrgerlnlatlven, alt. Beweg. I 11 I I!

Interessenverbände o cl 01

PolitIsche ParteIen o I oll 0 [J 01

Regulative Instanzen - • I
Legislative -I • J

GenehmIgungsbehörden - -li -,
Überwachungsämter

-, - J
-I • r

Internatronale Behörden
-,

Gerichte
-I 0

Wissenschaft -I 0 -11
Unlversltäten/Forschungslnst. -11 -J

I I
Gutachter/Sachverständige 01 0 el

WJss.-Techn. Gremien/Kommiss. el 0

el ol! 01

Ärzte, Psychologen 01

Medien -I -u
-Il 0

Presse/Rundfunk/Fernsehen -I I
11

,
Buchautoren, Verlage

,
• bzw. 0

alen BetroffenheIt
Grad der substantiellen u/o form

R,
Iko Kommunikation

I! bzw.1
I an der IS -

Ausmaß der Betall gung K munikatIon
der RisikO- om
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• Öffentlichkeit: gegen Verwaltung und Wirtschaft (die 'Mächtigen') voreingestellt,
versteht Inhaltliche Probleme nicht, Irrational, manipulierbar bzw. folgt frerndbe­
stImmt gesellschaftlichen Strömungen, :"

• AdministratIon: verschleppt ProbJemlösung, zuviel bürokratischer Formalismus,
In der Sache nicht genügend kompetent, neigt zu politischem Opportunismus, .,.

• WIssenschaft: Aussagen schwer verständlich, oft weltfremd, technfzlstlsche Per­
spektive, komplIzierend statt problemlösend, Experten sind dominiert durch je­
weilige Auftraggeber und untereinander zerstrltten.i.,

• Medien: berichten verkOrztlverzerrt/manlpulatlv, zu sehr an Sensationellem In­
teressiert, bevorzugen Jeweils die negativen Aspekte, ".

Die SchwierIgkeiten der Kommunikation Ober Risiken Hegen gleichermaßen im Stil
und Im Inhalt des 'Diskurses'. OJe kognitiven und motivatlonalen Divergenzen lassen
sich Im wesentlichen unter vIer GesIchtspunkten zusammenfassen:

• Kenntnlsunterschlede/Datenwlssen/Expertengrad der Beteiligten;

• VerständlIchkeitsprobleme und Art der KommunIkation;

• Wert-li nteressen-/Perspektiv-DIvergenzen;

• Mangel wechselseitiger Glaubwürdigkeit und Akzeptlerung.

(Vgl. hierzu auch dIe Diskussion von Konfllkttypen In v. WINTERFELDT & eDWARDS
1984, COVELLO et al, 1986, KRIMSKY& PLOUGH 1988).

Welche dieser Probleme charakteristisch fOr die verschiedenen Akteure sInd, Ist ­
stark vereinfacht - In Tabelle 4 dargestellt. Danach Ist naturgemäß das Verhältnis
zwischen Verursachern und Exponierten am stärksten durch KommunIkationspro­
bleme belastet, Insbesondere Im Fall Kernenerqle (s, PETERS, Abschn. 4.4 und 4.6)
und bel der ChemIschen IndustrIe (s, UTH, Abschn. 4.1.1 und 4.2.1), doch auch für die
meisten anderen Fälle werden beträchtliche SchwierigkeIten angeführt, allerdings je
nach Akteur durchaus verschiedene (s, den oberen Tell der Tabelle). Eine Sonder­
rolle spielen sicher die Medien: einerseits haben sie weder besondere fachliche
Kompetenz vorzuweisen noch die Bedeutsamkelt eines substantiell Beteiligten (sieht
man von einer allgemeinen Berlchterstattungspfllcht ab); andererseits sind sie der
Kanal für den größten Teil der Risiko-Kommunikation, vermitteln also zwischen den
anderen Akteuren (LICHTENSERG & McLEAN 1988, PETERS 1990).

In diesem Zusammenhang erscheint ferner wesentlich, daß auch Innerhalb der hier
analysierten Gruppen von Akteuren teils wesentliche Kommunikationsprobleme be­
stehen, und zwar gleichermaßen In Bezug auf Fakten und auf Werte (s. den unteren
Teil von Tabelle 4). Interessanterweise scheint dies auch und gerade für die Wis­
senschaft zu gelten - jenen Akteur, dem zumindest Im Prinzip der größte Sachver­
stand zugeschrieben wird:

Die überaus verwIckelten und teils nahezu konfus anmutenden Debatten um Grenz­
werte gegen Strahlungsrlslken, gefährliche Chemikalien oder jOngst das
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Verurs. Expon. Öff. Adm. WIss. Med.

Rlslko-Verursacher • KVWG KVWG KW KVG

RIsIko-Exponlerte 11 • W KVWG KVG

Allg. Öffentlichkeit I • KV KV K

Admlnlstr.lregulat. lnst. I I • KV K G

Wissenschaft I I
. .

KV

Medien I I I •

• Heterogenität
Innerhalb der Akteure KW W W KV W

I Intensität der Kommunikationsprobleme

K KenntnIsuntersch lede/Date nwisse n/Expertengrad
V VerständlIchkeitsprobleme, Art der Kommunikation
W Wert-li nteressen-IPerspektiv-Divergenzen
G Mangel wechselseitiger GlaubwOrdlgkelt und Akzeptlerung

Tabelle 4: Art und lntensltät von Problemen zwischen Akteure

~zonproblem sind Beispiel dafar (5. z.B. PETERS oder UTH, In diesem Band, lowl.
ORTENKAMP et al. 1986, WINTER 1986). Es haben sich drei Klauen von For­

schungsinstituten entwickelt: dIe UniversitätsInstitute, die den Bunde.- oder Lande.
w

behörden nachgeordneten Institute (z.B. PTB - Physikalisch-Technische Bundesan­
stalt, LIS = Landesanstalt für für ImmissIonsschutz von NRW) und die .og.
alternatlven Institute (deren bedeutendstes das Öko-Institut Ist); DJv~rgenzen zwi­
schen diesen Ist eher die Regel. Zugleich Ist ~n den meIsten Technlkkonfflkten da.
Ritual von Gutachten und Gegengutachten Obllch geworden (NOWOTNY 1982, RUCHT
1988, PETERS, In diesem Band). Nachteilige Konsequenzen(OrGlaubwOrdlgkelt und

Akzeptanz von Wissenschaftlern sind unvermeidlich.

DJese Interne Heterogenität von Akteuren erschwert aber tOr den j.well. ander.n
Akteur zusätzlich, sich ein schlOsslges Bild zu machen, Vertrauen zu entwickeln und
slch um konstruktive Wege der KonfJiktlösungZU bemllhen.

6. Konsequenzen für die Forschung zur RisikowKommunikatfon

Der sozialwissenschaftlIche Forschungstand zur Rolle der Akteure in der Ri.ikO'"
Kommunikation Ist einerseits inzwischen sehr umfangreiCh geworden (I. etwa die
Bibliografien In HAMMOND & VlcrOR 1988oder ROHRMANN et sI. 1988~wie die in
den Expertisen (Kap. 2-6) genannte Literatur}, andererseits aber doch ungleichmäßig
Ober die Akteure hinweg. Besonders groBe Aufmerksamkeit erfuhren die Medien
(zusammenfassend LICHTENBERG & McLEAN 1988). die öffentlichkeit. lnlbe.ondere
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'alternative' Interessengruppen wie etwa die BOrgerlnitlatlv- und Protestbewegung (s.
z.B, MAYER-TASCH 1981, FIORINO 1990) und teils auch Wissenschaft/Experten (vgl o

BROOKS 1987, OTWAY 1987. SALTER et al, ~988), während zur Rolle der Administra­
tion (5. z.B, OTWAY & PELTU 1987) und der 8etrelber/ Verursacher/ Emittenten (ein
Beispiel beschreibt KECK 1984) ungleich weniger LIteratur vorliegt. Dabei Ist anzu­
merken, daß der WIssensstand fOr dIe amerikanischen Gegebenheiten (vielleicht mit
Ausnahme der alternativen Bewegungen) welt umfänglicher Ist als fOr die deutsche
Situation: hier besteht offenku ndlg Nachholbedarf.

Wenn verschiedene Akteure unterschiedlich Intensiv untersucht wurden, so hat das
sicher auch methodische Grande: Zur Analyse der öffentlichen Meinung gibt es eln
lang erprobtes demoskopisches Verfahrensinventar; fOr die Medienforschung stehen
Inhaltsanalytische Methoden zur VerfOgung, und vor allem liegen die Daten öffentlich
vor und können zudem auch zu beliebig späteren Zeitpunkten analysiert werden. Die
Untersuchung von EntscheIdungsprozessen In Politik, Wirtschaft und Wissenschaft Ist
dagegen vom Gegenstand wie von den notwendigen Daten her welt schwieriger und
mIt Befragungen oder Dokumentenanalysen allein auch nicht zu schaffen: erforder­
lich sind Beobachtungsmethoden (s, z.B, BURGESS 1982, FRIEDRICHS & LÜDTKE
1977) als Tell eines 'multi-methodalen' Zugangs.

Die vorliegenden Expertisen haben noch einmal deutltch gemacht, daß sowohl fOr die
Entstehung von Konflikten In der RIsikobewertung als auch für Entwicklung von Kon­
zepten für dIe RisIko-Kommunikation entscheidend Ist, wer jeweils die Betelligten
sind, ob sich also z.B. Experten verschledenener WIssenschaftszweige aber die Ab­
schätzung von Technikfolgen auseinandersetzen, ob die staatliche oder kommunale
Gewerbeaufsicht mit den Betreibern einer Industrieanlage im Konflikt liegt und diese
belden Ihrerseits mit den betroffenen Anwohnern des Werks. usw.

Eine Untersuchung zu Problemen der Risiko-Kommunikation muß darum explizit
machen, um welche Akteure es geht, und deren Merkmale, Verhalten und lnterak­
tlonswelsen In der Analyse systematisch berOckslchtlgen. Auch für die Vergleich­
barkeit von Befunden aus verschiedenen Studien Ist dieser Gesichtspunkt wesent­
lich. Ebenso Ist bei der - zunehmend geforderten Evaluation von
Risiko-Kommunikation (COVELLO et al. 1989. KASPERSON & ROHRMANN 1986,
ROHRMANN 1990) eine Akteurs-bezogene Analyse unabdinglich.

Sofern LOsungswege fOr eine verbesserte Risiko-Kommunikation und Insbesondere
Konzepte fOr kooperative KonfJlktlösung entworfen werden, wird also nur dann Aus­
sicht auf Erfolg bestehen, wenn dabei die spezifischen Eigenarten und Handlungs­
möglichkeiten der Akteure gezielt herausgearbeitet und berOcksichtlgt werden.
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1. Zielfunktion der Kommunikation über Risiken

Bel der Kommunlkatron über Risiken können, wie bel Kommunikation Oberhaupt
(SCHULZ VON THUN 1988), vier ZIelfunktionen unterschieden werden.

Die erste ZIelfunktion betrifft den Darstellungsaspekt. Durch Kommunlkatron werdel1
Sachverhalte als Risiken gekennzeichnet und bewertet. Diese Darstellung Ist varla­
bel, d.h, unterschiedliche Akteure beschreiben fOr einen Sachverhalt Je unterschIed-

liche Risiken.

Die zweite Zielfunktlon betrlfft den AppelJaspekt. Mit Risiko-Kommunikation wird
beabslchtlgt, die Empft:lnger kognitiv, emotional oder In Bezug auf Ihr Verhallen zu
beeinflussen. So wird z.B, vor dem Gebrauch von Asbest gewarnt; BOrger werden
mobIlisiert, gegen ein KKW zu protestleren; oder es wird versucht. ver~ngstlgte An-

wohner zu beruhigen.

Die dritte ZIelfunktion von RisIko-Kommunikation bezieht sich auf die Selbstdarstel­
lung der Kommunikatoren. SIe beabsichtigen z.B; als vertrauenswOrdlg, kompetent
und sachlich zu erscheinen. So versuchen Unternehmen. Anwohnern einer gefähr­
lichen Anlage deutllch zu machen, daß sie selbst verantwortungsbewußt mit Risiken
umgehen und nicht nur auf Profit, sondern auch auf das Gemeinwohl achten. Ebenso

beanspruchen Umweltverbände, das Wohl der BOrger zu vertreten.
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Die vierte ZIelfunktIon betrifft den Beziehungsaspekt. Durch Kommunikation werden

Beziehungen zwischen Akteuren definIert und verändert, z.B, durch die EInbeziehung

der öffentlichkeit In die Entsch~ldungsflndung.

In realer Kommunikation sind alle vier Funktionen miteinander verbunden, wobei je­

doch eine im Vordergrund stehen kann, in Abhängigkeit davon, welche Probleme

gesehen und welche Ziele angestrebt werden.

2. Einfluß von Problementwicklung und -slehten auf die Zielsetzung bei

der Risiko-Kommunikation

Idealtypisch hat ein RIsikothema den folgenden Lebenszyklus. Am Anfang weisen in

der Regel "kritische Wissenschaftler" auf mögliche Gefahren hin. Es entstehen Ko­

alltlonen mit Umweltverbänden und anderen Organisationen, die aJs "Katalysatoren"

diese SlchtweJse befördern und darüber hinaus Risiken dramatisieren und

politisieren. Damit beginnen auch die MedIen aufmerksam zu werden. Sie bieten

diesen Aktivitäten eine öffentliche Plattform und begOnstlgen auf diese Welse die

Rekrutlerung neuer Anhänger. Medien haben außerdem eine Transportfunktion, sie

ermöglichen Internationale WechseJwlrkungen, d.h, Entwicklungen in den USA

breiten sich so auf Europa, Insbesondere auf die BundesrepublIk Deutschland aus. In

Zusammenhang mit einem "krltlschen Ereignis" gewinnt das Rlslko~Thema dann die

Aufmerksamkeit der breiten Öffentllchkelt. Erst zu diesem Zeitpunkt nehmen die

Vertreter der Industrie und der Politik dazu Stellung. SIe reagieren aber nur noch ­

die Initiative liegt eindeutig auf der Seite der Kritiker.

Feld Protagonisten des Katalysatoren Kritisches Ereignis
Risiko-Themas

Kernenergie JUNGK (1977) lokale 81's TMI, Tschernobyl
Antl-AKW-Bew.

Chemie CARSON (1963); BUND,BBU Seveso, 8hopal
KOCHIVARENHOLT .
(1978)

Gen-Techn. Moratorium 1974 Wissenschaft, BUND Retortenbaby, Frei·
RIFFKIN 1986· setzungsexperlmente

I&K WEIZEN BAUM (1978)' Antf- Volkszählungs- Volkszählung 1983
bewegung, sozlalwls-
senschaftlIche Skep-
sls ge~enOber

künstlicher Intelligenz
Klima SCHNEIDER (1976) Wlssens.chaft saheldürre 1969,

heißer Sommer 1988
In den USA,Ozonloch
und KrebsrisIko

Tabelle 1: Bedingungen der Durchsetzung des.RisIko-Themas In der Chemie, Kernenergie,
Gentechnologie, I&K-Technologle und bel der Kllmaproblematfk

346



Tabelle 1 zeigt die SpezIfika bel der Verbreitung du RJ.lko~Thlm.. In den hllr b,­
trachteten Technikfeldern. Bel der Rlslkodlskutslon In der Cheml. gib." CARSON',
Buch "'SlIent Spring" (1963) sowie "'S.veso l.tob.raU'" ven KOCH und VARIENHOLT
(197B) den Anstoß. Diese Rolle spielte fOr dIe Kernln.rgl.d.b.ltl JUNOK'.ll.Ich
Ober den Atomstaat (1977) und fOr dIe Debalt. um I&K-r.ehnologl.n d.. Such von
WEIZENBAUM Ober die Macht der computer und die Ohnm.cht dir V.rnunft{1'7'),
Bel den kritischen Ereignissen handelt •• slch vor .Illm um StörtilI. od" Hlv.rl.n.
die den Problemdruck verstärken. In der Cheml••Ind hier dir S,vllo--l)nf.II, dIe
Katastrophe In Bhopal und der Unfall In Schw.ltz.rh.UI (8•••,) zu n,nn.n: in d.r
Kernenergiedebatte die Unfälle von Harrl,burg und T.chernobyl. Sli der Q.nl.chn~
logte waren es zum einen dIe - fälschllcherw.llI .. zug••chrlab.n. Probl.m.tlk d.r
"Retortenbables" und zum anderen die DurchfOhrung dir .,. rl.klnt .'ngHtLlft.n
FreIlandversuche mit genetisch manipulierten Organl.m.n, dl. ZU .ln.rE.k.J.tJon
des ProblembewuBtselns fDhrten. EIn kritisch.. Er.lgnJ., daBdle Kllm.dl.k.ultJon
anstteß, war dIe DOrre In der Sahelzona von 1959, wo .r.tm.l. dil Frag.lufg.worf.n
wurde, ob die Trockenheit anthropogen verursacht Iit. Ab.r .rlt der h.i'. Sommer
'BB In den USA. der vor Augen führte. welche Folg.n dll Kllm.vttlndtrung h.b.n
kann. verhalf dem Kl/maproblem zum Durchbruch. Jm ZUllmm.nh."" d.mft "'Ind
auch das Hautkrebsrlslko, das dem "'Ozonloch'" zug••ehrl.bln wurde und vor ,lI,m
In den USA und In Austral/en massIve Äng.te au,IOIt••

Die Rolle von Koalitionen Ist bel der Verbreitung d.. RI.lkoth.mll w...nWGh ., ..
braucht neben den Warnern g8lell.chaftllch. Krän., dl. dl... Slc.htw,iH unf.rttLtf~

zen und befördern. Im allgemeInen handelt •• "eh dab.i um g..l'flKh.tfWeh. An
J

spruchsgruppen, also Gegenkräfte, die ,uBerhalb d•• ,Efiabli.hmtm••ngHied.tl
sInd, wie der BUND, Greenpeace und Borgerjnltl.tlv.n. Oie Grupp.n ttrM>.n ,in.
Mobilisierung der Bevölkerung und EInflußnahm. auf dl. EnflGh.ldllnotbildul)g .n,
Ihr Ziel/st es, auf Risiken aufmerk.am zu mach.n. ArgulMntt" zuv~ und Iuf
politischem oder juristIschem Weg zu ver.uch.n, rl_klm. TeehnoJog*, zuv~.n
bzw. gar nfcht erst zuzulassen. Jn der 6undllrepublik 'Pi.lIn dal»t ..~ dit MNitfi
eine herausragende Rolle. die 'das Risikofhem. Mtrt8 der 10M ,.I•• .,..g.rm.n
(KEPPLlNGER 1989).

Das Klimathema hat ~ Im Gegensatz zur Chemie. ~m'Mrg"JOWfld"
I&K-Technologie und Gentechnologie -eine bllOnd.,.. sc.,kmg.da .. von Anf,ng
an von etablierten Wlssenschaft.efnrlchtung.n zur Spr.aclll ~.c.hl:WllrM; H l:Ht~
durfte keines besonderen Drucke' von "'unten". d.h. von SI'. od4H' Umwt'llJ(.hufzv.f-'

bänden.

Wenngleich die Verbreitung des Rilikothemas jnMn yttr«".,.ntn T«tlniU4ridt'!'rJ
Ähnlichkeiten aufweist. so ist doch die QusBUK der ""...,,,nc»tHtlLl." Wl'I(,hl4l'"
den. Zweifelsohne wird die KernenergiedebMte Im twjhgfllen gt'f,,""t ÄtHif ",rtt­
ferweile hat auch die Kontroverse um die ebern.. ank~ z.,geMHl1!M11, Ji1tlH.!!~

E
nt ng c!Wmj.c.bet Produkt. gtotl!', At~nfll'1gJ

sondere wenn es um Fragen der IOI'gll . ., '_l~.
sind der Chemie-Risiko-Oebatte Grenzen0fI-.zf, J)eftn•• bn.n ZWlt.~'~~~....~
"N . I b { ~ .......It,,~ lkIr," 'l_* ~'''''JI''''''-em, Dankel' zur Kernenerg e ge en . ,.. -_.. ,. .. , I l

. H' ka es n./r um dte'Suo.HfllfiO'n ..011 4I!!'IZ•.Mn
quellen}. nicht aber zur Chem,e. ,er nn . '.... Hf' ~f!nojoglllJj 'W~
Technologien gehen. AuseinandersetzUngen um R_.,.



auch der I&K-Technologle sind vergleichsweise moderat und haben noch nicht zu
einer Polarisierung der Öffentlichkeit gefOhrt. Die KlImadebatte hat Besonderheiten:
hier wird weniger um Risiken selbst gestritten, sondern um die Art und Welse ihrer
Verursachung und vor allem um geeignete Maßnahmen, diesen Risiken entgegenzu­
wirken. Konflikte ergeben sich vor allem bel der Einschätzung, Inwieweit dIe Kern­
energie als Mittel zur Verhinderung der KlImakatastrophe taugt (FRANKENBERG
1990).

Die Unternehmen wie auch der Staat stehen bel der Rlslkoproblematlk vor einer
etablierten gesellschaftlichen Meinung, auf die sie nunmehr nur noch reagieren kön­
nen. Zwei SIchtweIsen dominieren dabei: Zum einen die Auffassung, daß man es mit
einem Akzeptanzproblem zu tun hat, für das unterschIedliche Ursachen angenommen
werden. Zum anderen wird davon ausgegangen, daß es sich um einen
"Wertedissens" handelt, dessen ZIel nicht Akzeptanz. sondern bestenfalls
KompromlBblldung sein kann (siehe Tabelle 2).

Problemsicht angenommene Ursache dominante Strategie
Akzeptanzproblem Informallonsdefizlt Vermittlung von Information

einseItige lnformatlonsselek- Verbesserung von GJaubwllr-
tlon dlgkelt und Vertrauen
GlaubWOrdigkeitsverlust

Werteprobtem Wertepluralfsmus In der Ge- KooperatIon
seilschaft KonflIktmanagement

Tabelle 2: SIchtweisen der Anläße für Rlslko-Kommunlkatron

Die Akzeptanzsichtweise tauchte zuerst Im Zusammenhang mit der Kernenerqle­
Debatte auf. Zum ersten Mal wurde eine Technologie, fOrdie noch In den 60er Jahren
demonstriert worden war - Ostermärsche für die friedliche Nutzung der Kernenergie
- Ziel öffentlichen Protests und Widerstands. Als Ursache dieser Kontroverse wurde
angenommen, daß die Risikowahrnehmung der Öffentlichkeit aufgrund eines Infor­
mationsdefizits verzerrt war. Ziel war es dann auch, Ober entsprechende Informa­
tionsprogramme, so z.B. dem "BOrgerdIalog KernenergleH Ende der 70er Jahre, die
Öffentlichkeit besser zu informieren. Eine ähnliche BetrachtungsWeise des
Akzeptanzproblems findet sich auch In der Chemie und der Biotechnologie (UTH
1990, VAN DEN DAELE 1990).

Daneben wird auch dle Auffassung vertreten, daß eine einseitige fnformatronsselek­
tlon - die für.das Worst Case Scenario - verantwortlich fOr die mangelnde Akzeptanz
Ist. Der Öffentlichkeit wird Irrationalität bel der Bewertung von Technologlen unter­
stellt: nicht nur daß Nutzenaspekte völlig ausgeklammert bleiben, auch die
Wahrnehmung von RIsiken sei verzerrt und emotIonalisiert.

In jüngster Zeit wird die fehlende Akzeptanz als GlaubwOrdfgkeitsproblem angesehen
(RÖGLIN und v. GREMBER 1988). Das Ziel Ist dann, die GlaUbwürdigkeit der Unter­
nehmer und der Aufsichtsbehörden zu verbessern, bzw. das Vertrauen In sie zu ver­
stärken (RENN und LEVINE 1989).
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Die SIchtwelse "Opposition gegenOber Technologlen als Werteproblem" wird von
unterschiedlichen sozialen Kräften eIngenommen. Zum einen vertreten diesen
Standpunkt sozlalwlssenschaüllche Forschungsinstitute, die sich professionell mit
Risiko-Kommunikation befassen, sowie einzelne engagierte Vertreter von Industrie
und Behörden, die den WertepluraJlsmus In der Gesellschaft anerkennen und die
Notwendigkeit der Kooperation mit Bürgerinitiativen und UmweJtverbänden einsehen.
Zum anderen versuchen eher konservative Kräfte, die hinter Umweltschutz- und
RIsikoargumenten politische "Umsturzmotlve" vermuten, mittels einer offensiven
Konf1lktmanagement-Strategle die Auseinandersetzungen zu Ihren Gunsten zu ent­
scheiden.

3. Ziele und Mittel: Strategien der Risiko-Kommunikation

Demzufolge finden sich vier Strategien, d.h. Ziel-Mittel-Wahlen Im Themenfeld RI­
siko-Kommunikation. Es handelt sich dabei um (1) eine Informatlonsvermlltlungs­
Strategie, (2) eine Strategie zur Verbesserung von V!3rtrauen und der Glaubwür­
digkeit, (3) eine KonfJIktmanagement-Strategle und (4) eine Kooperations-Strategie.

Die Informatlonsvermlttlungs-Strategle zielt darauf ab, InformatronsdeflzJte zu behe­
ben und falsche Annahmen Ober Risiken zu korrigieren. Bel alfen diesen Aktlvitäten
liegt das Schwergewicht auf dem Darstellungsaspekt. Appelle werden meistens nur
Indirekt formuliert, z.s. Ober die Auswahl von spezifischen Bezugsgrößen, die die

Größeneinschätzung von RIsiken beeinflussen.
Von Selten der mit Risiko-Kommunikation beschllftlgten Sozialwissenschaftler und
auch von der Pol1tlk wird angestrebt, die Risiko-Debatten zu versachlJchen bzw. zu
"entemotlonallsleren". Unternehmen versuchen hingegen, BefOrchtungen zu
entkräften; dagegen unternehmen gesellschaftliche Anspruchsgruppen den Versuch.
die Öffentlichkeit auf Risiken aufmerksam zu machen und davor zu warnen.
Bel der Information aber Risiken wird unterschiedlich weit ausgegriffen. Das betrifft
zum einen die Schadenskonzepte, wobei Kritiker versuchen, diese auszuweiten,
während BefOrworter dazu Intendieren, sie einzugrenzen. So werden In den RisJko­
studien zur Kernenergie (NUREG 1975, GRS 1989) soziale. politische und kulturelle
Schadenskategorfen nicht beachtet (KOLLERT 1990), auf die Kritiker wie
MAIER-ABICH und SCHEFOLD (1986) gerade abzielen. Andererseits umfaßt die In­
formationsvermittlungsstrategie nicht nur Information über Art und Ausmaß von Risi­
ken; d.h, über die direkte Risiko-Information hinauswerden auch andereAspekte der

RIsikothematik angesprochen (siehe Tabelle 3).

Auf Ebene 1 werden Weltsichten thematisiert, die Technik In bestimmte:u:a:~en;
hänge stellen und deren Wahrnehmung und Bewertung lenkenc~~~~~ (1:~) ~~e
allem um moralische Kommunikation, Belspi~lswe!Se ver:Ub

c:::
darzustellen, Indem

Kernenergie als notwendig für den Erhalt mensChIJC~;I;elten Bevölkerungswachs­
er den Zusammenhang von Energieversorgung und • I Buch ober den
turn betont. Auf andere Weise versucht JUNG,K (1977! :;~e~;e~~~h-demOkratiSChe
Atomstaat die Unverträglichkeit der KernenergIe für em lt Deutungsmustern wie
Rechtsordnung aufzuweisen. Chemie-Kritiker ha~en r~l formuliert (FRJEGE und
"sanfte Chemie" Grundsätze einer neuen Ch~mlepo ~~Sive ebracht hat.
CLAUS 1988). die die Industrie in die argumentatIve Def 9
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Ebene Fokus Aktivität

1 Weitsicht Darstellung von Deutungsmustern und
Images

2 BewertungsphIlosophIe Darlegung der Prinzipien der PRA

3 Methodik Information Ober Verfahren der RisIko-
abschätzung

4 Risiko Darstellung von Qualität und Quantität
von Risiken

Tabelle 3: Ebenen der Rlslko--Kommunlkatlon

Auf Ebene 2 stehen BewertungsphIlosophien Im Mittelpunkt. Gemeint sind damit In­
formatlonen Ober die prinzipielle Behandlung von Unsicherheit und Undeutlichkelt.
Es geht dabei um solche Fragen wie: Sind technische RIsiken grundsätzlich unver­
meidbar? Haben sie eine neue Qualität erlangt? Leben wir heute gefährlicher als
frOher? Welche Möglichkeiten existieren, mIt technischen Risiken verantwortlich
umzugehen? Wie lassen sie sich abschätzen? Eignen sich dazu bestimmte
Analyseverfahren, wie z.ä, die probabIlistische RIsikoanalyse (PRA)? Prinzipiell ste­
hen slch zwei PosItionen gegenüber: EIne Im posltrven Sinne technokratrsche, die
davon ausgeht, daß es Immer Unsicherheiten gibt und diese soweit wie möglich ab­
geschätzt, kalkuliert und minimiert werden müssen. Die andere Positron geht davon
aus, entweder Techniken, die Entscheidungenunter Unsicherheit erfordern, gänzlich
abzuschaffen, oder es wird unterstellt, daß es sich hierbei In Wirklichkeit um Ent­
scheIdungen unter SIcherheit handelt. D.h. Technikentscheidungen werden als
Machtfrage aufgefaBt, wo es allein auf den richtrgen poHtrschen Wille ankommt
(FISCHER 1989), um die Technologlen zu fördern, die keinerlei GefährdungspotentIal
besitzen.

Auf Ebene 3 wird über Verfahren von RIsikoabschätzungen Informiert, Check-LIsten
für deren Bewertung vorgeschlagen und die Vollständigkeit und GOte der RIsikoab­
schätzung beurteilt (HELD 1988, RINDFLEISC~~988, SAILER, 1988). Im HInblick auf
die Öffentlichkeit wird angenommen, daß erst das Verständnis von Verfahren und die
Fähigkeit, diese bewerten zu können, Laien befähIgt, an der Risiko-Kommunikation
teilzunehmen (MILLAR und WYNNE 1988, NATIONAL RESEARCH COUNCIL 1989). Die
Forderung, Ober Verfahrensaspekte zu informieren, geht zumeist von der KrItIker­
seite bzw. Ihr nahestehenden sozialwissenschaftllchen InsUtutlonen und Wissen­
schaftlern aus.

SchlieBlIch geht es auf Ebene 4 um die Darstellung des Ausmaßes und der Bedeut­
samkelt von RIsiken. Der Schwerpunkt liegt dabei In der Auswahl geeigneter
RIsikomaße sowie RIsikovergleiche. Die meisten Arbeiten wurden dazu Im Bereich
der Kernenergie sowie der Chemie erstellt. Ein Beispiel ist die "Nuclear Event Scale"
der INTERNATIONAL ATOMIC ENERGY AGENCY (1990), die auf einer Skala von 1 bis
7 kritische Ereignisse beim Betrieb von KKW bewertet.

Versucht man. die vorhandenen Informationsaktivitäten über Risiken den vler Ebenen
zuzuordnen, so zeIgt sich, daß vor allem Ebene 1 und 4 besetzt sind. Insbesondere
gilt das fOr die Kommunikation mit der Öffentlichkeit. Risiko-Kommunikation auf
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Ebene 2 und 3 Ist vergleIchsweise selten und richtet slch vornehmlich an dIe Fach­
welt.

Die ~Iaubwürdlgkelts-Strategle setzt ebenfalls voraus, daß das Problem der RisIko­
Kommunikation mangelhafte Akzeptanz Ist. Nur wIrd hIer· Im Gegensatz zu der
Informationsvermlttlungs-Strategle - als deren Ursache ein Verlust an GlaubwOr­
digkelt angesehen. Sowohl Verwaltung, Politik und Unternehmen als auch WIssen­
schaftler beklagen sich In den Auseinandersetzungen um Risiken Ober Vertrauens­
verluste und darüber, daß Ihren Botschaften nIcht geglaubt wird. Hiervon
unterscheiden sich BOrgerinitiatIven, Umweltverbände sowie die "kritischen" Wis­
senschaftler, die far slch keinen Verlust an Vertrauen und GlaubwOrdlgkelt wahrneh­
men. DIese AUffassung kontrastiert jedoch rnlt empIrischen Daten. Umfragen
(HENNEN und PETERS 1990) zeigen z.B., daß sich Öko-Institute nicht wesentlich von
staatlichen ForschungseinrIchtungen und selbst der BundesregIerung Im Hinblick auf
die GlaubwOrdlgkeit der InformatlonspoJltlk nach der Reaktorkatastrophe In
Tschernobyl unterscheIden.

In RIsikodebatten herrschen auf Seiten der Unternehmen, der Verwaltung und der
Politik noch relativ eInseitige Strategien vor. Zumeist wird auf die eIgene technische
Kompetenz und dIe Fähigkeit hingewIesen, mit Risiken verantwortungsvoll umgehen
zu können. Dabei wird jedoch vergessen, daß GlaubwürdIgkeit und Vertrauen noch
von anderen Faktoren beelnfluBt werden: Von der Offenheit, der ObjektivItät, der
Fairness im Umgang mit anderen Meinungen sowie der Konsistenz der vertretenen
Auffassung (Übereinstimmung von Wort und Tat) und von der Orientierung an ge­
sellschaftlichen Werten. Nach BARBER (1983) Ist Insbesondere der letzte Aspekt re­
levant: die BerOcksichtigung des GemeInwohls und die Unterordnung von Elgenln­
teressen. BARBER nimmt an, daß der Grund für den Vertrauensschwund In
Unternehmen darin zu suchen Ist, daBsich diese In der Vergangenheit zu sehr darauf
verlassen haben Kompetenz zu demonstrIeren und dle Veränderung gesellschaft­
Ifcher Interessen und Wertvorstellungen nicht genogend berOckslchtlgt haben.

Als MIttel zum Wiederlangen von Glaubwordlgkeit und Vertrauen werden u.a, 'Tage
der offenen TOr' Nachbarschaftsprogramme, Kooptfon von Umweltschatzern bzw.
dem Umweltschutz nahestehenden Personen In dle GeschäftsleItung oder den Auf­
sichtsrat (Öffnen rar gesellschaftliche Belange durch öffentliche Rechenschaftslegung
und Kontrolle) sowie freiwillige Vereinbarungen und Verträge Ober ÄnderU~g~ d~r
Produktlonspolftlk genutzt. Weitaus häufiger wird jedoch um Vertrauen u:nzela~n:
WOrdigkeit geworben Es werden Werbekonzepte eingesetzt, wIe z.B. die A gl

. 87/88d nstrlert MIt dIesen nzegen
serie der KWU In der deutschen Presse 19 emo • EI andere

dl SI h rhelt der KKW zu stärken. ne
wurde versucht, das Vertrauen In e c e 1/ 't einem spezi-
Strategie verfolgte das KKW Emsland nach dem Tscherno~~~nf~n:~IChtige Rolle
ellen Besucherprogramm, bel dem die Mitarb~iter, d~S wo~numferd wurde ge­
spielten. Der "NachbarschaftskredIt" der MitarbeIter In IhremAuch die chemische ln­

nutzt, um Vertrauen In die Sicherheit des KKW aUf~~t~:~:~' Rhelneswarb, setzte auf
dustrle, die 1986 mit HInweisen auf die Wasserqua I

eine GiaubwOrdlgkeltsstrategle;
. aß Auseinandersetzungen Ober lech-

Die K~operatlons-Strategle geht davon aus,:nIcht aHeln Ergebnis unterschiedlicher
oologlen in eIner demokratIschen Gesellscha
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Informlerthelt, sondern vor allem Resultat divergierender Wertorientlerungen sind.
Es wird versucht, Beziehungen so zu gestalten. daBeine Konfllktlösung möglich wird.
Essentiell ist dabei die Anerkennung von gemeinsamen Interessen von Umwelt­
schOtzern sowie Industrie und Verwaltung (ELINGTON und BURKE 1987). Koopera­
tion kann In unterschiedlichem Ausmaß praktlzlert werden: Vom Einräumen des
Rechts auf Information bis hin zu MItentscheidung. In der BundesrepublIk Deutsch­
land gIbt es allerdings nur wenige praktische Beispiele für diese Strategie.

EIne Ausnahme Ist das Planungszellenverfahren von OIENEL und GRABE (1985).
HierbeI wurde versucht, Bürger mit Fragen und Problemen der EnergiepolItik vertraut
zu machen und deren Voten zu einem SOrgergutachten "'ZukOnftlge EnergiepolItIk'"
zusammenzufassen. Noch seltener sInd Beispiele aus anderen Technikfeldern. Sie
betreffen u.a, Auseinandersetzungen um entsorgungswlrtschaftllche Einrichtungen
(WIEDEMANN, FEMERS und HENNEN 1990), um Asbest (DYLLICK 1989, BECKER 1990)
sowie um Trinkwasser und Gewässerschutz (WEIZSÄCKER 1986).
In den USA liegen zu kooperativen KonflIktlösungen weit mehr Erfahrungen vor, hier
hat sich zum einen die Konfllktmlttlung zu einem eigenen Arbeitsfeld entwickelt (AMY
1987, CARPENTER und KENNEDY 1988). WeIterhIn sind in den USA BrOckenorganIsa­
tionen zur Zusammenarbeit von Industrie und Umweltschutz, wie z.B, die Clean Sites
lno., entstanden. Solche neutralen Foren sollen helfen, eine BOrokratlslerung von
Umwelt- und RIsikothemen zu verhIndern. Ober andere Formen der Kooperation und
AllIanzbIldung ("Prlvate- Publlc-Partnershlp"] berichtet AUSTROM und LAD (1989).

Die Konfllktmanagement-Strategle ist auf Konfrontation und.Durchsetzunq eigener
Interessen ausgerichtet. Als 'uttlrna RaUo' fungiert hier staatliche Gewalt, wie die
Auseinandersetzungen um Wackersdorf und Gorleben gezeigt haben, Im Vorfeld exi­
stieren eIne Reihe von kommunikativen Kampfstrategien, die darauf aus sind, die
politischen Konflikte um riskante Technologien einzugrenzen, Koalitionen der Gegner
aufzuspalten, deren GlaubwOrdJgkelt zu untergraben oder aktiv den Melnunqsbll­
dungsprozeß zu beeinflussen. Das Arsenal ist reIchhaltig: es umfaßt semantische
Mittel (GRÜNDLER, 1982), StrategIen der InformationspolItIk (HERINGER, 1986) sowie
Techniken des "News-Management", mit deren Hilfe die Medien beelnfJußt werden
können (FINK, 1986).

DarOber hinaus gibt es Ansätze der psychologischen KrlegsfOhrung, die auch sozial­
wissenschaftlIch untermauert sind (LESLY 1984).

Es wäre aber falsch, allein Behörden und lndustrle ein derartiges KonflIkt­
management zu unterstellen, auch auf Seiten der Umweltverbände, BürgerinItiativen
und anderer Gegner sind solche konfrontatlven Strategien zu finden. Sie reichen von
spektakulären Aktionen, wie das Absägen von Strom masten, der Besetzung von
Schornsteinen bis hIn zur semantischen KrlegsfOhrung.

Die formalen kommunikativen Mittel, die bel der Umsetzung der hier genannten
Strategien genutzt werden, sind verglelchswelse unIform und vor allem nicht spazl­
fisch für Risiko-Kommunikation. Bei MassenkommunikatIon werden vorwiegend In­
formationsblätter und kürzere Schriften eingesetzt sowie Anzalqan in Medien
plazlert. Seltener sind Werbestrategien Im Fernsehen und Im Rundfunk. Eine Aus­
nahme ist hierbei die von der britischen Nuclear Fuel durchgefOhrte. Kampagne zur
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Verbesserung des Images der Wiederaufarbeitungsanlage In SellafleJd sowIe dIe
Umweltkampagne der Chemischen Industrie, die z.Z. Im Werbefernsehen der sun­
desrepublIk Deutschland läuft. In Face-to·Face-Kommunlkatfon dominieren Vorträge,
PodiumsdiskussIonen und Anhörungen. In Krisen, wie z.ä, nach Tschernobyl, sind In
der BundesrepublIk auch "Rote Telefone" eingerichtet worden, um direkt auf Ängste
und Sorgen der BOrger einzugehen, ZweIseitige Kommunikation - d.h, Verhand­
lungen und kooperative KonflIktgespräche - sind die Ausnahme.

Ein besonderer Aspekt von Rlslko-Kommunlkatlons-Strateglen Ist deren
lnstltutlonallslerung. In der BundesrepublIk Deutschland Ist dIese Jedoch - bezogen
auf dIe verschiedenen Akteure - recht unterschiedlich. So gibt es unter Experten,
sowIe von Experten an die Politik bzw. Industrie verschiedene Beispiele, nicht aber
für die Kommunlkatron mit der Öffentlichkeit und zwischen konfllglerenden Parteien.

Zu nennen sind hier zum einen die Enquete-Kommissionen, die es Im Bereich der
Kernenergie, des Klimas, der lnformatlons- und Kommunlkatronstechnoroglen sowie
der Gentechnologie gegeben hat, zum anderen die Technikfolgenabschätzung. Cle..
Verfahren sind nicht nur Instrumente der Ermittlung und Bewertung von Risiken,
sondern dienen auch der Vermittlung von Expertenwissen an die Polltlk. Ein Belsplal
fOr die lnstttutlonallslerunq der Kommunikation von Risiken Ist das dem GerJlng
Konzern angehörende GrIps-Institut, daß seit 1988 UmweltrisIkoanalysen IOr unter­
nehmen erstellt.

Verfahren wie der Planungszellenansatz oder die KonfllktmlttJung sInd Jn der Bun­
desrepublIk Deutschland dagegen selten anzutreffen und In keiner Welse In.tltullo~

nallslert.

4. Meta-Kommunikation als Risiko-Kommunlkatlonsstrategle

Oie Auseinandersetzungen um Technik und Ihre Risiken und die ver.ehledenen
Strategien der RIsIko-Kommunikation sind ihrerseIts Gegenstand von Analysen g.~
worden. Ein Ansatz zielt dabei auf dIe DefIzite "ökologischer Kommunikation'"ab, d.h.
auf die Kritik der Kritiker der IndustrIe. Im BereIch der Chemie haben hier voral:~
EILINGSFELO (1989, 1990), In der Pharmazie HEILMANN und URQUART {19SSJ. •
Kernenergie WONSCHMANN (1984) Arbeiten vorgelegt. Auch die Rolfe der M~'en
findet dabeI kritische Beachtung (KEPPLINGER 1989). Bemängelt wird vorallem.

• die Ideologische Orientierung der umwelt- und RIsikodebatte (z.B. qua.Jrellglo-­

ses Naturkonzept),

h 'k !Zen.• die Übertreibung der Technikrisiken und Negierung des Tee 01 nu ,

h tzu 9 politischer Ziele und
• die Ausnutzung der Technfkangst zur Durc se n

• die Desinformation durch dle Medien

K Iken an der Rislko-Kommunikaflon der
Auf der Gegenseite exIstieren ebenfalls rlt rlen Information zurückzc-
Industrie. So wird vor allem den Unternahm;n ~o~~~w~ to Know'" für aUe Interes-
halten und zu desinformieren. Gefordert wIr em 9
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sierten Gruppierungen, so wie es In den USA bereits RechtsvorschrIft Ist (GURUT

1989). FOr den ChemJeberelch bringen FRIEGE und CLAUS (1988) z.B, die folgende

Kritik. vor:

• fehlende EInbeziehung der Umweltverbände, Gewerkschaften und Verbraucher­

verbände sowie der Chemlekallenanwender

• ln-Transparenz und Fehlinformation durch die chemische Industrie

• mangelnde staatliche Regelungsdichte (Gesetze, Steuern etc.)

WASSERMANN, ALSEN-HINRICHS und SIMONIS (1990) werfen der chemischen Indu­
strie vor, die Folgekosten der urnwslt- und gesundheitsschädlichen Auswirkungen
Ihrer Produktion auf dIe AllgemeinheIt abzuwälzen. Kritikern dieser Polttlk wird - so

die Autoren - mit Taktiken des Leugnens, 19norlerens, Abwiegeins, Schuldabweisens
und Fellschens begegnet.

Meta~Kommunlkatlon dieser Art zielt In der Regel nicht auf eine wechselseitige Ver­
ständigung ab. Barrieren oder Bezlehungsschwlerjgkelten werden nicht In direkter
Kommunikation thematisiert, um Einvernehmen zu erzIelen. Vielmehr werden sle

publizistisch wirksam aufgezeigt, um der Öffentlichkeit bzw, anderen Gruppierungen,

dle es zu gewinnen gilt, dIe Fehler der Gegenseite zu verdeutHchen. Über die ver­
schiedenen Technikfelder hinweg sind die Vorwürfe erstaunlich ähnlich.

5. Forschung zur Verbesserung der Risiko-Kommunikation

Eine weitere Strategie Ist der Einsatz sozialwissenschaftlIcher Forschung. Sie zielt
darauf ab, Probleme der Rlslko-Kommunlk.atlon zu Identifizieren, zu verdeutlichen
und Ansätze zur Verbesserung zu finden (siehe Tabelle 4).

Eine verbesserte Rlsik.o-Kommunlkation soll helfen (1} die Zuteilung von Ressourcen
zu optimieren, so daß mehr Mittel zur BeWältigung von gewichtigen Rlslko­
Problemen bereitstehen; (2} die RIsiko-Wahrnehmung der Öffentlichkeit von den we­
niger wichtigen auf dle wichtigeren Probleme zu lenken, (3) Angst (in Fällen wo sie

nicht angebracht Ist) zu reduzleren und damit unnötige Ängste zu mindern sowie
gefahrenminderndes Verhalten zu induzieren und zu verstärken (COVELLO et al.
1989).
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Ansatz BeIspiel

Verst~ndJlchmachen von RIsIken Auswahl von Rlslko-Varglelchen
Bewertung von Risiko-
AbschäfZungsverfahren

Qualltätsmaße für Risikostudien

Ermittlung von Zielgruppen spezifischer RI~ Analyse von InformalionsbedOrfnlssen
slko-Kommunlkatlcn .

ÖffentlichkeitsbeteIlIgung und strukturlerung von Konflikten
KonfliktmlttJung

UmganQ mit GlaubwOrdlgkeltsproblemen Kommunikationsstrategien zur Image-

Bewertung von Rislko-Kommunlkatlons-

Verbesserung
Messung von Wissens- und Einstellungs-

strateplen anderung

Tabelle4: Ansätze zur Verbesserung der Rlslko-Kommunlkallon

Neben diesen Zielen, die einen veränderten Umgang mit Risiken betreffen werden
auch Verbesserungen der Risiko-Kommunikation als ProzeB angestrebt. D~bel geht
es um ein verbessertes Verständnis der Ängste und BefOrchtungender Öffentlichkeit
~m eine bessere InformatlonspoJltJk. sowie um die Entwicklung vo~

artlzipatlonsformen, die die ()ffentllchkelt an Entscheidungen Oberriskante Techno-

loglen tel/haben lassen.

AnleItungen zur Verbesserung der Darstellung von Risiken !Jegen u.a. von LEE (1986),
SANDMAN (1968), COVELLO et al, (1989) vor. SIe betreffen vor allem die Auswahl

geeigneter Rlslkoverglelche COVELLO (1989). dIe Fairness-Standards genOgen.

Checklisten bzw. Hinweise zur Bewertung von RJslko-Absch:ltzungen haben MULLEN
(1989), FISCHHOFF (1985) sowie der NATiONAL RESEARCH COUNCIL (1989) erarbei­
tet. Solche Checklisten bewerten zum einen dIe verschIedenen Unsicherheiten von
RIsikoabschätzungen (Meßfehler, methodische Annahmen und UndeutlIchkelten) so­
wie zum anderen die Qualität der Risikoabschätzungen (Ordie Entscheldungsflndung.

EARLE und CVETKOVICH (1985) haben die In(ormatlonsbedOrfnlsse zum Ansatzpunkt
Ihres "Marketing" Ansatzes der Rlslko-Kommunlkatlon gemacht - sie forgen damit der
Maxlme: " ... succass depends not how weil you seil what you have, but on how weil
you succeed ln havlng what people wlll want ..." (LEVITI, 1979, zitiert nach EARLE
und CVETKOVICH 1985). Bei der Definition von Zielgruppen spielen sowohl
motJvatlonale wie auch kognitive Voraussetzungen eine Rolle: die Informatlonsbe­
dOrfnisse und das Vorwissen. Entsprechend dieser Voraussetzungen lassen sich
Zielgruppen nach den damit verbundenen Kommunikationsaufgaben spezifizieren: (1)
Aufmerksamkeitsgewinnung und Vermittlung des Entscheidungsproblems (z.B. Sau
oder NIchtbau einer MOlfverbrennUngsanlage), (2) strukturierung des Entsehe]·
dungsproblems (Welche Konsequenzen haben die belden Alternativen und wonach
sind diese zu bewerten?), (3) Offenhalten des EntscheidUngsproblemes für neue Be­
urtellungsaspekte und (4) Beterllgung an der Entscheidung (WrEDEMANN, PETERS
und SCHÜTZ 1990). Hlnweise, wie ZIelgruppen erreicht werden können. g1bt

CALLAGHAN (1989).
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Ansätze fOr den Umgang mit der Öffentlichkeit sind vor allem In den USA für die
chemische Industrie entwickelt wurden (ChemicaJ Manufactores Assoclation 1988,
Amerlcan Chemlcal Soclety 1988. HANCE et al. 1987). Dabei stehen Fragen wie
Etablierung von Beziehungen, die EInbeziehung der Öffentlichkeit in die
Entscheldungsflndung sowie der Konfllktmittlung Jm Vordergrund. Sie werden In
Form von Manualen und Trainfngsprogrammen vertrieben und sollen EntscheJ­
dungsträgern In Verwaltung und Unternehmen helfen, Probleme der Risiko-Kommu­
nikation besser zu bewältigen. Ober den Wert solcher Hilfen wird gestritten (EARLE
und CVETKOVICH 1988); vor allem aber deren Praxisrelevanz In schwierigen Korn­
munikationssituationen. Unbestreitbar Ist aber, daß sie eine erste Orientierung in
Bezug auf die Probleme ermöglichen, die bel der Risiko-Kommunikation zu erwarten
sind.

Von Selten der Risiko-Kommunikatlonsforschung wird das Problem der GlaubwQr­
dlgkelt besonders betont, und es werden auch einige Hinweise gegeben, wie damit
umgegangen werden soll (siehe COVELLO and ALLEN 1988, RENN und LEVINE 1988).
Herausgestellt wird, daß es nicht ausreicht, um Vertrauen und Glaubwordigkelt zu
werben. Die Mittel sollten sich vielmehr nach der Art der vorliegenden Probleme
richten: Bel Ermessensproblemen - hier geht es vor allem um Bewertungsfragen, die
Verfahren der RIsikoabschätzung betreffen37 -sInd neben Kompetenz auch Fairness
und Offenheit von Bedeutung. Bet Wert- und moralischen Problemen geht es vor
allem um den Versuch. Verständnis für die verschiedenen Wertvorstellungen und
unterschiedlichen Weltbilder zu finden (BECKER 1989).

Insgesamt nehmen In den USA, aber auch in Europa Arbeiten zur Rislko-Kommu­
nikationsforschungstark zu. Theoretische Analysen und Konzepte sind Jedoch nach
wie vor häufiger als praktische Anwendungen und diese werden ihrerseits sehr sei­
ten evaluiert. Die von Rlsiko-Kommunikatlonsprogrammen angestrebten Verbesse­
rungen werden aber nicht per se erreicht (KASPERSON und ROHRMANN 1989). Die
Bewertung von Risiko-Kommunlkatfon Ist deshalb notwendig, um auf dem Wege der
empirIschen überprClfung die Wirksamkeit von Strllteglen und Verfahren zu ermitteln.
Beispiele hlerfür sind Untersuchungen zum Einfluß von versohledenen Darstellungs­
formaten auf die RisikobeurteIlung von Radon und Asbest (EPA 19ß8, SMITH et al,
19B7 und WEINSTEIN et al. 1989). .

6. Gemeinsamkeiten und 'Unterschiede von Strategien der
Risiko-Kommunikation in den betrachteten Technikfeldern

Strategien der Risiko-Kommunikation In den hier betrachteten Technikfeldern wei­
sen eine Reihe von Gemeinsamkeiten. aber auch Unterschieden auf, dielm weiteren
erörtert werden sollen. Daran schließt sich die Frage an, welche Faktoren einen
Einfluß auf dIe Strategien der Risiko-Kommunikation haben und welche Konse­
quenzen für die werteresozlalwissenschaftllche Forschung .zu ziehen sind.

37 siehe dazu dIe Unterscheidung von Ebenen, die die Darstellung von Risiken betreffen
(Tabelle 4) .
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Gemeinsamkeiten finden sich vor allem Im HInblick auf (1) die Dominanz bestImmer
Strategleoptlonen, (2) dIe VerWendung ähnlicher Strategien aufgrund .!lhnllcher
d:rnfflktkonstellatlOnen, (3) die Ziele,' ('H die gesellschaftlichen Rahmenbedlgungen

Kommunikation sowie (5) auf den zunehmenden EInsatz von Forschung zur Ana­
lyse und Lösung von I<ommunlkatlonsproblemen.

1. In allen fOnf Feldern dominieren StrategIen, dJe daraufabzielen Informatlonsde­
flzlte zu beheben. Es wird davon ausgegangen, daß entweder WlssenslOc;.ken
oder Verständnisbarrieren vorliegen und es gllt, die subjektive RI.lko­
Einschätzung der Laien an die "objektIve" RJslkoabschätzung der Experten, un­
besehen davon, ob es sich hier um Krltlker oder BefOrworter handelt, anzu­
passen.

Zwischen den elgentIJchen Kontrahenten, IndustrIe auf der einen Selte,eOrg.r­
Inltlatlven und Umweltverbänden auf der anderen SeIte, herrschtGegnerschaft.
Daß offene Konfrontatlon vergleichsweIse selten Ist, liegt vor allem daran, daß
solches Vorgehen das Ansehen In der allgemeinen ÖffentlichkeIt schädigt. Des·
halb wird eher versucht, Ober Umwege eIgene Interessen durchzusetzen: z.e.
durch die Dlskredltlerung des Ansehens der GegenparteI, stillen Lobbyl,mus
oder gezlelter Beeinflussung von Meinungsmachern. Industrie und Behörden
bauen dabei neuerdings verstärkt auf GlaubwOrdlgkeltsstrateglen. wobei ,,. ver~

Suchen, RIsIkoprobleme zu umgehen, Indem sie Ihre SIcherheIts- und Umwelt­
Schutzanstrengungen herausstellen.

2. Oberalle TechnikfelderhInweg zeIgen sich ähnliche /(onfllktkonBtellatlDnen, die
zur Verwendung ähnlicher Strategien durch die Akteure tohren. Hier .plelen
(siehe ROHRMANN 1990) wechselseitige Zuschrelbungen eine ent.cheJdende
Rolle: Behörden und Industrie werden als BeschwIchtfger ange,ehen; UmweJl­
verbände und Medien als Angstmacher. Auf diese Stereotype wIrd dann
wechselseitig reagiert: Behörden und Industrie streben an, RI.lkodebatfen zu
versachlichen und somit die, Ihrer Auffassung nach, unbegrIJndeten Angste und
6efOrchtungen abzubauen. Umweltverbände und Borgerlnltlatlven v!r.uchen da­
gegen zu warnen und - wie sie meinen" unberechtlglen Verharmlo.un,gen ent­
gegen zu wirken. Dabei zeigt sich, daß dIe Bewefsfasfen anymmetri.ch verteIlt
sind: Warnen zeigt eher Erfolg als beschwichtigen. LUHMANN (19.66) verweist
In diesem Zusammenhang darauf, dasAngst nIcht widerlegtwerdenkann..

3. Von den meisten Akteuren wIrd RIsiko-Kommunikation insfrumenfalr.lert. Gefragt
Ist der Erfolg, d.h. der Adressat soll von der Legitimitätder Annahmen. Pläne und
Absichten des Kommunikators Oberzeugt werden. Das gUt sowohl tur die
Proponenten als auch fOr die Opponenten der Kernenergie, oer Chemie, der ln­
formatlons- und /(ommunlkationstechnologle. der Biotechnologie und bel der
KI/madebatte. Die Ansicht. daß es bel der Kommunikation Ober Risiken von
Technologien nfcht um die Durchsetzung von Standpunkten, tandem um
prozedurale Fairness gehen sollte. hat sich nIcht durchQe8~. Da' m..clrt"er~
ständllch, daß kooperative Konfflktlösungen in vielen BereIchen doch noch

vergleichsweise selten sind.
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4. Risiko-Kommunikation Ist Immer In moralische Kommunlkatlon eingelassen. Sie
Impliziert Feindbilder, ächtet Standpunkte, verweist auf Unverantwortlichkelten,
Unterlassungen oder Unruhestiftungen. Diese Besetzung des Risiko-Themas Ist
fOr alle Technikfelder charakteristisch. Damit einher geht ein Mangel an geseJl~

schaftllehen Konsensressourcen. Möglichkeiten der Konsensflndung bel Ausein­
andersetzungen Ober technische Risiken sind begrenzt, denn Ober Werte läßt
sich nicht verhandeln und Kompromisse bel unterschledJlchen Präferenzen sind
selten. ARROW hat bereits 1951 ein UnmöglIchkeitstheorem einmütiger Ent­
scheidungen formuliert. ARROW weist damit nach, daB sich Werte- und lnteres­
seni:llfferenzen nicht konsensuell lösen lassen, sondern die Anwendung des
Mehrheitsprinzips erfordern.

Weiterhin sind die Verfahren zu Entscheidungen über Technologlen, wIe z.B,
.Planfeststellunqsverfahren, festgelegt, der Spielraum für kooperative Entschel~

dungsflndungen In der BR Deutschland Ist deshalb gering und nicht ohne
weiteres erwelterbar.

5. Sozialwissenschaftliehe Forschung zur Analyse von Problemen und zur Ermitt­
lung von geeigneten Kornmunlkatlonsverfahren ist in allen hier betrachteten
Technikfeldern anzutreffen, wenn auch In unterschiedlichem Ausmaß. Auffallend
ist, daB das prinzipiell verfügbare Wissen In der Praxis der Rlslko-Kommunlkatlon
nur unzureichend genutzt wird. Vlelfa,ch existieren falsche Annahmen und Über­
zeugungen, werden kontraproduktive Strategien eingesetzt und unrealistische
Ziele verfolgt. Die Implementation von Verfahren zur Verbesserung der RIsIko­
Kommunikation macht - Jedenfalls In der BundesrepublIk Deutschland - Schwie­
rigkeiten. Dies mag zum einen daran liegen, daß die Rlslko-Kommu­
nikatlonsforschung Ihre eigene Sichtwelse darüber mitbringt, was als
Verbesserung gelten kann, und diese nicht an der Durchsetzung bestimmter
partikulärer Interessen einzelner Akteure orientiert Ist. Zum anderen Ist die
Rezeption von Forschungsergebnissen auf Seiten von potentiellen Anwendern
nicht ausreichend, da dIe Informationskontakte zwischen Forschung und Anwen-
dern noch unzureichend sind. '

Unterschiede der Rlsiko-Kommuniktlon In den Technikfeldern sind bedingt durch (1)
die Konfliktschärfe, die den Umfang der Risiko-Kommunikation beelnflußt sowie die
Anwendbarkeit spezifischer Strategien festlegt, (2) den politischen und symbolischen
Bedlngungskontexf, der dle Ausgestaltung der Strategien beelnflußt sowie (3) tach­
nikspezlflsche Problemlagen, die Schwerpunkte der RisIko-Kommunikation bestim­
men.

1. Rlalko-Kcmrnunlkatlon findet zur Zelt vor allem In den Bereichen der Kernenergie
und der Chemie statt. Weitaus weniger werden Risiken In der Informatlons- und
Kommunlkatlonstechnologle thematisiert, ähnliches gilt, wenn auch nicht Im
gleichen Ausmaß fOr dleKlimaproblematlk. Die Biotechnologie nimmt elne
MittelsteIlung ein. Die Kernenergie hat zwar bel der Entwicklung des Problem­
feides "Kcrnrnunlkatlon Ober RlslkenH eine Pfadfinderrolle gespielt,
kommunikative Auseinandersetzungen besitzen aber längst nicht mehr das Aus-
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maß und die Schärfe, wie noch vor 10 Jahren. Dagegen hat Im Bereich der Che­
mie die Auseinandersetzung zugenommen.

Offensichtlich haben RIsikothemen elnen L.ebenslauf, und der Einsatz von Korn­
munlkatlonsmltteln zur Klärung bzw, EntscheidungsfIndung Ist auf eine be­
stimmte Phase bzw. auf eInem Bereich beschränkt, wenn der ProbJemdruck groB
genug Ist und noch keine anderen technischen, politischen bzw. gesetzlichen
Regelungen - als Alternative zu KommunikationsaktIvitäten - vorliegen.

Ein zu hoher Problemdruck, verbunden mit einer Morallslerung der jeweiligen
Positionen verhindert Jedoch den Einsatz von kooperativen Konfllktlösung88tra~
teglen. Das beweist die Rlslko-Dabatte um die Kernenergie, wo Konfllktmllt­
lungen nicht mehr oder kaum noch möglich sind. Ein geringer Problemdruck, wie
z.B, bel der lnforrnatlons- und KommunikatIonstechnologie, läßt RisIko-Kommu­
nikation als unnötig erscheinen.

2. In welcher Welse ein Technikfeld sich als RIsikothema entwickelt und mit
welchem Erfolg Rlslko-Kommunlkatlons-Strateglen rechnen können, Ist außer­
dem von verschiedenen Bedingungen abhängig. Zu den wlchtfgsten zählen der
KonflIktwert, die AnschlußmöglIchkeit an grundlegende SlcherheltsbedllrfnlSle.
der Symbolwert. sowie das Vorhandensein von technischen Alternativen. Dlsss
Bedingungs- kcnstellattonan sind In den hIer betrachteten Technikfeldern unter­
schiedlich. Ein hoher polJtlscher KonfJIktwert wie bel der KernenergIe und der
Gentechnologie fahrt dazu, daß zusätzlich Strellthemen und Problemeangelagert
werden können, die eigentlich nicht Inhaltlich mit der Technik als solcher zu­
sammenhängen; wie z.B, Verteilung von Macht und Einflußnahme zwischen
verschIedenen politlschen Gruppierungen, Profll/erung von Randgruppen oder
Festhalten an EntscheidungsprivIlegien. Sind grundlegende SlcherhellsbedOrf­
nisse Im Spiel, erweitert sich eInerseits die AnschluBmögUchkelt für moralfsche
Argumente, andererseits verlieren technische Expertisen (z.B. probabllJltlsche
RIsikoanalysen) an Kraft. Schäden. die Leben und Gesundheit direkt tangieren,
wie bei möglichen kerntechnischen störfällen, werden höher gewichtet al.
soziokulturelle Veränderungen, die von der Informations- und Kommunlkatlon.­
technologie bewirkt werden können. Der Symbolwert einer Technologie reduziert
die Komplexität von Risikothemen. er macht elaborierte Strategien - wie etwa
Trade-offs zwischen verschiedenen technischen OptIonen ~ schwerer. Außerdem
erschwert er eine differenzierte Diskussion der In den Feldern jeweII. vorhan­
denen Elnzeltechnfken. So geht es In der Kernenergie um generelle Themen. wIe
die Entsorgung, die Endlagerung, die Störanfälligkeit, ohne daß die unter.chled­
lichen technischen Varianten berOckslchtigt werden. In der DlskuSllon um die
Informatlons- und Kommunikatlonstechnologlen Ist eine solche Reduktion auf

"den Computer" nicht gegeben.

3. Weitere Unterschiede In Bezug auf die Risiko-Kommunikation In den betrachteten
Technikfeldern resultieren daraus, daß unter das Konzept "'Risiko'" jeweiI. unter­
schiedliche Inhaltliche Problemlagen gefaBt werden (vergl. Jungermann 1990).
1m Kern handelt es sich dabei um unterschiedliche Schadensarten: Belastungen,

mögliche Schadenserefgnisse und hypothetische Gefahren.
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Belastungen beziehen sich auf Frelsetzung von Stoffen bzw. Auftreten von Erelg~

nissen, die als solche (a) eine schädigende Wirkung haben und die (b) faktisch
auch nachgewiesen werden können. Es ist nicht strittig, daß es sich um Noxen
handelt, der Konflikt bezieht sich vielmehr auf die Bewertung der DosIs­
WIrkungsbeziehungen. Im Mittelpunkt der Risiko-Kommunikation stehen deshalb
Grenzwerte. Beispielhaft zeigt sich das an der Risiko-Diskussion In der Chemie
und bel der Diskussion von NIedrigstrahlung im Kernenergiebereich. Mögliche
Schadensereignisse beziehen sich auf seltene, aber kritische Ereignisse, wie
Störfälle und Unfälle. Hierbei kommt der Begriff der Wahrscheinlichkeit Ins Spiel.
Risiko-Kommunikation fokussiert deshalb auf die Frage "WIe sicher Ist sicher
genug?", bzw. welche Ereignisse auf der WahrscheinlIchkeitsskala noch oder
nicht mehr betrachtet werden sollen. Dies Ist vorrangig bel der Kernenergie der
Fall; Störfälle sind zwar auch fCIr die Chemie und die Gentechnologie relevant,
allerdings haben sich in diesen beiden Feldern probabilIstische RIsikoanalysen
noch nicht durchgesetzt. Hypothetische Gefahren betreffen Ereignisse oder
Entwicklungen, deren Eintreten nicht sicher vorhergesagt, aber auch nicht völlig
ausgeschlossen werden kann. Sie liegen im Bereich des Denkbaren. Die Be~

trachtunq von hypothetischen Gefahren steht Im Mittelpunkt der Klimadebatte,
sie spielt aber auch bel der Kernenergie und der I&K-Technologie eine ent­
scheidende Rolle.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß Risiko-Kommunikation, einmal In Gang
gesetzt und durch kritische Ereignisse verstärkt, sich In Abhängigkeit von dem svm­
bolwert, dem pollttschen Konfl1ktwert und' dem Bezug zu grundlegenden slcher­
heltsbedOrfnissen entwickelt. Risiko-Kommunikation wird dabei von den rechtlichen
Rahmendlngungen begrenzt. Die Wahl einer Strategie hängt ab,

•

•

•

•

vom parzlplerten gesellschaftlichen Problemdruck bzw. dem wahrgenommenen
Handlungsbedarf,

von der Problemeinsicht der Akteure, Ihren Problemlösegewohnheiten und stra­
tegischen Zielsetzungen,

der Stellung des Themas im Lebenszyklus, d.h, ob moralische Thematlslerung
so stark geworden Ist, daß diskursive Argumentation nicht mehr möglfch er­
scheint, und schließlich

welche inhaltlichen Schwerpunkte für ein Thema dominant sind: Schädigungen,
Gefahrenpotentiale oder hypothetlsche Gefahren.

7. Ausblick für die Forschung zur Risiko-Kommunikation

FOr die weitere Forschung ergeben sich aus der hier vorgenommenen Analyse von
Strategien der Rislko.;.Kommunlkatlon und Ihrer Probleme folgende Schwerpunkte:

1. Inhaltlich sollten Rlsiko-Kommunlkatlonsstrateg[en stärker auf die verschiedenen
Themenschwerpunkte hin differenziert werden. Das bedeutet, genauer zwischen
den Problemen und Bedingungen der Kommunlkatlon Ober Grenzwerte. Ober



WahrscheinlIchkelten und kritische Ereignisse sowie aber UndeutHchkelten von
hypothetischen Gefahren zu unterscheIden.

2. Die Forschung zur Risiko-Kommunikation sollte stärker als bislang die be­
grenzten Konsensressourcen bel Konflikten um riskante Technologie" In Rech­
nung stellen. Anstatt KonsensmöglIchkeiten bel Auseinandersetzungen zu ver­
sprechen, wäre es realistischer, auf einen besseren gesellschaftlichen Umgang
mit dem Dissens hin zu orientieren.

3. Rlslko-Kommunlkatlonsforschung sollte deshalb Im stärkeren Maße
Implementatlonsbedlngungen untersuchen und erkunden, welche strukturellen,
organisatorischen und InformatlonelJen Barrieren einer Verbesserung der Infor­
mation und der Entscheldungsflndung aber riskante Technologlen entgegenste·
hen,

4. Dabei kommt es vor allem darauf an, nicht nur EInzeiaspekte der Auseinander­
setzung um technische Risiken zu untersuchen und dementsprechend eng ge­
faßte LOsungsansätzezu entwickeln, sondern größeres GewIcht auf die
exemplarische Erprobung von neuen Möglichkeiten der KonflIktaustragung zu

legen.

5. Das bedeutet auch, Im stärkeren Maße Strategien der Risiko-Kommunikation zu
evaluieren, um Wissen Ober Umfeldbedingungen zu gewinnen, die Ober Erfolg

oder MIßerfolg von Risiko-KommunIkation entscheiden.

Forschungen zur Risiko-Kommunikation betreffen grundlegende gesellschaftliche
Fragen der Industrtegesellschaft, fOr die Lösungen noch lange nicht In Sicht sind.
Deshalb kann sozialwlssenschaftJlche Forschung sich nicht In der Ausgrenzung und
Behandlung von Tellproblemen erschöpfen, für die sie Ober wissenschaftlichen Be-

arbeltungsroutlnen vertagt.
Das heißt nicht, daß Untersuchungen zur Verbesserung der Verständlichkeit von
Risiko-Aussagen, zur Verdeutlichung von Wahrschelnllchkelten oder zur Angemes­
senheit von RisikovergleIchen nicht durchgefOhrt werden sollten. Wichtiger sind je­
doch Arbeiten die das Problemfeld "Risiko-Kommunikation" erkunden, es angemes­
sen strukturleren und so dafOr sorgen, daß nicht von einseitigen Orientlerungen

ausgegangen wird.

Der Ertrag der Analysen zu den Problemen, den Akteuren und zu den Strategien d~r
Risiko-Kommunikation sollte deshalb auch genutzt werden. um Tellratlonalitäten. wIe
die kommunikative Verständigung bei RIsikodebatten, In Bezug auf das zugrundeJle·
gende gesamtgesellschaftlIche Steuerproblem zu verorten. damit die verfOgbaren

Verständigungspotentiale realistIsch eingeschätzt werden können.

Forschung zur Rlsiko-Kommunlkatlon sollte sich dabei nicht von Sympathfe~edkun.
b andeten Bezugspunkt zu fln en,

dungen leiten lassen. Vielmehr gilt es eInen egr d I
wozu Theorien zur Steuerung differenzierter, aber funktional aufe/nan er angew e--

sener Teilsysteme der Gesellschaft dienen können (LUHMANN 1984):
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Das MUT~Forschungsprogramm

DIe Programmgruppe "Mensch, Umwelt, Technik'" (MUT) beschäftigt sich mit eInem
der grundlegenden Probleme der modernen Industriegesellschaft: dem
Konsensverlust bel der Entwicklung und dem Einsatz neuer Technologien In der Ge­
sellschaft. Ziel von MUT Ist es, zur Verbesserung des gesellschaftlichen Dialoges
Ober WIssenschaft und Technik beIzutragen.

Das Forschungsprogramm von MUT umfaBt zwei Schwerpunkte: Konzepte der
Technikbewertung sowie Risiko-Kommunikation. Im Bereich Technfkbewertung geht
es um dIe Analyse und Bewertung von Konzepten und Verfahren der
Technikbewertung, wie z.B, RIsikoanalyse, Technikfolgenabschätzung und Umwelt­
verträglichkeltsprOfung, sowie um eInzelne SchJOssefbegrlffe, z.B, das Grenzwert­
konzept. MUT zIelt darauf ab, Wege und Möglichkeiten zu erkunden, wie Verfahren
der Technikbewertung der Öffentlichkeit verständlich gemacht werden können, wei­
che versohledenen Alternativen es bel der Technikbewertung gibt, was diese zu lei­
sten vermögen und welche Grenz.en sie haben. Auf drese Werse sollen dIe Voraus­
setzungen geschaffen werden, um aktiv in die Diskussion um Technik eingreifen zu
können.

DarOber hinaus werden mit dem F&E-Programm "RisIko-Kommunikation'" Bedin­
gungen und Schwierigkeiten der Kommunikatfon aber technologische RIsiken analy­
siert und StrategIen zur Verbesserung der KommunIkation entwlckalt. in diesem Be~

reich konzentrIert slcn MUT u.a, auf die Analyse des RIslkoNerständnlsses
verschiedener sozialer Gruppen und geseJlschaftlicher Institutionen In verschiedenen
Technikfeldern, die Rolle der Medien bel Risiko-Kontroversen sowie auf Fragen der
GlaubwOrdlgkelt von Industrie, Behörden und wissenschaftlichen Instituten bel der
VermIttlung von Rlslko-Intorrnatlonen. Von besonderer Bedeutung slnd dabei Ansät­
ze zur kooperativen KonflIktlösung, die am Beispiel der Standortplanung von
entsorgungswIrtschaftlIchen Anlagen erprobt werden sollen.

Inhaltlich orientiert sich das Forschungsprogramm an den Brennpunkten der gesell­
schaftlichen Technikkontroverse sowie an solchen Technlk- und WIssenschaftsbe­
reiche, die von der KFA In der Forschung vertreten werden, wIe z.s. dIe Klimapro­
blematIk, die AbfaJlentsorgung, die BiotechnologIe und die EnergietechnIk.
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